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Roman Johannes Reusch (AfD) . . . . . . . . . . . . . . 15885 D
Alexander Hoffmann (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . 15886 B

Tagesordnungspunkt 13:
Antrag der Abgeordneten Karsten Hilse, Marc 
Bernhard, Andreas Bleck, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der AfD: Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses zu exter-
nen Beratungsleistungen im Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit
Drucksache 19/15068 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15887 D
Karsten Hilse (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15888 A
Dr. Patrick Sensburg (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . 15889 A
Judith Skudelny (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15889 D
Florian Pronold, Parl. Staatssekretär BMU . . . 15890 C
Ralph Lenkert (DIE LINKE) . . . . . . . . . . . . . . . . 15891 C
Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . 15892 C
Karsten Hilse (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15893 C
Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . 15894 A
Alexander Throm (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . 15894 B
Carsten Träger (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15895 C

Zusatzpunkt 10:
Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktio-
närsrechterichtlinie (ARUG II)
Drucksachen 19/9739, 19/10507, 19/15153 . . . 15896 C

in Verbindung mit

Zusatzpunkt 11:
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Recht und Verbraucherschutz
– zu dem Antrag der Abgeordneten Reinhard 

Houben, Michael Theurer, Grigorios 
Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP: Aktionärsrechte stär-
ken und Vertragsfreiheit achten

– zu dem Antrag der Abgeordneten Kerstin 
Andreae, Anja Hajduk, Dr. Danyal Bayaz, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Manager-
gehälter am langfristigen Unterneh-
menserfolg orientieren

Drucksachen 19/8269, 19/8282, 19/9299 
Buchstabe a und Buchstabe c . . . . . . . . . . . . . . . . 15896 D
Dr. Eva Högl (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15896 D
Fabian Jacobi (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15898 A
Dr. Heribert Hirte (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . 15898 D
Reinhard Houben (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15900 A
Gökay Akbulut (DIE LINKE) . . . . . . . . . . . . . . . 15900 D

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . 15901 B

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . 15902 A

Tagesordnungspunkt 23:
a) Zweite und dritte Beratung des von der 

Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Regelung der Wert-
grenze für die Nichtzulassungsbe-
schwerde in Zivilsachen, zum Ausbau 
der Spezialisierung bei den Gerichten 
sowie zur Änderung weiterer zivilpro-
zessrechtlicher Vorschriften
Drucksachen 19/13828, 19/15167 . . . . . . . . . 15903 B

b) Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Recht und Verbraucher-
schutz
– zu dem Antrag der Abgeordneten Katrin 

Helling-Plahr, Stephan Thomae, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der FDP: 
Nichtzulassungsbeschwerde auch bei 
kleinen Streitwerten zulassen – Wert-
grenze bei der Nichtzulassungsbe-
schwerde wieder abschaffen

– zu dem Antrag der Abgeordneten 
Stephan Thomae, Katrin Helling-Plahr, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der FDP: 
Zivilprozesse modernisieren – Für 
ein leistungs- und wettbewerbsfähiges 
Verfahrensrecht

– zu dem Antrag der Abgeordneten Katja 
Keul, Dr. Manuela Rottmann, Luise 
Amtsberg, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Zivilprozess im 21. Jahrhun-
dert – Verfahren und Abläufe effektiv 
gestalten

– zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Manuela Rottmann, Katja Keul, 
Oliver Krischer, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Zivilprozess im 21. Jahr-
hundert – Strategischer Verhinde-
rung der Revision entgegenwirken

Drucksachen 19/14038, 19/14037, 
19/14028, 19/14027, 19/15167 . . . . . . . . . . . . 15903 C

Dr. Johannes Fechner (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . 15903 D

Jens Maier (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15904 D

Alexander Hoffmann (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . 15905 C

Katrin Helling-Plahr (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15906 C

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE) . . . . . . . . . 15907 A

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . 15907 D

Dr. Heribert Hirte (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . 15908 C
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Tagesordnungspunkt 16:
a) Antrag der Abgeordneten Sevim 

Dağdelen, Heike Hänsel, Michel Brandt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE sowie der Abgeordneten Katja 
Keul, Agnieszka Brugger, Katharina 
Dröge, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Lücken bei der Rüstungsexportkontrol-
le schließen – Kontrollpflicht für die 
technische Unterstützung von Rüstungs-
produktion erweitern, Rüstungsexport-
kontrolle auch bei kritischen Unterneh-
menserwerben und -beteiligungen im 
Ausland einführen
Drucksache 19/14917 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15910 A

b) Antrag der Abgeordneten Stefan Liebich, 
Matthias Höhn, Heike Hänsel, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LIN-
KE: Militärische Zusammenarbeit mit 
Saudi-Arabien umgehend beenden
Drucksache 19/11236 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15910 B

c) Antrag der Abgeordneten Stefan Liebich, 
Heike Hänsel, Michel Brandt, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE: 
Weitere Aufrüstung Algeriens stoppen
Drucksache 19/10291 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15910 B

d) Antrag der Abgeordneten Sandra Weeser, 
Michael Theurer, Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP: Systematisches 
Wissen über die Folgen von Rüstungs-
exporten erarbeiten – Deutscher Rüs-
tungsexportpolitik einen Kompass ge-
ben
Drucksache 19/7457 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15910 C

e) Antrag der Abgeordneten Katja Keul, 
Dr. Franziska Brantner, Margarete Bause, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Deutsch- 
französisches Abkommen im Rüstungs-
bereich – Einschränkungen in der deut-
schen Exportkontrolle verhindern
Drucksache 19/15077 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15910 C

f) Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Wirtschaft und Energie
– zu dem Antrag der Abgeordneten Sevim 

Dağdelen, Heike Hänsel, Michel Brandt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE: Exporte von Kriegswaf-
fen und sonstigen Rüstungsgütern 
nach Ägypten stoppen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Sevim 
Dağdelen, Heike Hänsel, Michel Brandt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE: Keine Waffen an Kon-
fliktparteien – Rüstungsexporte an 
Indien und Pakistan stoppen

Drucksachen 19/10152, 19/14151, 
19/15165 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15910 D

in Verbindung mit

Zusatzpunkt 12:
Antrag der Abgeordneten Sevim Dağdelen, 
Heike Hänsel, Michel Brandt, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE: 
Rüstungsexporte stoppen – Missbrauch 
der europäischen Friedensidee verhindern
Drucksache 19/15048 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15910 D
Sevim Dağdelen (DIE LINKE) . . . . . . . . . . . . . . 15911 A
Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . 15912 A
Hansjörg Müller (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15913 B
Frank Junge (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15914 C
Sandra Weeser (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15915 C
Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . 15916 C
Bernhard Loos (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . . 15917 C
Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . 15918 C
Gisela Manderla (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . 15919 B

Tagesordnungspunkt 19:
a) Zweite und dritte Beratung des von der 

Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Umsetzung der Ände-
rungsrichtlinie zur Vierten EU-Geld-
wäscherichtlinie
Drucksachen 19/13827, 19/15163 . . . . . . . . . 15920 C

b) Beschlussempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses zu dem Antrag der Abge-
ordneten Fabio De Masi, Jörg Cezanne, 
Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion DIE LINKE: Masterplan ge-
gen Geldwäsche – Finanzkriminalität 
bekämpfen
Drucksachen 19/11098, 19/15163 . . . . . . . . . 15920 D

Dr. Jens Zimmermann (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . 15920 D
Stefan Keuter (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15921 C
Sepp Müller (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15922 C

Pascal Meiser (DIE LINKE) . . . . . . . . . . . . . . . 15923 B
Dr. Florian Toncar (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15924 A
Fabio De Masi (DIE LINKE) . . . . . . . . . . . . . . . . 15924 D
Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15925 C
Metin Hakverdi (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15926 B
Alexander Radwan (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . 15926 D

Tagesordnungspunkt 18:
a) Beschlussempfehlung und Bericht des 

Ausschusses für Ernährung und Landwirt-
schaft zu dem Antrag der Abgeordneten 
Stephan Protschka, Thomas Ehrhorn, 
Franziska Gminder, weiterer Abgeordneter 
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und der Fraktion der AfD: Den Einsatz 
chemischer Pflanzenschutzmittel wirk-
sam reduzieren
Drucksachen 19/7429, 19/8462 . . . . . . . . . . . 15928 B

b) Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Ernährung und Landwirt-
schaft zu dem Antrag der Abgeordneten 
Stephan Protschka, Dr. Axel Gehrke, Kay 
Gottschalk, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD: Förderung einer ge-
sundheitsbewussten Ernährung – Besse-
re Kennzeichnungspflichten, hochwer-
tigeres Schulessen, keine EU- 
Ausschreibungspflicht
Drucksachen 19/7033, 19/13639 Buch-
stabe a . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15928 C

c) Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Ernährung und Landwirt-
schaft zu dem Antrag der Abgeordneten 
Thomas Ehrhorn, Peter Boehringer, 
Stephan Brandner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD: Verbot von 
Tierexporten aus Deutschland – Insbe-
sondere in Nicht-EU-Länder, bei nicht 
EU-rechtskonformen Transport-, Hal-
tungs- und Schlachtbedingungen sowie 
Sicherstellung der Einhaltung der EU- 
Tiertransportvorgaben auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland und 
Ausarbeitung von geeigneten Straf- be-
ziehungsweise Ordnungswidrigkeitsvor-
schriften für Verstöße gegen die EU- 
Tiertransportvorgaben
Drucksachen 19/5532, 19/9107 . . . . . . . . . . . 15928 C

Max Straubinger (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . 15928 D
Dr. Diether Dehm (DIE LINKE) . . . . . . . . . . . 15929 B

Stephan Protschka (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15930 A
Ursula Schulte (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15931 B
Carina Konrad (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15932 B
Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE) . . . . . . . . . 15933 A
Renate Künast (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15934 A
Ingrid Pahlmann (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . 15935 A
Isabel Mackensen (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15936 A
Dieter Stier (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15936 D

Namentliche Abstimmungen . . . . . . . 15937 D, 15938 A

Ergebnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15940 D, 15944 A

Tagesordnungspunkt 12:
a) Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 

SPD: One World. One Net. One Vision. – 
Internet Governance Forum für ein of-
fenes und freies globales Netz
Drucksache 19/15059 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15938 C

b) Antrag der Abgeordneten Jimmy Schulz, 
Manuel Höferlin, Frank Sitta, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP: In-
ternet Governance langfristig denken – 
Internationale Zusammenarbeit stärken
Drucksache 19/15054 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15938 C

Tankred Schipanski (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . 15938 D
Joana Cotar (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15939 C
Dr. Jens Zimmermann (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . 15947 A
Manuel Höferlin (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15948 B
Anke Domscheit-Berg (DIE LINKE) . . . . . . . . . 15949 B
Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15950 A
Hansjörg Durz (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15950 D
Falko Mohrs (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15951 D

Tagesordnungspunkt 20:
a) Erste Beratung des von den Fraktionen 

FDP, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines 
… Gesetzes zur Änderung des Bundes-
wahlgesetzes
Drucksache 19/14672 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15953 A

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Roman Johannes Reusch, Stephan 
Brandner, Marcus Bühl, weiteren Abge-
ordneten und der Fraktion der AfD einge-
brachten Entwurfs eines … Gesetzes zur 
Änderung des Bundeswahlgesetzes
Drucksache 19/15074 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15953 A

c) Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Inneres und Heimat zu 
dem Antrag der Abgeordneten Albrecht 
Glaser, Tobias Matthias Peterka, Thomas 
Seitz, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD: Wahlrechtsreform jetzt – 
Bundestag auf eine definitive Mandats-
zahl verkleinern
Drucksachen 19/14066, 19/15133 . . . . . . . . . 15953 B

Dr. Stefan Ruppert (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15953 B
Ansgar Heveling (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . 15954 B
Albrecht Glaser (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15955 B
Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD) . . . . . . . . . 15956 C
Friedrich Straetmanns (DIE LINKE) . . . . . . . . . 15958 C
Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15959 C
Michael Frieser (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . . 15960 C
Axel Müller (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15961 C

Tagesordnungspunkt 17:
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD: Kinder weltweit schützen – Ausbeute-
rische Kinderarbeit verhindern
Drucksache 19/15062 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15963 A
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Dr. Bärbel Kofler (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15963 B
Ulrich Oehme (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15964 A
Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU) . . . . . . . . . 15965 A
Till Mansmann (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15966 B
Dr. Sascha Raabe (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15967 B
Dr. Georg Kippels (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . 15968 B

Tagesordnungspunkt 22:
Antrag der Abgeordneten Cornelia Möhring, 
Doris Achelwilm, Gökay Akbulut, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE: 
Gewalt an Frauen und Mädchen systema-
tisch bekämpfen – Grundlagen zur erfolg-
reichen Umsetzung der Istanbul-Konven-
tion schaffen
Drucksache 19/14380 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15969 C
Cornelia Möhring (DIE LINKE) . . . . . . . . . . . . . 15969 C
Sylvia Pantel (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15970 C
Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD) . . . . . . . . . . . 15971 D
Gülistan Yüksel (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15973 B
Nicole Bauer (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15974 B
Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 15975 A

Tagesordnungspunkt 14:
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD: ESA-Ministerratskonferenz 2019 – 
Satellitengestützte Erdbeobachtung intensi-
vieren, Europas Rolle im All stärken, natio-
nales Raumfahrtprogramm aufwerten
Drucksache 19/15060 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15976 A

in Verbindung mit

Zusatzpunkt 13:
Antrag der Abgeordneten Reinhard Houben, 
Michael Theurer, Thomas L. Kemmerich, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP: 
Horizonte erweitern – Tempo für die Raum-
fahrt
Drucksache 19/15056 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15976 A
Thomas Jarzombek (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . 15976 B
Frank Magnitz (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15977 C
Johann Saathoff (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15978 B
Reinhard Houben (FDP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15979 C
Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . 15980 B

Tagesordnungspunkt 15:
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD: Nachhaltige Mobilitätsforschung für 
die Zukunft – Innovativ, technologieoffen, 
ressortübergreifend
Drucksache 19/15061 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15982 A

Sybille Benning (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . 15982 A
Wolfgang Wiehle (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15983 B
Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15984 C

Tagesordnungspunkt 24:
Antrag der Abgeordneten Kai Gehring, Katja 
Dörner, Margarete Bause, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 30 Jahre UN-Kinderrechtskon-
vention – Kinderrechte weltweit schützen 
und verwirklichen sowie internationales 
Engagement verstärken
Drucksache 19/13553 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15985 C
Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . 15985 D
Jürgen Braun (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15986 C
Frank Heinrich (Chemnitz) (CDU/CSU) . . . . . . 15988 B

Tagesordnungspunkt 21:
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Kultur und Medien zu dem Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD: Bun-
desprogramm „Jugend erinnert“ – Wis-
sensvermittlung über Wirkung und Folgen 
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127. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019

Beginn: 9.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte 

nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet.

Ich gratuliere vor Eintritt in die Tagesordnung nach-
träglich dem Kollegen Martin Hebner zu seinem 60. Ge-
burtstag. Alle guten Wünsche im Namen des ganzen Hau-
ses!

(Beifall)
Dann müssen wir eine Reihe von Wahlen durchführen.

Als Mitglieder des Beirats der Schlichtungsstelle für 
den öffentlichen Personenverkehr schlägt die Fraktion 
der CDU/CSU den Kollegen Sebastian Steineke, die 
Fraktion der SPD den Kollegen Detlef Müller und die 
Fraktion der AfD den Kollegen Wolfgang Wiehle vor. 
Sind Sie mit den Vorschlägen einverstanden? – Das ist der 
Fall. Dann sind die genannten Kollegen als Mitglieder des 
Beirats gewählt.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schlägt zur Be-
setzung des Ausschusses nach Artikel 77 Absatz 2 des 
Grundgesetzes – das ist der Vermittlungsausschuss – vor, 
für die Kollegin Katrin Göring-Eckardt den Kollegen 
Dr. Anton Hofreiter als stellvertretendes Mitglied zu 
wählen. – Dem stimmen Sie auch zu. Dann ist auch das 
so beschlossen. Herr Kollege Hofreiter, ich gratuliere 
Ihnen zur Wahl als stellvertretendes Mitglied des Vermitt-
lungsausschusses.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Des Weiteren schlägt die Fraktion der SPD vor, als 
Mitglied des Stiftungsrats der Deutschen Härtefallstif-
tung den Kollegen Dr. Eberhard Brecht für den Kol-
legen Josip Juratovic zu wählen. – Auch damit sind Sie 
einverstanden. Herr Kollege Dr. Brecht ist damit als Mit-
glied des Stiftungsrats gewählt.

Schließlich schlägt die Fraktion der SPD vor, die Kol-
legin Ingrid Arndt-Brauer für die Kollegin Sarah 
Ryglewski als stellvertretendes Mitglied des Verwal-
tungsrates bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht zu wählen. – Auch dem stimmen Sie zu. 

Dann ist die Kollegin Arndt-Brauer als stellvertretendes 
Mitglied des Verwaltungsrats gewählt.

Für die heutige 127. und die morgige 128. Sitzung 
konnte zwischen den Fraktionen im Ältestenrat keine Ta-
gesordnung vereinbart werden. Die Fraktion der AfD hat 
dem Vorschlag der anderen Fraktionen widersprochen. 
Ich habe daher den Bundestag mit der vorgeschlagenen 
Tagesordnung einberufen. Nach § 21 Absatz 3 der Ge-
schäftsordnung ist für die Genehmigung der Tagesord-
nung ein Plenarbeschluss erforderlich.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die noch zu be-
schließende Tagesordnung um die in der Zusatzpunkte-
liste aufgeführten Punkte zu erweitern:

ZP 1 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Direktzahlungen- 
Durchführungsgesetzes

Drucksachen 19/13960, 19/14385, 19/14495 
Nr. 5

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Ernährung und Landwirtschaft (10. Aus-
schuss)

Drucksache 19/14745

ZP 2 Dritte Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Energiewirtschaftsgesetzes zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2019/692 des 
Europäischen Parlamentes und des Rates über 
gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbin-
nenmarkt

Drucksachen 19/13443, 19/14285, 19/14495 
Nr. 2

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)

Drucksache 19/14878

ZP 3 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
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zu dem Abkommen vom 7. November 2018 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine über Soziale Sicherheit

Drucksache 19/13449

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Arbeit und Soziales (11. Ausschuss)

Drucksache 19/14830

ZP 4 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Umweltauditgesetzes, des 
Atomgesetzes, des Standortauswahlgesetzes, 
der Endlagervorausleistungsverordnung und 
anderer Gesetze und Verordnungen

Drucksachen 19/13439, 19/14379

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit (16. Ausschuss)

Drucksache 19/14847

(siehe 126. Sitzung)

Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 34)

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Errichtung der Deutschen Stiftung für En-
gagement und Ehrenamt

Drucksache 19/14977

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Sportausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Florian Toncar, Christian Dürr, Frank 
Schäffler, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Gestaltungsmissbrauch durch Share Deals 
verhindern

Drucksache 19/15053

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Dürr, Dr. Florian Toncar, Frank 
Schäffler, weiterer Abgeordneter der Frak-
tion der FDP

FinTech-Turbo – Deutschland zur europa-
weit führenden FinTech-Plattform weite-
rentwickeln

Drucksache 19/15058

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss Digitale Agenda

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Bettina Stark-Watzinger, Christian Dürr, 
Dr. Florian Toncar, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Fair Play im digitalen Wettbewerb – Für 
Gegenseitigkeit beim Zugang zu IT- 
Schnittstellen im Bereich der Zahlungs-
dienstleistungen

Drucksache 19/15057

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christine Aschenberg-Dugnus, Michael 
Theurer, Grigorios Aggelidis, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der FDP

Qualitätsorientierte Versorgung stärken – 
Pay-for-Performance-Modelle in der am-
bulanten Versorgung fördern

Drucksache 19/15055

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Marcel Klinge, Michael Theurer, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Tempo für den Tourismus

Drucksache 19/15051

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Danyal Bayaz, Anja Hajduk, Lisa Paus, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Mitarbeiterbeteiligung erleichtern – In 
Start-ups und etablierten Unternehmen

Drucksache 19/15118

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Erhard Grundl, Daniela Wagner, Anja 
Hajduk, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Clubkultur erhalten – Clubs als Kultur-
orte anerkennen

Drucksache 19/15121

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien
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Weitere abschließende Beratung ohne Aus-
sprache

(Ergänzung zu TOP 35)

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Martin Reichardt, 
Mariana Iris Harder-Kühnel, Nicole Höchst, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Sieben Prozent Mehrwertsteuer auf Artikel 
und Dienstleistungen des Kinderbedarfs – 
Steuern senken, Familien stärken

Drucksachen 19/8560, 19/13578

ZP 7 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Politisch verursachter Arbeitsplatzabbau in 
der Automobilindustrie

ZP 8 a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der 
notwendigen Verteidigung

Drucksache 19/13829

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Recht und Verbraucherschutz 
(6. Ausschuss)

Drucksache 19/15151

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Recht und Ver-
braucherschutz (6. Ausschuss) zu dem An-
trag der Abgeordneten Dr. Jürgen Martens, 
Stephan Thomae, Grigorios Aggelidis, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Für eine konsequente Umsetzung der 
PKH-Richtlinie – Recht auf Verteidigung 
ab der ersten Stunde vorbehaltlos gewähr-
leisten

Drucksachen 19/14036, 19/15151

ZP 9 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Stärkung der Verfahrensrechte von Be-
schuldigten im Jugendstrafverfahren

Drucksache 19/13837

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)

Drucksache 19/15162

ZP 10 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechte-
richtlinie (ARUG II)

Drucksachen 19/9739, 19/10507

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)

Drucksache 19/15153

ZP 11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Recht und Verbrau-
cherschutz (6. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Reinhard 
Houben, Michael Theurer, Grigorios 
Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Aktionärsrechte stärken und Vertragsfrei-
heit achten

– zu dem Antrag der Abgeordneten Kerstin 
Andreae, Anja Hajduk, Dr. Danyal Bayaz, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Managergehälter am langfristigen Unter-
nehmenserfolg orientieren

Drucksachen 19/8269, 19/8282, 19/9299 Buch-
stabe a und Buchstabe c

ZP 12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Sevim 
Dağdelen, Heike Hänsel, Michel Brandt, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Rüstungsexporte stoppen – Missbrauch der 
europäischen Friedensidee verhindern

Drucksache 19/15048

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Federführung strittig

ZP 13 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Reinhard Houben, Michael Theurer, Thomas L. 
Kemmerich, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Horizonte erweitern – Tempo für die Raum-
fahrt

Drucksache 19/15056

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

ZP 14 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Lukas Köhler, Frank Sitta, Grigorios 
Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Internationale Klimaschutzverpflichtungen 
einhalten – Die 25. Weltklimakonferenz nut-
zen, um marktbasierte Klimaschutzmechanis-
men voranzutreiben

Drucksache 19/15052
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ZP 15 Zweite und dritte Beratung des von den Abgeord-
neten Dr. Julia Verlinden, Oliver Krischer, Lisa 
Badum, weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes – EEG 2017

Drucksache 19/13517

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)

Drucksache 19/14319

ZP 16 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Kai Gehring, 
Lisa Badum, Annalena Baerbock, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Ein Forschungsrahmenprogramm im Kampf 
gegen die Klimakrise

Drucksachen 19/5816, 19/15124

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Vor den Zusatzpunkten 8 und 9 soll auf Verlangen der 
Fraktion der AfD nunmehr eine Aktuelle Stunde mit dem 
Titel „Politisch verursachter Arbeitsplatzabbau in der 
Automobilindustrie“ aufgesetzt werden. Die Tagesord-
nungspunkte 28 c und 31 b sollen abgesetzt werden.

Darüber hinaus kommt es zu den in der Zusatzpunkte-
liste dargestellten weiteren Änderungen des Ablaufs.

Schließlich mache ich noch auf mehrere nachträgliche 
Ausschussüberweisungen im Anhang zur Zusatzpunk-
teliste aufmerksam:

Der am 25. Oktober 2019 (122. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Kultur und Medien (22. Ausschuss) zur Mit-
beratung überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Verlän-
gerung des Betrachtungszeitraums für die 
ortsübliche Vergleichsmiete

Drucksache 19/14245

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Der am 25. Oktober 2019 (122. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) 
zur Mitberatung überwiesen werden:

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung der Hand-
werksordnung und anderer handwerksrechtli-
cher Vorschriften

Drucksache 19/14335

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für. Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen 
Haushaltsausschuss

Der am 25. Oktober 2019 (122. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Kultur und Medien (22. Ausschuss) und dem 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kom-
munen (24. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen 
werden:

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Errichtung der Deutschen Stiftung 
für Engagement und Ehrenamt

Drucksache 19/14336

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Sportausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Nach all dem kommen wir jetzt zur Feststellung der 
Tagesordnungen der heutigen 127. und der morgigen 
128. Sitzung mit den genannten Ergänzungen. Wer 
stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Dann ist die 
Tagesordnung gegen die Stimmen der AfD mit den Stim-
men der übrigen Fraktionen so beschlossen.

Dann rufe ich die Tagesordnungspunkte 8 a bis 8 c auf:

a) – Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Rückführung des So-
lidaritätszuschlags 1995

Drucksache 19/14103

Beschlussempfehlung und Bericht des 
Finanzausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 19/15152

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 19/15155

b) Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Christian Dürr, Dr. Florian 
Toncar, Frank Schäffler, weiteren Abgeord-
neten und der Fraktion der FDP eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur vollständi-
gen Abschaffung des Solidaritätszuschlags

Drucksache 19/14286

Beschlussempfehlung und Bericht des 
Finanzausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 19/15152

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
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Stefan Keuter, Albrecht Glaser, Kay 
Gottschalk, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Abschaffung des Solidaritätszuschlagge-
setzes

Drucksachen 19/4898, 19/15152

Über den Gesetzentwurf der Bundesregierung, den Ge-
setzentwurf der Fraktion der FDP sowie über die Be-
schlussempfehlung zu dem Antrag der Fraktion der 
AfD werden wir später namentlich abstimmen.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Auch das ist man-
gels Widerspruch so beschlossen.

Dann eröffne ich die Aussprache und erteile das Wort 
dem Bundesfinanzminister Olaf Scholz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Olaf Scholz, Bundesminister der Finanzen:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Heute ist 

ein besonderer Tag.

(Christian Dürr [FDP]: Ja! Stimmt!)

Es ist ein besonderer Tag, weil ein Gerücht, das in unse-
rem Land umgeht, dementiert wird. Das Gerücht lautet 
etwa so: Wenn eine Steuer einmal eingeführt ist, wird sie 
immer weiter bestehen bleiben, egal welcher Zweck sich 
noch dafür findet, er wird jedes Mal wieder verändert.

(Beifall bei der SPD – Christian Dürr [FDP]: 
Das bestätigen Sie mit dem Gesetzentwurf, 
Herr Scholz! Es bleibt bestehen! – Dr. Marco 
Buschmann [FDP]: Das ist so!)

Deshalb, sage ich, ist heute ein besonderer Tag, weil der 
Solidaritätszuschlag nicht für einen neuen Zweck ver-
wendet wird, wie das einige immer wieder vorgeschlagen 
haben,

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Der 11.11. war 
schon! Ist denn heute Karneval?)

sondern weil wir ihn für 90 Prozent derjenigen abschaf-
fen, die ihn heute zahlen. Wir reduzieren ihn für weitere 
6,5 Prozent.

(Beifall bei der SPD – Christian Dürr [FDP]: 
Herr Scholz, lassen Sie es!)

Das ist ein gutes Zeichen, weil es zeigt, dass wir uns an 
das halten, was wir vorher gesagt haben, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dass er für so viele abgeschafft wird und für so viele 
weitere reduziert wird, ist im Übrigen auch ein ganz wich-
tiges Zeichen,

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Eines muss 
man ihm lassen: Chuzpe hat er!)

weil es darauf hinweist, dass das, wozu wir diesen Soli-
daritätszuschlag in Deutschland erhoben haben, weit vo-
rangekommen ist, nämlich die deutsche Einheit. Bei dem, 
was wir zu finanzieren haben, sind unverändert Aufgaben 
da. Aber es ist richtig, zu sagen: Hier ist ein großes Soli-
daritätsprojekt in ganz Deutschland gestartet worden. Wir 
sind weit vorangekommen. Auch wenn wir nicht fertig 
sind: Der Soli war immer ein Zeichen dieser Solidarität. 
Deshalb ist seine heutige weitgehende Reduzierung auch 
ein Zeichen des Erfolges des Zusammenwachsens in 
Deutschland.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Bettina Stark-Watzinger 
[FDP]: Warum dann nicht abschaffen?)

Meine Damen und Herren, gleichzeitig ist es so, dass 
wir sagen: Der Solidaritätszuschlag wird nicht vollstän-
dig abgeschafft. – Dafür gibt es auch Gründe; denn die 
deutsche Einheit ist eine Aufgabe, die wir unverändert zu 
schultern haben. Da sind noch Dinge zu tun. Jeder weiß 
es. Da geht es nicht nur um die ganz große Frage der 
gleichwertigen Lebensverhältnisse, die uns ja nicht nur 
im Osten Deutschlands, sondern auch im Westen 
Deutschlands bewegt und die eine ständige Aufgabe für 
die Zukunft bleiben wird. Aber – das will ich auch sagen – 
gleichwertige Lebensverhältnisse insgesamt in Deutsch-
land zu schaffen, im Osten und Westen, ist nicht eine 
Sache, wo man sagt: „Dafür erheben wir eine Sonder-
steuer“, sondern das ist etwas, was wir machen müssen, 
weil es zu den selbstverständlichen Aufgaben einer de-
mokratischen Republik dazugehört.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was wir hier hinkriegen müssen, das ist unverändert die 
Aufgabe, dass es im Osten Deutschlands gelingt, die 
Wachstumskerne so zu stärken, dass dort das noch mög-
lich wird, was wir brauchen.

Meine Damen und Herren, aber der Solidaritätszu-
schlag wird nicht vollständig abgeschafft; das habe ich 
eingangs schon gesagt. Das ist auch ein Beitrag dazu, dass 
unser Land besser zusammenhält. Denn ein Land kann 
nicht gut funktionieren, wenn es nicht auch ein faires und 
gerechtes Steuersystem hat. Fair und gerecht heißt, dass 
diejenigen, die über besonders viele Möglichkeiten ver-
fügen, etwas zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Funktionen beizutragen, das auch mehr tun als andere. 
Deshalb sage ich: Weil da noch was zu tun ist, ist es auch 
richtig, dass diejenigen, die über hohe und sehr hohe Ein-
kommen verfügen, weiterhin den Solidaritätszuschlag 
entrichten. Es ist aus meiner Sicht das richtige Zeichen 
für das Zusammenwachsen in Deutschland.

(Beifall bei der SPD)

Vielleicht auch noch ein Hinweis, den man, finde ich, 
nicht übersehen sollte: Das, was die Verbliebenen ganz 
oder teilweise zahlen, ist fast die gleiche Summe, die die 
übrigen 90 Prozent und die teilweise entlasteten 6,5 Pro-
zent jetzt nicht mehr zahlen müssen.
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(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Das macht es 
nicht besser! – Weiterer Zuruf von der FDP: Sie 
vergessen die Sparer!)

Das ist ein Hinweis darauf, dass es in der Tat so ist, dass in 
Deutschland einige eine wirklich große persönliche wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit haben, dass sie über sehr 
hohe Einkommen verfügen.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ja! Das wird 
auch an der Stelle abgeschöpft!)

Deshalb, glaube ich, ist das auch ein Hinweis darauf, dass 
wir niemals in der Lage sein werden, das, was für 
Deutschland wichtig ist, hinzubekommen, wenn wir nicht 
darauf bestehen, dass das Steuersystem auch dazu bei-
trägt, dass diejenigen mit den hohen Einkommen das ma-
chen. Es kann nicht sein, dass wir hier noch mal richtig 
vor unser aller Augen geführt bekommen, dass es um 
weitere über 10 Milliarden Euro jedes Jahr geht, und dann 
glauben, dass man ein Steuersystem machen kann, bei 
dem es darum geht, dass diejenigen, die sehr hohe Ein-
kommen haben, ständig weiter entlastet werden.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Ständig?)

Nein, das wäre nicht richtig. Das wäre nicht gerecht. Des-
halb ist das hier der richtige Weg, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD – Dr. Marco Buschmann 
[FDP]: Ein Zerrbild!)

Dabei wird es – darüber ist sich die Regierungskoali-
tion übrigens auch insgesamt einig – nicht so sein, dass 
der Solidaritätszuschlag auf immer erhoben wird.

(Christian Dürr [FDP]: Also bleibt er doch erst 
mal! – Dr. Marco Buschmann [FDP]: Wieder-
vorlage 2050!)

Aber was wir machen, wenn die Aufgaben der deutschen 
Einheit den Solidaritätszuschlag eben nicht mehr erfor-
derlich machen, ist, eine Steuergerechtigkeitsdebatte zu 
führen. Wie die aus meiner Sicht ausgehen sollte, habe ich 
ja schon gesagt.

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Marco Buschmann [FDP]: 
Ah! Eine Wahlkampfrede!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Stefan Keuter, AfD- 

Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Guten Morgen, Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Kennen Sie noch Robert Lembke 
mit seinem heiteren Beruferaten, das bis Ende der 80er- 
Jahre in Deutschland im Fernsehen ausgestrahlt wurde? 
Er hat seine Kandidaten mit der legendären Frage belegt: 
„Welches Schweinderl hätten Sie denn gern?“; aber dazu 
komme ich gleich noch.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Fangen 
Sie mal mit Rudi Carrell an!)

In dieses Schwein kamen bei jeder nicht erratenen Frage 
fünf Deutsche Mark – eine harte Währung, die noch keine 
Negativzinsen kannte.

Er hat seine Kandidaten zu Anfang auch nach einer 
typischen Handbewegung gefragt. Wenn ich als Kandidat 
gefragt würde, dann wäre das Bedienen der Gebetsmühle 
meine Handbewegung. Seit Anfang letzten Jahres ver-
künde ich hier gebetsmühlenartig, dass der Solidaritäts-
zuschlag weg muss – sofort, und zwar für alle Bürger.

(Beifall bei der AfD)
Ich habe das immer wieder mit denselben Argumenten 
unterlegt, die bei Ihnen offensichtlich bisher auf taube 
Ohren gestoßen sind. Der Solidaritätszuschlag war nie 
zweckgebunden. Wir hatten eine Mehrbelastung in 
Deutschland durch die deutsche Einheit; der Solidaritäts-
zuschlag war aber nie zweckgebunden für den Wieder-
aufbau der mitteldeutschen Länder.

Außerdem gibt es eine Ungleichbehandlung von in-
ländischen und ausländischen Einkünften, die es in 
Deutschland nicht geben dürfte. Und – ein ganz ent-
scheidender Grund –: Er ist eine Ergänzungsabgabe. 
Der Bundesrechnungshof sagt, dass Ergänzungsabgaben 
vorübergehender Natur sein müssen und allein zur De-
ckung vorübergehender Bedarfsspitzen gedacht sind. 
Nach fast 26 Jahren kann man davon beileibe wohl nicht 
mehr sprechen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wir haben zum Thema Solidaritätszuschlag Anfang 

2018 als AfD-Fraktion den ersten Aufschlag gemacht

(Zuruf von der LINKEN)
und seitdem dieses Hohe Haus mit diesem Thema be-
schäftigt. Es haben zwei Anhörungen stattgefunden. Un-
ter anderem wurde von Ihnen Herr Professor Papier, ehe-
maliger Präsident des Bundesverfassungsgerichts, als 
Sachverständiger geladen. Ich sage Ihnen: Es ging runter 
wie Öl, dass Professor Papier unsere Bedenken an der 
Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlages über 
das Jahr 2019 hinaus teilte.

(Beifall bei der AfD)
Außerdem hat Herr Holznagel, Präsident des Bundes der 
Steuerzahler, in einer weiteren Anhörung Anfang dieses 
Monats, am 4. November, diese Bedenken noch einmal 
ausdrücklich geteilt.

Wir von der AfD sagen Ihnen: Der Solidaritätszuschlag 
muss weg, und zwar sofort und komplett. Für die halb-
garen Lösungen, dass Sie nur auf 50 Prozent, das heißt auf 
10 von 20 Milliarden Euro, verzichten wollen und 10 Mil-
liarden weiterhin erheben – liebe CDU/CSU, das ge-
schieht mit Rücksicht auf Ihren politisch todkranken Koa-
litionspartner –, haben wir kein Verständnis.

(Beifall bei der AfD)
Was wird nun passieren? Die Große Koalition wird 

dieses Gesetz durchpeitschen, und dann gibt es nur noch 
die Möglichkeit einer Normenkontrollklage. Dazu sind 
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25 Prozent der Mitglieder dieses Hohen Hauses erforder-
lich. Das Erschreckende ist, dass diese Mehrheit wahr-
scheinlich nicht zustande kommen wird. Ein Abgeordne-
ter sollte nur seinem Gewissen verpflichtet sein.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Andere wiede-
rum haben erst gar kein Gewissen! – Weiterer 
Zuruf des Abg. Christian Dürr [FDP])

Wie das bei Ihnen in der Praxis aussieht, das haben wir 
schon häufiger gesehen.

Ich möchte jeden Bürger, der den Solidaritätszuschlag 
über das Jahr 2019 hinaus zahlen muss, ermuntern, da-
gegen zu klagen, und, Herr Scholz, Ihnen rate ich aus-
drücklich, Rückstellungen in Höhe von mindestens 
10 Milliarden Euro pro Jahr zu bilden. Ich erinnere an 
die Kernbrennstoffsteuer. Hierbei wurde der Staat laut 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Juni 2017 ver-
pflichtet, wegen formeller Verfassungswidrigkeit 6,3 Mil-
liarden Euro Steuern zurückzuzahlen. Das Gleiche droht 
Ihnen mit dem Solidaritätszuschlag.

Um auf die Frage zurückzukommen, welches 
Schweinderl ich nehmen würde: Ich würde nicht das rote 
Schweinderl nehmen, es sei denn, die Rückstellung von 
10 Milliarden Euro wären darin enthalten. Ansonsten 
bleiben wir beim blauen.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Olav Gutting, CDU/ 

CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Olav Gutting (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ver-

ehrte Besucher auf den Tribünen! Lieber Herr Bundesfi-
nanzminister, es ist nicht nur ein besonderer Tag, sondern 
es ist heute ein besonders guter Tag, und zwar für alle 
deutschen Steuerzahler; das möchte ich betonen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Und ich sage bewusst: für alle; denn es geht heute doch 
um mehr als nur um eine Entlastung für viele Millionen 
Betroffene. Es ist der erste große Schritt zum Abbau des 
gesamten Solidaritätszuschlags. Damit beginnen wir ei-
nen Prozess, der das gesamte Steuersystem von einem 
Fremdkörper, von der Ergänzungsabgabe Solidaritätszu-
schlag, befreit. Es geht damit um nicht weniger als um 
den Beginn der Wiederherstellung eines großen Stücks 
Glaubwürdigkeit im Steuerrecht durch unsere Steuerpo-
litik.

(Zuruf von der AfD: Das glauben Sie doch 
selber nicht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beschließen heu-
te die größte Steuerentlastung seit vielen, vielen Jahren, 
und es ist eine echte Entlastung, keine Mogelpackung. 
Dem hartnäckigen Einsatz der Union ist es zu verdanken, 

dass diese Streichung ohne jegliche Gegenfinanzierung 
erfolgt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Den Forderungen der Opposition, aber auch seitens un-
seres Koalitionspartners, den Soli mit einer Erhöhung des 
Einkommensteuertarifs zu kompensieren oder ihn etwa 
umzuwidmen, haben wir immer widerstanden, und wir 
werden derartige Vorschläge auch in Zukunft ablehnen.

Wir hatten im Koalitionsvertrag versprochen, insbe-
sondere die unteren und mittleren Einkommen beim So-
lidaritätszuschlag zu entlasten, und mit diesem Gesetz tun 
wir nun genau dies. Wir beginnen mit einer Entlastung 
der Bürgerinnen und Bürger in Höhe von über 10 Milliar-
den Euro jährlich. Ja, dieser Schritt bedeutet noch nicht 
die hundertprozentige Entlastung, die wir in unseren Par-
teitagsbeschlüssen immer wieder gefordert haben,

(Christian Dürr [FDP]: Das ist das Gegenteil, 
Herr Gutting! Es ist das Gegenteil der vollstän-
digen Abschaffung!)

und natürlich wäre es auch wünschenswert gewesen, ins-
besondere die Entlastung der mittelständischen Wirt-
schaft bei der Körperschaftsteuer, aber auch bei der Ab-
geltungsteuer hier mitzuregeln. Aber das ändert doch 
nichts daran, dass wir uns heute schon einmal über diesen 
ersten großen Erfolg freuen können, mit dem wir jetzt 
über 90 Prozent der bisherigen Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler beim Solidaritätszuschlag entlasten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Bettina Stark-Watzinger 
[FDP]: Das sehen die Betroffenen aber anders!)

Diesen Erfolg, liebe Kolleginnen und Kollegen, sollte 
auch die Opposition nicht kleinreden.

Wir in der Union betrachten diesen ersten großen 
Schritt als Vorgriff auf eine weitere endgültige Abschaf-
fung des gesamten Solidaritätszuschlags. Der Wille der 
CDU/CSU ist es, den vollständigen, restlosen Abbau des 
Solidaritätszuschlags bereits in der 20. Wahlperiode 
durchzuführen.

(Christian Dürr [FDP]: Zehnmal versprochen! – 
Dr. Marco Buschmann [FDP]: Alle Jahre wie-
der kennen wir diesen Textbaustein, immer 
kurz vor Weihnachten, und dann kommt das 
Christkind nicht! – Gegenruf der Abg. 
Marianne Schieder [SPD]: Ihr wolltet ja nicht 
regieren!)

Wir wünschen uns und arbeiten daran, auch dazu einen 
zeitnahen, verbindlichen Beschluss herbeizuführen. Dies 
ist schon eine Frage der grundsätzlichen politischen 
Glaubwürdigkeit, und dieser Frage muss sich auch der 
Koalitionspartner stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Markus Herbrand [FDP])

Wir haben bereits einen Vorschlag für einen zweiten 
Schritt vorgelegt. Wir können uns vorstellen, den weite-
ren Abbaupfad nach 2021 so zu gestalten, dass wir in 
jedem Jahr beim Restsoli um 1,1 Prozentpunkte herunter-
gehen, das heißt 2022 auf 4,4 Prozent, 2023 auf 3,3 Pro-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15779 

Stefan Keuter 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



zent und so weiter, sodass wir im Jahr 2026 tatsächlich 
den endgültigen, vollständigen Wegfall des Solidaritäts-
zuschlages haben. Ich denke, das wäre eine gute Mög-
lichkeit, um einerseits ein klares Signal zu setzen, dass 
wir es ernst meinen mit dem vollständigen Abbau, gleich-
zeitig aber auch dem Finanzminister die Möglichkeit ge-
ben, alles Stück für Stück in das Finanztableau einzu-
bauen.

Ich möchte hier aber auch sagen, dass mich die vom 
Finanzministerium gelieferte Begründung für die Teilbei-
behaltung des Solis doch etwas verstört hat.

(Zuruf von der AfD: Prima!)
In der Begründung steht sinngemäß: Die Spitzeneinkom-
men sollen nach dem Willen des BMF vorerst deswegen 
nicht entlastet werden, weil Spitzenverdiener bei zusätz-
lichem Nettoeinkommen ganz überwiegend ihre Erspar-
nisse erhöhen – und wir wollen ja den Konsum stärken.

(Marianne Schieder [SPD]: Genau!)
Dazu möchte ich klarstellen: Sparen ist für den Einzel-

nen eine Möglichkeit, um für später vorzusorgen. Sparen 
ist für den Einzelnen eine Möglichkeit, später größere 
Anschaffungen zu tätigen, und für die Volkswirtschaft 
ist die Gesamtheit der privaten Ersparnisse eine außer-
ordentlich wichtige Größe. Die Banken, bei denen die 
privaten Ersparnisse angelegt sind, verleihen und inves-
tieren dieses Geld wieder in Unternehmen. Diese verwen-
den das Geld für neue Maschinen, neue Fabriken, neue 
Produkte, neue Entwicklungen.

(Zuruf von der SPD: Das tun sie gerade nicht!)
Ökonomen nennen das Investitionen. Investitionen kos-
ten heute Geld, bringen aber später Einnahmen. Ohne 
Investitionen kann eine Wirtschaft nicht wachsen.

(Zuruf von der AfD: Erzählen Sie das mal 
Herrn Scholz!)

– Er sitzt doch hier und hört hoffentlich zu.

Deshalb bestimmt die Höhe der volkswirtschaftlichen 
Ersparnisse die Investitionen und damit langfristig eben 
auch das Wachstum einer Volkswirtschaft. Gerade weil 
wir im Moment an einer Rezession vorbeischrammen, 
wäre es wichtig, dass wir jetzt bereits den zweiten Schritt 
für den Abbau des Solidaritätszuschlages beschließen 
würden.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Es wäre richtig, 
den Soli komplett zu streichen, um eine Rezes-
sion zu verhindern!)

Gute Steuerpolitik ist aus unserer Sicht immer auch gute 
Standortpolitik. Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen 
vom Koalitionspartner: Wir müssen hier reden!

(Marianne Schieder [SPD]: Das haben wir doch 
schon!)

Lassen Sie mich zum Ende zusammenfassen, was die 
Verabschiedung dieses Gesetzes heute bedeutet:

Erstens. Millionen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
werden ab 2021 keinen Solidaritätszuschlag mehr bezah-
len.

Zweitens. Dieses Gesetz bedeutet die größte Steuer-
senkung seit vielen Jahren. Auf einen Schlag geben wir 
über 10 Milliarden Euro jährlich an die Bürgerinnen und 
Bürger für Konsum, Investitionen und Sparen zurück. 
Das sind für den Einzelnen im Idealfall über 900 Euro 
jährlich. Das sind für Zusammenveranlagte fast 2 000 Eu-
ro jährlich. Das ist doch erheblich mehr als die oftmals 
bemühte Tasse Kaffee im Monat, die uns in den letzten 
Jahren bei einigen Steuersenkungen und Wohltaten im-
mer wieder entgegengehalten wurde. Das ist eine massi-
ve, eine spürbare Entlastung für Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Drittens – das ist auch in der Gesetzgebungsbegrün-

dung nachlesbar –: Das ist der erste Schritt zur Abschaf-
fung. Der erste Schritt bedeutet denklogisch:

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Wir haben das 
jetzt langsam verstanden!)

Weitere Schritte müssen zwingend folgen. Für heute aber 
bleibt es dabei: Dieses Gesetz ist der Beginn des Endes 
des Solis. Es ist ein guter, ein großer Schritt. Deshalb 
sollten Sie alle zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Christian Dürr, 

FDP.

(Beifall bei der FDP)

Christian Dürr (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

diskutieren dieser Tage auch sehr viel über das Thema 
Meinungsfreiheit, dass also jeder auch hier im Haus das 
sagen darf, was er denkt. Zum ersten Mal, seitdem ich 
diesem Haus angehöre und über den Soli gesprochen 
wird, darf hier der Kollege Hans Michelbach für die 
Union nicht sprechen. Allein das spricht schon Bände, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: 
Unglaublich! – Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Wo ist denn euer Vorsitzender 
bei dem Thema? Herr Lindner fehlt, und die 
FDP macht sich Gedanken über unsere Redner-
liste! Das wird immer schöner!)

Vor wenigen Tagen haben wir 30 Jahre Mauerfall ge-
feiert, im kommenden Jahr feiern wir 30 Jahre deutsche 
Einheit. Der Solidaritätszuschlag ist unmittelbar mit der 
deutschen Einheit verbunden.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Wo ist 
Lindner? Das ist hier die Frage!)

Die Befristung und die vollständige Abschaffung, Herr 
Kollege Grosse-Brömer, war das Versprechen einer 
schwarz-gelben Koalition aus den 90er-Jahren. Helmut 
Kohl hat damals gesagt: Wir müssen ihn abschaffen, 
wenn sein Grund entfällt. – Der Grund entfällt zum 
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31. Dezember 2019. Dieses Versprechen muss die Politik 
jetzt einlösen. Das ist eine Glaubwürdigkeitsfrage der 
Politik in der Bundesrepublik Deutschland, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Zuruf des Abg. Ralph Brinkhaus 
[CDU/CSU])

Es ist ja bemerkenswert, dass wir heute überhaupt über 
den Soli sprechen, Herr Brinkhaus. Diese Abstimmung 
war für den Dezember dieses Jahres geplant. Was findet 
vorher statt? Der Bundesparteitag der SPD! Sie denken 
nicht an 30 Jahre Mauerfall, meine Damen und Herren, 
sondern Sie denken an den Bundesparteitag der SPD in 
drei Wochen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Katrin Göring-Eckardt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist denn Herr 
Lindner?)

Nach der Grundrente ist das hier das zweite Geschenk, 
das Sie Olaf Scholz mit auf den Weg zu seiner Wahl zum 
Parteivorsitzenden geben.

Meine Damen und Herren, das Argument, im Koali-
tionsvertrag sei die vollständige Abschaffung des Solida-
ritätszuschlags nicht vereinbart, gilt doch seit dem Be-
schluss zur Grundrente gar nicht mehr. Auch die 
Grundrente geht über den Koalitionsvertrag hinaus. Der 
Selbsterhaltungstrieb der Großen Koalition ist stärker als 
das Bestreben, sich an gemachte Zusagen zu halten; auch 
das muss deutlich gesagt werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD und des Abg. Sepp Müller [CDU/ 
CSU] – Marianne Schieder [SPD]: Sie waren 
zu feige, überhaupt zu regieren!)

Sie wollen heute beschließen, dass im kommenden 
Jahr gar nichts passiert. Im kommenden Jahr wird nie-
mand in Deutschland vom Soli entlastet. Danach soll es 
eine Teilreduzierung geben. Dauerhaft weiterzahlen wer-
den den Soli alle Sparer in Deutschland, die kleinen und 
mittleren Familienbetriebe und alle GmbHs, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP – Dr. Wiebke Esdar [SPD]: 
Gelogen ist das!)

Die Entlastung kommt nicht nur ein Jahr und 20 Mil-
liarden Euro zu spät, sondern diese Gruppe soll gar nicht 
entlastet werden. Der deutsche Mittelstand zahlt den Soli 
weiter. Irgendwo müssen schließlich die 10 Milliarden 
Euro herkommen, mit denen Herr Scholz dauerhaft plant. 
Der deutsche Mittelstand, meine Damen und Herren, 
stellt einen Großteil der Arbeitsplätze in Deutschland. 
Das, was Sie hier heute beschließen wollen, geht in Wahr-
heit also auch gegen die Beschäftigten im Mittelstand, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Das machen Sie im Angesicht eines deutlichen Kon-
junkturabschwungs. Wir erleben zurzeit die Ausweitung 
bei der Kurzarbeit. Deutschland trägt – das wissen Sie, 

Herr Scholz – die rote Laterne bei der Unternehmensbe-
steuerung. Herr Altmaier hat auf dem Deutschen Arbeit-
gebertag am Dienstag gesagt, es brauche jetzt ein klares 
Aufbruchsignal für die Wirtschaft im ersten Halbjahr 
2020. – Der Bundeswirtschaftsminister – ich habe nach-
gezählt – hat allein in diesem Jahr 2019 schon achtmal die 
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags ge-
fordert, häufiger als die FDP beantragen konnte, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Michael Grosse-Brömer [CDU/ 
CSU]: Ihr hättet das mit beschließen können, 
wenn ihr gewollt hättet!)

All diesen Worten folgen keine Taten. Die Wahrheit ist: 
Die Union tut vor einer drohenden Wirtschaftskrise alles 
dafür, damit Olaf Scholz SPD-Vorsitzender wird. Besser 
wäre es, Sie würden alles dafür tun, um diese Wirtschafts-
krise abzuwenden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Marianne Schieder [SPD]: Wo ist 
denn Ihr Vorsitzender bei diesem wichtigen 
Thema?)

Zum Schluss. Neben all den Debatten über Glaubwür-
digkeit und über die Entlastung der Menschen in 
Deutschland ist das auch eine Frage der Verfassungsg-
laubwürdigkeit. Ich erinnere an die Stellungnahme von 
Herrn Professor Papier, an das Gutachten vom Wissen-
schaftlichen Dienst. Sogar Herr Söder sagt, das verstoße 
gegen den Gleichheitsgrundsatz.

Meine Damen und Herren, Sie dürfen im Deutschen 
Bundestag keinem Gesetz zustimmen, von dem Sie selbst 
sagen, es sei verfassungswidrig.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Was 
verfassungswidrig ist, entscheidet das Bundes-
verfassungsgericht und niemand sonst!)

Es ist natürlich legitim, in einer Koalition Kompromisse 
einzugehen. Aber das rechtfertigt niemals den offenen 
Verfassungsbruch gegen das Grundgesetz der Bundesre-
publik Deutschland.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Michael Grosse-Brömer [CDU/ 
CSU]: Wo ist Lindner?)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Fabio De Masi, Die 

Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Fabio De Masi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 

Koalition will den Solidaritätszuschlag teilweise abschaf-
fen. Die Linke meint: Wir sind kein Land von 80 Millio-
nen Ellenbogen. Deutschland braucht mehr Solidarität,

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE])
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mehr Investitionen in die Zukunft unserer Kinder.

(Beifall bei der LINKEN)
Fast die Hälfte der Bevölkerung, fast jeder zweite 

Bundesbürger hat von der Abschaffung des Solis nichts: 
weil er nämlich zu wenig verdient, um den Soli zu bezah-
len. Deswegen muss hier einmal gesagt werden, dass von 
einer vollständigen Abschaffung des Solis ja vor allem 
auch wir Bundestagsabgeordnete mit über 10 000 Euro 
im Monat auf dem Konto profitieren würden. Deswegen 
ist es wohlfeil, hier wie die AfD den Anwalt der kleinen 
Leute zu spielen, aber in blauen Sesseln zu sitzen und die 
Schweizer Franken zu zählen, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Sepp Müller [CDU/ 
CSU] – Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Was 
ist mit den kleinen GmbHs? Sie zählen keine 
Schweizer Franken!)

Laut dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
wurden die oberen 30 Prozent der Haushalte in den letz-
ten 20 Jahren bei den Steuern entlastet und die unteren 
70 Prozent der Bevölkerung stärker belastet. Unser Prob-
lem ist nicht der Soli. Unser Problem ist eine Steuerpolitik 
gegen 70 Prozent der Bevölkerung.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir brauchen eine Entlastung der Bezieher kleiner und 
mittlerer Einkommen. Wir brauchen eine Vermögen-
steuer für Millionäre und Milliardäre.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Marco 
Buschmann [FDP]: Oh Gott! Wie wollen Sie 
denn noch schneller die Konjunktur abwür-
gen?)

Kennen Sie den Unterschied zwischen einer Grund-
rente für Menschen, die 35 Jahre geackert haben, und 
der Abschaffung des Solis?

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Was ist mit den 
Menschen, die 30 Jahre geackert und einge-
zahlt haben?)

Die vollständige Abschaffung des Solis ist mit 20 Milliar-
den Euro jährlich viermal so teuer, wie es die jetzt be-
schlossene Grundrente ohne Anrechnung der Ersparnisse 
oder der Einkünfte vom Partner wäre. Die teilweise Ab-
schaffung des Solis ist mit 11 Milliarden Euro jährlich 
immer noch doppelt so teuer. Während Sie sich aber über 
ein paar Euro mehr Grundrente monatelang kloppen wie 
die Kesselflicker, war die teilweise Abschaffung des Solis 
schnell im Sack. Wie muss sich bei diesem Theater wohl 
eine Rentnerin fühlen, die viele Jahre lang hart gearbeitet 
hat, sich aber die Bahnfahrt zum Enkelkind nicht leisten 
kann? Wo leben wir eigentlich?

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Machen wir einmal den Faktencheck zum Soli; denn 
fast 30 Jahre nach der deutschen Einheit herrscht in 
Deutschland noch immer Märchenstunde. Mythos Num-

mer eins: Den Soli zahlen Wessis, und er nutzt den Ossis. 
Fakt ist: Den Soli bezahlen Ossis wie Wessis,

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Genau! – 
Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Richtig!)

und er ist im Haushalt auch nicht an einen konkreten 
Zweck gebunden. Daher profitieren vom Soli auch Ham-
burg oder das Ruhrgebiet.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Marco 
Buschmann [FDP]: Ich kann Ihnen sicher sa-
gen: Das Ruhrgebiet profitiert nicht!)

Mythos Nummer zwei: Sie entlasten die Mitte 
Deutschlands. Wer ist denn die Mitte? Wahr ist: Ab 
2021 zahlen rund 90 Prozent der Bevölkerung keinen Soli 
mehr. Weitere 6,5 Prozent der Bevölkerung – und diese 
gehören zu den 10 Prozent der Reichsten – werden beim 
Soli entlastet. Die obersten 3,5 Prozent der Bevölkerung 
sowie Kapitalgesellschaften sollen den Soli weiter zah-
len.

Aber: 48 Prozent der Bevölkerung – fast jeder zweite 
Bundesbürger – zahlt schon heute keinen Soli!

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ist das 
jetzt schlimm?)

Mit dem Gesetz der GroKo werden 70 Prozent der Bevöl-
kerung um 2 Milliarden Euro entlastet. 2 Milliarden Euro 
sind 20 Prozent der gesamten Entlastung. 20 Prozent für 
70 Prozent der Bevölkerung! Dies heißt im Umkehr-
schluss – dazu muss man nicht besonders gut in Mathe-
matik gewesen sein –, dass es 80 Prozent der Entlastung 
für die reichsten 30 Prozent der Bevölkerung gibt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist 
das! – Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Und aufgrund der Anhebung der Freigrenze, ab der man 
Soli zahlt, und der Streckung der Gleitzone, in der man 
weniger Soli bezahlt, werden selbst Steuerzahler, die zu 
den reichsten 10 Prozent gehören, entlastet.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Loriot 
hätte seine Freude, wirklich!)

Steuerzahler mit Kindern müssen zudem erst ab höheren 
Einkommen und dann auch weniger Soli zahlen. Von der 
Teilabschaffung des Solis profitieren daher vor allem 
Kinderlose und Besserverdiener! Was ist mit den Damen 
und Herren, die hier im Bundestag an der Garderobe ar-
beiten?

(Kay Gottschalk [AfD]: Dann können Sie auch 
Facharbeiter nennen!)

Was ist mit den 450-Euro-Jobbern, die uns als Fahrer 
sicher durch die Stadt bringen? Denen bringt die Ab-
schaffung des Solis nichts!

Wer garantiert uns eigentlich, dass Sie angesichts von 
Steuerausfällen in Milliardenhöhe übermorgen nicht wie-
der durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer die Kassie-
rerin abkassieren, die eine solche Steuer viel härter trifft, 
weil sie ihr gesamtes Einkommen für Miete, Strom und 
Lebensmittel ausgeben muss? Wer garantiert uns, dass 
Sie nicht Autobahnen privatisieren? Und was hat die Mit-
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te des Landes eigentlich davon, wenn zwar der Soli weg 
ist, aber kein Bus mehr fährt, es in die Schule reinregnet, 
kein Zug fährt und es kein Internet gibt?

(Beifall bei der LINKEN – Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Wie heißt die Schule 
bei Ihnen, wo es reinregnet?)

Mythos Nummer drei: Der Soli ist verfassungswidrig. 
Also eines fand ich gerade wirklich lustig, lieber 
Christian, nämlich Markus Söder als den neuen Verfas-
sungsexperten in diesem Land darzustellen. Auf so eine 
Idee muss man erst einmal kommen.

(Beifall bei der LINKEN – Christian Dürr 
[FDP]: Das ist ein guter Punkt, ja!)

Fakt ist: Ob etwas verfassungswidrig ist, entscheiden in 
Deutschland die Verfassungsrichter, nicht Sie, nicht ich 
und auch nicht irgendwelche Spaßvögel.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Das stimmt! Endlich ein 
richtiger Satz in der Rede!)

Die Rechtsexperten Professor Tappe und auch Professor 
Brandt, die davon einiges verstehen, sahen keine Verfas-
sungswidrigkeit des Solis.

Man könnte den Soli ohnehin verfassungsfest neu be-
gründen. Es gibt nämlich Städte und Dörfer in Deutsch-
land, die abgehängt sind. Wir haben einen Investitions-
stau. Wir sind die Bundesrepublik! Wir dürfen es nicht 
zulassen, dass dieses Land auseinanderfällt. Deswegen 
lehnen wir die teilweise Abschaffung des Solis ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort der Kollegin Lisa Paus, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit der 

Verabschiedung dieses Gesetzentwurfes heute ist ein 
Wahlkampfthema für die nächste Bundestagswahl auf je-
den Fall schon einmal gesetzt. Es ist klar: Die Wirtschaft 
wird trommeln, es gehe nicht, dass der Soli für 90 Prozent 
abgeschafft werde, aber die Unternehmen weiter zahlen 
müssten. Auf der anderen Seite werden aber die Men-
schen mit kleinen und mittleren Einkommen merken, 
dass bei ihnen von der Entlastung nichts oder nur sehr 
wenig ankommt. Sie werden erneut enttäuscht sein und 
einfordern, dass auch sie endlich entlastet werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Es ist 
wirklich schwierig, da etwas Schlechtes zu fin-
den!)

Dieses Gesetz löst keine Probleme, sondern es schafft 
neue. Es kippt die Frage des Soli einfach der nächsten 
Bundesregierung vor die Füße. Deshalb werden auch wir 
dieses Gesetz ablehnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dieses Gesetz geht insbesondere an Familien mit nied-

rigen und mittleren Einkommen vorbei. Bisher ist der Soli 
extra familienfreundlich ausgestaltet und muss bei zwei 
Kindern erst ab einem Bruttoeinkommen in Höhe von 
50 000 Euro im Jahr gezahlt werden. Das heißt aber im 
Umkehrschluss, dass diese Familien von diesem Gesetz 
eben gar nichts haben werden, und das, obwohl sie arbei-
ten und Steuern zahlen, Herr Michelbach.

Dieses Gesetz wird auch dafür sorgen, dass sich die 
Einkommensunterschiede zwischen Ost und West nicht 
weiter angleichen, sondern netto sogar wieder vergrö-
ßern. Weil zum Beispiel die Thüringer pro Jahr im Schnitt 
noch immer 17 000 Euro brutto weniger verdienen als die 
Bayern, profitieren die Thüringer eben auch deutlich we-
niger von der Solientlastung.

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist wirklich schlimm!)

Bei einem durchschnittlichen Arbeitnehmerbrutto in Hö-
he von 39 000 Euro eines Thüringers fallen für ihn mit 
einem Kind durch dieses Gesetz 260 Euro Soli pro Jahr 
weg, während der Bayer mit durchschnittlich 56 800 Euro 
brutto 540 Euro zusätzlich im Portemonnaie haben wird 
statt 260 Euro.

Jetzt sagen Sie von der SPD, Sie hätten Schlimmeres 
verhindert. Das stimmt auf dem Papier insofern, als dass 
nach dem Wortlaut des Gesetzes die Top 5 Prozent erst 
einmal nicht entlastet werden. Aber es stimmt eben nicht 
in der Wirklichkeit, zumindest nicht auf Dauer, weil die-
ses Gesetz mit hoher Wahrscheinlichkeit bestenfalls bis 
zu einer Entscheidung aus Karlsruhe halten wird. Nach-
haltigkeit ist schlichtweg nicht Ihre Stärke!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Das ist aber an den 
Haaren herbeigezogen!)

30 Jahre nach dem Mauerfall wäre es stattdessen an-
gebracht, noch einmal genauer hinzuschauen, wie die 
Steuer- und Abgabenlast in diesem Land eigentlich ver-
teilt ist, wie sie sich entwickelt hat und ob die Leistungs-
anreize noch richtig gesetzt sind. Und da fallen zwei Sa-
chen auf:

Auf der einen Seite verdienen heute die Top 1 Prozent 
deutlich mehr als vor 20 Jahren – Stichwort: Entwicklung 
der Managergehälter –, und sie zahlen von ihren gestie-
genen Gehältern heute deutlich weniger Steuern als vor 
20 Jahren. Ja, sie haben natürlich durchgängig den Soli in 
Höhe von 5,5 Prozent gezahlt, aber während dieser 
20 Jahre wurde der Spitzensteuersatz von 53 auf 42 Pro-
zent gesenkt, die Unternehmensteuern wurden zweimal 
gesenkt, die Steuern auf Kapitaleinkommen wurden auf 
25 Prozent gesenkt, die Vermögensteuer wurde abge-
schafft und die Erbschaftsteuer auf Betriebsvermögen 
praktisch beseitigt. Und so ist es eben nicht falsch, wenn 
das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung formu-
liert, bei den Spitzenverdienern sei der Soli faktisch be-
reits schon zweimal abgeschafft worden.

Auf der anderen Seite hatten die Geringverdiener und 
die Mittelschichten in dieser Zeit nur magere Einkom-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15783 

Fabio De Masi 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



menszuwächse, und diese wurden auch noch von steigen-
den Sozialbeiträgen und der Erhöhung indirekter 
Steuern – zum Beispiel die Erhöhung der Mehrwertsteuer 
von 16 auf 19 Prozent – aufgezehrt. So zeigt sich, wenn 
man alle Steuern und auch die Sozialbeiträge berücksich-
tigt, dass inzwischen die Bevölkerung mit den kleinen 
und mittleren Einkommen fast genauso hohe Steuersätze 
zahlt wie reiche Haushalte. Das ist schlichtweg nicht in 
Ordnung, meine Damen und Herren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Deshalb: Anstatt für die Topverdiener den Soli sozu-
sagen ein drittes Mal abzuschaffen und für die unteren 
und mittleren Einkommen die hohe Steuer- und Abgaben-
last weiterhin beizubehalten,

(Zuruf des Abg. Christian Dürr [FDP])
schlagen wir vor, die Soliabschaffung mit einer Einkom-
mensteuerreform zu verbinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Notwendig!)

Von einem deutlich höheren steuerfreien Grundbetrag 
würden dann endlich die unteren und mittleren Einkom-
men tatsächlich profitieren, und mit einem höheren Spit-
zensteuersatz würden wir das wichtige Solidarprinzip ei-
ner ökologisch-sozialen Marktwirtschaft, nämlich dass 
starke Schultern mehr tragen sollten als schwache, end-
lich wiederbeleben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Wiebke Esdar, 

SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Wiebke Esdar (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Heute ist 

ein guter Tag; denn heute werden wir ein Gesetz beschlie-
ßen, von dem die überwiegende Mehrheit der Menschen 
in Deutschland zum 1. Januar 2021 profitieren wird. Wir 
halten damit ein zentrales Versprechen unseres Koali-
tionsvertrags: Der Solidaritätszuschlag wird für rund 
90 Prozent der Menschen, die Einkommensteuer zahlen, 
vollständig abgeschafft, und weitere 6,5 Prozent werden 
entlastet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich will aber darüber sprechen, was das konkret bedeu-
tet, wer von der Abschaffung profitiert und wer nicht. Ich 
möchte zunächst mit den wenigen beginnen, die nicht 
davon profitieren. Die, die keine Vorteile haben, das sind 
die Spitzenverdienenden, das sind Vorstandsvorsitzende 
von DAX-Konzernen; diese werden genauso wenig ent-
lastet wie Hedgefonds-Manager und Großinvestoren. 
Diese Menschen verdienen allzu oft mehr als das Ein-
hundertfache der Beschäftigten in ihrem Unternehmen. 
Um ein konkretes Beispiel zu nennen: Herbert Diess, 

der Chef von VW, verdient 127-mal so viel wie ein 
Beschäftigter bei VW.

(Christian Dürr [FDP]: Und der Handwerker, 
der eine GmbH führt?)

Wir sagen: Wenn das so ist, dann brauchen wir diese 
Menschen auch nicht vom Solidaritätszuschlag zu entlas-
ten. Das wäre eine Steuerentlastung von fast 200 000 Eu-
ro.

(Christian Dürr [FDP]: Und der Handwerker 
mit GmbH wird wegen Herbert Diess in Geisel-
haft genommen? – Zuruf des Abg. Kay 
Gottschalk [AfD])

Wir sagen: So eine Entlastung würde eine so erhebliche 
soziale Unwucht mit sich bringen, dass wir es richtig 
finden, dass die 3,5 Prozent der höchsten Einkommen 
weiterhin den Solidaritätszuschlag zahlen.

(Beifall bei der SPD)

Das waren die wenigen. Wer sind die vielen? Die vie-
len, die zu den 90 Prozent gehören, die vollständig ent-
lastet werden, das ist die Mehrheit aller Arbeiterinnen und 
Arbeiter, das ist die große Mehrzahl der Angestellten, das 
sind die meisten Beamtinnen und Beamten. Welche 
Berufsgruppen sind es, die profitieren? Es sind Dachde-
ckerinnen und Dachdecker, Maurerinnen und Maurer, 
Fliesenlegerinnen und Fliesenleger, Elektro- und Wasser-
installateurinnen und -installateure, Gerüstbauerinnen 
und Gerüstbauer, Zweirad- und Automechanikerinnen 
und -mechaniker, Gärtnerinnen und Gärtner, Kranken- 
und Altenpflegerinnen und -pfleger, Verkäuferinnen und 
Verkäufer, Einzelhandelskauffrauen und -kaufmänner 
genauso wie Industriekauffrauen und -kaufmänner, Sek-
retärinnen und Sekretäre, Köchinnen und Köche, Hotel-
fachleute, medizinische Fachangestellte, Gebäudereini-
gerinnen und Gebäudereiniger, Lokführerinnen und 
Lokführer, Busfahrerinnen und Busfahrer, Taxifahrerin-
nen und Taxifahrer, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
Straßenreinigung und Müllabfuhr. Es sind die Kräfte der 
Berufsfeuerwehr, der Polizei, des Ordnungsamtes, des 
Zolls. Es sind Notfallsanitäterinnen und -sanitäter, Bade-
meisterinnen und Bademeister, Erzieherinnen und Erzie-
her in den Kitas, die Lehrerinnen und Lehrer in den 
Schulen,

(Dr. h. c. [Univ Kyiv] Hans Michelbach [CDU/ 
CSU]: Das muss ich auch mal in einer Rede 
machen: einfach alle Berufsgruppen aufzäh-
len!)

Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Psychologinnen 
und Psychologen. Es sind auch selbstständige Fotografin-
nen und Fotografen, Grafikdesignerinnen und -designer, 
Bäckermeisterinnen und -meister, Friseur-, Tischler- und 
Schreinermeisterinnen und -meister, die Buchhändlerin-
nen und Buchhändler, die Tänzerinnen und Tänzer, Thea-
terschauspielerinnen und -schauspieler und Orchestermu-
sikerinnen und -musiker. All diese Berufsgruppen werden 
von unserem Gesetz profitieren.

(Beifall bei der SPD – Stefan Keuter [AfD]: Sie 
haben noch nicht alle Gruppen aufgezählt!)
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Es gibt eine weitere Berufsgruppe, die nicht profitieren 
wird – Fabio De Masi hat es schon angesprochen –: die 
Bundestagsabgeordneten. Wir werden weiter den Solida-
ritätszuschlag zahlen. Auch das finde ich richtig; denn wir 
machen heute kein Gesetz für uns. Wir machen ein Gesetz 
für die Menschen, die ich aufgezählt habe.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Stefan 
Keuter [AfD]: Dünne Rede! Sie haben noch 
nicht alle Berufsgruppen aufgezählt!)

Es ist ein Gesetz für die vielen, nicht für die wenigen, 
für die Arbeiterinnen und Arbeiter, für die Angestellten 
und Selbstständigen. Und, meine Damen und Herren, las-
sen Sie mich klarstellen: Ohne uns, ohne die SPD, ohne 
unsere Beharrlichkeit gäbe es dieses Gesetz heute in die-
ser Form nicht.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der FDP: Aber 
ein besseres!)

Dafür will ich mich beim Finanzminister, bei all denjeni-
gen, die so hart verhandelt haben, bedanken. Ich bin froh 
über diesen Gesetzentwurf, und darum kann ich heute aus 
voller Überzeugung zustimmen. Ich lade Sie alle herzlich 
ein, das auch zu tun.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Kay Gottschalk, AfD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der AfD)

Kay Gottschalk (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegen! Liebe 

Bürger! Angesichts dieser Vorredner platzt einem wirk-
lich der Kragen. Das ist an Heuchelei schon gar nicht 
mehr zu überbieten.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Das 
sagen gerade Sie!)

Da stellt sich hier der Finanzminister hin – ich mache es 
mal vor – und sagt, er wird entlasten, und das Steuerglas 
bleibt halbvoll. 10 Milliarden Euro kassieren Sie eiskalt 
weiter ab. Zu Ihren angeblich Reichen, die das zahlen, 
und Ihrem Klassenkampf, Herr de Masi, komme ich 
gleich. Man kann nämlich Steuern nur dann zahlen, wenn 
man sie auch tatsächlich erbringen muss. Immer noch 
erbringen 20 Prozent der Bürger in diesem Lande 80 Pro-
zent der Steuern. Und da ist es nur gut, wenn wir die an 
dieser Stelle verdammt noch mal entlasten.

(Beifall bei der AfD)
Herr Dürr, wir werden Sie gleich beim Wort nehmen. 

Wir haben hier den Antrag auf sofortige Abschaffung des 
Solis gestellt. Dann kommen Sie dem nach und stimmen 
dafür! Tun Sie nicht immer so wie Gott teilweise heuch-
lerisch –, und gehen Sie diesen Antrag an dieser Stelle 
mit! Stimmen Sie zu, den Soli sofort abzuschaffen!

(Beifall bei der AfD – Christian Dürr [FDP]: 
Sie sind nicht mal in der Lage, einen Gesetz-
entwurf einzubringen, Herr Gottschalk! Sie 

können nicht mal einen Gesetzentwurf 
schreiben! Was für ein peinlicher Laden!)

Herr Kollege Gutting, es war schön, dass Sie hier 
Volkswirtschaft gelehrt haben: Investitionen gleich 
Sparen – I gleich S – oder umgekehrt, das stimmte viel-
leicht noch bis zur Einführung des Euros. Aber erst Herr 
Draghi und jetzt Frau Lagarde haben schon längst die 
Geldkanone rausgebracht. Der Sparer wird enteignet. 
Herr Scholz müsste sich eigentlich freuen, wenn jemand 
heute noch so dämlich ist und Geld zur Bank trägt und 
noch Negativzinsen darauf zahlt. Das ist eine kalte Ent-
eignung. Das ist eine Art der Vermögensteuer, was die 
EZB hier macht.

(Beifall bei der AfD)
Im ersten Schritt wollen Sie entlasten. Im Klartext 

heißt das: Sie wollen 10 Prozent der Bürger weiter be-
lasten, die Ihnen 50 Prozent erbringen. Meine Damen und 
Herren, die sogenannte Gleitzone, um einmal zu sagen, 
wer hier reich ist, die beginnt schon bei 66 000 Euro. Da 
fallen insbesondere, liebe Kollegen von der CDU, dieje-
nigen rein, die im Mittelstand tätig sind, also unsere mit-
telständischen Unternehmen, das sogenannte Rückgrat 
der Gesellschaft; das hat Herr Altmaier hier ja so schön 
betont. Diese Unternehmen sind zumeist in Form der 
OHG und der KG organisiert. Und denen klauen Sie hier 
an dieser Stelle Chancen zur Eigenfinanzierung. Denn 
diese gleichen Wirtschaftssubjekte haben immer Schwie-
rigkeiten, wenn sie zu ihrer Bank vor Ort gehen und dort 
einen Kredit für Investitionen bekommen wollen. Inso-
fern ist das heuchlerisch, und darauf werde ich beim The-
ma der Unternehmensbesteuerung gleich noch eingehen. 
Denn da greift eins ins andere.

Sie haben versprochen, der Solidarpakt II läuft aus. 
Dann soll auch hier der Solidaritätszuschlag entsprechend 
entfallen. Lernen Sie von den Kindern: Versprochen ist 
versprochen, und das wird auch nicht gebrochen. – Wer-
den Sie endlich glaubwürdig!

(Beifall bei der AfD)
Diese Abschaffung wäre übrigens tatsächlich eine ech-

te Entlastung. Frau Paus, wenn Sie hier schon Krokodils-
tränen weinen, dann sorgen Sie doch dafür, dass wir in 
Deutschland nicht die höchsten Gaspreise, die höchsten 
Energiepreise, die höchsten Benzinpreise und die höch-
sten Strompreise haben, mit Ihrer Ökosoße im Kopf. Das 
wäre vielleicht an der Stelle auch mal ein Fortschritt. 
Dann würden Sie nämlich die Kassiererin an der Kasse 
tatsächlich entlasten, weil die dann nicht so einen hohen 
Strompreis zu zahlen hätte.

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war gar 
nicht lustig!)

Zurück zum Thema. Es wäre wirklich eine echte 
steuerliche Entlastung, wenn Sie diesen Soli abschafften; 
das ist jetzt mit Ihren Pseudo-Entlastungs-Gesetzentwür-
fen nicht der Fall. Denn, meine Damen und Herren, noch-
mals: Wenn Sie weiter 10 Milliarden Euro von den Men-
schen kassieren, dann ist das für mich eine verdeckte 
Vermögensteuer. Mein Kollege Keuter hat es gesagt: 
Das Verfassungsgericht wird wie üblich in Deutschland 
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Politik machen. Das sollte Ihnen bekannt vorkommen. An 
Herrn De Masi: Die Vermögensteuer ist schon 1995 vom 
Verfassungsgericht entsprechend kritisiert worden. Ich 
glaube, Sie haben dann ausnahmsweise 1997 diese Ver-
mögensteuer – berechtigt – ausgesetzt.

Machen Sie es sich an dieser Stelle wirklich einmal 
einfach: Folgen Sie dem Antrag der AfD zur sofortigen 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags!

(Beifall bei der AfD)
Entlasten Sie endlich jeden Steuerzahler und damit auch 
viele mittelständische Unternehmen!

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Reden Sie doch einmal über die kleinen 
Leute!)

Dann tun Sie übrigens auch etwas für Arbeitsplätze. Dann 
tun Sie tatsächlich – da stimme ich dem Kollegen Dürr 
zu – etwas gegen die aufkommende Rezession. An dieser 
Stelle möchte ich also einmal Lob an die FDP verteilen: 
Sie haben es immerhin geschafft, hier einen Antrag zum 
Solidaritätszuschlag einzubringen.

(Christian Dürr [FDP]: Das ist ein Gesetzent-
wurf! Sie können nicht mal Gesetzentwürfe 
schreiben! Hören Sie doch auf! Das macht kei-
nen Sinn! Wer nicht in der Lage ist, Gesetzent-
würfe zu schreiben, braucht hier auch nicht zu 
reden!)

Jetzt machen Sie sich ehrlich und stimmen unserem An-
trag zu! Lassen Sie uns die Farce namens Solidaritätszu-
schlag am Ende des Tages hier beenden! Denn GroKo 
und Soli, das ist so ein bisschen wie Kleptomane und 
Gelegenheit. Meine Damen und Herren, stimmen Sie un-
serem Antrag hier zu!

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Sebastian Brehm, CDU/CSU, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Heute 
ist ein guter Tag für Deutschland. Die Koalition schafft 
Steuern ab. Die Koalition entlastet die Bürgerinnen und 
Bürger. Die Koalition redet nicht nur, sie handelt. Die 
Koalition liefert einmal mehr, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die begonnene Rückführung des Solidaritätszuschlags 
ist die größte Steuerentlastung in Deutschland in den letz-
ten zehn Jahren. Wir entlasten Bezieher kleinerer und 
mittlerer Einkommen und damit Krankenschwester, Poli-
zist, Kindergärtner, aber auch den selbstständigen Hand-
werker, den angestellten Oberarzt, den Lehrer und viele 
andere mehr, die sich täglich fleißig und unermüdlich für 

ihre Familien und für die Gemeinschaft einsetzen. Es 
kommt bei Zusammenveranlagung zu einer Entlastung 
in Höhe von durchschnittlich knapp 2 000 Euro im Jahr. 
Das ist eine deutliche Entlastung, und deswegen ist heute 
ein guter Tag für Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das lassen wir uns 
heute und auch in Zukunft nicht kaputtreden. Das ist üb-
rigens auch der Unterschied zwischen uns und den ande-
ren politischen Parteien, die Klientelpolitik betreiben 
oder die versuchen, die Gesellschaft zu spalten. Der 
Grundgedanke einer Volkspartei ist es, den notwendigen 
Zusammenhalt in der Gesellschaft zu fördern, und das tun 
wir heute mit diesem Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Marco Buschmann [FDP]: 
Ist das ein Vorwurf an Herrn Altmaier?)

Es wird in dieser Debatte immer gerne von Leistungst-
rägern gesprochen, die nicht entlastet würden. Aber wer 
sind denn diese Leistungsträger in unserer Gesellschaft?

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Alle Sparer! 
Alle GmbHs!)

Definiert man Leistung nur durch ganz hohe Einkom-
men? Ich denke, nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wenn wir über steuerliche Entlastung sprechen, dann 
wollen wir natürlich neben der Modernisierung der Un-
ternehmensbesteuerung auch diejenigen in den Blick neh-
men, die täglich zum Erfolg unserer deutschen Wirtschaft 
beitragen. Deshalb ist das Konzept zur ersten Stufe der 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags schlüssig und 
reiht sich übrigens in eine große Reihe von Entlastungen 
ein, die die Koalition bisher schon umgesetzt hat:

Wir haben das Grundsteuermodell beschlossen, auch 
für die Mieterinnen und Mieter. Wir haben das Bürokra-
tieabbaugesetz beschlossen, auch eine Entlastung für den 
deutschen Mittelstand, übrigens auch für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer. Wir haben die kalte Progres-
sion abgeschafft, den Mittelstandsbauch reduziert, auch 
das ist eine deutliche Reduzierung. Wir stellen Familien 
in den Vordergrund: 10 Milliarden Euro werden durch das 
Familienentlastungsgesetz zur Verfügung gestellt. Außer-
dem haben wir das Baukindergeld eingeführt, auch ein 
großer Erfolg für junge Familien, um an Eigentum zu 
kommen. In der letzten Woche haben wir das Jahres-
steuergesetz 2019 beschließen können mit zahlreichen 
spürbaren Entlastungen gerade für Bürgerinnen und 
Bürger mit kleinen und mittleren Einkommen, die jeden 
Morgen aufstehen und fleißig ihre Arbeit verrichten. Das 
ist richtig, und das ist gut so.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich will damit nicht sagen, dass unsere Unternehmer-
innen und Unternehmer keine Leistungsträger sind.
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(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Aha! Aha! 
Aha!)

Sie wissen, das läge mir natürlich sehr fern. Sie wissen, 
ich kämpfe mit Leidenschaft für die Einführung einer 
Modernisierung der Unternehmensbesteuerung.

(Beifall des Abg. Karlheinz Busen [FDP])

Wir sprechen ja beim nächsten Tagesordnungspunkt da-
rüber.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Da sind wir 
sehr gespannt!)

Aber um gerechte Steuerpolitik zu machen, müssen wir 
vor allem auch die Bezieher kleinerer und mittlerer Ein-
kommen entlasten. Das ist unsere christlich-soziale und 
christlich-demokratische Überzeugung,

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Also irrt Herr 
Altmaier!)

und das ist auch die Grundlage einer sozialen Marktwirt-
schaft nach Ludwig Erhard. Im Koalitionsvertrag steht: 
„Wir werden insbesondere untere und mittlere Einkom-
men beim Solidaritätszuschlag entlasten“. Das tun wir 
jetzt in einem ersten Schritt, und das ist gleichzeitig der 
erste Schritt hin zur vollständigen Abschaffung des Soli-
daritätszuschlags.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Marco Buschmann [FDP]: Also, soziale 
Pflicht ist es, es in zwei Schritten zu tun?)

In diesem ersten Schritt entlasten wir rund 92 Prozent 
aller Solidaritätszuschlagszahler in vollem Umfang; die 
Entlastung beträgt 12 Milliarden Euro pro Jahr. Übrigens, 
wenn man es mal berechnet: Eine Familie mit zwei Kin-
dern und einem Bruttojahreseinkommen bis 151 000 Euro 
zahlt unter Einberechnung aller Freibeträge überhaupt 
keinen Solidaritätszuschlag mehr. Bei einem Bruttojahre-
seinkommen zwischen 151 000 Euro und 221 000 Euro 
reduziert sich der Soli durch die Gleitzone. Ich glaube, 
das ist schon eine richtig große Entlastung, gerade für die 
mittleren Einkommen, und deswegen ist die Entschei-
dung richtig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Marianne Schieder [SPD]: Eine gute 
Begründung!)

Ab 2021 werden 33 Millionen steuerpflichtige Bürger-
innen und Bürger vollständig vom Solidaritätszuschlag 
befreit. Weitere 2,5 Millionen Steuerpflichtige werden 
in der Milderungszone weniger Steuern zahlen. Wir ge-
ben damit Steuergelder wieder zurück. In einer Zeit, wo 
wir Rekordeinnahmen an Steuern haben, geben wir Geld 
an die Bürgerinnen und Bürger zurück, und das ist fair 
und gerecht,

(Beifall des Abg. Sepp Müller [CDU/CSU] – 
Christian Dürr [FDP]: Aber das hat der Helmut 
Kohl anders versprochen!)

und das schafft übrigens auch Kaufkraft in unserer Wirt-
schaft. Das wird dazu führen, dass wir mehr Investitionen 
haben,

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Lauter Argu-
mente für die vollständige Abschaffung!)

und es wird auch zu wirtschaftlichem Wachstum und am 
Ende auch zu mehr Steuereinnahmen in Deutschland füh-
ren. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir halten Wort. 
Wir lösen Wahlversprechen ein. „Mehr Netto vom Brut-
to“ – wir setzen es um.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich finde es schon beachtlich, liebe Kolleginnen und 

Kollegen der Opposition, dass Sie gegen dieses Paket zur 
Steuerentlastung der Bürgerinnen und Bürger sind und 
wieder versuchen, Wasser in den Wein zu gießen.

(Christian Dürr [FDP]: Dann wird es ja span-
nend, wenn wir über unseren Gesetzentwurf 
abstimmen!)

Wenn Sie von der Opposition es wirklich ernst meinten, 
dann müssten Sie doch heute zustimmen. Aber Ihnen, der 
gesamten Opposition, fehlt der Mut. Lieber dagegen sein 
und rummosern, als den Mut zu haben, was umzusetzen.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Bravo!)
Diesen Mut haben Sie ja nicht mal gehabt, als es darum 
ging, Regierungsverantwortung zu übernehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Widerspruch bei der FDP)

Da hätten wir das miteinander machen können; aber den 
Mut dazu haben Sie leider nicht gehabt.

Es gehört eben auch zu einer seriösen Steuerpolitik 
dazu, dass wir eine Gegenfinanzierung haben. Würden 
wir die sofortige Abschaffung des Solidaritätszuschlags 
in einem Zug durchführen, hätten wir die finanziellen 
Spielräume für diese Legislaturperiode leider ausge-
schöpft, und wir könnten keine Erhöhung des Kindergel-
des vornehmen. Wir hätten keine Förderung des Woh-
nungsbaus. Wir hätten kein Programm zur Förderung 
der Investitionen in Start-ups, kein Programm zur Förde-
rung der Investitionen in Digitalisierung und Bildung und 
übrigens auch keine Möglichkeit der Modernisierung der 
Unternehmensbesteuerung, die wir wollen. Gerade das 
wird bei Ihnen nicht erwähnt, auch bei den Grünen übri-
gens nicht. Lieber schafft man Verbote als Entlastungen 
für die Bürger. Wir entlasten die Bürgerinnen und Bürger 
in Deutschland mit der heutigen Verabschiedung unseres 
Gesetzentwurfs.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Brehm, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

des Kollegen Dürr?

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Ich freue mich.

Christian Dürr (FDP):
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Ich freue mich 

auch. Vielen Dank, Herr Brehm, für das Zulassen der 
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Zwischenfrage. – Sie haben an dieser Stelle ja auf Okto-
ber/November 2017 Bezug genommen. Ich will uns alle 
ganz kurz daran erinnern, wie die Debatte damals war. 
Der Kollege Michelbach hatte die Auffassung, die voll-
ständige Abschaffung des Solis in dieser Legislaturperio-
de sei geboten, schon immer; daran besteht gar kein Zwei-
fel. Auch andere, etwa Alexander Dobrindt, haben sich so 
geäußert; das war auch im Fernsehen zu sehen.

Ich will nur sagen, wer damals sehr ehrlich war. Es ist 
jemand, der öffentlich etwas vertreten hat, was in den 
Jamaika-Sondierungen hinter verschlossenen Türen ge-
sagt worden ist. Ich meine den Haushaltspolitiker der 
Union Eckhardt Rehberg. Er hat am 10. November 
2017 gesagt – Zitat –: „Der vollständige Abbau des Soli-
daritätszuschlags … ist für den Bundeshaushalt nicht fi-
nanzierbar ...“.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Wahrheit 
ist: Damals haben Sie sich beim Soli hinter dem Bundes-
haushalt versteckt. Diesmal verstecken Sie sich hinter 
dem Koalitionspartner. Sie wollten es nicht. Es ist nicht 
an uns gescheitert, Herr Brehm; an der Union ist die Ab-
schaffung des Solis gescheitert.

(Anhaltender Beifall bei der FDP – Beifall bei 
Abgeordneten der AfD)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Lieber Herr Kollege Dürr, liebe FDP, der lange Ap-

plaus bringt auch nichts. Sie hatten die Möglichkeit, Re-
gierungsverantwortung zu übernehmen,

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Lachen bei der 
FDP)

und Sie haben einfach den Schwanz eingezogen. Sie 
wollten keine Regierungsverantwortung übernehmen. 
Gemeinsam mit Ihnen und den Grünen hätten wir es ja 
durchgesetzt in einer Jamaika-Koalition.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Sie waren da-
gegen!)

Aber Sie sind ausgestiegen aus diesen Gesprächen; tut 
mir leid. Wir sind nach wie vor der Meinung, dass eine 
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags not-
wendig ist. Wir hätten es gemeinsam umsetzen können.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Ihr wolltet ja 
nie!)

Jetzt setzen wir den ersten Schritt um. Dass Sie dagegen 
sind, ist schon bemerkenswert. Der Besitzer eines mitt-
leren Einkommen mit 150  000 Euro würde bei Ihnen 
nicht entlastet. Bei Ihnen von den Grünen und der AfD 
übrigens auch nicht.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Mit unserem 
Gesetzentwurf entlasten wir alle! – Christian 
Dürr [FDP]: Das ist ja Volksverdummung, 
was Sie hier betreiben!)

Wir entlasten den Mittelstand, wir entlasten die Bezieher 
mittlerer Einkommen, und das ist gut und das ist richtig 
so.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Klar haben wir weiterhin das Ziel der vollständigen 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Das ist doch völ-
lig logisch. Das wurde auf den Parteitagen von CDU und 
CSU beschlossen.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Ihr macht es nur 
nicht!)

Entlastet werden natürlich auch die Kapitalgesellschaf-
ten, die Bezieher von Kapitaleinkünften. Wir werden 
auch dies noch umsetzen; das ist doch selbstverständlich.

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Ja, wann denn?)
Aber wir machen jetzt den ersten Schritt, und der zwei-

te, finale Schritt muss dann noch folgen, natürlich auch 
im Hinblick auf die Rechtssicherheit. Heute beschließen 
wir die Entlastung der Bezieher kleinerer und mittlerer 
Einkommen. Das ist gut und richtig. Ich sage es noch mal: 
Wir lassen uns von Ihnen diesen Schritt nicht kaputtma-
chen, sondern wir freuen uns, dass wir diesen Schritt 
heute vollziehen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Marco Buschmann [FDP]: 
Mal gucken, was Karlsruhe dazu sagt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich noch 
einen letzten Aspekt in die Diskussion einbringen. Das ist 
der Dank an die vielen Bürgerinnen und Bürger, die jahr-
zehntelang von ihrem Einkommen etwas abgegeben ha-
ben für die Verwirklichung der deutschen Einheit. Über 
300 Milliarden Euro sind von den Bürgerinnen und Bür-
gern für die deutsche Einheit investiert worden, und wir 
sagen ein herzliches Dankeschön für diesen Solidarbei-
trag.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Übrigens ist es einmalig in der Welt, dass die Bürger-
innen und Bürger dieses Geld aufwenden. Die deutsche 
Einheit hat uns weltweit dazu in die Lage versetzt, dass 
wir in einer Führungsposition sind, dass Wirtschafts-
wachstum vorhanden ist. Deswegen war der Solidaritäts-
zuschlag gut, und wir können stolz auf das Geleistete 
sein. Danke für das große Engagement für Deutschland. 
Heute geben wir den Bürgerinnen und Bürgern etwas 
zurück. Deshalb ist heute ein guter Tag für Deutschland.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt hat das Wort der Kollege Thomas Kemmerich, 

FDP.

(Beifall bei der FDP)

Thomas L. Kemmerich (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Gäste auf der Tribüne, an den Bildschirmen 
und anderen Empfangsgeräten! Deutschland ist Steuer-
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land Nummer eins. Infolge der guten Konjunktur haben 
sich die Steuereinnahmen gut entwickelt. Vom Jahr 2009 
bis in das Jahr 2018 ist ein Anstieg um fast 270 Milliarden 
Euro zu verzeichnen. Die Summe, über die wir heute 
reden, macht 5 Prozent davon aus.

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!)
Im ersten Halbjahr 2019 hatten wir einen Steuerüber-

schuss von 45 Milliarden Euro . Auch das ist ein deutlich 
höherer Betrag als die Entlastung, über die wir heute 
streiten. Es mag ein guter erster Schritt sein, aber längst 
nicht das, was versprochen worden ist und was vor allen 
Dingen notwendig ist.

(Beifall bei der FDP)
Deshalb erneuern wir unsere Forderung nach der voll-
ständigen Abschaffung des Solis.

Erstens. Es ist verfassungsrechtlich geboten – das ist 
mehrfach hier gesagt worden; deshalb brauche ich es 
nicht weiter zu erläutern –; halten Sie sich also an das, 
was in der Verfassung steht.

Zweitens, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
insbesondere von der Union: Es ist versprochen. Wenn 
Sie behaupten, dass das heute nicht mehr möglich ist: 
Langfristige, vorausschauende Planung heißt, dass man 
sich darauf einstellt, dass man ab 1. Januar 2020 genau 
dieses Geld nicht mehr zur Verfügung hat.

(Beifall bei der FDP)
Jetzt sollte man nicht weinen, dass dieses Geld weg ist; 
das wäre falsch.

Es ist doch doppelzüngig – wo sind die Vertreter von 
MIT oder PKM? –, von „Entlastung“ zu sprechen und den 
Mittelstand, die GmbHs, die Gewerbetreibenden, die 
Handwerker, die Landwirte hier zu vergessen.

(Beifall bei der FDP)
Ein Einkommen von etwas über 70 000 Euro befähigt 
eben nicht, an der Entlastung teilzuhaben. Und das sind 
die fleißigen Leute dieses Landes.

Herr Gutting, es mag ja sein, dass wir dann, in der 20. 
Wahlperiode – vielleicht mal in die Zukunft schauend –, 
etwas Versprochenes haben; aber allein, mir fehlt der 
Glaube.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ihr 
müsst einfach mal durchhalten! Dann läuft es!)

Herr Gottschalk, atmen Sie mal durch! Wir haben einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, Sie einen Antrag. Unsere Vor-
lage ist zielgerichteter und treffgenauer.

(Christian Dürr [FDP]: So ist es! „Treffge-
nauer“!)

Deshalb unterstützen Sie doch bitte unseren Antrag!

(Beifall bei der FDP)
Ich denke, es ist ganz wichtig, dass wir diese Entlas-

tung nutzen. Sie ist Motivationsspritze für all die Fleißi-
gen, die in diesem Land arbeiten, sodass sie endlich von 
diesem Konjunkturaufschwung etwas in ihren Taschen 

haben. Es ist eine Konjunkturspritze; es muss investiert 
werden.

(Christian Dürr [FDP]: Richtig!)
Der Mittelstand kann das nur mit Gewinnen, die auch in 
seiner Verfügung bleiben.

(Beifall bei der FDP)
Lassen Sie uns auch mit denjenigen solidarisch sein, die 
dieses System, diesen Staat finanzieren. Auch sie verdie-
nen unsere Solidarität und Anerkennung. Das vermisse 
ich bei Ihrem Antrag.

(Beifall bei der FDP)
Deshalb ist es vielleicht ein schöner Tag für viele, aber 
längst nicht für alle, vor allen Dingen nicht für die Leis-
tungsträger.

Eines entzieht sich meiner Kenntnis: Jemand, der 
250 000 Euro im Jahr verdient, ist der nicht vielleicht 
auch Leistungsträger?

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Alles Leistungs-
träger!)

Verdient der nicht unseren Dank? Also auch hier: Ent-
lastet diese Leute!

(Beifall bei der FDP)
Meine Damen und Herren, gleichzeitig möchte ich die 

Gelegenheit nutzen, zu verkünden: Mit Ablauf dieses Ta-
ges werde ich mein Mandat im Deutschen Bundestag 
zurückgeben. Ich möchte Ihnen allen danken, Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren. Es war 
mir eine sehr große Ehre, bis zum heutigen Tage in die-
sem Hause mitgewirkt zu haben. Ich werde die Zeit nicht 
vergessen und bleibe Ihnen und uns allen kritisch, freund-
schaftlich, wie auch immer gewünscht, verbunden.

Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Kemmerich, da Sie in der Tat gegenüber 

dem Präsidenten erklärt haben, dass Sie Ihr Mandat, wie 
Sie es eben gesagt haben, niederlegen, danke ich Ihnen 
für Ihre Mitarbeit in diesem Deutschen Bundestag. Ich 
wünsche Ihnen für Ihren weiteren Lebensweg und politi-
schen Weg alles Gute.

(Beifall)
Nächster Redner ist der Kollege Lothar Binding, SPD.

(Beifall bei der SPD)

Lothar Binding (Heidelberg) (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 

verehrte Damen und Herren! Ich möchte erst mal denen 
danken, die den Soli bisher gezahlt haben. Das waren 
ungefähr 320 Milliarden Euro, für den Golfkrieg – das 
war befristet –; für die Wiedervereinigung – das war un-
befristet. 320 Milliarden Euro, das ist schon ein Wort für 
die Bürgerinnen und Bürger. Allerdings war das, offen 
gestanden, nicht genug.
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(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Es ist nie genug bei 
Ihnen! Sie kriegen nie genug!)

Denn der Solidarpakt I und II, der Fonds Deutsche Einheit 
und die Verluste aus der Treuhand haben 380 Milliarden 
Euro gekostet. Schon an dieser einfachen Rechnung sieht 
man: Es fehlt objektiv noch was.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Sie kriegen den 
Hals nicht voll!)

Trotzdem wird heute der Beschluss gefasst, den Soli für 
viele abzuschaffen. Darüber haben wir schon sehr viel 
gehört.

Wir wissen auch, dass es vielen Kommunen nicht gut 
geht. Minister Scholz hat gesagt: Es gibt noch viel zu 
tun. – Komischerweise sagen das hier alle. „Es gibt noch 
viel zu tun“, das Mantra, zum Beispiel bei den Investitio-
nen, kommt jedes Mal. Nur, wenn es ans Bezahlen geht, 
tun wir uns ein bisschen schwer.

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Das 
stimmt!)

Wiebke Esdar hat gesagt: Wir sollen doch ehrlich sa-
gen, dass wir die 3,5 Prozent oberste Einkommen in die-
sem Fall nicht entlasten wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Falko Mohrs hat mir gesagt: Und das ohne Bedürftig-
keitsprüfung.

(Beifall bei der SPD)

Die obersten 3,5 Prozent muss man nicht entlasten; denn 
denen geht es richtig gut, und zwar nachdem sie Steuern, 
Soli usw. gezahlt haben.

(Christian Dürr [FDP]: Das ist die 
Beweisumkehr, Herr Binding! Der Staat muss 
sich rechtfertigen, nicht der Bürger!)

Deshalb ist auch die Formel „20 Prozent der oberen 
Einkommen zahlen 80 Prozent der Steuern“ kein Hinweis 
darauf, dass die sich besonders stark engagieren – die 
engagieren sich sehr stark –; aber es ist ein Hinweis da-
rauf, wie viel sie zuvor hatten,

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Fabio De 
Masi [DIE LINKE])

wie viel die obersten 20 Prozent verdienen oder bekom-
men. Das darf man jetzt nicht mit den Leistungsträgern 
verwechseln. Leistungsträger sind auch alle anderen, die 
hier arbeiten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

Auch die Krankenschwester ist eine Leistungsträgerin; 
die muss den Soli aber gar nicht zahlen.

Jetzt hat der Christian Dürr auch geklatscht; das war 
fair. Aber er hat vorhin gesagt: Die Beschäftigten im Mit-
telstand seien die, die jetzt mit unserem Konzept belastet 
werden.

(Christian Dürr [FDP]: Ich habe gesagt: Wenn 
Sie den Mittstand kaputtmachen, dann belastet 
das auch die Beschäftigten! Das ist doch klar!)

Jetzt belasten wir die oberen 3,5 Prozent komplett, die 
6 Prozent darunter ein wenig. Jetzt suchen Sie aber den 
Mittelstand bei den oberen 10 Prozent.

(Christian Dürr [FDP]: Sie haben es nicht ver-
standen!)

Man muss also erst mal überlegen, was Ihre Idee der 
Mitte ist.

(Beifall bei der SPD)
Wenn sich die Mitte im obersten Zehntel befindet, dann 
frage ich mich: Wo ist denn bei Ihnen eigentlich der 
Durchschnitt? Was ist der Teil darunter?

(Christian Dürr [FDP]: Es ging um die Be-
schäftigten, Herr Binding!)

Wenn die Mitte in den obersten 10 Prozent liegt, dann 
stimmt an der Überlegung etwas ganz Grundsätzliches 
nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Lisa Paus hat was Richtiges gesagt, aber hat uns, fand 
ich, ein bisschen auf die falsche Fährte gelockt. Es stimm-
te trotzdem, dass Leute, die keine Steuern zahlen, mit 
diesem Gesetz nicht entlastet werden: Die mussten vorher 
nichts bezahlen, die müssen hinterher nichts bezahlen; 
der Unterschied ist relativ gering.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Es ist völlig klar: Du kannst mit einer runden Zange auch 
nicht die Entfernung messen. Man muss schon schauen, 
dass man das richtige Werkzeug für eine Aufgabe nimmt.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Wo ist 
denn der Zollstock?)

Bei den Ärmeren sagen wir: Wir haben Kindergeld, Fa-
milienförderung, Gute-Kita-Gesetz; wir haben Wohnbau-
förderung oder Mietzuschüsse. Das hilft den Beziehern 
schwächerer Einkommen. Insofern: Ein richtiges Werk-
zeug an der richtigen Stelle; dann wird etwas Gutes da-
raus.

Was kostet eigentlich so ein Soli? Wir tun immer so, als 
ob der gigantisch teuer wäre. Kollege Brehm und Kollege 
De Masi haben schöne Beispiele genannt.

(Beifall des Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE 
LINKE])

Es ist völlig klar, dass, wenn jemand als Verheirateter ein 
Einkommen von 100 000 Euro hat und er jetzt 1 400 Euro 
Soli zahlen muss, er das doch schaffen sollte.

(René Röspel [SPD]: Ja!)
In Wahrheit müssen ja Leute, die richtig viel verdienen, 
einen noch viel höheren Soli zahlen. Auch das müssen sie 
schaffen. Um nicht zu sagen: Das können die auch. Denen 
bleibt nach dem Soli noch so viel, von dem andere nur 
träumen können.
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(Beifall bei der SPD)
Deshalb ist die Abschaffung des Soli im ersten Schritt 

gerecht, finanzierbar, hilft den Beziehern unterer Ein-
kommen und ist einfach eine gute Idee.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dann schließe ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Rückfüh-
rung des Solidaritätszuschlags 1995.

Zur Abstimmung liegen mir zwei schriftliche Erklä-
rungen nach § 31 der Geschäftsordnung vor, die zu Pro-
tokoll genommen werden.1)

Der Finanzausschuss empfiehlt unter Buchstabe a sei-
ner Beschlussempfehlung auf der Drucksache 19/15152, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf der Druck-
sache 19/14103 anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind CDU/CSU und SPD. Wer stimmt dage-
gen? – Das sind AfD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen 
der Opposition angenommen.

Wir kommen zur

dritten Beratung

und Schlussabstimmung. Auf Verlangen der Fraktion der 
FDP stimmen wir über den Gesetzentwurf namentlich ab. 
Ich weise bereits jetzt darauf hin, dass im Anschluss an 
diese Abstimmung noch zwei weitere namentliche Ab-
stimmungen stattfinden werden.

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Offenbar sind die 
Plätze an allen Urnen besetzt. Dann eröffne ich die erste 
namentliche Abstimmung, das ist die über den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung.

Darf ich fragen, ob noch ein Mitglied des Hauses seine 
Stimme abgeben möchte? – Das ist offensichtlich nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen.2)

Wir kommen damit unmittelbar zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP zur voll-
ständigen Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Der 
Finanzausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner 
Beschlussempfehlung auf der Drucksache 19/15152, 
den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP auf der Druck-
sache 19/14286 abzulehnen.

Wir stimmen über den Gesetzentwurf auf Verlangen 
der Fraktion der FDP namentlich ab. Ich bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, wieder die vorgesehenen 
Plätze einzunehmen. – Sind die Plätze an den Urnen alle 

besetzt? – Die Plätze an den Urnen sind besetzt. Dann 
eröffne ich die zweite namentliche Abstimmung, und 
zwar über den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP.

Ich frage: Gibt es ein Mitglied des Hauses, das in der 
zweiten namentlichen Abstimmung seine Stimme noch 
abgeben will? – Das ist offensichtlich nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Abstimmung und bitte die Schriftführer-
innen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen.3)

Ich rufe unmittelbar den Tagesordnungspunkt 8 c auf. 
Das ist die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel „Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlaggesetzes“. Der Aus-
schuss empfiehlt unter Buchstabe c seiner Beschlussemp-
fehlung auf der Drucksache 19/15152, den Antrag der 
Fraktion der AfD auf der Drucksache 19/4898 abzuleh-
nen.

Wir stimmen nun über die Beschlussempfehlung des 
Finanzausschusses auf Verlangen der Fraktion der AfD 
namentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, die vorgesehenen Plätze wieder einzuneh-
men. – Ich frage, ob alle Plätze an den Urnen besetzt 
sind. – Das ist der Fall. Dann eröffne ich die dritte na-
mentliche Abstimmung; das ist die über die Beschluss-
empfehlung, Buchstabe c.

Gibt es noch ein Mitglied des Hauses, das in der dritten 
namentlichen Abstimmung seine Stimme abgeben möch-
te? – Das ist offensichtlich nicht der Fall. Ich schließe die 
Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, mit der Auszählung zu beginnen.4) Die Ergebnisse 
der drei namentlichen Abstimmungen werden Ihnen spä-
ter bekannt gegeben. – Jetzt bitte ich Sie, Ihre Plätze 
wieder einzunehmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Ehrentribüne 
hat die Präsidentin der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats, Frau Liliane Maury Pasquier, 
mit ihrer Delegation Platz genommen. Ich begrüße Sie 
im Namen der Kolleginnen und Kollegen des Deutschen 
Bundestags sehr herzlich.

(Beifall)

Der Deutsche Bundestag ist mit einer 18-köpfigen 
Delegation in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats vertreten. In dieser Woche finden auch Sitz-
ungen der Ausschüsse der Versammlung im Deutschen 
Bundestag statt. Der Europarat feiert in diesem Jahr sein 
70-jähriges Bestehen. Er ist von großer Bedeutung für 
den Schutz der Menschenrechte sowie die Förderung 
von Rechtsstaatlichkeit und parlamentarischer Demo-
kratie in Europa. Dem Europarat gehören 47 Mitglied-
staaten an, darunter die Bundesrepublik Deutschland, 
die im kommenden Jahr den Vorsitz übernehmen wird. 
Für Ihren Aufenthalt, Frau Präsidentin, und für Ihr wei-
teres parlamentarisches Wirken begleiten Sie unsere bes-
ten Wünsche.

(Beifall)

1) Anlage 2 
2) Ergebnis Seite 15794 C 

3) Ergebnis Seite 15797 B 
4) Ergebnis Seite 15801 A 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15791 

Lothar Binding (Heidelberg) 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 9 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Christian Dürr, 
Grigorios Aggelidis, Renata Alt, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der FDP

Erhalt und Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Wirtschaft durch eine 
moderne Unternehmensbesteuerung

Drucksachen 19/7898, 19/14304

Wir werden auch über diese Beschlussempfehlung spä-
ter namentlich abstimmen.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Kollegen Lothar Binding, SPD.

(Beifall bei der SPD)

Lothar Binding (Heidelberg) (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 

verehrte Damen und Herren! Ich möchte erst mal der FDP 
danken, dass es diesen Antrag gibt, obwohl wir ihn ableh-
nen. Ich will das ein bisschen genauer begründen mit dem 
Niveau, auf dem wir diskutieren, und dem Niveau, auf 
dem wir streiten.

Wir wissen ja: 1945 war das Ende des Naziregimes – 
mit einem total zerstörten Deutschland, mit unendlichem 
Leid, mit einem gescheiterten Regime. Jetzt mache ich 
einen ganz großen Sprung von 70 Jahren: 70 Jahre später 
kann sich unsere Nation sehen lassen. Im Durchschnitt 
geht es uns sehr gut. Wir haben zwar Armut – weil der 
Durchschnitt die Armut versteckt, fällt das nicht immer so 
auf –, und wir müssen auf die Armen schauen, aber 
Deutschland geht es insgesamt sehr gut. Das ist Ergebnis 
der Politik, die wir gemacht haben; die Parteien, die hier 
im Bundestag sitzen – die demokratischen Parteien –, 
haben 70 Jahre Politik gemacht und liefern ein solches 
Ergebnis ab: So finden wir Deutschland heute vor. Viele 
andere Nationen sind stolz auf Deutschland und das, was 
wir erreicht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Dr. Florian Toncar 
[FDP] – Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: 
Die Parteiendemokratie hat sich bewährt!)

Dieser Antrag ist gut, weil er zeigt, dass wir auf diesem 
Niveau streiten, es noch besser zu machen. Der Streit, den 
wir hier führen, ist immer konstruktiv. Egal wie wir hier 
funktionieren, demokratische Parteien streiten konstruk-
tiv.

Und warum sind wir jetzt nicht für den Antrag? Das 
Argument dagegen ist unser Klassiker. Wir sagen: Wenn 
wir für Steuersenkungen Geld ausgeben, dann haben wir 
zwar einen Standortfaktor verbessert, aber haben kein 
Geld mehr zur Verbesserung aller anderen Standortfakto-
ren. Deshalb sagen wir: Da muss man ein bisschen besser 
ausrechnen, was es bedeutet. Uns ist es wichtig, eine gute 

Ausbildung, gute Kinderbetreuung, ein stabiles politi-
sches System, Rechtssicherheit, sozialen Frieden, Ver-
kehrsinfrastruktur zu haben. All das wollen wir finanzie-
ren aus den Steuern.

(Zuruf der Abg. Nicole Westig [FDP])
Wenn wir die natürlich jetzt ständig senken, dann muss 
man sich überlegen, was für diese Aufgaben dann noch 
übrig bleibt.

Last, but not least die Frage: Wenn ich heute die Kör-
perschaftsteuer senke – sie kommt von einem Niveau von 
über 40 Prozent; jetzt haben wir ein Niveau von 25 Pro-
zent –, wo endet das?

(Zuruf von der CDU/CSU: Anderes System!)
Wenn die Maßstäbe und die Begründungen für die jetzige 
Senkung auch künftig gelten, dann weiß ich genau, wo 
das endet: Das endet nicht bei null. Das ist dann letzt-
endlich eine Subvention der Unternehmen der besonde-
ren Art.

(Nicole Westig [FDP]: Subventionen?)
– Ja, es gibt dann auch eine negative Steuer. Habt ihr ja 
schon im Programm gehabt.

(Beifall bei der SPD)
Also muss man aufpassen, wie man das macht. Das funk-
tioniert so nicht.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Aber als Bürger-
geld?)

Wir sind im weltweiten Ranking des Weltwirtschafts-
forums 2018 der drittattraktivste Standort der Welt.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Mit der 
Unternehmensteuer wären wir wahrscheinlich 
Erster oder Zweiter!)

Da sollten wir, glaube ich, den Arbeitgebern danken, weil 
die sich engagieren, und natürlich den Arbeitnehmern, die 
die Werte schaffen, den Familien, dem Mittelstand, den 
Handwerkern und den Krankenschwestern. Allen müssen 
wir danken;

(Beifall bei der SPD)
denn dieser dritte Platz kommt ja nicht von uns hier im 
Parlament, sondern von den Leuten, die draußen arbeiten.

Ein ganz schönes Zeichen – man konnte es gestern in 
den Nachrichten hören –: Tesla plant eine große Produk-
tionsstätte in der Nähe von Berlin.

(Nicole Westig [FDP]: Arbeitsplätze!)
Übrigens trotz der jetzigen Steuer – ich will nicht sagen: 
wegen –; aber vielleicht auch wegen der jetzigen Steuer, 
weil der Rest eben stimmt. Das ist eine sehr gute Sache; 
denn mit diesen Steuern ist etwas Gutes passiert.

(Beifall bei der SPD)
Wer sich an den Steuersenkungen der USA orientiert, 

der schaut immer nur auf den Tarif. Der muss aber auch 
darauf schauen, dass die USA eine Mindestbesteuerung 
eingeführt haben; komischerweise wird das manchmal 
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vergessen. Dass es eine Hinzurechnungsbesteuerung gibt, 
wird manchmal vergessen. Wer sich das ganze Bild an-
schaut, sieht: In den USA ist auch nicht alles so rosig, und 
vor allen Dingen ist alles total unberechenbar. Denn so, 
wie diese Steuer über die USA gekommen ist, kann sie 
auch wieder genommen werden. Also: Die Berechenbar-
keit in Deutschland ist im Moment ein ganz hohes Gut. 
Man kann von Trump lernen, was passiert, wenn man 
nicht mehr berechenbar ist.

Ich will noch kurz auf den FDP-Antrag eingehen. Er ist 
jetzt nicht mehr ganz aktuell. Dort wird die Istbesteue-
rung angesprochen – das haben wir gerade beschlossen –, 
es wird Forschung und Entwicklung angesprochen – das 
haben wir auch gerade beschossen. Es gibt ein paar Din-
ge, die auch wir uns überlegen. Über Thesaurierungsbe-
günstigungen wollen wir nachdenken.

Bei den Zinsen, muss ich sagen, gibt es eine alte De-
batte: Wenn man Steuerschulden beim Staat hat, wird das 
mit 6 Prozent verzinst. Das klingt sehr hoch. Aber erstens 
sind 15 Monate zinslos – also nach 30 Monaten sind es 
nur 3 Prozent –, und vor allen Dingen muss man die 
Sollzinsen eines unbesicherten Kredits als Vergleich neh-
men,

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Nein, des Bankgu-
thabens!)

statt zu denken: Ich gebe mal einen Kredit. Wie viel be-
komme ich dafür?

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Das ist doch kein 
unsicherer Kredit!)

Das ist der Maßstab. Deshalb ist das ein gefährlicher An-
trag.

Die AfA-Tabellen anzuschauen, ist wieder eine gute 
Idee. Das Pooling abzuschaffen, ist mittelfristig eine gute 
Idee. Da machen wir mit, aber erst zum richtigen Zeit-
punkt. Jetzt wäre der Zeitpunkt falsch. Zum richtigen 
Zeitpunkt das Richtige tun – dann machen wir mit, sogar 
beim FDP-Antrag.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Albrecht Glaser, AfD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der AfD)

Albrecht Glaser (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Die FDP stellt einen Sachantrag, in welchem sie die 
Bundesregierung auffordert, das gesamte steuerliche Um-
feld der Unternehmensbesteuerung und diese selbst zu 
reformieren. Der Antrag hat eine Struktur, wie wir sie 
bei der FDP häufiger finden. Er ist eine Stoffsammlung, 
in der fast alle Stichworte vorkommen, die einem zum 
Thema einfallen – und einige darüber hinaus –, aufgereiht 
in 20 Punkten. Einiges ist überholt, anderes steuersyste-
matisch unmöglich und das ganze Sammelsurium wenig 
strukturiert.

(Beifall bei der AfD)

So soll die Gewerbesteuer abgeschafft und den Kom-
munen stattdessen ein Hebesatzrecht auf die Körper-
schaftsteuer und die Einkommensteuer ermöglicht wer-
den.

Die Idee eines Hebesatzrechts bezüglich der Einkom-
mensteuer ist wohl unserem Grundsteuerantrag entnom-
men.

(Lachen der Abg. Katja Hessel [FDP] – Heiter-
keit und Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

– Ich bitte, mir die Zeit gutzuschreiben für diese wunder-
bare Lache. – Ein Hebesatzrecht auf die Körperschaft-
steuer ist kaum möglich, da die Körperschaftsteuer kei-
nen lokalen Bezug hat. Ich weiß nicht, ob Sie nicht noch 
mal lachen wollen; denn das ist ein relativ lächerlicher 
Vorschlag.

Eine steuerliche Forschungsförderung, die gefordert 
wird, ist in der Zwischenzeit Allgemeingut und schon 
beschlossen; das Gleiche gilt für die Erhöhung der 
Grenze für die umsatzsteuerliche Istbesteuerung auf 
600 000 Euro.

Der Zinssatz für Nachzahlungszinsen, § 238 AO, im 
Steuerveranlagungsverfahren soll von 6 Prozent realitäts-
gerecht nach unten korrigiert werden, wie formuliert 
wird. Das hat zwar mit dem Unternehmensteuerrecht 
nichts zu tun,

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Natürlich!)

weil diese Vorschrift für alle Steuerschuldner gilt,

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Ja, eben!)

ist aber trotzdem rechtlich geboten. Die AfD hatte das 
gleiche Anliegen in ihrem Gesetzentwurf auf Drucksa-
che 19/5491 – Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/14412 – vor wenigen Wochen hier gefordert. Die 
FDP hatte jedoch mit der ganz großen Koalition diesen 
Entwurf der AfD abgelehnt.

Die FDP fordert mehr Rechtssicherheit für die umsatz-
steuerliche Organschaft und eine Vereinfachung des Ver-
fahrens der Einfuhrumsatzsteuer für Lieferungen von Un-
ternehmen zu Unternehmen. Darunter, unter diesen 
allgemeinen Formulierungen, kann sich jeder alles vor-
stellen. Das ist nicht Politik, sondern Feuilleton. Dieser 
Tage beschuldigte ein FDP-Kollege die AfD der Faulheit. 
Wir wissen jetzt, was gemeint ist, meine Damen und Her-
ren.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo sie recht haben, 
haben sie recht!])

Bleibt als Herzstück des Antrags: die Verringerung der 
Steuerbelastung der Unternehmensgewinne. Die Idee, 
welche die FDP dazu äußert, funktioniert zwar nicht 
wie dargestellt; das identifizierte Problem einer Unter-
nehmensbesteuerung in Deutschland, welche internatio-
nal konkurrenzfähig ist, besteht jedoch veritabel. Das hat 
nichts mit der Geschichte der deutschen Unternehmens-
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besteuerung zu tun, sondern mit dem Umfeld weltweit, in 
dem wir uns bewegen.

Die Kanzlerin hatte dazu vor wenigen Tagen ihren 
Wirtschaftsminister gelobt, der auch von einer Unterneh-
mensteuerreform gesprochen hatte. Der Finanzminister 
erteilte jedoch solchen Vorstellungen eine schroffe Ab-
sage. Ein Steuersenkungswettbewerb müsse vermieden 
werden, sagte der Finanzminister. So viel Geschlossen-
heit in der Koalition muss wohl sein. Und der Steuer- und 
Abgabenwettbewerb muss auch sein, aber nach oben. 
Und der wird von Deutschland auch gewonnen. Wir sind 
an der Spitze bei der Abgabenbelastung in der OECD, 
haben also diesen Wettbewerb nach oben gewonnen, 
und das seit Jahren. Und das hat Folgen: Einer der vielen 
Beiträge dieser Regierung für das niedrigste Wachstum 
Deutschlands in der EU ist auch diese Vorstellung von 
Unternehmensbesteuerung.

Vom FDP-Antrag geht leider kein wirklich intelligen-
ter Impuls aus. Dennoch ist der Versuch, eine Steuerre-
formdiskussion anzustoßen, zu begrüßen. Das tun wir 
auch. Allerdings müsste man weiter ausholen und wirk-
lich Konzeptionelles ins Gespräch bringen. Bei der so-
eben verkorksten Grundsteuerreform, bei der die AfD 
eine echte Gemeindefinanzreform gefordert und struktu-
rell unterlegt hatte, war die FDP, wie immer, nicht etwa 
eine Serviceopposition, sondern eine servile Opposition. 
Das unterscheidet sie von uns. Deshalb hat sie bei den 
soeben abgehaltenen Landtagswahlen in drei Bundeslän-
dern insgesamt ein Stimmergebnis von 4,5 Prozent er-
reicht

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: 
Immerhin!)

und liegt damit am Ende der Skala aller hier vertretenen 
Parteien. Die AfD hat ein Ergebnis von 25,4 Prozent er-
reicht -

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Glaser, bedenken Sie, dass Ihre Redezeit 

überschritten ist.

Albrecht Glaser (AfD):
– ja – und liegt damit auf Platz eins in diesem Parteien-

wettbewerb.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gebe das von den 

Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung über den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Rückführung des 
Solidaritätszuschlags 1995, Drucksachen 19/14103 und 
19/15152, bekannt: 650 Kolleginnen und Kollegen haben 
ihre Stimmkarte abgegeben. Mit Ja haben gestimmt 369, 
mit Nein haben gestimmt 278, 3 Enthaltungen. Der Ge-
setzentwurf ist damit angenommen.1)

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            650;
davon

ja:                                      369
nein:                                  278
enthalten:                              3
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1) Anlage 3 
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Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Roman Johannes Reusch
Ulrike Schielke-Ziesing
Dr. Robby Schlund
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Detlev Spangenberg
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Wolfgang Wiehle
Dr. Heiko Wildberg
Dr. Christian Wirth

FDP
Grigorios Aggelidis
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Nicole Bauer
Jens Beeck
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Dr. Marco Buschmann
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Hartmut Ebbing
Dr. Marcus Faber

Otto Fricke
Thomas Hacker
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Ulla Ihnen
Olaf In der Beek
Dr. Christian Jung
Thomas L. Kemmerich
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Kulitz
Alexander Graf Lambsdorff
Christian Lindner
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Till Mansmann
Dr. Jürgen Martens
Christoph Meyer
Alexander Müller
Roman Müller-Böhm
Frank Müller-Rosentritt
Dr. Martin Neumann 

(Lausitz)
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. Stefan Ruppert
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly
Frank Sitta
Judith Skudelny
Dr. Hermann Otto Solms
Bettina Stark-Watzinger
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Katja Suding
Linda Teuteberg
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel (Olpe)
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(A) 

(B) 

(C) 
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Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm

DIE LINKE
Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Gösta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm-Förster
Michel Brandt
Christine Buchholz
Dr. Birke Bull-Bischoff
Jörg Cezanne
Sevim Dağdelen
Fabio De Masi
Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Heike Hänsel
Matthias Höhn
Andrej Hunko
Ulla Jelpke
Kerstin Kassner
Dr. Achim Kessler
Katja Kipping
Jan Korte
Jutta Krellmann
Caren Lay
Sabine Leidig
Ralph Lenkert

Stefan Liebich
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Amira Mohamed Ali
Cornelia Möhring
Niema Movassat
Norbert Müller (Potsdam)
Zaklin Nastic
Dr. Alexander S. Neu
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Tobias Pflüger
Martina Renner
Bernd Riexinger
Eva-Maria Schreiber
Dr. Petra Sitte
Kersten Steinke
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti
Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Andreas Wagner
Harald Weinberg
Katrin Werner
Hubertus Zdebel
Pia Zimmermann
Sabine Zimmermann 

(Zwickau)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Margarete Bause

Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Ekin Deligöz
Katja Dörner
Katharina Dröge
Harald Ebner
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Erhard Grundl
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Uwe Kekeritz
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Sylvia Kotting-Uhl
Oliver Krischer
Stephan Kühn (Dresden)
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Monika Lazar
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Dr. Tobias Lindner
Dr. Irene Mihalic
Claudia Müller
Beate Müller-Gemmeke

Dr. Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Friedrich Ostendorff
Cem Özdemir
Lisa Paus
Filiz Polat
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Corinna Rüffer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Kordula Schulz-Asche
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Margit Stumpp
Markus Tressel
Jürgen Trittin
Dr. Julia Verlinden
Daniela Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Gerhard Zickenheiner

Fraktionslos

Marco Bülow

Enthalten

AfD

Peter Boehringer

Fraktionslos

Mario Mieruch
Dr. Frauke Petry

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich gebe das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den von der FDP-Fraktion einge-
brachten Gesetzentwurf zur vollständigen Abschaffung 
des Solidaritätszuschlags auf den Drucksachen 19/ 

14286 und 19/15152 bekannt: abgegebene Stimmkarten 
655. Mit Ja haben gestimmt 88, mit Nein haben gestimmt 
497, 70 Enthaltungen. Der Gesetzentwurf ist in der zwei-
ten Beratung abgelehnt, womit eine dritte Beratung nach 
der Geschäftsordnung entfällt.

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:            655;

davon

ja:                                        88

nein:                                  497

enthalten:                             70

Ja
CDU/CSU
Dr. Peter Ramsauer

AfD
Marc Bernhard
Petr Bystron

Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Martin Hebner
Lars Herrmann
Dr. Heiko Heßenkemper
Karsten Hilse
Martin Hohmann
Leif-Erik Holm

Dr. Rainer Kraft
Martin Erwin Renner
Ulrike Schielke-Ziesing
Dr. Heiko Wildberg

FDP
Grigorios Aggelidis
Renata Alt
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(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Christine Aschenberg- 
Dugnus

Nicole Bauer
Jens Beeck
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Dr. Marco Buschmann
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Hartmut Ebbing
Dr. Marcus Faber
Otto Fricke
Thomas Hacker
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Ulla Ihnen
Olaf In der Beek
Dr. Christian Jung
Thomas L. Kemmerich
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Kulitz
Alexander Graf Lambsdorff
Christian Lindner
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Till Mansmann
Dr. Jürgen Martens
Christoph Meyer
Alexander Müller
Roman Müller-Böhm
Frank Müller-Rosentritt
Dr. Martin Neumann 

(Lausitz)
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. Stefan Ruppert
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly

Frank Sitta
Judith Skudelny
Dr. Hermann Otto Solms
Bettina Stark-Watzinger
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Katja Suding
Linda Teuteberg
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel (Olpe)
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm

Fraktionslos
Mario Mieruch
Dr. Frauke Petry

Nein
CDU/CSU
Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth

Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe- 

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Astrid Freudenstein
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Dr. Heribert Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann

Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Gisela Manderla
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Dr. Angela Merkel
Jan Metzler
Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans 

Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Axel Müller
Dr. Gerd Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Andreas Nick
Petra Nicolaisen
Michaela Noll
Dr. Georg Nüßlein
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(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Wilfried Oellers
Florian Oßner
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Eckhardt Rehberg
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Anita Schäfer (Saalstadt)
Dr. Wolfgang Schäuble
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Tankred Schipanski
Christian Schmidt (Fürth)
Dr. Claudia Schmidtke
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Peter Stein (Rostock)
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Gero Storjohann
Stephan Stracke

Max Straubinger
Karin Strenz
Dr. Peter Tauber
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith
Kerstin Vieregge
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries
Kees de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Kai Wegner
Albert H. Weiler
Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß (Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Marian Wendt
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Oliver Wittke
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD
Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Nezahat Baradari
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Lothar Binding 

(Heidelberg)
Dr. Eberhard Brecht
Leni Breymaier
Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher

Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Dr. Edgar Franke
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Michael Groß
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Marcus Held
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk
Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Cansel Kiziltepe
Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz-Emre
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Christian Lange (Backnang)
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Kirsten Lühmann
Heiko Maas
Isabel Mackensen
Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Falko Mohrs

Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Markus Paschke
Christian Petry
Detlev Pilger
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Ulla Schmidt (Aachen)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Martin Schulz
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
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(A) 

(B) 

(C) 
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Carsten Träger
Ute Vogt
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Joe Weingarten
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

DIE LINKE
Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Gösta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm-Förster
Michel Brandt
Christine Buchholz
Dr. Birke Bull-Bischoff
Jörg Cezanne
Sevim Dağdelen
Fabio De Masi
Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Heike Hänsel
Matthias Höhn
Andrej Hunko
Ulla Jelpke
Kerstin Kassner
Dr. Achim Kessler
Katja Kipping
Jan Korte
Jutta Krellmann
Caren Lay
Sabine Leidig
Ralph Lenkert
Stefan Liebich
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Cornelia Möhring
Niema Movassat
Norbert Müller (Potsdam)
Zaklin Nastic
Dr. Alexander S. Neu
Petra Pau

Sören Pellmann
Victor Perli
Tobias Pflüger
Martina Renner
Bernd Riexinger
Eva-Maria Schreiber
Dr. Petra Sitte
Kersten Steinke
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti
Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Andreas Wagner
Harald Weinberg
Katrin Werner
Hubertus Zdebel
Pia Zimmermann
Sabine Zimmermann 

(Zwickau)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Margarete Bause
Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Ekin Deligöz
Katja Dörner
Katharina Dröge
Harald Ebner
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Erhard Grundl
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Uwe Kekeritz
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Sylvia Kotting-Uhl
Oliver Krischer
Stephan Kühn (Dresden)
Christian Kühn (Tübingen)

Renate Künast
Monika Lazar
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Dr. Tobias Lindner
Dr. Irene Mihalic
Claudia Müller
Beate Müller-Gemmeke
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Friedrich Ostendorff
Cem Özdemir
Lisa Paus
Filiz Polat
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Corinna Rüffer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Kordula Schulz-Asche
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Margit Stumpp
Markus Tressel
Jürgen Trittin
Dr. Julia Verlinden
Daniela Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Gerhard Zickenheiner

Fraktionslos
Marco Bülow

Enthalten
AfD
Dr. Bernd Baumann
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Matthias Büttner
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von 

Gronow
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dr. Anton Friesen
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland

Albrecht Glaser
Franziska Gminder
Kay Gottschalk
Armin-Paulus Hampel
Mariana Iris Harder-Kühnel
Verena Hartmann
Dr. Roland Hartwig
Jochen Haug
Udo Theodor Hemmelgarn
Waldemar Herdt
Martin Hess
Nicole Höchst
Dr. Bruno Hollnagel
Johannes Huber
Fabian Jacobi
Dr. Marc Jongen
Jens Kestner
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Rüdiger Lucassen
Frank Magnitz
Jens Maier
Dr. Lothar Maier
Dr. Birgit Malsack- 

Winkemann
Corinna Miazga
Andreas Mrosek
Hansjörg Müller
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Christoph Neumann
Jan Ralf Nolte
Ulrich Oehme
Gerold Otten
Frank Pasemann
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Roman Johannes Reusch
Dr. Robby Schlund
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Detlev Spangenberg
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.
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(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ich gebe das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses auf Drucksache 19/15152 zu dem Antrag der 
AfD-Fraktion zur Abschaffung des Solidaritätszuschlag-

gesetzes auf Drucksache 19/4898 bekannt: abgegebene 
Stimmkarten 654. Für die Beschlussempfehlung haben 
gestimmt 571, mit Nein haben gestimmt 83. Die Be-
schlussempfehlung ist damit angenommen und der An-
trag abgelehnt.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            655;
davon

ja:                                      571
nein:                                    84

Ja
CDU/CSU
Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe- 

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Astrid Freudenstein

Dr. Hans-Peter Friedrich 
(Hof)

Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Christian Hirte
Dr. Heribert Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling

Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Gisela Manderla
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Dr. Angela Merkel
Jan Metzler
Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans 

Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
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Johannes Huber
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Winkemann
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Volker Münz
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Christoph Neumann
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Frank Pasemann
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Erwin Renner
Roman Johannes Reusch
Ulrike Schielke-Ziesing
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Nächster Redner in der Debatte ist der Kollege Fritz 
Güntzler, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Fritz Güntzler (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Auch wir danken 
der FDP für diesen Antrag,

(Katja Hessel [FDP]: Gern geschehen!)
weil wir auch in der Koalition über das Thema „Moder-
nisierung des Unternehmensteuerrechts“ sprechen und 
diskutieren werden. Das Ergebnis ist noch nicht ganz 
klar; aber es ist wichtig, dass wir die Diskussion führen 
und dass wir sie auch hier führen.

Ich habe mir überlegt, wie sich die FDP gefühlt hat, als 
sie diesen Antrag geschrieben hat. Wenn man weiß, man 
hätte so was eigentlich im Koalitionsausschuss einbrin-
gen können,

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Ach! Kreativer 
Einstieg!)

man hätte so was in das Kabinett einbringen können, dann 
ist man, glaube ich, traurig. Denn ich kann nur sagen: 
Mitregieren ist besser als nicht regieren, Herr Toncar.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Von daher hätten Sie gute Chancen gehabt. Ich kann 
Ihnen sagen: Die Fraktionen, die diese Koalition tragen, 
sind sich ihrer Verantwortung bewusst; das haben wir an 
verschiedenen Punkten gerade in den letzten Wochen be-
wiesen, und wir werden es auch bei diesem Thema be-
weisen.

Zurück zum Antrag. Handlungsbedarf besteht unzwei-
felhaft. Die Bundeskanzlerin hat das auf dem Arbeitge-
bertag auch angesprochen, auch auf Wirtschaftsminister 
Peter Altmaier verwiesen. Der Bundesfinanzminister – so 
habe ich den Medien entnommen – hat das hanseatisch 
zurückhaltend erst mal entgegengenommen. Aber wenn 

ich das richtig gelesen habe, hat er gesagt, der Zeitpunkt – 
das hat Lothar Binding eben auch gesagt –, sei falsch. Es 
sei aus seiner Sicht falsch, jetzt Konjunkturimpulse zu 
setzen. Aber auch darüber, finde ich, sollten wir diskutie-
ren. Denn unseres Erachtens gibt es vier Gründe für den 
Handlungsbedarf, unser Unternehmensteuerrecht zu mo-
dernisieren.

Zum einen haben wir uns in der Vergangenheit zu 
Recht damit beschäftigt, steuerlichen Gestaltungsmiss-
brauch, Steuervermeidungsstrategien zu verhindern. Wir 
haben das BEPS-Projekt im Rahmen der G 20, G 7 und 
OECD umgesetzt, das der damalige Minister Schäuble 
initiiert hat. Wir haben gesetzgeberisch viel gegen Steuer-
vermeidung gemacht. In der Summe muss man feststel-
len, dass wir doch ein sehr restriktives Unternehmens-
teuerrecht geschaffen haben und in Teilen vielleicht 
auch überschießende Wirkungen erzielt haben, die nicht 
unbedingt gewollt waren. Ich finde, dass man sich das 
mal anschauen kann. Ich nenne ein Beispiel: Sind wir 
eigentlich noch fit als Holdingstandort Deutschland im 
Vergleich zu anderen Ländern, und gibt es da nicht ganz 
einfache Dinge, die wir ändern könnten? Das sollten wir 
in diesem Zusammenhang auch mal prüfen. Dazu fehlt im 
FDP-Antrag leider ein entsprechender Hinweis.

Zweiter Grund. Die letzte große Steuerreform ist elf 
Jahre her. Damals wurde gesagt: Wir wollen eine Belas-
tung der Unternehmen von maximal 30 Prozent erzielen. – 
Das ist auch fast punktgenau erreicht worden, wenn man 
einen Gewerbesteuerhebesatz von 400 Prozent unter-
stellt. Denn wir müssen ja berücksichtigen, dass es in 
Deutschland die Besonderheit gibt, die nicht alle im Aus-
land sofort verstehen, dass wir im unternehmerischen Be-
reich zwei Steuern haben: bei der Kapitalgesellschaft die 
Körperschaftsteuer und die Gewerbesteuer und bei den 
Mitunternehmerschaften die Einkommensteuer und die 
Gewerbesteuer. Das ist nicht unbedingt ganz einfach. 
Aber da die Kommunen ihre Gewerbesteuerhebesätze 
in den letzten elf Jahren sukzessive angehoben haben, 
ist es dazu gekommen, dass wir diese 30-Prozent-Grenze 
reißen. Wir liegen derzeit bei 32 Prozent.
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Selbst wenn es den internationalen Steuerwettbewerb, 
zu dem ich gleich komme, nicht gäbe, hätten wir jetzt 
meines Erachtens Handlungsbedarf aufgrund unserer 
eigenen Ziele, die wir damals formuliert haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Damals führte Herr Steinbrück, der damals Finanzmi-
nister war – da ging es auch schon um die Standortpolitik 
und den Investitionsstandort Deutschland –, aus:

Keines der viel diskutierten Probleme … lösen wir 
ohne eine solide Wachstumsbasis, ohne leistungsfä-
hige und wettbewerbsfähige Unternehmen …, die 
sich

– jetzt kommt es -

im internationalen Wettbewerb auch von der Steuer-
seite einigermaßen bewegen und bewähren können.

Dieser Bundesfinanzminister hat damals recht gehabt, 
und ich hoffe, auch unser Finanzminister wird sich dieser 
Auffassung im Rahmen des Diskussionsprozesses an-
schließen können.

Der dritte Grund ist der internationale Steuerwettbe-
werb. Über diesen haben wir schon mehrfach diskutiert. 
Man mag ihn bedauern; er ist auf jeden Fall da. Sie ken-
nen die Zahlen: In den USA liegen die Unternehmens-
teuersätze bei 21 Prozent bzw. bei 26 Prozent, wenn ich 
die Lokalsteuer mitrechne. In Frankreich wurden sie von 
28 auf 25 Prozent gesenkt. In Österreich liegen sie bei 
21 Prozent. UK hat 17 Prozent angekündigt. In den Nie-
derlanden sind es 21 Prozent. Das sind nur einige Bei-
spiele. In der EU haben wir – ohne die Bundesrepublik 
Deutschland – einen durchschnittlichen Steuersatz von 
21,5 Prozent, in der OECD von 25,7 Prozent. Da liegen 
wir mit unseren 32 Prozent weit darüber. Wir wissen 
durch viele Studien, dass ein Unterschied von 10 Prozent-
punkten bei den Steuersätzen dazu führen kann – so das 
ifo-Institut –, dass bis zu 8 Prozent der Gewinne verlagert 
werden. Von daher haben wir auch hier einen Handlungs-
druck.

Ich akzeptiere das Argument, das von unserem Koali-
tionspartner vorgetragen wird, dass es kein „race to the 
bottom“ geben darf. Wo ist eigentlich die untere Grenze? 
Von daher unterstützen wir die deutsch-französische Ini-
tiative zur Mindestbesteuerung sehr, weil wir dann ein 
gleiches Spielfeld für alle hinbekommen. Von daher kann 
man das in den Konsens auch mit einbeziehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und der Abg. Katja Hessel [FDP])

Der vierte Punkt ist die Konjunkturdelle. Wir können 
jetzt trefflich volkswirtschaftlich darüber streiten: Gibt es 
die Gefahr einer Rezession, oder sind wir schon drin? Auf 
jeden Fall spüren wir doch alle, dass was passiert. In 
meinem Wahlkreis haben die ersten großen Unternehmen 
Kurzarbeit eingeführt. Es gibt ja Gründe dafür. Das Auf-
tragsvolumen ist zurückgegangen, die Zahl der Auftrags-
eingänge ist zurückgegangen. Wir müssen gucken, wie 
wir reagieren. Wir müssen dafür nur den richtigen Zeit-
punkt finden. Da sind wir wahrscheinlich noch nicht ganz 
beieinander. Ich glaube aber, dass wir zu spät reagieren, 

wenn wir erst reagieren, wenn die Ergebnisse für alle 
erkennbar sind. Ich glaube, wir müssen vorher reagieren. 
Von daher sollten wir was tun.

Was sollten wir im Einzelnen tun? Damit haben wir uns 
in der CDU/CSU-Fraktion sehr intensiv beschäftigt. Wir 
haben am 5. November dieses Jahres ein umfassendes 
Positionspapier zu dem Thema „Modernisierung des Un-
ternehmensteuerrechts“ beschlossen, und zwar mit den 
drei Punkten: Wettbewerbsfähigkeit stärken, Strukturen 
verbessern und Bürokratie abbauen. Ich will das jetzt 
nicht im Einzelnen vortragen, obwohl ich dankenswerter-
weise viel Redezeit von meiner Fraktion bekommen ha-
be;

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP – 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Du 
darfst vorher aufhören!)

aber Herr Brehm kann ja auch noch ergänzen. Ich glaube, 
der entscheidende Punkt – da sind wir uns mit der FDP in 
der Zielbeschreibung einig – ist: Wir sollten es schaffen, 
maximal 25 Prozent Steuerbelastung für nicht ausge-
schüttete Gewinne in Deutschland zu erreichen. Dafür 
brauchen wir einen Weg.

Ich möchte noch mal sagen: Es geht um nicht ausge-
schüttete Gewinne. Mir ist in der Diskussion viel zu häu-
fig der Satz begegnet: Das ist der Unternehmergewinn. – 
Nein, es geht um Unternehmensgewinne, um Gewinne, 
die im Unternehmen bleiben, die dem Unternehmen zur 
Verfügung stehen, um Investitionen durchzuführen, Inno-
vationen auf den Weg zu bringen, um für Personalaufbau 
zu sorgen und um die Personalkostensteigerung zu finan-
zieren. Das sind alles wichtige Dinge, die das Unterneh-
men machen muss.

Erst dann, wenn das Geld aus den Unternehmen hi-
nausgeht, wird ganz normal und mit den Tarifen, die 
wir aus der Einkommensteuer kennen, besteuert. Da 
greift dann ja auch das Leistungsfähigkeitsprinzip. Von 
daher sollten wir gemeinsam versuchen, einen klugen 
Weg zu finden, diese Belastungsgrenze von 25 Prozent 
zu erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Der Weg der FDP wird nicht dahin führen; denn die 
von Ihnen vorgeschlagene Senkung der Körperschaft-
steuer auf 12,5 Prozent wird dafür nicht reichen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Deswegen haben 
wir ja auch noch 19 andere Punkte!)

Das können Sie mithilfe der Mathematik sehr schnell 
herausfinden. Wenn Sie den Bericht des Wissenschaftli-
chen Beirats des Bundesfinanzministeriums lesen, wer-
den Sie feststellen, dass Sie schon auf 10 Prozent gehen 
oder andere Lösungen finden müssten,

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Genau! Siehe unser 
Antrag!)

die wir vorgeschlagen haben bzw. die der Freistaat 
Bayern vorgeschlagen hat.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15805 

Fritz Güntzler 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Körperschaft-
steuer. Mit Ihrem Antrag erreichen Sie jedenfalls nicht 
das Ziel,

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Locker!)
das Sie formulieren.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Das ist falsch!)
Allein das ist schon ein Grund, weshalb wir diesem An-
trag nicht zustimmen können.

Außerdem fehlen uns einige Aspekte, die ich nur kurz 
adressieren möchte. Sie haben das Thema der Rechts-
formneutralität nicht umfassend aufgeworfen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Gewerbesteuer!)
Wir haben bei der letzten Unternehmensteuerreform ver-
sucht, diese herzustellen. Sie sprechen zu Recht davon, 
dass wir die Thesaurierungsbegünstigung, die es ermög-
licht, nicht entnommene Gewinne bei Personengesell-
schaften niedriger zu besteuern, reformieren müssen. 
Sie haben sie adressiert, aber Sie haben ein Optionsmo-
dell nicht angesprochen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Das ist sehr klein-
lich! – Gegenruf des Abg. Sebastian Brehm 
[CDU/CSU]: Das ist absolut richtig!)

Das Optionsmodell haben wir im Blick, und wir wissen 
auch, dass im Bundesfinanzministerium darüber nachge-
dacht wird.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Wenn 
wir was machen, machen wir es richtig!)

Von daher sollte man solche Dinge aufnehmen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Das brauchen Sie 
doch gar nicht, wenn Sie die Gewerbesteuer 
abschaffen!)

Völlig vergessen haben Sie, Herr Dr. Toncar, dass wir 
unbedingt eine Reform des Außensteuergesetzes brau-
chen. Das Außensteuergesetz gibt es seit 1972. Wir müs-
sen die Hinzurechnungsbesteuerungsgrenze von 25 Pro-
zent auf meines Erachtens 15 Prozent, wenn nicht noch 
weiter, vermindern; denn wir haben mittlerweile nur noch 
Länder mit niedrigerer Besteuerung um uns herum, und 
es gibt erhebliche Erklärungspflichten, viel Bürokratie. 
Dieser wichtige Punkt fehlt.

Sie haben auch nichts zur Verbesserung der Verlust-
nutzung geschrieben. Das ist ein ganz wichtiger Punkt, 
gerade bei Start-ups und anderen.

Was mich besonders gewundert hat, ist, dass im Antrag 
steht, dass Sie ein Forschungszulagengesetz wollen. Ich 
möchte Sie an den zeitlichen Ablauf erinnern: Wir haben 
es ja beschlossen,

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Da haben Sie 
dagegengestimmt!)

aber leider ohne Ihre Zustimmung.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Skandal!)
Es wäre schön gewesen, wenn Sie in der letzten Woche 
auch diesem Gesetz zugestimmt hätten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir können Ihrem Antrag nicht zustimmen. Wir neh-
men ihn als Diskussionsgrundlage für die Prozesse, die 
wir in der Koalition anstreben, gerne mit.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Wenn Sie nur die 
Hälfte davon umsetzen, dann haben Sie schon 
was erreicht!)

Wir werden sehr solide arbeiten; denn, Herr Dr. Toncar, es 
gilt: Sorgfalt vor Eile. Ein Schnellschuss hilft hier über-
haupt nicht, und ein steuerpolitischer Schrotschuss hilft 
erst recht nicht.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Genau!)

Sie haben in Ihren Antrag alles Mögliche geschrieben. 
Diese Koalition hat die Kraft, auch dieses Thema anzu-
gehen. Ich bin mir sicher, dass wir gemeinsam zu klugen 
Lösungen kommen können – für den Industriestandort 
Deutschland, für die Menschen, die hier arbeiten, für 
die Unternehmer, die die Arbeitsplätze schaffen, die in-
vestieren, die für Innovationen Geld ausgeben. Von da-
her: Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten! Dieser 
Antrag ist nicht umfassend genug. Er ist ein erster Ver-
such.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ver-
sucht es noch mal!)

Aber: Gehen Sie noch ein zweites Mal an den Start.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Florian Toncar, 

FDP.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Florian Toncar (FDP):
Danke schön. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der deutsche Wirtschaftsmotor stottert. Wir 
haben die Zahlen heute bekommen: Wir schrammen 
haarscharf an einer Rezession vorbei. Die Ursachen: han-
delspolitische Unsicherheit, technologischer Wandel in 
Schlüsselindustrien, wie beispielsweise der Autoindust-
rie, Digitalisierung aller Branchen und Geschäftsmodelle. 
Das bedeutet doch in der Konsequenz: Fast alle deutschen 
Unternehmen, egal ob klein, egal ob mittel, egal ob groß, 
egal in welcher Branche sie tätig sind, müssen sich in den 
nächsten Jahren komplett neu erfinden, um auf diese He-
rausforderungen eine Antwort zu finden.

(Beifall bei der FDP)

Entsprechend groß ist doch der Handlungsbedarf durch 
alle Felder der Wirtschaftspolitik hindurch.

Am Dienstag war Arbeitgebertag hier in Berlin. Der 
Bundeswirtschaftsminister ist dort gewesen; hier im Bun-
destag ist er, wenn es um solche Themen geht, nicht.
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(Marianne Schieder [SPD]: Wo war Christian 
Lindner vorhin? Wo ist euer großer Vorsitzen-
der? – Bernhard Daldrup [SPD]: Wo ist der 
Lindner? Der ist nie hier!)

Dort hat er gefordert: Wir brauchen ein Aufbruchssig-
nal. – Der Bundeswirtschaftsminister fordert ein Auf-
bruchssignal! Ein schlechteres Selbstzeugnis für die 
eigene Arbeit als Minister kann sich doch ein Wirtschafts-
minister gar nicht ausstellen.

(Beifall bei der FDP)
Es ist doch richtig: Deutschland verschläft die Entwick-
lungen, und daran trägt gerade Herr Altmaier eine geh-
örige Portion Mitschuld.

Wenn wir jetzt darüber reden, was zu tun ist, sind fol-
genden Dinge zu nennen: Wir brauchen Antworten im 
Bereich Digitalisierung, eine wirklich technologieoffene 
Klimapolitik, ein einfacheres und schlankeres Planungs-
recht. Aber selbstverständlich ist auch ein wichtiger 
Standortfaktor das Steuerrecht. Alle anderen Länder, alle 
wichtigen Wettbewerber, haben da in den letzten Jahren 
etwas getan – die einen so, die anderen anders. Aber alle 
haben sich bewegt: die USA, Frankreich, Großbritannien, 
Österreich, die Niederlande, China, und man könnte die 
Liste fortsetzen.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Wir schon vorher!)
Das machen diese Länder doch nicht, weil sie zu viel 
Geld haben, sondern weil sie glauben, dass gute Steuer-
politik Ihnen mehr Geld in die Kasse spült. Sie machen 
das nicht aus Dummheit, sondern weil sie glauben, dass 
es ihnen Vorteile bringt. Das müssen wir eben auch be-
greifen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)
Was diese Koalition steuerpolitisch macht, ist nichts 

anderes als ein Minimalprogramm. Sie machen beim Soli 
was Kleines,

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: 90 Pro-
zent! So klein ist das auch nicht!)

damit die gröbsten verfassungsrechtlichen Bedenken 
vielleicht doch noch irgendwie nach hinten geschoben 
werden können. Das Existenzminimum passt man an, 
weil das Verfassungsgericht es will. Die Grundsteuer re-
formiert man, weil das Verfassungsgericht eine Frist ge-
setzt hat. Mit diesem Minimalprogramm bringen wir 
Deutschland in keinem der genannten Bereiche wirklich 
nach vorne. Da, lieber Kollege Güntzler, von Regierungs-
verantwortung zu sprechen, die Sie angeblich wahr-
nehmen und ausüben, ist schon kühn. Das Wort „Regie-
rungsverantwortung“ besteht aus zwei Bestandteilen: 
Regierung und Verantwortung. Sie regieren nicht, und 
das ist nicht verantwortungsvoll, sondern es ist im Ge-
genteil nicht zu verantworten, so zu regieren, wie Sie das 
tun.

(Beifall bei der FDP – Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Nein, ich erinnere jetzt nicht an 
Jamaika! Nein, mache ich nicht!)

Was wäre im Bereich der Unternehmensbesteuerung 
zu machen? Wir haben 20 Punkte aufgeschrieben. Nun 

kann man natürlich sagen, es gäbe noch die Punkte 21 bis 
23, Kollege Güntzler. Darüber kann man diskutieren; 
denn das erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Das soll eher unterstreichen, wie viel zu tun wäre im Be-
reich der Steuerpolitik.

Die wichtigste Reform, die wir im Bereich der Unter-
nehmensbesteuerung umsetzen müssten, wäre, dass wir 
es tatsächlich schaffen, die Gewerbesteuer abzuschaffen 
und zu ersetzen durch eine finanziell gleichwertige wirt-
schaftskraftbezogene Einnahmequelle für unsere Kom-
munen; denn die Abschaffung der Gewerbesteuer ist 
der Schlüssel dafür, dass man die Besteuerung rechts-
formneutral machen kann, dass man sie bürokratieärmer 
gestalten kann.

(Beifall bei der FDP)
Das geht auch, ohne den Kommunen eine wichtige Ein-
nahmequelle zu versagen.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Nein, geht nicht!)
– Wir schreiben sogar hinein, Kollege Daldrup, dass wir 
den Kommunen stattdessen Hebesätze auf die

(Bernhard Daldrup [SPD]: Körperschaft-
steuer!)

– ja, richtig – Körperschaftsteuer und auch auf die Ein-
kommensteuer zugestehen. Das ist der Schlüssel dazu, 
dass man überhaupt rechtsformneutral und bürokratiearm 
besteuern kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, verantwortungsvol-
les Regieren kann heute nicht bedeuten, auf die gewalti-
gen Herausforderungen mit Halbherzigkeit und mit 
Klein-Klein zu reagieren. Ganz im Gegenteil: Wir brau-
chen entschlossenes Handeln auf allen Feldern der Wirt-
schaftspolitik, auch im Bereich der Unternehmensteuern. 
Genau darüber stimmen wir nachher ab. Ich erbitte noch-
mals Zustimmung und Unterstützung unseres Antrages.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Fabio De Masi, Die 

Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Fabio De Masi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sie 

alle kennen sicher „Dinner for One“.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Ja!)
Dieser schöne Schwarz-Weiß-Film wird jedes Jahr an 
Silvester ausgestrahlt. Dabei geht es um die Geburtstags-
feier von Miss Sophie. Leider sind die geladenen Gäste 
alle schon verstorben, und so muss Butler James ihre 
Rollen übernehmen. Dabei gilt es vor allem, ein Gläschen 
mit Miss Sophie zu trinken, weshalb James von Runde zu 
Runde betrunkener wird. – Liebe Zuschauerinnen und 
Zuschauer, in meinem Glas befindet sich übrigens Was-
ser, kein Schnaps, falls irgendwelche Fragen aufkommen.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Wer weiß?)
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Mit der FDP ist es ein wenig wie bei „Dinner for One“: 
Alle Jahre wieder fordern Sie eine neue Runde der Sen-
kung der Unternehmensteuern. Auch Erfolg kann ja be-
trunken machen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Bei den Linken 
wird auch dasselbe gefordert wie im letzten 
Jahr!)

Bei der letzten Unternehmensteuerreform 2008 wurde 
die Körperschaftsteuer bereits von 25 auf 15 Prozent ge-
senkt. Die steuerliche Forschungszulage für Unterneh-
men ist nichts anderes als ein verdecktes Steuergeschenk 
von etwa 1 Milliarde Euro.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Florian Toncar 
[FDP]: Nein, das ist eine Prämie!)

Die FDP fordert eine erneute Absenkung des Körper-
schaftsteuersatzes, nämlich von derzeit 15 auf 12,5 Pro-
zent.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Mindestens!)
Sie fordern die Abschaffung der Gewerbesteuer für Kom-
munen, und Sie wollen die Abschreibungsregeln verbes-
sern, worüber man tatsächlich diskutieren kann. Die Be-
gründungen sind auch immer die gleichen.

Ihr Antrag lautet: „Erhalt und Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft durch eine 
moderne Unternehmensbesteuerung“. Verehrte Damen 
und Herren, wenn die deutsche Industrie ein Problem 
nicht hat, dann ist das die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Lothar Binding [Heidelberg] [SPD])

Wir werden international für unsere hohen und chroni-
schen Exportüberschüsse kritisiert. US-Präsident Donald 
Trump droht sogar mit Strafzöllen auf deutsche Autos. 
Ich weiß daher nicht, ob es wirklich eine kluge Entschei-
dung wäre, unsere Exportüberschüsse weiter steigern zu 
wollen, um dann vielleicht auf den Mars oder den Mond 
zu exportieren. Man kann sich nämlich auch zu Tode 
siegen.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir sollten vielleicht eher etwas für unsere marode 

Infrastruktur tun, die auch vielen Unternehmen Sorgen 
bereitet, und die öffentlichen Investitionen ausweiten, 
um den Abschwung zu bremsen. Wir sollten eher das 
Kurzarbeitergeld reaktivieren, um die Jobs, Einkommen 
und Qualifikationen der Beschäftigten in den Unterneh-
men zu sichern,

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Lothar Binding [Heidelberg] [SPD])

statt in wenigen Monaten wieder eine absurde Debatte 
über Fachkräftemangel in Deutschland zu führen.

Man sollte sich durchaus Gedanken darüber machen, 
dass deutsche Unternehmen nicht den Anschluss an das 
digitale Zeitalter verlieren, dass wir über eine gute Infra-
struktur verfügen; aber die gibt es nicht umsonst. Des-
wegen muss jetzt mehr öffentlich investiert werden, auch 

damit Unternehmen Planungssicherheit haben und die 
privaten Investitionen wieder anziehen.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Florian Toncar 
[FDP]: Die Gelder fließen doch gar nicht ab! 
15 Milliarden Euro an Investitionsmitteln sind 
nicht abgeflossen!)

Sie ignorieren zudem eine Debatte völlig, die ganze 
Untersuchungsausschüsse im Europäischen Parlament 
bewegt hat. Sie waren ja dabei. Mit den Luxemburg 
Leaks wurde bekannt, wie große Konzerne wie Apple, 
McDonald ’ s, Google, Amazon oder Ikea ihre Steuern 
über Briefkastenfirmen in Luxemburg auf unter 1 Prozent 
ihrer Gewinne drücken.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Eine liberale 
Kommissarin ist dagegen vorgegangen!)

Was ist mit dem Bäcker, was ist mit dem Handwerker, 
dem kleinen Betrieb, der sich keinen Briefkasten in Lu-
xemburg leisten kann?

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Lothar Binding [Heidelberg] [SPD])

Die müssen den Abwasch machen. Die müssen höhere 
Steuern zahlen, weil die anderen tricksen. Für die wollen 
Sie aber auch die Unternehmensteuern erneut senken. Der 
Bäcker oder der Handwerker haben wenig davon, wenn 
Sie die Körperschaftsteuer weiter senken.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Verrückt!)
Wo bleiben Ihre Vorschläge in dem Antrag, die Steuer-
tricks der großen Konzerne zu bekämpfen, die den Mittel-
stand benachteiligen?

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Florian Toncar 
[FDP]: Dazu haben wir einen eigenen Antrag, 
und den kennen Sie auch!)

Die EU-Kommission hat ermittelt, dass mittelständi-
sche Unternehmen 30 Prozent mehr Steuern zahlen als 
die großen Multis in Europa.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Unglaub-
lich!)

Warum finde ich dazu nichts im Antrag der FDP?

(Beifall bei der LINKEN – Jan Korte [DIE 
LINKE]: Richtige Frage!)

Im Europäischen Parlament haben Sie sich für ein öf-
fentliches Country-by-Country Reporting ausgespro-
chen, das heißt, dass Konzerne wie Apple oder Google 
für jedes Land öffentlich machen, wie hoch ihre Gewinne, 
gezahlten Steuern oder die Zahl der Beschäftigten sind. 
Nichts dazu findet sich im Antrag. Sie lehnen es im Deut-
schen Bundestag regelmäßig ab. Warum widersprechen 
Sie Ihren eigenen Kollegen im Europäischen Parlament?

(Beifall bei der LINKEN)
Auch die weiteren Begründungen Ihres Antrages sind 

falsch.

Erstens. Die Idee hinter einer Senkung der Unterneh-
mensteuern ist ja, dass höhere Gewinne zu mehr Investi-
tionen führen. Aber Zahlen lügen nicht. Wir hatten in den 
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letzten Jahren eine Erhöhung der Unternehmensgewinne, 
aber sinkende private Investitionen. Von daher sind Sie 
von der Empirie schlichtweg widerlegt.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Gesine Lötzsch 
[DIE LINKE]: Genau!)

Zweitens. Die Sätze sind in Deutschland nicht zu hoch. 
Sie wollen die effektive Gesamtsteuerbelastung auf 
25 Prozent senken

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Ja, wie in Frank-
reich!)

wie in Frankreich. Es gibt eine Untersuchung des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung zur Besteue-
rungslücke. Dort wird gemessen, was die Unternehmen 
tatsächlich an die Finanzämter abgeliefert haben, wie 
hoch die Unternehmensgewinne in der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung sind. Das DIW kommt zum 
Schluss, dass etliche Unternehmen real Steuern von unter 
21 Prozent zahlen. Auch hier ein Gegenbeweis zu den 
falschen Zahlen in Ihrem Antrag.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Lothar Binding [Heidelberg] [SPD])

Drittens gibt es ein Papier von Anthony Tokman und 
Mark Wright, beides Ökonomen der Federal Reserve 
Bank of Chicago. Sie kommen zum Ergebnis, dass es 
sogar im Vergleich zu US-Unternehmen eine geringere 
Besteuerung in manchen Fallkonstellationen in Deutsch-
land gibt und von daher überhaupt nicht davon gespro-
chen werden kann, dass in Deutschland die Steuern für 
Unternehmen zu hoch seien.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Gesine Lötzsch 
[DIE LINKE]: Das stimmt!)

Die Linke lehnt die Senkung der Körperschaftsteuer 
ab. Wir fordern die Umwandlung der Gewerbesteuer in 
eine Gemeindewirtschaftsteuer mit höheren Freigrenzen, 
aber mit einer breiteren Bemessungsgrundlage.

Eines muss zum Schluss auch gesagt werden: In all den 
Jahren, in denen Sie regiert haben, haben Sie nur eine 
Steuersenkung hinbekommen. Sie war für die Hotels.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Die Mö-
venpick-Steuer war das!)

Im Gegenzug gab es eine Spende von Mövenpick. Das 
haben sich die Menschen in Deutschland gemerkt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Danyal Bayaz, 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Di-

rekt an die Adresse der FDP: Sie haben vor der Wahl in 
Thüringen für Ostdeutschland das Ende des Soli verspro-

chen bzw. dafür geworben, Sie haben für eine niedrige 
Körperschaftsteuer für den Osten geworben. Letzte Wo-
che haben wir an gleicher Stelle über die stagnierende 
Konjunktur gesprochen. Ihre Antwort war: Soli abschaf-
fen, Körperschaftsteuer senken. – Heute reden wir über 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Der 
Vorschlag der FDP – Achtung: Überraschung! –: Körper-
schaftsteuer senken, Gewerbesteuer abschaffen.

Meine Damen und Herren, es ist sicherlich einfach, auf 
viele Fragen immer dieselbe Antwort zu haben, aber, ich 
glaube, für den Standort Deutschland und für den Erhalt 
unserer Wettbewerbsfähigkeit brauchen wir intellektuell 
komplexere Antworten als Steuersenkungen in zweistel-
liger Milliardenhöhe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN und des 
Abg. Lothar Binding [Heidelberg] [SPD])

Sie haben das Beispiel der Amerikaner angeführt, Herr 
Toncar. Schauen wir uns die US-Steuerreform an! Was 
hat sie zur Folge? Eine massive Erhöhung der Staatsver-
schuldung! Wir sehen Rekordwerte bei Aktienrückkauf-
programmen amerikanischer Unternehmen. Warum? 
Weil sie nicht wissen, wohin mit ihrem Geld.

Ich übersetze das mal: Die öffentliche Hand verschul-
det sich dafür, dass Gewinne von Unternehmen steigen. 
Aber kein einziger Blue-Collar-Job, den Donald Trump 
versprochen hat, ist deswegen nach Detroit oder in eine 
andere Region der Vereinigten Staaten zurückgekommen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Dr. Florian Toncar [FDP]: Das kön-
nen sie sich nicht leisten!)

Aktionismus steigert nicht die Wettbewerbsfähigkeit, sie 
steigert nicht die Produktivität, sie führt zu Mitnahme-
effekten.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Wie ist es mit 
Frankreich?)

Ich habe nichts gegen Steuervergünstigungen, aber 
wenn wir darüber sprechen, lassen Sie uns schauen, wie 
wir sie klug auf den Weg bringen können. Was sind denn 
die großen Herausforderungen, vor denen wir stehen? 
Wir reden über digitalen Wandel, wir reden über die Kli-
makrise, und wir reden über eine drohende Rezession. 
Wenn wir uns darauf einigen könnten, dann lassen Sie 
uns jeweils schauen: Was können wir für jeden dieser 
Punkte machen, um darauf zielgerichtet antworten zu 
können?

Bei der Steuerpolitik der FDP bezüglich der Klimakri-
se – das muss man ganz ehrlich sagen – sehe ich eine 
Leerstelle. Dabei können wir gerade hier positive Effekte 
erzielen. Lassen Sie uns beispielsweise über Investitionen 
in CO2-arme Industrieprozesse und damit verbundene 
Sonderabschreibungsmöglichkeiten sprechen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Da sind wir doch 
dabei!)
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Lassen Sie uns über einen ehrlichen CO2-Preis sprechen, 
der wirklich dazu führt, dass unternehmerische Investitio-
nen in Klimaschutz angeregt werden. Machen wir noch 
mehr Unternehmen zum Partner beim Erreichen der Pari-
ser Klimaziele. Viele Unternehmen, viele Start-ups sind 
da weiter als Sie. Ich empfehle einen Blick in den KfW- 
Gründungsmonitor, der letzte Woche veröffentlicht wur-
de.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zum Thema Digitalisierung machen Sie im vorliegen-

den Antrag gute Vorschläge. Lassen Sie uns darüber spre-
chen. Wir sind uns hier einig – zumindest FDP und Grü-
ne –, dass wir gerade beim Thema Digitalisierung den 
Anschluss verpassen. Eine bessere Abschreibungsmög-
lichkeit für digitale Wirtschaftsgüter steht im Koalitions-
vertrag, aber wenn man sich die Halbzeitbilanz anschaut, 
stellt man leider fest, dass diese Punkte noch offen sind. 
Wir sollten hier viel stärker ansetzen, weil das positive 
Effekte auf die Konjunktur entfalten würde. Egal ob wir 
über Klima oder über Digitalisierung sprechen: Dadurch 
würden genau dort private Investitionen angereizt wer-
den, wo wir heute Nachholbedarf haben. Das ist das, 
was wir brauchen, und keine pauschalen Steuersenkun-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir haben es heute schon ein paarmal gehört: Steuer-

politik ist nur ein Baustein für den zukünftigen Erfolg 
unserer Wirtschaft. Das müssen wir immer wieder beto-
nen. Tesla hat sich gerade für den Standort Deutschland 
entschieden. Warum? Unter anderem deswegen, weil wir 
topausgebildete Ingenieurinnen und Ingenieure haben. 
Auf der anderen Seite sehen wir gerade, dass Adidas eine 
sogenannte Speedfactory von Herzogenaurach in Bayern 
nach Asien verlagert hat.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: So ist es!)
Das ist normaler Strukturwandel in einer globalen Wirt-
schaft. Aber es lohnt sich, zu fragen: Warum passiert das 
eigentlich? Ich denke, mit Unternehmensteuer hat das erst 
mal wenig zu tun.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Das hat auch keiner 
behauptet!)

Vielmehr geht es um ein Thema, dass das Jahresgutachten 
der Wirtschaftsweisen letzte Woche sehr stark themati-
siert – ich finde, darüber müssen wir viel intensiver spre-
chen –, nämlich um Strukturwandel.

Es ist gut, dass wir auch in diesem Haus wieder selbst-
bewusst über Industriepolitik sprechen, über eine In-
dustriepolitik, die Akteuren am Markt die Rahmen-
bedingungen bietet, um mehr Dynamik und mehr 
Wettbewerbsfähigkeit zu entfalten. Die Wirtschaftswei-
sen betonen in diesem Zusammenhang vor allem einen 
Punkt – ich denke, das ist auch ganz wichtig –: die Be-
deutung von Unternehmensgründungen. Herr Toncar, ge-
nau da sollten wir auch ansetzen. Wir sollten uns fragen: 
Wie können wir Unternehmensgründungen beispielswei-
se steuerlich fördern? Wie können wir steuerlich gezielt 
dafür sorgen, dass wir mehr Wagniskapital bekommen? 
Wie können wir die Verlustvorträge für Unternehmen 

besser gestalten? Wie können wir beispielsweise eine 
steuerliche Förderung – auch damit beschäftigen Sie 
sich – für die Mitarbeiterbeteiligung auf den Weg brin-
gen? Eine gute Industriepolitik schützt nicht das Alte, 
sondern sie hilft dem Neuen beim Wachsen. Darum geht 
es.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir sind auf dem Weg hin zu einer sogenannten Wis-

sensökonomie. In diesem Industriestandort hat Hardware 
zwar weiterhin eine wichtige Bedeutung, aber die Frage 
ist: Schaffen wir es mit Hardware in moderne, vernetzte 
und digitale Wertschöpfungsketten vorzudringen? Eine 
kluge Industriepolitik setzt vor allem auch auf die Stär-
kung von Forschung und Innovation. Wir haben hier letz-
te Woche über das steuerliche Instrument der Forschungs-
förderung gesprochen und sie auch beschlossen. Wir 
haben leider die Chance verpasst, bei der Forschung mit 
größtmöglicher Zielgenauigkeit genau dort anzusetzen, 
wo sie am meisten bewirkt, nämlich bei den kleinen 
und mittleren Unternehmen. Deswegen haben wir viel 
stärker die Verantwortung, in Zukunft darauf zu achten, 
dass mit den Steuergeldern sorgsam umgegangen wird 
und dass sie dort eingesetzt werden, wo sie die größ-
tmögliche Wirkung entfalten.

Es ist nach wie vor richtig, der Staatsverschuldung 
Grenzen zu setzen. Aber wenn der Staat aufgrund falscher 
Prioritäten und trotz Überschüssen wichtige Zukunftsin-
vestitionen in nachhaltige Mobilität, in künstliche Intelli-
genz, in die europäische Cloud usw. nicht hinbekommt 
und wir auf das alles verzichten, dann ist das nicht links 
oder rechts, sondern ökonomisch verheerend. Da steht 
uns natürlich das Dogma der schwarzen Null im Weg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Florian Toncar [FDP]: Ach, Schulden!)

Deswegen wäre es richtig, Herr Toncar: Wenn wir über 
Wettbewerbsfähigkeit sprechen, dann müssen wir auch 
darüber sprechen, wie wir gute Voraussetzungen für die 
Wirtschaft, die sie selbst gar nicht garantieren kann, 
schaffen, dass wir sie auf Vordermann bringen, das heißt 
staatliche Investitionen in Infrastruktur, in Forschung und 
in Nachhaltigkeit, das heißt, steuerliche Anreize dort zu 
setzen, wo sie möglichst eine breite Wirkung haben.

(Dr. h. c. [Univ Kyiv] Hans Michelbach [CDU/ 
CSU]: Bei jeder Infrastrukturinvestition seid 
ihr dagegen!)

Wenn wir das machen, dann bin ich zuversichtlich, dass 
wir 2030 zurückschauen und sagen: Ja, das waren zehn 
gute Jahre für Deutschland und für Europa.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Kollegin Cansel 

Kiziltepe.

(Beifall bei der SPD)
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Cansel Kiziltepe (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

gibt einen Punkt, auf den können wir uns bei der FDP 
immer verlassen. Egal was passiert, egal wie die Fakten-
lage ist oder ob die Welt untergeht – die FDP kämpft stets 
für pauschale Steuersenkungen für ihre Klientel; sie stot-
tert sich heute hier etwas ab. Das ist ziemlich durchschau-
bar, und das tragen wir nicht mit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Der Punkt ist doch, dass Sie mit Ihrer Forderung nach 
Steuersenkungen völlig am Problem vorbeidiskutieren. 
Das Problem ist nicht, dass die Steuerbeiträge zu hoch 
sind; sonst wären wir nicht wiederholt Exportweltmeister. 
Nein, unser Problem ist, dass einige ihren fairen Beitrag 
leisten und andere sich mit allen Mitteln darum drücken. 
Uns muss es doch hier darum gehen, diese Ungerechtig-
keit zu beheben, nicht mehr und nicht weniger.

(Beifall bei der SPD)

Zu denen, die ihren fairen Beitrag leisten, gehören ins-
besondere kleine und mittelständige Unternehmen in die-
sem Land. Sie tragen mit ihren Steuerbeiträgen dazu bei, 
dass wir gesamtwirtschaftlich gut dastehen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Der Mittelstand 
wünscht aber eine Steuerreform!)

Zu der zweiten Gruppe gehören die ganz großen: Zahl-
reiche multinationale Konzerne bedienen sich schamlos 
jedes Steuerschlupflochs.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Stimmt ja gar 
nicht!)

Mithilfe einer Armee von Beratern wird jede mehr oder 
weniger legale Lücke in unserem Steuerrecht gesucht. 
Schätzungsweise 40 Prozent aller Gewinne multinationa-
ler Unternehmen werden deswegen in Steueroasen ver-
schoben. Und alles, was der FDP dazu einfällt, ist, weitere 
Steuersenkungen zu fordern und den Steuerwettbewerb 
nach unten weiter anzuheizen. Das kann doch nicht Ihr 
ernst sein.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Wir sind aber doch 
am oberen Ende!)

Mit keinem Wort erwähnen Sie, Herr Kollege Toncar, die 
gewaltigen Steuerschlupflöcher, die sich einige Unter-
nehmen zunutze machen.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Anderes 
Thema!)

Ich wünschte mir, wir würden in der Geschichte einmal 
einen FDP-Antrag zu diesem Thema diskutieren.

(Beifall bei der SPD – Dr. Florian Toncar 
[FDP]: Das war unser erster Antrag 2017! Sie 
haben ihn einfach nicht gelesen!)

Wenn Sie nicht mehr weiterwissen, dann fragen Sie 
doch einfach die Menschen in diesem Land, was sie wol-
len:

(Ulli Nissen [SPD]: Genau!)

eine faire Besteuerung oder FDP-Steuergeschenke für die 
Wohlhabenden? Ich kann Ihnen die Antwort direkt sagen: 
Ihre Vorschläge sind es nicht; denn was wir wirklich 
brauchen, sind Steuerregeln, die auch für die großen Un-
ternehmen gelten, für die GAFAs dieser Welt. Dafür brau-
chen wir eine effektive Mindestbestbesteuerung, ein kon-
sequentes Vorgehen gegen Gewinnkleinrechnerei und 
einen Ausbau der internationalen Steuerkooperation. Da-
für stehen wir als SPD.

(Beifall bei der SPD – Dr. Florian Toncar 
[FDP]: Das war unser allererster Antrag!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, Sie sollten 
vielleicht einmal wieder heraus aus ihrer Lobbyblase und 
mit echten Unternehmen reden. Dann würden Sie näm-
lich merken: Die Höhe der Steuern sind nicht das Problem 
Nummer eins am Standort Deutschland. Es sind die feh-
lenden Fachkräfte, es sind die abflauende Wirtschaftsleis-
tung und die schleppende Digitalisierung des Standorts 
Deutschland.

(Beifall der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD])
Wenn wir bei diesen Faktoren im Standortwettbewerb 
bestehen wollen, brauchen wir einen finanziell solide auf-
gestellten Staat.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Die Steuer-
quote ist konstant gestiegen!)

Dafür sollen die Unternehmen, die auch davon profitie-
ren, ihren Beitrag leisten. Deshalb lehnen wir Ihren An-
trag ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Der nächste Redner für 

die AfD-Fraktion ist der Kollege Kay Gottschalk.

(Beifall bei der AfD)

Kay Gottschalk (AfD):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Herr Binding, 
zu Ihrem Lob – und auch zu dem von Herrn De Masi –, 
dass Tesla nach Berlin kommen will: Ich will das nicht zu 
früh feiern. Vielleicht dauert der Bau wieder 12, 15 Jahre 
wie beim Flughafen, und wir haben dann schon den Was-
serstoffantrieb. Dann wäre das eine Investitionsruine. 
Rot-Rot schafft eben keine Arbeitsplätze, sondern ver-
nichtet welche. Das werde ich gleich darlegen.

(Beifall bei der AfD)
Wir besprechen heute den von der FDP eingebrachten 

Antrag. Aber zuvor an dieser Stelle ein bisschen Nach-
hilfe für den Kollegen Dr. Bayaz: Wenn Sie in Amerika 
gewesen wären, dann wüssten Sie, dass die über 
5 300 deutschen Unternehmen vor Ort – auch aufgrund 
der dortigen Steuerreform – über 700 000 Arbeitsplätze in 
Amerika geschaffen haben und ein Investitionsvolumen 
von 409 Milliarden Euro im letzten Jahr hatten, und das 
bestimmt nicht, weil die Vereinigten Staaten steuerlich so 
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unattraktiv sind. Schauen Sie sich hingegen die Bilanz der 
schönen Bundesrepublik Deutschland an, merken Sie: 
Die fällt ganz anders aus.

Frau Kiziltepe, zu dem, was Sie hier bejammern: Fan-
gen Sie doch einfach in Ihrer so abgefeierten EU an. Sie 
ist laut EU-Bericht jedes Jahr für 825 Milliarden Euro 
Steuervermeidung und -hinterziehung – das entspricht 
fast dem Target2-Saldo – verantwortlich. Bevor Sie also 
weltweit anfangen, fangen Sie doch erst einmal an, das 
zerrüttete Haus Europa zu bestellen,

(Cansel Kiziltepe [SPD]: Machen wir auch!)

statt der Zahlmeister für Europa und die Welt zu sein. Das 
zahlen nämlich auch die deutschen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer.

(Beifall bei der AfD)

Kommen wir aber zur Debatte.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt aber!)

Laut IfM-Institut – das gehört alles zusammen; da brau-
chen Sie gar nicht so zu lachen, das sollte man den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern vielleicht auch einmal 
vorführen -

(Michael Schrodi [SPD]: Ihre Rede ist auch 
nicht zum Lachen!)

sind 99,3 Prozent der deutschen Unternehmen im soge-
nannten deutschen Mittelstand, also als KMU, tätig. 
39,4 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
diesem Land sind dort beschäftigt.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Da haben Sie 
gerade die Entlastung abgelehnt!)

Liebe Kollegen der GroKo oder der nicht mehr ganz so 
großen GroKo – je nachdem, wie man es sieht –, anstatt 
über weitere Steuerarten wie beispielsweise die Luftver-
kehrsteuer nachzudenken, könnten wir hier im Deutschen 
Bundestag doch tatsächlich einmal den Weg der FDP ein-
schlagen und darüber nachdenken, wie man den Gürtel 
enger schnallen kann, also bei der Ausgabenseite anzu-
fangen. Mir würden viele Ausgaben einfallen, an die wir 
zusammen herangehen könnten. Ich zeige Ihnen einmal 
das Ergebnis Ihrer Arbeit, Ihrer tollen Unternehmensfi-
nanzpolitik und -besteuerung in diesem Bereich in den 
letzten Jahren. Ich zeige Ihnen, wie viele Stellen in den 
Unternehmen schon abgebaut wurden und noch abbaut 
werden – das sind alles Arbeitsplätze, das können Sie sich 
anschauen, die offiziellen Zahlen –:

(Der Redner hält ein Schaubild hoch)

BASF 6 000, Bayer 12 000, BMW 10 000, Continental 
15 000, thyssenkrupp 4 000, Kaufhof 2 600, Deutsche 
Bank 18 000, Bosch, klassischer Mittelstand, 15 000 
usw. – Ich könnte das fortsetzen. In der Summe sind 
das 151 510 Arbeitsplätze, die aufgrund Ihrer desolaten 
Politik verloren gegangen sind.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Aufgrund 
der Deutsche-Bank-Politik!)

Dafür sollten Sie sich vielleicht einmal schämen. Sie soll-
ten anfangen, etwas dagegen zu tun. – Da brauchen Sie 
auf der linken Seite des Hauses gar nicht zu schimpfen. Es 
ist, wie es ist.

Deshalb sind wir für den FDP-Antrag. Wir sind dafür, 
mit Ihnen darüber zu diskutieren: Was ist an dieser Stelle 
diskussionswürdig? Was kann man zusammen machen? – 
Aber statt dass Sie diesen echten, ernsthaften Aufschlag 
im Finanzausschuss wahrnehmen, antwortet die Union 
auf diesen Antrag – das ist eigentlich der Gipfel der Un-
verschämtheit; mit Erlaubnis des Präsidenten möchte ich 
die Stellungnahme der CDU/CSU zu diesen Antrag zitie-
ren; das ist schon nicht mehr zu überbieten –:

Es sei wichtig, im verschärften internationalen 
Steuerwettbewerb konkurrenzfähig zu bleiben. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
müsse auch im Bereich der Unternehmensbesteu-
erung gestärkt werden. Ziel müsse es sein, dass die 
Belastung nicht entnommener Gewinne, die im Un-
ternehmen verbleiben würden, auf maximal 25 Pro-
zent begrenzt werde.

Punkt.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Richtig! Wir 
setzen es um! Bisschen zuhören, Herr 
Gottschalk!)

Und was machen Sie hier? Sie diskutieren es nicht ein-
mal, machen einen in der Sache durchaus diskussions-
würdigen Antrag lächerlich.

Meine Damen und Herren von der CDU, wenn Sie 
wirklich Unternehmenspolitik machen wollen, dann 
schauen Sie nach rechts von Ihrer Fraktion. Das können 
Sie mit unserer Fraktion – da sitzen vernünftige Wirt-
schaftsfachleute –,

(Dr. h. c. [Univ Kyiv] Hans Michelbach [CDU/ 
CSU]: Mit Ihnen gemeinsame Sache machen 
wir nicht!)

das können Sie mit der FDP und mit Ihren Leuten ma-
chen; aber Sie glauben doch nicht ernsthaft, mit denen 
dort drüben, links, Unternehmenspolitik gestalten zu kön-
nen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Dagmar 
Ziegler [SPD]: So sieht Ärger aus!)

Lassen Sie Ihren Worten auch Taten folgen – die Worte 
sind ja schön; ich habe Sie eben zitiert –; denn – Sie 
kennen den berühmten Spruch –: An ihren Taten sollt 
ihr sie erkennen.

(Fabio De Masi [DIE LINKE]: Das gilt bei der 
AfD besonders!)

Meine Damen und Herren, auch wenn die GroKo sich 
gerne selbst Zeugnisse ausstellt, muss ich Ihnen an dieser 
Stelle eine glatte Sechs verpassen. Gehen Sie mit uns 
offen in den Dialog.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege.
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Kay Gottschalk (AfD):
Das werden wir mit der FDP auch tun. Aber diese 

Nummer lassen wir Ihnen hier nicht durchgehen.

Danke schön.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner: der Kollege Sebastian Brehm, 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es freut mich sehr, liebe Kollegen von der FDP, 
dass Sie das Thema „Modernisierung der Unternehmens-
besteuerung“ heute auf die Tagesordnung gesetzt haben. 
Das bietet uns als CDU/CSU-Fraktion Gelegenheit,

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Zu sagen, was Sie 
nicht machen!)

unser Konzept, welches ich zusammen mit meinem lie-
ben Kollegen Fritz Güntzler seit Sommer 2018 erarbeitet 
habe, welches übrigens einstimmig in der CDU/CSU- 
Fraktion beschlossen wurde, vorzustellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, wir haben 
da schon noch ein bisschen Diskussionsbedarf, wie man 
an den heutigen Redebeiträgen sieht, aber ich bin mir 
sicher, dass wir uns da ein Stück weit annähern.

Herr Gottschalk, wenn Sie schon aus dem Papier zitie-
ren, dann sagen Sie auch, dass das Papier beschlossen ist. 
Wer so zitiert, der muss auch einmal nachlesen, was da 
steht, und darf uns nicht irgendwelche falschen Vorwürfe 
machen. Also wenn, dann bitte auch lesen. Lesen bildet, 
das würde nicht schaden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, dass Sie 
die Meinungsführerschaft für sich proklamieren, ist 
schon dreist; das muss ich sagen. Wenn man bei diesem 
Thema punkten will, dann sollte man früher aufstehen. 
Sie haben das in dieser Legislaturperiode leider ein Stück 
weit verschlafen.

Mein Kollege Fritz Güntzler und ich sind seit Mitte 
2018 mit diesem Thema in ganz Deutschland unterwegs 
gewesen. Wir haben mit allen potenziellen Beteiligten 
über unsere Vorstellungen diskutiert, mit den Steueraus-
schüssen der Verbände, der IHK, des BDI, des DIHK, mit 
Vertretern aus den Bereichen Maschinenbau, Automobil-
industrie und vielen, vielen mehr, aber auch mit der 
Steuerberaterkammer, der Wirtschaftsprüferkammer, der 
MIT, der Mittelstands-Union Bayern und natürlich auch 
mit vielen Unternehmerinnen und Unternehmern und 
auch mit der Steuerverwaltung.

Aus diesen vielen Diskussionen sind gute Vorschläge 
in ein umfangreiches Gesamtkonzept eingeflossen. Die-
ses Gesamtkonzept, welches ich Ihnen gleich vorstelle, 
haben wir in einem ersten Presseaufschlag am 1. Februar 
2019 – ich habe es Ihnen mitgebracht – in der „Wirt-
schaftswoche“ vorgestellt,

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Presse! Presse 
ist kein Gesetz!)

in der darauffolgenden Woche in der „FAZ“ und dann in 
vielen anderen überregionalen Medien. Zwei Wochen da-
nach, am 19. Februar 2019, kommen Sie mit Ihrem An-
trag, ein bisschen hektisch. Das ist ein Grobkonzept. Sie 
haben alles so ein bisschen zusammengefasst, es ist teil-
weise sogar wortgleich von uns übernommen; leider ha-
ben Sie einige wesentliche Punkte von uns vergessen. 
Also, sich hierhinzustellen und zu sagen, das sei aus Ihrer 
Gedankenwelt entstanden, ist unrichtig. Ich will das bloß 
am Rande einmal erwähnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Florian Toncar [FDP]: Da ist sehr viel da-
bei, was jeder weiß, der sich mit dem Thema 
beschäftigt!)

Wir haben unser Konzept in drei Fachgesprächen hier 
im Bundestag mit Vertretern international tätiger Unter-
nehmen, mit Vertretern des deutschen Mittelstandes und 
des Handwerks, mit Vertretern der Verbände und der Fi-
nanzverwaltung diskutiert. Dann haben wir ein durch-
dachtes Konzept fertiggestellt. Das ist keine hektische 
oder unsystematische Zusammenstellung oder, wie der 
Kollege Güntzler gesagt hat, ein steuerpolitischer Schrot-
schuss. Wir haben ein richtiges Konzept erstellt.

Sie haben recht, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass 
seit der letzten großen Unternehmensteuerreform vor elf 
Jahren wenig in dieser Richtung passiert ist.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Keine Aufbruchs-
stimmung!)

Die internationalen Rahmenbedingungen haben sich ge-
ändert. International wurden die Steuersätze deutlich ge-
senkt. Einige Länder haben umfangreiche Reformen be-
schlossen und setzen die gerade um. Deutschland ist im 
Bereich der Unternehmensbesteuerung zu einem Hochst-
euerland geworden; das zeigen übrigens auch alle Studien 
der OECD.

Um international wettbewerbsfähig bleiben zu können 
und den Standort zu stärken – das muss ja unser Ziel 
sein –, ist es aus Sicht der CDU/CSU dringend notwen-
dig, eine Modernisierung der Unternehmensbesteuerung 
in Deutschland durchzuführen, und zwar, lieber Kollege 
Binding, nicht irgendwann, sondern jetzt ist der richtige 
Augenblick. Steuerpolitik ist eben auch Standortpolitik, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn wir hier nicht reagieren, dann wird darunter die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft leiden. 
Wir haben große Herausforderungen vor uns: Globalisie-
rung, Digitalisierung, aber auch der bevorstehende EU- 
Austritt des Vereinigten Königreichs beschäftigen die 
deutsche Wirtschaft. Wir wollen der deutschen Wirtschaft 
hier ein verlässlicher Partner sein und sie begleiten. Des-
wegen haben wir in unserem Papier drei wichtige Punkte 
beschlossen: Erstens: Wettbewerbsfähigkeit stärken. 
Zweitens: Bürokratie abbauen. Und drittens: Strukturen 
verbessern.
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Was meinen wir damit? Wenn wir die Wettbewerbs-
fähigkeit stärken wollen, dann müssen wir die Steuersätze 
für deutsche Unternehmen senken, aber nur für nicht ent-
nommene Gewinne, also für thesaurierte Gewinne – dies 
ist ein deutlicher Unterschied –; denn dadurch erhalten 
die deutschen Unternehmen die notwendige Liquidität, 
um die anstehenden Aufgaben umzusetzen und die not-
wendigen Investitionen durchzuführen.

(Beifall des Abg. Olav Gutting [CDU/CSU])
Deshalb fordern wir eine Begrenzung der Unterneh-

mensbesteuerung für nicht entnommene Gewinne auf 
25 Prozent, sowohl für Kapitalgesellschaften als auch 
für Personengesellschaften. Derzeit liegt die Steuerbelas-
tung bei Kapitalgesellschaften bei rund 32 Prozent. In der 
vor elf Jahren durchgeführten Steuerreform haben wir in 
der Gesetzesbegründung gesagt, dass die Unternehmens-
besteuerung in Deutschland 30 Prozent nicht überschrei-
ten darf. Aufgrund der Veränderung der kommunalen 
Hebesätze sind wir inzwischen aber bei 32 Prozent. Das 
ursprüngliche Ziel war richtig. Das müssen wir wieder 
einhalten.

Bei den Personengesellschaften haben wir derzeit so-
gar eine Besteuerung von 42 oder 45 Prozent im Spitzen-
steuersatz zuzüglich Solidaritätszuschlag und teilweise 
zuzüglich nicht anrechenbarer Gewerbesteuer. Das muss 
man einfach so sehen. Hier wurde vor zehn Jahren eine 
begünstigte Thesaurierungsbesteuerung eingeführt – 
§ 34a EStG –, in Höhe von 28,25 Prozent; aber leider 
ist das viel zu kompliziert, sodass dieser Paragraf kaum 
zur Anwendung kommt. Deswegen müssen wir hier ge-
gensteuern.

Es ist dringend notwendig, dass wir die richtigen 
Grundgedanken von damals – die Beschränkung auf 
30 Prozent und die begünstigte Thesaurierungsbesteue-
rung – auf heute und jetzt transferieren und an die aktuel-
len Entwicklungen anpassen. Wie bekommen wir eine 
25-prozentige Deckelung hin? Hier gibt es maßgebliche 
Schritte, die wir Stück für Stück umsetzen müssen.

In der zweiten Stufe – darüber haben wir eben schon 
gesprochen – muss der Ausstieg aus dem Solidaritätszu-
schlag auch für Kapitalgesellschaften, für Personenge-
sellschaften und für Spitzenverdiener folgen. Das ist 
selbstverständlich. Das haben wir unter dem vorangegan-
genen Tagesordnungspunkt schon angesprochen.

Wichtig ist aber auch die vollständige Anrechnung der 
Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer. Derzeit wird 
das 3,8-Fache des Gewerbesteuermessbetrages angerech-
net. Das bedeutet, dass bei einem Gewerbesteuerhebesatz 
von 390 Prozentpunkten die Gewerbesteuer bei Perso-
nengesellschaften und Einzelunternehmen voll auf die 
Einkommensteuer angerechnet wird.

(Bernhard Daldrup [SPD]: 400!)
- 390 bis 400 Punkte. – Das war das damalige Ziel. Wenn 
wir aber das damalige Ziel im Auge haben und die heu-
tigen Gewerbesteuerhebesätze anschauen, dann muss 
man sagen: Es kommt jetzt zu einer Doppelbesteuerung. 
Deswegen müssen wir wieder die vollständige Anrech-
nung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer bei 
Personengesellschaften und Einzelunternehmen ermögli-

chen und einen Einstieg in die Anrechnung auch bei der 
Körperschaftsteuer schaffen.

Wir stehen klar für die Gewerbesteuer, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Ich war selbst lange Jahre Fraktions-
vorsitzender im Stadtrat unserer schönen Stadt Nürnberg, 
und ich weiß: Wenn wir die Gewerbesteuer abschaffen 
würden, würden wir die Kommunen fast in den Bankrott 
treiben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Es gäbe keine Schulen, keine öffentlichen Einrichtungen 
mehr. Deswegen stehen wir zur Gewerbesteuer; aber sie 
muss vollständig anrechenbar sein auf die Einkommen-
steuer, sonst haben wir eine Doppelbelastung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was ist wirklich 
wichtig bei einer Steuerreform? Das ifo-Institut hat ermit-
telt, dass bei einer Steuerbelastung von 25 Prozent 14 Pro-
zent mehr Investitionen in unseren Standort getätigt wür-
den. Das würde zu einer Aufkommensneutralität bei der 
Modernisierung der Unternehmensbesteuerung führen. 
Insofern können wir diesbezüglich in Gespräche eintre-
ten, weil wir eben eine Gegenfinanzierung auch für diese 
Unternehmensteuerreform hervorholen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Für international tätige Unternehmen, liebe Kollegin-

nen und Kollegen, müssen wir dringend etwas tun. Das 
fehlt in Ihrem Antrag gänzlich. Wir brauchen dringend 
eine Überarbeitung des Außensteuerrechts. Dieses ist aus 
dem Jahr 1972. Damals hatten wir bei der Körperschaft-
steuer noch eine Belastung von 52 Prozent für die deut-
schen Unternehmen,

(Olav Gutting [CDU/CSU]: Richtig!)
allerdings mit einer ganz anderen Bemessungsgrundlage; 
das muss man auch sagen. Im Außensteuergesetz ist defi-
niert – ich will es nicht im Einzelnen ausführen –, dass 
deutsche Unternehmen, wenn sie in Niedrigsteuerländern 
investieren – bei einem Steuersatz von unter 25 Prozent 
wird ein Land als Niedrigsteuerland definiert –, entspre-
chende Steuern zahlen müssen. Das führt dazu, dass inter-
national tätige Unternehmen im Ausland sogar Nachteile 
haben, und das bei einer exportorientierten Wirtschaft. 
Hier muss man also dringend nachsteuern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, für den anderen Be-

reich, den Bürokratieabbau, ist klar: Wir müssen die 
Digitalisierung nutzen, die Meldepflichten reduzieren, 
die Bürokratiebelastung durch Statistiken reduzieren – 
alles, was Unternehmer an Statistiken ausfüllen müssen, 
muss weg –, aber auch die Durchführung einer zeitnahen 
Betriebsprüfung bzw. einer veranlagungsbegleitenden 
Betriebsprüfung ermöglichen. So haben wir Rechtssi-
cherheit für die deutschen Unternehmerinnen und Unter-
nehmer und haben auch Klarheit, was die Besteuerung 
betrifft.

Für den letzten Bereich ist klar: Die steuerliche For-
schungsförderung ist bereits umgesetzt, die Grenzen für 
die geringwertigen Wirtschaftsgüter müssen natürlich 
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rauf, die Abschreibungsbedingungen müssen verbessert 
werden, und die degressive Abschreibung muss wieder 
kommen. Wir haben ja die degressive Abschreibung mit 
50 Prozent für elektrisch betriebene Fahrzeuge für Hand-
werker im Jahressteuergesetz beschlossen. Und wir haben 
auch die Grenze für die Istbesteuerung von 500 000 Euro 
auf 600 000 Euro heraufgesetzt.

Am Schluss noch ein wichtiger Punkt: Es muss auch zu 
einer fairen Verlustverrechnung kommen. Derzeit werden 
Verlustvorträge bei der Gewerbesteuer eingeschränkt, 
zum Beispiel bei Umwandlungen oder in anderen Berei-
chen. Es ist auch ein Ausdruck steuerlicher Leistungsfä-
higkeit, wenn wir Verluste, die entstehen, mit Gewinnen 
verrechnen.

Liebe Kollegen und Kollegen, Deutschland hat eine 
starke Wirtschaft. Deutschland hat einen starken Mittel-
stand. Wenn wir das so erhalten wollen, dann muss es 
unser Ziel sein, jetzt mit der Unternehmensbesteuerung 
in Deutschland zu beginnen und eine Modernisierung 
herbeizuführen. Steuerpolitik ist Standortpolitik. Lassen 
Sie uns das gemeinsam anhand unseres Papiers umsetzen.

Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort die Kollegin Katja 

Hessel.

(Beifall bei der FDP)

Katja Hessel (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Lie-

be Kollegen! Ich habe mir jetzt mehrmals in dieser De-
batte anhören können, dass wir eine Klientelpartei sind.

(Beifall des Abg. Dr. Diether Dehm [DIE LIN-
KE] – Jan Korte [DIE LINKE]: Das stimmt!)

Und ich sage: Ja, wir sind die einzige Partei, die sich hier 
noch für die Mitte einsetzt,

(Beifall bei der FDP – Lachen bei der SPD, der 
LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

die eben nicht immer nur versucht, am linken Rand ir-
gendwie noch etwas zu kriegen. Die reflexartigen Ant-
worten beim Thema Unternehmensteuerreform von der 
von mir aus gesehen linken Seite heißen immer: Steuer-
vermeidung, Steuerkomplexität.

Liebe Frau Kollegin Kiziltepe, der allererste Antrag 
zum Thema Steuerrecht, den wir hier eingebracht haben, 
hat sich mit Steuervermeidung und den Panama Papers 
beschäftigt; da kann ich mich noch entsinnen.

(Beifall bei der FDP)
So viel Ehrlichkeit gehört zur Debatte dazu.

Herr Kollege Dr. Bayaz, ja, wir brauchen eine gerechte 
CO2-Bepreisung. Da haben Sie uns als Partner an der 
Seite. Daher haben wir auch dieser Tage gesagt, dass 

wir das Vorgehen der Bundesregierung noch einmal prü-
fen möchten.

Herr Kollege Brehm, es ist schön, dass Sie hier in den 
gesamten zehn Minuten Ihrer Redezeit vorgetragen ha-
ben, wie die Vorschläge der Union sind, die im Übrigen

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Besser 
sind als Ihre!)

– weil wir ja immer das Thema Abschreiben haben – in 
Ihrer Fraktion Anfang November beschlossen worden 
sind, wenn ich mich nicht täusche. Es waren Pressemit-
teilungen. Nur so viel zum Thema Ehrlichkeit.

(Beifall bei der FDP – Dr. Florian Toncar 
[FDP]: Das war sehr ungenau!)

Und, ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen 
ein modernes Unternehmensteuerrecht. Wir haben heute 
schon viel davon gehört, wie der Steuerwettbewerb ist, 
wie die konjunkturelle Lage ist. Alle, die sich mit Unter-
nehmensteuerrecht und mit der Konjunktur auskennen, 
wissen auch, dass eine Unternehmensteuerreform sich 
ganz oft selbst trägt, weil nämlich die Ersparnisse auch 
wieder hier investiert werden und dadurch wieder mehr 
Steuern ausgelöst werden.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Katja Hessel (FDP):
Nein. – Wir haben einen Vorschlag mit 20 Punkten 

gemacht, die man sicherlich noch mit dem einen oder 
anderen Punkt ergänzen kann. Aber wir machen gerne 
unsere Punkte auch ordentlich. Dass das Außensteuerge-
setz reformiert werden muss, wissen wir alle. Auch dazu 
wird von uns noch etwas kommen.

Die steuerliche Forschungszulage ist inzwischen be-
schlossen. Als wir unseren Antrag im Februar dieses Jahr 
eingebracht haben, stand sie noch in weiter Ferne. Dem-
entsprechend ist es schön, dass der Bundesregierung auch 
etwas gelingt und für Unternehmer auch etwas umgesetzt 
wird.

Meine lieben Kollegen, wir geben Ihnen heute die Ge-
legenheit, mit uns dafür zu sorgen, dass Deutschland, dass 
die Bundesrepublik auch in schwierigen Zeiten und im 
schwierigen Fahrwasser gut aufgestellt wird und wir un-
seren Unternehmen die Möglichkeit geben, hier konkur-
renzfähig zu sein. Vor allem – auch das muss noch mal 
gesagt werden – ist ein modernes Unternehmensteuer-
recht auch ein Standortvorteil für diesen Wirtschafts-
standort. Hier braucht es dringend eine Reform. Sie haben 
heute die Möglichkeit, unserem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin Hessel. – Der Kollege 

Dr. Dehm erhält das Wort zu einer Kurzintervention.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Ui! – Michael 
Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Sieben Fässer 
Wein!)
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Dr. Diether Dehm (DIE LINKE):
Herr Präsident, ich danke Ihnen. – Ich frage einmal das, 

was ich gefragt hätte, wenn Sie die Zwischenfrage zuge-
lassen hätten. Ich bin nach Presseberichten einer der we-
nigen Unternehmer und Selbstständigen im Bundestag 
und die noch dazu kein Anwalt sind. Wir beschweren 
uns ja immer, dass die Große Koalition angetreten war, 
die Mehrwertsteuer nicht zu erhöhen. Die einen hatten 
erst „1 Prozent mehr“ gesagt. Herausgekommen sind 
dann die bekannten 3 Prozent mehr. Wann hat aber die 
FDP jemals in der Zeit, in der sie regiert hat, die Mehr-
wertsteuer gesenkt und nicht erhöht? Können Sie mir das 
sagen? Dieses Gift für die mittelständische Wirtschaft 
haben Sie nie reduziert. Sie haben immer die Mehrwert-
steuer erhöht, es sei denn, Sie belegen hier das Gegenteil. 
Würde mich aber sehr wundern.

Zweite Frage, wenn Sie die Zwischenfrage zugelassen 
hätten: Wo ist denn jemals ein Verständnis bei Ihren 
Steuervorstellungen – das trifft übrigens auch für die 
Steuervorstellungen der Großen Koalition zu – für kleine 
Unternehmer, für künstlerische Unternehmer, für Erfin-
der, für solche Leute, die jahrelang arbeiten, forschen, 
experimentieren, Kosten und

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Herr Dehm, Sie 
sprechen über sich selbst, nicht wahr? Sie spre-
chen über sich selbst, oder?)

Verluste machen über sechs, sieben, acht Jahre und dann 
nur zwei Jahre Verlustvortrag haben, wenn sie ein ein-
ziges Mal einen Erfolgssong, eine Erfindung, ein schönes 
Sachbuch oder künstlerisches Buch mit Gewinn heraus-
bringen? Das heißt, wir Kreative haben auf den einmali-
gen Gewinn eine Verlustvortragszeit von zwei Jahren. 
Damit wird man den kleinen und mittelständischen Un-
ternehmern, die kreativ tätig sind in diesem Land, über-
haupt nicht gerecht. Da sollten Sie einmal weiterdenken 
und nicht immer im Interesse der Konzerne.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, wollen Sie darauf antworten?

Katja Hessel (FDP):
Lieber Herr Kollege, zu dem Thema der Mehrwert-

steuer und deren Senkung für die kleinen und mittleren 
Unternehmen ist Ihnen vielleicht bewusst, dass die Mehr-
wertsteuer eine Durchlaufsteuer ist, die vom Endverbrau-
cher getragen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU sowie bei Abgeordneten der AfD)

Somit hätte eine Senkung der Mehrwertsteuer für kleine 
und mittlere Unternehmen gar nichts gebracht.

Zum zweiten Thema, Verlustvortragsberechnung: Sie 
wissen, dass ganz viele künstlerische Bereiche der nor-
malen Einkommensteuer unterliegen, nicht der Körper-
schaftsteuer. Da haben wir auch eine andere Verlustver-
rechnung mit den Einkünften, die fortgeschrieben wird.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Zwei Jahre! – 
Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Lebenskünstler 
gehören auch dazu!)

– Nein. Dementsprechend: Auch da kann ich Ihnen so 
leider nicht weiterhelfen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin Hessel. – Das Wort hat als 

letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt der Kolle-
ge Bernard Daldrup, SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bernhard Daldrup (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Die meisten Aspekte sind bereits 
angesprochen worden, aber einen möchte ich ganz zu 
Anfang noch erwähnen: Herr Gottschalk, glaube ich, hat-
te Frau Kiziltepe mit ihrer EU und einen Zettel über Be-
schäftigte bzw. möglicherweise Entlassungen angespro-
chen. Ich sage Ihnen: In dieser unserer Europäischen 
Union hat Deutschland einen Beschäftigtenhöchststand. 
Das liegt daran, dass es hier eine erfolgreiche Wirtschafts-
politik, erfolgreiche Unternehmen und ordentliche Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Zu dieser Europäischen Union gehören Sie von der AfD 
mit Ihrem flegelhaften Chauvinismus in der Tat nicht da-
zu.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ansonsten: Es war ja zu erwarten, dass es den Ruf nach 
einer Unternehmensteuerreform geben würde und danach 
gewissermaßen der Überbietungswettbewerb „Raceto the 
bottom“ beginnt, wie heute bereits mehrfach dargestellt 
wurde, und die FDP die Gunst der Stunde nutzt, um – 
Herr Brehm hat darauf reagiert – unseren Koalitionspart-
ner ein wenig zu piesacken. Okay, geschenkt, sage ich 
jetzt einmal, und ob Sie, Frau Hessel, zuerst von ihm 
abgeschrieben haben oder er von Ihnen, das hilft der deut-
schen Wirtschaft auch nicht wirklich weiter.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
Das Problem der FDP ist, dass alle seriösen Fraktionen 
sowohl im Wirtschafts- als auch im Finanzausschuss Ih-
ren Antrag ablehnen. Warum tun sie das? Es hat ein we-
nig, glaube ich jedenfalls, mit der Konzeptionslosigkeit 
des Antrages zu tun,

(Zurufe von der FDP: Ach!)
denn es ist ein wirkliches Sammelsurium, das man mehr 
so als Arbeitsnachweis gegenüber der Lobby betrachten 
kann; aber das muss man auch machen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Abschaffung der Gewerbesteuer, von steuerfreier Risi-
koausgleichsrücklage in der Landwirtschaft bis zur Kon-
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zernklausel im Grunderwerbsteuerrecht ist die Rede. Es 
ist alles dabei. Das Letzte begrüße ich übrigens, weil eine 
solche Klausel zunächst einmal voraussetzt, dass es eine 
klare Eindämmung bei den Share-Deals gibt, damit Mil-
liarden an Grunderwerbsteuer erst einmal gezahlt wer-
den,

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)
die bisher über Steuergestaltung eben nicht gezahlt wer-
den. Vielen Dank, und wenn Sie beide das sozusagen 
voneinander abschreiben, dann kommt sie auf jeden Fall. 
Wir sind dabei, Herr Brehm. Das machen wir heute fertig.

(Heiterkeit bei der AfD)
Herr Güntzler, Herr Binding und andere haben über die 

Rahmenbedingungen gesprochen, die in Europa eine Rol-
le spielen – sehr zu Recht –, über die Frage, wie man denn 
eigentlich Steuern gestaltet, angefangen von der Gemein-
samen Konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungs-
grundlage beispielsweise bis hin zur Frage der Mindest-
besteuerung; das möchte ich hier nicht im Einzelnen 
wiederholen. Aber ich will eine Bemerkung machen, dass 
ich schon Zweifel an der Ernsthaftigkeit Ihrer Vorschläge 
zur Gewerbesteuer habe.

Sie wollen die Gewerbesteuer abschaffen, sagen wir 
einmal, im Moment in einer Größenordnung von round 
about jährlich 44 Milliarden Euro für die Kommunen. Sie 
wollen etwas einführen, was es bisher überhaupt nicht 
gibt – das will auch die CDU/CSU nicht –, nämlich einen 
Hebesatz bei der Körperschaft- und der Einkommen-
steuer sowie eine höhere Beteiligung an der Umsatz-
steuer.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Regionale 
Steuern!)

Was meinen Sie wohl, was die Kommunen machen, 
wenn sie Geld brauchen? Sie werden die Hebesätze an-
heben. Das wird so sein. Andere Verrechnungsmethoden 
sind überhaupt keine Frage, aber wer die Debatte um die 
Föderalismusreform noch ein wenig in Erinnerung hat, 
der weiß, wie weit die FDP bei diesen Fragen von der 
Wirklichkeit entfernt ist.

(Beifall bei der SPD)
Im Übrigen: Die Kommunen stört es auch, dass die 

Gewerbesteuerhebesätze zu hoch sind. Wissen Sie, wa-
rum sie zu hoch sind? Weil die Grundfinanzierung der 
Kommunen nicht ausreichend ist, und am Ende dieses 
Jahres passiert etwas, was für die Kommunen von großer 
Bedeutung ist: Etwa bis zu 4,1 Milliarden Euro erhöhte 
Gewerbesteuerumlage für die westdeutschen Kommunen 
laufen aus, werden nicht mehr erhoben.

Wer problematisiert das eigentlich mit kritischer Ab-
sicht? – Richtig, die FDP, die das möglicherweise so nicht 
will. So entlastet man aber nicht die Kommunen und 
übrigens auch nicht die Wirtschaft vor Ort. Diese ist für 
die Kommunen nur dann in hohem Maße interessant, 
wenn es um Arbeitsplätze und um die Gewerbesteuer 
geht, und wer das nicht will, der wird ein Desinteresse 
auf der kommunalen Ebene produzieren. Ich kann mir 
nicht vorstellen, dass Sie so etwas wollen. Ich bin aber 
dafür, dass wir versuchen sollten, die Gewerbesteuer zu 

senken. Lassen Sie uns deshalb gemeinsam die Bemes-
sungsgrundlage verbreitern. Lassen Sie uns auch einige 
Steuerberater und Ärzte einbeziehen, dies hätte eine 
räumliche Wirkung. Sie sollen das alles mit der Einkom-
mensteuer verrechnen. Sie sollen nicht mehr bezahlen, 
aber sie würden aber sehr dazu beitragen, dass wir eine 
vernünftige Verbreiterung haben und dann auch die Ge-
werbesteuerhebesätze senken könnten. Das wäre ein gu-
ter Schritt zu einem modernen Unternehmensteuerrecht.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Kollege Daldrup von der SPD-Frak-

tion. – Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses zu dem Antrag der Fraktion der FDP mit dem 
Titel „Erhalt und Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft durch eine moderne Unterneh-
mensbesteuerung“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/14304, den An-
trag der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/7898 abzu-
lehnen.

Wir stimmen nun über diese Beschlussempfehlung des 
Ausschusses auf Verlangen der Fraktion der FDP nament-
lich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
ihre vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Jetzt sind alle 
Plätze besetzt. Ich eröffne die namentliche Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich frage Sie: Haben 
alle, die jetzt hier sind, ihre Stimme abgegeben? – Das ist 
der Fall. Ich schließe die Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Das Ergebnis wird Ihnen später bekannt 
gegeben.1)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 10 a und 10 b auf:

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes für den Schutz vor Masern und 
zur Stärkung der Impfprävention (Ma-
sernschutzgesetz)

Drucksachen 19/13452, 19/13826

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Gesundheit (14. Ausschuss)

Drucksache 19/15164

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Andrew Ullmann, Michael Theurer, 
Renata Alt, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP

1) Ergebnis Seite 15819 C 
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Impfquoten wirksam erhöhen – Infek-
tionskrankheiten ausrotten

– zu dem Antrag der Abgeordneten Katja 
Dörner, Katrin Göring-Eckardt, Kordula 
Schulz-Asche, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Masern und andere Infektionskrank-
heiten jetzt eliminieren – Solidarität 
und Vernunft fördern, Impfquoten 
nachhaltig steigern

Drucksachen 19/14061, 19/9960, 19/15164

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung, über den 
wir später namentlich abstimmen werden, liegt ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion der AfD vor.

Interfraktionell sind 60 Minuten vereinbart. – Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich bitte Sie, Platz zu nehmen.

Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner ist für die 
CDU/CSU-Fraktion der Kollege Rudolf Henke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Rudolf Henke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Wir schließen heute ein Ge-
setzgebungsverfahren ab, das den öffentlichen Gesund-
heitsschutz in Deutschland weiter stärken wird. Wir redu-
zieren Ansteckungsrisiken in öffentlichen Einrichtungen, 
wo jeden Tag viele Menschen auf engstem Raum zusam-
menkommen. Ich glaube, es gibt eine ethische Verpflich-
tung, sich an der Masernimpfung zu beteiligen. Mit dem 
Gesetz stärken wir diese ethische Verpflichtung. Sie be-
kommt eine neue, auch juristische Verbindlichkeit.

Das parlamentarische Verfahren – dafür danke ich allen 
Beteiligten – hat erfreuliche Einigkeit zwischen den 
Fraktionen in einem wichtigen Punkt gezeigt: 
Gemeinschaftsschutz ist ein hohes öffentliches Gut.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Jan Korte [DIE 
LINKE])

Drei zentrale Punkte möchte ich an den Anfang stellen.

Erstens. Das Gesetz trägt die Stärkung der Impfpräven-
tion im Namen, weil es die Impfangebote, die Impfmög-
lichkeiten für alle Altersgruppen ausbaut und praktische 
Hürden dagegen im Alltag senkt. Das Gesetz schließt 
Impflücken in der gesamten Bevölkerung, auch bei den 
besonders zu beachtenden jungen Erwachsenen. Es ent-
spricht den Empfehlungen der Ständigen Impfkommis-
sion für eine routinemäßige Masernimpfung der Jahrgän-
ge 1970 und aufwärts. Das universelle Impfen auch 
fachübergreifend durch alle Ärzte und die Stärkung der 
Betriebsärzte vergrößert die Chancen für gerade bisher 
ungeimpfte Erwachsene, zu ihrer Impfung zu kommen. 
Das Gleiche gilt für die im Gesetz neugeschaffene Mög-
lichkeit der Krankenkassen, ihre Versicherten individuell 
zu informieren, wann eine Impfung ansteht.

Zweitens. Das Gesetz orientiert sich eng an der wissen-
schaftlichen Impfempfehlung der Ständigen Impfkom-
mission. Diese empfiehlt, die zweite Masernimpfung im 
Alter von 15 bis 23 Monaten durchzuführen. Mit einer 
flächendeckenden Impfnachweispflicht in diesen jungen 
Jahrgängen lässt sich die Gefahr von Ausbrüchen bereits 
weit vor dem Schulalter reduzieren. Auch Kinder- und 
Jugendärzte setzen sich stark dafür ein.

Es ist wichtig, noch einmal die Daten der Impfsurveil-
lance der Kassenärztlichen Vereinigungen zur Kenntnis 
zu nehmen: Nach diesen Daten sind eben 73,9 Prozent der 
Kinder bis 24 Monate rechtzeitig geimpft. Das heißt im 
Umkehrschluss: Mehr als ein Viertel ist es nicht. Deswe-
gen gibt es einen Handlungsbedarf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Drittens. Es wird nach diesem Gesetz definitiv keine 
Zwangsimpfung von Kindern oder sonstigen Personen 
geben.

(Beifall der Abg. Karin Maag [CDU/CSU])
Da hat es ja offensichtlich Missverständnisse in der Öf-
fentlichkeit gegeben. Es geht hier um eine Nachweis-
pflicht. Es geht nicht um Zwangsimpfungen. Die gesetz-
liche Schul- und Unterbringungspflicht bleibt davon 
unberührt. Das stärkste Mittel sind Bußgelder. Die Durch-
führung der Schutzimpfung an sich bleibt freiwillig.

Die öffentliche Anhörung des Gesundheitsausschusses 
hat unterstrichen, wie wichtig starke Maßnahmen zum 
Schließen vorhandener Impflücken sind. Neben den 
schon genannten Maßnahmen will ich auf vier weitere 
Schritte aufmerksam machen.

Erstens. Das Gesetz schafft die rechtlichen Vorausset-
zungen für eine elektronische Impfdokumentation, auch 
als Teil der künftigen elektronischen Patientenakte. Da-
mit entsteht die Möglichkeit, nach der Einführung der 
elektronischen Patientenakte noch einmal über ein digita-
les Recall-System zu debattieren, das wir beispielsweise 
bei der Revision des Präventionsgesetzes dann Wirklich-
keit werden lassen könnten. Der G-BA wird verpflichtet, 
die Möglichkeiten zur Dokumentation in den Untersu-
chungsheften für Kinder auszubauen.

Zweitens. Betriebsärzte, auch solche ohne eigene 
Kassenzulassung, und der öffentliche Gesundheitsdienst 
können Vertragsabschlüsse zur Abrechnung von Schutz-
impfungen mit den Krankenkassen künftig über ein 
Schiedsverfahren durchsetzen.

Drittens. Die Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung kann gezielt Zielgruppen bei Impflücken anspre-
chen.

Viertens. Die fortentwickelte Impfsurveillance beim 
Robert-Koch-Institut sorgt für eine evidenzbasierte Basis 
zur Identifizierung solcher Impflücken. Das bedeutet, 
dass wir besonders dort aktiv werden können, wo weiße 
Flecken in der Landschaft des Impfschutzes herrschen.

Im parlamentarischen Verfahren hat es noch weitere 
Änderungen am Gesetzentwurf gegeben: in der Frage 
der patientennahen Schnelltests für HIV- und Hepatitis- 
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C-Virus und den Erreger der Syphilis, der Frage der Spu-
rensicherung bei sexualisierter Gewalt und anderen Fäl-
len von möglichen Misshandlungen sowie beim Thema 
Modellversuche für Grippeschutzimpfungen in Apothe-
ken. Wir werden in der Auswertung sehen, ob eher die 
Bedenken oder eher die Chancen im Vordergrund stehen, 
und später weiter entscheiden können.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege.

Rudolf Henke (CDU/CSU):
Ich komme zum Ende. – Meine Damen und Herren, ich 

sage: Mit der Umsetzung der wissenschaftlichen Empfeh-
lungen der Ständigen Impfkommission schützen wir be-
sonders verletzliche Personen, die sich selbst nicht imp-
fen lassen können. Das ist ein Akt gesellschaftlicher 
Solidarität -

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, kommen Sie zum Ende.

Rudolf Henke (CDU/CSU):
– und Gemeinschaftsschutz für die, die sich das nicht 

leisten können.

Ich wäre froh, wenn wir in der Debatte über all das in 
den Reaktionen in manchen Teilen vielleicht zu einem 
etwas anderen Stil, auch im Netz, finden würden. Das 
wäre schön. Hier im Bundestag war das der Fall.

Ich bedanke mich und empfehle die Annahme des Ge-
setzes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf Ihnen das 

von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Finanzausschusses zu dem 
Antrag der FDP „Erhalt und Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft durch eine mo-
derne Unternehmensbesteuerung“ bekannt geben: Abge-
geben wurden 651 Stimmen. Mit Ja haben gestimmt 495, 
mit Nein haben gestimmt 155, Enthaltungen 1. Die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses ist damit angenom-
men.1)

1) Anlage 3 
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Endgültiges Ergebnis
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ja:                                      492
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enthalten:                              1
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Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
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Michaela Noll
Dr. Georg Nüßlein
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Josef Oster
Henning Otte
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Sylvia Pantel
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Stefan Sauer
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Frank Steffel
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Dieter Stier
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Ulrike Bahr
Nezahat Baradari
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Dr. Matthias Bartke
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Bernhard Daldrup
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Michael Groß
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Hubertus Heil (Peine)
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Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz-Emre
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Christian Lange (Backnang)
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Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Claudia Moll
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Grigorios Aggelidis
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Nicole Bauer
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Alexander Kulitz
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Oliver Luksic
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Christoph Meyer
Alexander Müller
Roman Müller-Böhm
Frank Müller-Rosentritt
Dr. Martin Neumann 
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Hagen Reinhold
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Christian Sauter
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Enthalten

BÜNDNSIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Katja Keul

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen zum nächsten Redner: für die AfD-Frak-
tion der Kollege Detlev Spangenberg.

(Beifall bei der AfD)

Detlev Spangenberg (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Zum 

Masernschutzgesetz liegt ein Entschließungsantrag der 
AfD vor. Es ist erst einmal festzustellen: Impfen ist sehr 
wichtig. Das ist eine große medizinische und wissen-
schaftliche Leistung. Ich erwähne nur die Namen Koch, 
Pasteur und Behring. Die Rettung vor unheimlichen 
Krankheiten, die die Menschheit betroffen hat, haben 
wir ihnen zu verdanken.

Wie ist nun der derzeitige Stand der Immunisierung 
gegen Masern in Deutschland? 97 Prozent aller Kinder 
werden geimpft. Das heißt, fast 100 Prozent der Eltern 
lassen ihre Kinder impfen. Unter den 3 Prozent der Kin-
der, die nicht geimpft werden, sind auch die dabei, die 
nicht geimpft werden können.

Trotzdem möchte der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung eine Art Impfpflicht einführen. Damit verbunden ist 

die Notwendigkeit, geimpft zu sein, wenn man bestimmte 
Einrichtungen besuchen oder nutzen will. Die Regierung 
behauptet, steigende Zahlen der Erkrankungen würden 
den Handlungsbedarf notwendig machen. Diese Behaup-
tung ist aufgrund der letzten Zahlen nicht haltbar.

Wir haben Handlungsbedarf, aber, wie eben schon ge-
sagt, bei den Erwachsenen, die jetzt ungefähr 50 Jahre alt 
sind. Da sind 43 bis 87 Prozent nicht geimpft. Und – auch 
wenn das viele nicht gern hören – bei den Zuwanderern ist 
das zu sehen. Dies wird im Jahresbericht der Nationalen 
Verifizierungskommission bekräftigt, der NAVKO; nach-
zulesen auf der Internetseite des Robert-Koch-Institutes.

Es gibt auch strittige Meinungen: Wie wird denn nun 
eigentlich geimpft? Einige sagen: Eine Impfung ist aus-
reichend. Aber da ich nicht alle erreiche, muss ich zwei-
mal impfen; also, alle die, die ich beim ersten Mal nicht 
erreicht habe. Dann sagen wieder andere: Zweimal muss 
geimpft werden, damit die Wirkung überhaupt da ist.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Die Wissenschaft 
sagt: Zweimal! Es gibt Studien, die sagen: 
Zweimal!)
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– Lassen Sie mich erst einmal ausreden. – Das heißt, 
manche müssen dreimal geimpft werden, weil sie bei 
der ersten Impfung nicht erreicht wurden, aber an sich 
muss zweimal geimpft werden. Auch das ist in der Medi-
zin nicht geklärt.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Doch, das ist 
geklärt!)

Es gibt keinen Monoimpfstoff – auch das kritisieren die 
Impfgegner –, sondern nur Mehrfachimpfungen.

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Das ist doch 
gut! – Rudolf Henke [CDU/CSU]: Das ist doch 
schonend für die Kinder! Das ist doch gut!)

Der Berufsverband Deutscher Laborärzte schlägt vor, an-
statt mehrfach zu impfen, eine serologische Überprüfung 
durchzuführen, also eine Blutuntersuchung auf Antikör-
per; das wäre besser. Das ist zum einen für die Kassen 
billiger, zum anderen muss man nicht mehrfach geimpft 
werden.

Im Vergleich mit anderen Staaten, meine Damen und 
Herren, steht Deutschland auch ohne Impfpflicht sehr gut 
da. Auf 1 Million Menschen gab es bei uns auch ohne 
Impfpflicht nur 7 Fälle. Im Vergleich dazu gab es in 
Frankreich 43 Fälle und in Tschechien über 10 Fälle pro 
1 Million Menschen, beides Länder mit Impfpflicht. Wir 
brauchen also eigentlich keinerlei Druck vonseiten des 
Staates, dass geimpft werden muss.

(Beifall bei der AfD)
Der Prozentsatz der geimpften Kinder – ich habe das eben 
schon genannt – sagt ja schon aus, dass die Mehrheit der 
Bevölkerung dem Impfen positiv gegenübersteht. Es ist 
also nicht notwendig, da etwas zu machen. Aufgebürdete 
Zwänge und Pflichten erzeugen nur Unmut, Verdruss, 
Ablehnung und Misstrauen. Das ist eine ganz logische 
Folge.

Eben wurde schon angesprochen, wo es die Gelegen-
heit gibt, dass man sich impfen lassen kann. Dahinter 
stehen wir genauso. Bei den Betriebsärzten, im öffentli-
chen Dienst, beim Besuch beim Arzt sollte die Aufklä-
rung durchgeführt werden. Wenn wirklich einmal Proble-
me in einem Land auftauchen sollten, haben wir ja § 20 
des Infektionsschutzgesetzes, der ja auch die Einschrän-
kung des Artikels 2 Absatz 2 Grundgesetz, nämlich die 
körperliche Unversehrtheit, vorsieht. Es gibt also keine 
Notwendigkeit, hier irgendwie weitere Zwangsmaßnah-
men vorzusehen.

Gestern hatte ich ein Gespräch mit einer Ärztin. Sie 
sagte mir, wenn Pflichtimpfungen durchgeführt werden 
müssten, wäre aus ihrer Sicht die Beratung eine andere, 
als wenn diese freiwillig erfolgen würden. Bei einer 
Überzeugung durch den Arzt, damit sich jemand impfen 
lässt, ergeben sich viel mehr Informationen, viel mehr 
Kommunikation, als wenn er sagt: Sie müssen sowieso 
geimpft werden, stellen Sie sich mal hin, es geht los. – Ich 
bin der Meinung, man sollte auch über diesen Punkt nach-
denken.

Die Ständige Impfkommission gibt ausdrücklich Imp-
fempfehlungen für Asylbewerberunterkünfte heraus. 
Dort haben wir Handlungsbedarf, meine Damen und Her-

ren. Es fehlt eine systematische Erhebung des Impfstatus 
bei Asylbewerbern mit einer Gefahr für die Bevölkerung; 
das stimmt. Ohne Impfnachweis müsste gelten: Diese 
Person ist nicht geimpft. Wenn es jemand nicht nachwei-
sen kann, gilt er als nicht geimpft, dann muss gehandelt 
werden. Nebenbei gesagt legt das Robert-Koch-Institut 
auch dem Personal, das in Flüchtlingsunterkünften arbei-
tet, eine Impfung nahe.

Zusammengefasst: Die AfD setzt auf Aufklärung, Be-
ratung, Werbung, aber nicht auf Pflicht.

(Kersten Steinke [DIE LINKE]: Das ist doch 
ein Witz, oder? – Jan Korte [DIE LINKE]: Auf-
klärung ist grundsätzlich nicht Ihr Ding!)

– Das kriegen Sie doch gar nicht hin! – Wir möchten ein 
elektronisches Erinnerungssystem. Wir sind strikt gegen 
eine Pflicht, so wie auch beim Implantatregister oder der 
Organspende. Es gilt der mündige Bürger mit seinen Bür-
gerrechten. Das ist die Position der AfD.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die nächste Rednerin: die Kollegin Bärbel Bas, SPD- 

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Bärbel Bas (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Ich sage es direkt ganz deutlich: 
Es ist wichtig, dass wir jetzt diese Art von Impfschutz 
einführen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Ich kann ein Beispiel aus meinem Wahlkreis nennen. 
2017 hatten wir 332 Fälle von Masernerkrankung. Es 
kam zu solch einem Ausbruch, weil es sich um eine hoch-
infektiöse Erkrankung handelt, die sich sehr schnell ver-
breitet, gerade in Gemeinschaftseinrichtungen, in Kitas, 
in Schulen. Einrichtungen mussten übrigens gesperrt wer-
den, mit allem Zipp und Zapp, wie wir so schön sagen. Es 
ist wichtig – darum geht es doch eigentlich –, die Kinder 
zu schützen, die Menschen zu schützen, die sich nicht 
impfen lassen können, weil sie noch zu jung, zu klein 
sind oder eine Erkrankung haben, die das Immunsystem 
schwächt. Darum geht es. Das ist ein Akt der Solidarität; 
der Kollege Henke hat das gesagt. Darauf kommt es uns 
an. Der Nachweis einer Impfung ist für Gemeinschafts-
einrichtungen, für Lehrerinnen und Lehrer, für Erziehe-
rinnen und Erzieher usw. exorbitant wichtig, einfach um 
alle schützen zu können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist ja nicht so, dass wir in der Vergangenheit nicht 
schon Maßnahmen ergriffen hätten. Natürlich gab es 
schon Impfkampagnen, um die Menschen aufzuklären. 
Es ist aber festgestellt worden, dass die Schutzquote, 
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wenn wir alle schützen wollen, in der Bevölkerung relativ 
hoch sein muss. Da geht es nicht, dass einige sagen, imp-
fen lassen sollten sich andere, man selber beteilige sich 
nicht daran. Ich finde, das ist nicht der richtige Weg. Des-
halb plädieren wir für die Einführung dieser Maßnahme 
wie auch für die Einführung der Maßnahmen, die im 
Gesetz noch mitbeschlossen werden, also dass wir wei-
terhin Impfkampagnen machen, dass wir weiterhin an die 
Freiwilligkeit appellieren. Ich glaube aber, wir kommen 
nicht darum herum, diese Maßnahmen zumindest für be-
stimmte Einrichtungen einzuführen, um diejenigen zu 
schützen, die wir schützen müssen.

Ein zweiter Punkt – das ist vorhin schon angesprochen 
worden – betrifft die Maßnahmen, die an diesem Gesetz 
noch dranhängen. Diese will ich hier nicht unterschlagen. 
Da der Kollege Henke zum Thema Masern schon eine 
Menge gesagt hat, will ich auf das Thema vertrauliche 
Spurensicherung kommen. Das ist für viele wichtig, die 
Opfer von Gewalt, sexueller Nötigung usw. geworden 
sind, die vielleicht nicht sofort zur Polizei gehen, sondern 
erst einmal die Spuren sichern wollen davon, was passiert 
ist, und sie irgendwo sicher hinterlegen wollen, um sich 
nach einem Trauma später zu überlegen, vielleicht gegen 
die Täter vorzugehen. Bisher war es so, dass nur einige 
Bundesländer diese Kosten übernommen haben. Viele 
Männer und Frauen, die Opfer wurden, hatten aus finanz-
iellen Gründen oder auch, weil sie im falschen Bundes-
land leben, nicht die Möglichkeit, diese vertrauliche Spu-
rensicherung in Anspruch zu nehmen. Insofern möchte 
ich darauf hinweisen, dass mit diesem Gesetz ein ganz 
wichtiger Punkt geklärt wird. Die Kosten für die vertrau-
liche Spurensicherung werden jetzt von den gesetzlichen 
Krankenkassen übernommen. Ich glaube, auch das ist ein 
wichtiger Schritt für viele, die Opfer von Gewaltverbre-
chen geworden sind.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

Der dritte Punkt, der auch in diesem Gesetz behandelt 
wird, betrifft das Verbot der Werbung für sogenannte 
Schönheitsoperationen; das ist noch nicht angesprochen 
worden. Ich will das erwähnen, weil es uns insbesondere 
um die Jugendlichen geht, denen immer ein bestimmtes 
Schönheitsideal präsentiert wird. Wir wollen, zumindest 
Werbung, die sich ganz gezielt an Jugendliche richtet, 
verbieten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN)

Ich hätte mir auch vorstellen können, als SPD-Fraktion 
sogar noch einen Schritt weiterzugehen und 
Schönheitsoperationen generell zu verbieten, es also 
nicht bei einem Werbeverbot zu belassen, wenn die Ope-
ration nicht aus medizinischen Gründen notwendig ist.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das wäre ein zweiter Schritt gewesen. Den hätte man 
gehen können. Aber es ist unbenommen, dass wir zu einer 
solchen Lösung vielleicht irgendwann kommen werden.

Ich bitte Sie, diesem Gesetz zuzustimmen. Angesichts 
der Maßnahmen, die wir hier treffen, handelt es sich um 

einen Akt der Solidarität. Wir alle können daran mitwir-
ken, den Masernschutz auszubauen, eine gefährliche Er-
krankung, die sogar zum Tode führen kann, damit hof-
fentlich weitgehend im Griff behalten, wenn nicht sogar 
ausrotten zu können. Dafür ist dieses Gesetz ein wichtiger 
Schritt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin Bas. – Für die FDP-Frak-

tion hat das Wort der Kollege Professor Dr. Andrew 
Ullmann.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Kinderkrankheiten sind keine harmlosen Infektions-
krankheiten, sie sind gefährlich und können sogar zum 
Tod führen. Wir haben kaum Therapien gegen diese Kin-
derkrankheiten. Es gibt vielmehr nur eine einzige Mög-
lichkeit, dagegen vorzugehen, und das ist die Prävention, 
und Prävention heißt Impfungen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir dürfen nicht vergessen: Impfungen sind effektiv, 
sind sicher, beugen Leid vor und verhindern den Tod. 
Aber die Kinder können nicht selbst bestimmen, ob sie 
geimpft werden. Es ist unsere Pflicht, auch von uns im 
Bundestag, die Schwächsten vor Infektionskrankheiten 
zu schützen. Das sind Säuglinge und Kinder und die chro-
nisch Kranken, die sich nicht impfen lassen können. Da, 
finde ich, ist das Impfschutzgesetz richtig und gut.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Viele haben gesagt, es ginge nur um die Bekämpfung 
von Masern, einen Impfstoff dazu gäbe es aber gar nicht. 
Jawohl, das stimmt. Wir haben den großen Vorteil, dass 
die Kinder, wenn sie gegen Masern geimpft werden, auch 
einen Impfschutz gegen Röteln und Mumps und eventuell 
sogar Windpocken haben. Dahin wollen wir, nämlich zu 
einem Infektionsschutz bei unseren Kindern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Spangenberg, heute Morgen haben Sie im „Mo-
Ma“ gesagt, wenn ich Sie richtig verstanden habe, dass 
Impfungen aufgrund von Impfpflicht Körperverletzung 
seien. Da frage ich mich langsam – darüber kann man 
rechtlich diskutieren –, ob ein kleiner Piks eine Körper-
verletzung ist oder ob das nicht vielmehr die Infektion ist 
mit Leid, möglicherweise mit einer Folgeerkrankung die-
ser Kinder oder dem Tod. Sie sollten sich einmal über-
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legen, was wichtiger ist, wenn Sie das nicht durchführen 
wollen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn, meine Damen und Herren, bei diesem Gesetz 
geht es nicht um das Für oder Wider einer Impfung. Eltern 
werden weiterhin professionell wissenschaftlich aufge-
klärt von Ärzten. Ihnen wird erklärt, was da passiert, nicht 
mehr und nicht weniger. Sollten aber Ärzte falsch auf-
klären, da sind die Ärztekammern in der Pflicht. Sie müs-
sen handeln, wenn falsche Aufklärung stattfindet.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN)

Impfungen funktionieren und sind sicher; das dürfen wir 
nicht vergessen.

Diese Debatte hätten wir uns eigentlich sparen können. 
Warum? Weil die Situation besser wäre, wenn in den ver-
gangenen Jahren auf Länderebene, aber auch auf Bundes-
ebene nicht geschlampt worden wäre.

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Beim Öffentlichen Gesundheitsdienst ist einiges kaputt-
gespart worden. Wir hätten bereits heute oder auch in der 
Vergangenheit die Möglichkeit gehabt, für Impfungen der 
Kinder in den Kitas und in den Schulen zu sorgen.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Richtig!)

Da hat ein Versäumnis stattgefunden. Deswegen stehen 
wir hier und debattieren ein Masernimpfgesetz.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Richtig!)

Nicht alles ist gut in diesem Gesetzentwurf. Herr Spahn 
weiß das, und die Kollegen im Gesundheitsausschuss 
wissen das; das haben wir auch diskutiert. Das Gesetz 
belastet die Menschen, die mit den Kindern in Kinderta-
gesstätten und Schulen umgehen; denn ihnen wird eine 
Dokumentationsbürokratie aufgebürdet. Was ich noch 
viel schlimmer finde: Diese Menschen müssen sich dann 
letztendlich mit widerborstigen Eltern auseinandersetzen, 
die Impfgegner sind. Da müsste es eine Entlastung geben. 
Das ist ein Fehler in diesem Gesetzentwurf. Aber viel-
leicht kann man ihn in einem zweiten Teil korrigieren.

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Danke.

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt klatschen schon die Grünen 
für den FDP-Redner!)

– Ich habe mich gefreut, dass die Kollegin von den Grü-
nen applaudiert hat.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Ich fand es auch 
richtig!)

– Sehr gut. Weiter so!

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Es darf fraktionsübergreifend applaudiert werden; das 

ist erlaubt.

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Ja, danke. – Ich muss jetzt Gas geben; sonst geht es hier 

nicht voran.

Die FDP-Fraktion setzt sich dafür ein, dass Impfungen, 
die von der STIKO für Kinder empfohlen werden, durch-
gesetzt werden. Wir setzen uns auch für Modellprojekte 
ein, die über das hinausgehen, was die Große Koalition 
vorschlägt. Wir können auch weitere Heilberufe einbe-
ziehen. Wir setzen uns auch für ein automatisiertes, digi-
tales System mit Erinnerungsfunktion ein. Das hätte üb-
rigens in der letzten Wahlperiode schon längst passieren 
können; aber da wollen wir nicht so kleinlich sein.

Meine Damen und Herren, mit diesen Maßnahmen 
können wir – weiterhin auf freiwilliger und eigenverant-
wortlicher, aber wissenschaftlich fundierter Basis – die 
WHO-Impfquote von 95 Prozent erreichen. Doch wir 
wollen es noch besser machen, für unsere Kinder. Dieser 
Gesetzentwurf leistet einen wichtigen Beitrag zum Schut-
ze unserer Kinder. Und trotz aller Unvollkommenheit 
wird die FDP-Fraktion diesem Gesetzentwurf zustim-
men.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Gesine 

Lötzsch, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Impfen ist wichtig, und ich bin, wie 
auch mein Vorredner, eine überzeugte Impfbefürworterin. 
Das verbindet mich übrigens mit Elvis Presley.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der AfD und der FDP – Rudolf Henke [CDU/ 
CSU]: Sie können ja gar nicht so gut singen wie 
Elvis Presley!)

1956 ließ sich Elvis Presley öffentlichkeitswirksam vor 
einem Auftritt gegen Polio impfen. Innerhalb von weni-
gen Monaten folgten Hunderttausende Jugendliche in den 
USA seinem Beispiel. Ich glaube, wir brauchen Vorbil-
der,

(Zuruf von der AfD: Lenin war auch ein Vor-
bild!)

und ich frage mich, ob Herr Spahn wirklich dieses Vorbild 
ist.
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(Beifall bei der LINKEN)

Wir wissen, Herr Spahn, dass Sie nicht Elvis Presley sind. 
Aber eine etwas kreativere Öffentlichkeitsarbeit würden 
wir uns schon von Ihnen wünschen, Herr Minister.

Wer sich einer Impfung gegen Masern verweigert, setzt 
nicht nur seine eigene Gesundheit – einige Kollegen vor 
mir sagten das schon – einer erheblichen Gefahr aus, 
sondern erhöht auch das Infektionsrisiko für andere Men-
schen, die zum Beispiel aufgrund ihres Alters oder ihrer 
besonderen gesundheitlichen Einschränkung nicht 
geimpft werden können. Das ist unsolidarisch, und das 
können wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Bärbel Bas [SPD])

Der Barmer-Arzeimittelreport sagt uns, dass in Sach-
sen-Anhalt zum Beispiel jedes fünfte Kind, das seit 2015 
geboren wurde, nicht oder nur unvollständig gegen Ma-
sern geimpft wurde. Ich finde, das ist besorgniserregend, 
und da muss gehandelt werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der Abg. Kordula 
Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

87 Prozent der Deutschen befürworten eine Impfpflicht 
für Krippen- und Kindergartenkinder. Eine Impfpflicht 
für Erwachsene finden nur 39 Prozent gut. Nun hat der 
Gesundheitsminister einen Gesetzentwurf zum Schutz 
vor Masern in den Bundestag eingebracht. Er verweist 
völlig zu Recht darauf, dass die WHO, die Weltgesund-
heitsorganisation, Deutschland als ein Land mit einheimi-
scher Masernverbreitung eingestuft hat.

Unsere Fraktion hat allerdings auch Kritik an dem Ge-
setzentwurf, weil er nämlich gravierende Missstände – 
Kollege Ullmann hat bereits einige benannt – in unserem 
Gesundheitssystem verdeckt, statt sie offensiv anzuge-
hen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Erstens. Der Öffentliche Gesundheitsdienst wurde ka-
puttgespart. Konzertierte Impfaktionen in Schulen, Kin-
dergärten, Betriebs- und Ausbildungsstätten sowie 
stationären Einrichtungen, wie es sie früher in West und 
Ost gab, finden häufig nicht mehr statt.

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zweitens. Ärztinnen und Ärzte erhalten keine wirksa-
men Anreize, den Impfstatus, insbesondere auch den der 
Erwachsenen, flächendeckend zu überprüfen und fehlen-
de Impfungen zu ergänzen. Betriebs- und Fachärzten 
wird es schwergemacht, Impfungen durchzuführen und 
abzurechnen. Das muss sich ändern, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte einige Forderungen der Linken zusammen-
fassen:

Erstens. Der Öffentliche Gesundheitsdienst muss per-
sonell, finanziell und materiell gestärkt werden. Die 
schwarze Null ist die schlechteste Medizin für die öffent-
liche Gesundheit, also müssen wir das ändern, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der LINKEN – Rudolf Henke 
[CDU/CSU]: Das richtet sich aber an die 
Bundesländer!)

Zweitens. In Kindertagesstätten, Schulen, Behinder-
tenwohnstätten, aber auch in Pflegeheimen und anderen 
Heimunterbringungsformen müssen empfohlene Impfun-
gen regelmäßig als Reihenimpfung durch den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst angeboten werden. Wie sollen 
die Menschen sie sonst erhalten?

(Beifall bei der LINKEN)
Drittens. Der Öffentliche Gesundheitsdienst soll in Ko-

operation mit Unternehmen Impfaktionen am Arbeits-
platz anbieten. Alle Betriebsärztinnen und Betriebsärzte 
sollen die Möglichkeit erhalten, auf Kassenkosten den 
Impfstatus zu erheben, empfohlene Impfungen durchzu-
führen und unbürokratisch abzurechnen. Das wäre der 
richtige Weg, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN – Rudolf Henke 
[CDU/CSU]: Aber das steht ja im Gesetzent-
wurf drin!)

Viertens. Wir fordern eine Impfpflicht für Personal in 
Gesundheits- und Gemeinschaftseinrichtungen.

(Jens Spahn, Bundesminister: Das steht da 
drin!)

Weiterhin müssen auf Wunsch alle Versicherten einen 
Impfpass im heute schon erhältlichen Medikationsplan 
und spätestens ab 1. Januar 2021 in der elektronischen 
Patientenakte erhalten.

(Jens Spahn, Bundesminister: Das steht da auch 
drin!)

Wir wollen, dass die Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung viel mehr tut, um über Impfungen auf-
zuklären.

(Rudolf Henke [CDU/CSU]: Auch das steht 
drin! Sie hätten den Gesetzentwurf lesen sol-
len!)

Und wir wollen, dass das Gesetz nach zwei Jahren auf 
seine Wirksamkeit überprüft wird.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Ein Blick in den 
Gesetzentwurf hilft!)

– Ich würde auch nicht so beleidigt dazwischenrufen. Ich 
habe doch Positives zu Ihrem Gesetzentwurf gesagt. Was 
soll denn das?

(Beifall bei der LINKEN – Rudolf Henke 
[CDU/CSU]: Sie hätten ihn lesen sollen! Lesen 
und zustimmen! – Gegenruf des Abg. Kay 
Gottschalk [AfD]: Da bin ich mal bei Ihnen!)

Noch eine Anmerkung zur Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesregierung: Wenn ich die pompöse, überall gegen-
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wärtige Werbung für die Bundeswehr mit der doch sehr 
bescheidenen Impfwerbung vergleiche, muss ich mich 
nicht über die zu geringe Impfquote wundern.

(Beifall bei der LINKEN – Tino Sorge [CDU/ 
CSU]: Wollen Sie jetzt die Bundesregierung 
gegen die Bundeswehr ausspielen?)

Warum, meine Damen und Herren, gehen Jugendoffiziere 
in die Schulen, um für den Krieg zu werben, und nicht 
Ärztinnen und Ärzte, um für die Gesundheit zu werben? 
Dieses Missverhältnis, Herr Spahn, ist doch wirklich 
hochgradig ungesund.

(Beifall bei der LINKEN)
Herr Kollege Spahn, eigentlich sind Sie doch Experte in 
Selbstvermarktung. Machen Sie doch einen Monat lang 
eine Impfkampagne in der Dimension der Bundeswehr- 
Werbung. Ich glaube, damit hätten Sie Erfolg, wahr-
scheinlich nicht so viel Erfolg wie Elvis Presley;

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Sie 
aber auch nicht!)

aber Sie hätten Erfolg.

(Beifall bei der LINKEN)
Unsere Fraktion, meine Damen und Herren, hält das 

Impfen für einen Akt der Solidarität. Der Gesetzentwurf 
wird leider der Komplexität des Problems nicht gerecht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Tino Sorge [CDU/ 
CSU]: Ihre Rede auch nicht!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin Lötzsch. – Die nächste 

Rednerin für Bündnis 90/Die Grünen ist die Kollegin 
Kordula Schulz-Asche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Impfungen 
gegen Infektionskrankheiten sind nicht nur Selbstschutz, 
sondern sie sind gelebte gesellschaftliche Solidarität

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

mit Säuglingen, Kleinkindern und mit Menschen, die aus 
gesundheitlichen Gründen nicht geimpft werden können 
und für die jede Infektion lebensbedrohlich sein kann. 
Deswegen brauchen wir die Ständige Impfkommission, 
die uns sagt, welche Impfungen empfohlen werden, und 
diesen Empfehlungen sollten wir auch folgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Das gilt ganz besonders für Erkrankungen – in diesem 
Punkt sind wir gemeinsam mit der Weltgesundheitsorga-
nisation unterwegs –, die nur von Mensch zu Mensch 
übertragen werden können. Hier können wir durch einen 
umfassenden Impfschutz tatsächlich dafür sorgen, dass 

diese Krankheiten ausgerottet werden. Dafür sollten wir 
alle zusammenarbeiten. Das gilt nicht nur für Deutsch-
land. Wir können Masern auch weltweit ausrotten, wenn 
wir alle zusammenarbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
SPD und des Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Impfkampagnen sind erfolgreich, wenn die gesamte 
Bevölkerung gut über Sinn und Zweck informiert und 
aufgeklärt wird, Impfangebote einfach und sicher für 
Menschen erreichbar sind und regionale Besonderheiten 
und bestimmte Bevölkerungsgruppen konkret adressiert 
werden. Hier war es tatsächlich kontraproduktiv, dass in 
den meisten Ländern das Personal der Gesundheitsämter 
reduziert worden ist. In den letzten 15 Jahren ist ein Drit-
tel der Stellen in den Gesundheitsämtern abgebaut wor-
den. Und da wundern wir uns, dass die Impfquoten ge-
sunken sind. Das ist einer der Hauptgründe dafür. Wir 
brauchen dringend eine umfassende Impfstrategie, und 
zwar schnell, so wie es zum Beispiel das Land Hessen 
gerade vormacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Im Antrag der Grünen-Fraktion und übrigens auch im 
Antrag der FDP – danke, Professor Ullmann; wir sind da 
ganz nah beieinander – wird eine solche umfassende Stra-
tegie gefordert, die die Beratung und Aufklärung sowohl 
bestimmter besonderer Bevölkerungsgruppen als auch 
der Gesamtbevölkerung, einen digitalen Impfpass mit Er-
innerungsfunktion, ein Einladungswesen für Erwachsene 
und die Stärkung des öffentlichen Gesundheitswesens 
umfasst.

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine Stärkung 
der öffentlichen Institutionen, die für den Infektions-
schutz zuständig sind, und das sind das Robert-Koch-In-
stitut und die Ständige Impfkommission, die aufgrund 
wissenschaftlicher Erkenntnisse Impfempfehlungen ab-
geben. Deswegen begrüße ich übrigens ausdrücklich, 
dass durch das Gesetz, das die Bundesregierung vorlegt, 
die Datengrundlage des Robert-Koch-Instituts verbessert 
wird. Ich hoffe, dass das zur Folge hat, dass in Zukunft die 
Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts und der Ständi-
gen Impfkommission von der Politik besser verfolgt wer-
den, als es in der Vergangenheit der Fall war.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. 
Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Wir begrüßen auch, dass die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung gestärkt wird, obwohl da noch 
viele Fragen offen sind, dass endlich allen Ärzten das 
Impfen ermöglicht wird. Das ist längst überfällig genauso 
wie die Tatsache, dass die Krankenkassen jetzt ihre Ver-
sicherten über fällige Schutzimpfungen informieren dür-
fen. Meine Damen und Herren, das hätte alles längst pas-
sieren können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn wir gelebte Solidarität ernst nehmen, wenn wir 

wollen, dass alle Kinder, auch die, die nicht geimpft wer-
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den können und dürfen, Zugang zu frühkindlicher Bil-
dung haben, wenn wir die inklusive Gesellschaft wirklich 
wollen, dann sollten wir dem folgen, wofür wir uns in 
unserer Fraktion nach sehr gründlicher Diskussion ausge-
sprochen haben: für eine Pflicht zum Nachweis eines 
Masernschutzes in den besagten Gemeinschaftseinrich-
tungen. Natürlich gilt das auch für das Personal und eben-
so für das Personal in Gesundheitseinrichtungen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Rudolf 
Henke [CDU/CSU] und Dr. Andrew Ullmann 
[FDP])

Ein Problem, das wir mit dem Gesetzentwurf nach wie 
vor haben, ist, dass er das Hauptproblem nicht adressiert, 
nämlich die großen Impflücken bei der Altersgruppe „20 
bis 50 Jahre“. Hier ist weniger als die Hälfte der Bevöl-
kerung geimpft, und das führt dazu, dass Familienfeiern 
eine tatsächliche Gefahrensituation darstellen. Das müs-
sen wir klarstellen. Wir können leider nicht erkennen, 
dass die Bundesregierung hier eine wirkliche Strategie 
für ein systematisches Schließen dieser Impflücken vor-
sieht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Rudolf Henke [CDU/CSU]: Aber an vielen 
Stellen ist das berücksichtigt!)

Deswegen werden wir uns bei der Abstimmung über die-
sen Gesetzentwurf enthalten.

Meine Damen und Herren, Infektionskrankheiten sind 
vermeidbar, wenn Impfstoffe vorhanden sind. Uns sind 
Selbstschutz und gelebte Solidarität mit den Schwächsten 
in unserer Gesellschaft wichtig. Der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung ist ein erster Schritt, um dem gerecht zu 
werden. Aber zu viele Fragen sind noch offen. Wir sind 
gerne bereit, in Zukunft gemeinsam für einen sinnvollen, 
effektiven Infektionsschutz zusammenzuarbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Lassen Sie mich zum Ende vielleicht noch etwas Nach-

denkliches sagen. Ich habe lange im Bereich der Präven-
tion von Infektionskrankheiten gearbeitet. Ich habe mi-
terlebt, welche Hysterie in Deutschland umging, als Aids 
auf die Tagesordnung kam. Ich möchte ausdrücklich Rita 
Süssmuth dafür danken, dass sie einen wesentlichen 
Beitrag dazu geleistet hat, dass wir heute so eine bunte, 
offene Gesellschaft haben und Menschen, die diese 
Krankheit haben, nicht diskriminiert werden oder gar, 
wie damals vorgesehen, interniert werden.

Wir wissen, dass Infektionskrankheiten dazu instru-
mentalisiert werden, Gruppen gegeneinander aufzuhet-
zen. „Brunnenvergifter“ als Begriff ist noch heute ein Teil 
antijüdischer Verschwörungstheorien. Deswegen wun-
dert es mich, dass die AfD es sich in ihrem Antrag erlaubt, 
einen besonderen Handlungsbedarf im Hinblick auf ge-
flüchtete Menschen zu formulieren und sich auf RKI- 
Empfehlungen aus dem Jahre 2015 zu berufen. Natürlich 
war es notwendig, dass das RKI im Jahre 2015 Richtli-
nien für die Impfung aller Menschen, die hierhergekom-
men sind, ausgegeben hat. Seit 2015, seit diesen RKI- 
Richtlinien, sind die Gesundheitsämter vor Ort dabei, 
die Geflüchteten, die zu uns kommen, aufzuklären und 

zu impfen. Ich möchte an dieser Stelle einen herzlichen 
Dank an alle Mitarbeiter im öffentlichen Gesundheits-
dienst, an die Übersetzerinnen und Übersetzer, an die 
vielen, vielen ehrenamtlichen Helfer, die sich für einen 
Impfschutz in diesen Einrichtungen einsetzen, danken. 
Sie schaffen das – Tag für Tag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, die Zeit ist zu Ende.

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Gerade beim Thema Infektionsschutz geht es darum, 
dass wir als Demokratinnen und Demokraten zusammen-
halten.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin.

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Das ist gelebte gesellschaftliche Solidarität.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Ich erteile das Wort dem Bundesgesundheitsminister 

Jens Spahn.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Spahn, Bundesminister für Gesundheit:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ma-

sernschutz ist Kinderschutz, und ein Maserschutzgesetz 
ist ein Kinderschutzgesetz. Gerade um diesen Schutz der 
Jüngsten geht es uns mit diesem Gesetz. Denn Masern 
sind eben nicht – darauf ist schon hingewiesen worden – 
eine harmlose Kinderkrankheit; Masern gehören zu den 
ansteckendsten Infektionskrankheiten beim Menschen. 
Sie sind höchst ansteckend. Wenn hier jemand niest, der 
Masern hat, besteht durch die Tröpfchen in diesem Raum 
bis zu zwei Stunden danach noch Ansteckungsgefahr. Es 
gibt keine Therapie gegen Masern. Wenn man sie hat, 
kann man sie nur aussitzen und muss sie aushalten, und 
sie können einen sehr, sehr bösen Verlauf nehmen, bis hin 
zu Lungen- und Gehirnentzündungen. Deswegen wollen 
wir gerade die Schwächsten in der Gesellschaft, die Kin-
der, die Jüngsten, davor schützen. Das ist Ziel dieses Ge-
setzes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der LINKEN)

Wenn ich die Debatte zum Freiheitsbegriff, auch die 
gesellschaftliche Debatte dazu, höre, muss ich sagen: Ja, 
es geht um die Freiheit des Einzelnen; aber es geht eben 
auch um die Verantwortung des Einzelnen. Mein Frei-
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heitsbegriff hört jedenfalls nicht bei mir als Einzelnem 
auf. Wenn ich hier in einem Raum mit 600, 700 Kollegen 
bin, wenn ich im Kino oder im Zug sitze, wenn es um 
Gemeinschaftseinrichtungen geht, dann geht es auch um 
die Frage, ob ich andere unnötig gefährde. Eine Masern-
infektion ist im Jahr 2019 angesichts der Impfungen, die 
wir durchführen können – höchst sicher und höchst er-
probt –, eine unnötige Gefährdung. Darum geht es auch: 
Freiheit heißt auch, dass ich nicht unnötig gefährdet wer-
de. Deswegen ist gerade aus dem Blickwinkel der Frei-
heitserhaltung dieses Gesetz ein gutes Gesetz; es schützt 
die Freiheit und die Gesundheit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und der LINKEN)

Deswegen stellen wir auf Gemeinschaftseinrichtungen 
ab, insbesondere für die Jüngsten, die es nicht für sich 
selbst entscheiden können, etwa auf Kindertagesstätten 
und Schulen. Es geht auch um medizinisches Personal, 
weil man im Krankenhaus natürlich sicher sein sollte, 
dass man dort nicht unnötig infiziert wird.

Was in dem Gesetzentwurf übrigens auch enthalten ist, 
Herr Spangenberg, ist, dass in Gemeinschaftsunterkünf-
ten für Asylsuchende in Zukunft ebenfalls eine Impf-
pflicht besteht. Wenn all das stimmte, was Sie hier immer 
sagen, und wenn es Ihnen um die Sache ginge, dann 
müssten Sie hier zustimmen. Das eine ist, Probleme zu 
skandalisieren und sie großzumachen; das andere ist, sie 
pragmatisch zu lösen. Wir lösen sie pragmatisch, und das 
ist der Unterschied zu Ihnen. Sie müssten eigentlich zu-
stimmen, wenn all das stimmte, was Sie hier immer er-
zählen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Ja, da es dabei auch um die körperliche Unversehrtheit 
geht, um den Schutz der Kleinsten, irritieren mich schon 
die Aussagen, die ich in manchen E-Mails lese und die ich 
sogar auch von manchen Ärzten höre: Es täte Kindern 
doch ganz gut, mal Masern oder Röteln durchzumachen. – 
Wenn ich so was höre, dann werde ich sauer,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

weil es mir als Bundesminister für Gesundheit wichtig ist, 
dass niemand in diesem Land an einer solchen Erkran-
kung, die einen sehr bösen Verlauf nehmen kann, leiden 
muss. Ich denke auch an die Debatte zu den Dreifach- und 
Vierfachimpfstoffen, die übrigens nicht mehr, sondern 
tendenziell weniger Nebenwirkungen haben als der Ein-
fachwirkstoff. Es gibt kein Grundrecht auf Röteln in die-
sem Land, und deswegen ist es gut, wenn wir mit solchen 
Impfstoffen im Zweifel noch zusätzliche Infektions-
krankheiten vermeiden können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Stefan 
Liebich [DIE LINKE])

Frau Kollegin Lötzsch, ich habe Ihnen genau zugehört: 
Jede einzelne der Forderungen, die Sie aufgestellt haben, 
ist in diesem Gesetzentwurf erfüllt. Das ist da alles genau 

geregelt: Stärkung des öffentlichen Gesundheitsdienstes; 
Kooperation der Krankenkassen mit dem öffentlichen 
Gesundheitsdienst; die Möglichkeit, Reihenimpfungen 
in den Schulen anzubieten; die Frage, wie wir bessere 
Kampagnen finanzieren und wie wir besser aufklären; 
die Möglichkeit, dass auch Betriebsärzte impfen. Das 
steht alles im Entwurf. Daher frage ich mich allerdings, 
warum Sie sich kraftlos enthalten.

(Zuruf des Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE 
LINKE])

– Ihre Partei hat 1970 schon mal eine Impfpflicht einge-
führt, und ich würde mich freuen, wenn Sie auch bei 
dieser Impfpflicht mitmachten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

1970 gab es die Impfpflicht gegen Masern in der DDR.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Und das 
war gut so! – Dr. Dietmar Bartsch [DIE LIN-
KE]: Jetzt muss ich noch mal nachdenken!)

Ich will auf Folgendes hinweisen: Für die anderen 
Bundesländer ist das heute ein besonderer Tag. Es ist – 
jedenfalls für die westlichen Bundesländer – die erste 
Impfpflicht in Deutschland, die wir seit 1874 einführen. 
Damals wurde eine Impfpflicht gegen Pocken eingeführt, 
und es ist durch diese verpflichtende Impfung gelungen, 
die Pocken auf der Welt auszurotten. Seit den 70er-Jahren 
des letzten Jahrhunderts muss niemand auf der Welt mehr 
an Pocken erkranken. Unser Ziel ist es, auch andere 
Krankheiten auszurotten. Wir sind gerade dabei – und 
geben selbst viel Geld zur Unterstützung von Impfpro-
grammen in anderen Ländern –, die Kinderlähmung, Po-
lio, auf der Welt auszurotten.

Und ja, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, es ist unser Ziel, mit diesem Gesetz das, 
was wir uns gemeinsam in der Weltgesundheitsorganisa-
tion als Ziel gesetzt haben, nämlich Masern auszurotten, 
auch in Deutschland umzusetzen. Es treibt mich als Bun-
desminister für Gesundheit um, dass das Ausrotten der 
Masern auf der Welt eher an Ländern wie Deutschland 
und anderen europäischen Ländern scheitert. Das wollen 
wir beenden. Wir wollen, dass in Zukunft niemand mehr 
an Masern erkranken muss und dass es diese Erkrankung 
auf der Welt nicht mehr gibt. Dafür braucht es dieses 
Gesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Kollege 

Ulrich Oehme.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich Oehme (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Zuschauer! In der ersten Lesung habe ich 
bereits auf die vielen Ungereimtheiten des Gesetzent-
wurfs des Gesundheitsministers hingewiesen. Nicht nur 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15829 

Bundesminister Jens Spahn 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



von uns, sondern auch vom Bundesrat und in diversen 
Rechtsgutachten wurden unter anderem folgende Beden-
ken angemeldet:

Erstens. Nicht die Impflücken von Kindern, sondern 
die der 20- bis 50-Jährigen sind das Problem.

Zweitens. Eine freiwillige Erstimpfungsquote bei Ma-
sern von mehr als 97 Prozent zeigt eine hohe Bereitschaft 
der Eltern, ihre Kinder impfen zu lassen, und das frei-
willig.

Eine generelle Impfpflicht führt nicht automatisch zu 
einer größeren Akzeptanz und einem größeren Bewusst-
sein für Impfungen im Allgemeinen; die Beispiele Frank-
reich und Tschechien hat mein Kollege genannt.

Die gesetzlich verordnete Verwendung und Legitimie-
rung von Mehrfachimpfstoffen, wenn keine Monoimpf-
stoffe angeboten werden können, erlaubt der Industrie die 
Einschränkung unserer Grundrechte.

Nicht zu vergessen: Es gibt bereits eine umfassende 
Regelung für eine Impfpflicht bei Epidemien.

(Rudolf Henke [CDU/CSU]: Ja soll es denn so 
weit kommen?)

Weiterhin stimmen wir mit Bundesrat, Grünen und 
FDP überein, dass Information und Aufklärung besser 
geeignet sind, die Impfquoten hochzuhalten.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Das haben wir jahre-
lang versucht! Das hat aber nicht funktioniert!)

Unsere Bedenken und Anmerkungen verhallen aber lei-
der ungehört. Auch wir wollen unsere Bevölkerung vor 
Schaden schützen. Aber auch hier gilt: Gut gemeint ist 
nicht gleich gut gemacht.

Auch die Bundesländer mit Koalitionen von Ihren Kol-
legen aus Grünen und Linken stehen diesem Gesetz mehr 
als kritisch gegenüber. In Punkt 33 Buchstabe a seiner 
Empfehlung – Drucksache 358/1/19 – zweifelt der Bun-
desrat an, „ob die vorhandenen Impflücken in der Bevöl-
kerung“ – in Klammern: durch den Gesetzentwurf – 
„wirklich geschlossen werden können“. Diese bestehen 
für Erwachsene, die nach 1970 geboren sind, nicht für 
Kinder und Schulkinder.

In Punkt 33 Buchstabe b führt der Bundesrat aus, dass 
„verfassungsrechtliche Bedenken“ bestehen, da – ich zi-
tiere –:

... die Pflicht, einen Impfnachweis vorzulegen, auch 
dann besteht, wenn zur Erlangung von Impfschutz 
gegen Masern ausschließlich Kombiimpfstoffe zur 
Verfügung stehen ... Die grundrechtsbeschränkende 
Wirkung ... wird damit ... zumindest auf die Impfung 
gegen Mumps und Röteln ausgeweitet ...

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Es gibt kein Grund-
recht auf Mumps und Röteln!)

Zugleich eröffnet dies die Möglichkeit, eine fakti-
sche Impfpflicht künftig für andere Erkrankungen 
herbeizuführen.

Ebenfalls beanstandet der Bundesrat die im gleichen 
Zuge mit der Einführung des Gesetzes geplante rechtliche 

Gleichstellung von Gemeinschafts- und Kindertagespfle-
geeinrichtungen, also Kitas und Tagesmüttern, nach § 43 
Absatz 1 SGB VIII. Sollte dies so kommen, prognos-
tiziert der Bundesrat, komme es unweigerlich zur Ver-
ringerung des Betreuungsangebotes und zu einer noch 
größeren Betreuungsplatzknappheit. Denn den Tages-
müttern – meist in privaten Haushalten tätig – würden 
dieselben Vorschriften aufgebürdet wie großen Einrich-
tungen. Dies würde zur Schließung vieler Tagespflege-
einrichtungen führen,

(Ulli Nissen [SPD]: Unfug! – Detlef Müller 
[Chemnitz] [SPD]: So ein Quatsch!)

da sich die meisten Anbieter dies weder zeitlich, baulich 
noch finanziell leisten könnten – sagt der Bundesrat. Der 
Bundesrat bemängelt auch, dass es bei der Erstellung des 
Gesetzentwurfs wenig Abstimmung mit den Ländern ge-
geben hat.

Aus den genannten Gründen wird meine Fraktion die-
sem Gesetzentwurf nicht zustimmen.

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Kollegin 

Martina Stamm-Fibich.

(Beifall bei der SPD)

Martina Stamm-Fibich (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Mit 
dem Masernschutzgesetz wollen wir die Quoten bei der 
ersten und zweiten Masernimpfung im Kleinkindalter er-
höhen. Wir haben viele gute Argumente gehört, warum 
das nötig ist.

Gleichzeitig wollen wir mit dem Gesetz aber auch die 
Impfprävention in Deutschland insgesamt stärken. Ich 
hoffe, dass wir mit diesem Gesetz über die Impfpflicht 
bei Kindern hinaus auch bei den Erwachsenen ein stärke-
res Bewusstsein für die Impfung wecken.

(Beifall der Abg. Sabine Dittmar [SPD])
Denn Auffrischen gehört zum Impfschutz dazu.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Dr. Andrew 
Ullmann [FDP])

Wir machen in dieser Koalition viel im Gesundheits-
bereich. Daher bin ich der festen Überzeugung, dass wir 
auch, wenn das jetzige Problem demnächst Gott sei Dank 
der Vergangenheit angehören wird, beim Thema „Impf-
status der Erwachsenen“ ein gutes Stück weiterkommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das Gesetz wäre allerdings kein Gesetz aus dem Hause 
Spahn, wenn wir nicht noch eine Reihe fachfremder Än-
derungsvorschläge in diesem Gesetz hätten. Die Praxis, 
sehr geehrter Herr Minister, stößt bei einigen Abgeordne-
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ten nicht immer auf Gegenliebe. Auch im Gesundheits-
ausschuss haben wir darüber diskutiert. Aber diese Än-
derungsvorschläge muss man ausdrücklich begrüßen. Sie 
sind eine enorme Bereicherung für dieses Gesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben gehört, dass wir mit dem Gesetz in Zukunft 
regeln, dass die anonyme Spurensicherung bei Opfern 
von sexualisierter Gewalt und Misshandlungen immer 
Kassenleistung ist.

(Ulli Nissen [SPD]: Sehr gut!)
Das ist ein wesentlicher Bestandteil des Opferschutzes.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Denn viele dieser Opfer haben nach der Tat nicht genü-
gend Kraft, um direkt zur Polizei zu gehen. Die jetzige 
Regelung hilft, frühzeitig eindeutige Beweise zu sichern 
und dabei gleichzeitig die Anonymität der Opfer zu wah-
ren. Ich bin mir darüber hinaus sicher, dass die Regelung – 
neben der Entlastung der Opfer -auch dazu beitragen 
kann, die Strafverfolgung der Täter zu verbessern.

Wir sehen aktuell aber auch – darauf bezieht sich ein 
weiterer Änderungsvorschlag –, dass immer mehr junge 
Menschen völlig unrealistischen Schönheitsidealen nach-
eifern. Soziale Netzwerke tragen dazu bei, dass Kinder 
und Jugendliche bereits im Schüleralter mit realitätsfer-
nen Schönheitsidealen konfrontiert werden. Und glauben 
Sie mir: Meine Kinder sind noch nicht so alt, dass ich 
nicht wüsste, wie darüber diskutiert wird. Gleichzeitig 
steigt der Druck auf junge Menschen, plastische Schön-
heits-OPs vornehmen zu lassen, um dem angestrebten 
Ideal so nahe wie möglich zu kommen. Ich sehe diese 
Entwicklung als äußerst kritisch an

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD])

und bin deshalb der Meinung, dass wir alles tun müssen, 
um Jugendliche davor zu schützen. Mir ist bewusst, dass 
die Lösung, die wir heute mit dem Werbeverbot haben, 
nicht alle Probleme lösen wird. Aber das ist ein kleiner 
Schritt, der mir lieber ist als gar keiner.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Stefan 
Müller [Erlangen] [CDU/CSU])

Als letzten Punkt möchte ich auf das Wiederholungs-
rezept eingehen. Ich glaube, auch das ist eine sehr sinn-
volle Lösung. Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes wird 
es Ärzten erlaubt sein, Rezepte auszustellen, die nach der 
Erstabgabe des Medikaments bis zu drei weitere Abgaben 
erlauben. Das besonders gekennzeichnete Rezept kommt 
insbesondere bei chronisch kranken Patientinnen und Pa-
tienten mit gleichbleibender Medikation infrage und ist 
ein Jahr gültig. Diese Regelung wird eine Entlastung für 
die Betroffenen, aber auch für die überfüllten Wartezim-
mer in den Arztpraxen sein.

Mit diesen drei genannten Änderungen erreichen wir 
ganz konkrete Verbesserungen für die Bürgerinnen und 
Bürger dieses Landes. In diesem Fall bin ich, Herr Minis-
ter, froh, dass wir diese Probleme mit den fachfremden 
Änderungsvorschlägen angegangen haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Für die FDP-Fraktion 

hat das Wort die Kollegin Katrin Helling-Plahr.

(Beifall bei der FDP)

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Viele von Ihnen sind Eltern. Viele von Ihnen wissen, 
wie es ist, einen noch nicht impffähigen Säugling zu ha-
ben. Da überlegen Sie, ob es wirklich nötig ist, das Baby 
mitzunehmen, wenn Sie das Geschwisterkind aus dem 
Kindergarten abholen. Da überlegen Sie, ob die Flugreise 
in den Urlaub vielleicht erst auf einen Zeitpunkt nach der 
ersten Masernimpfung verschoben werden kann.

Ich persönlich erlebe diese Situation nicht nur derzeit, 
sondern ich habe sie auch Anfang 2017 schon einmal 
erlebt. Seinerzeit grassierten die Masern in NRW. In ei-
nigen Kommunen wurde davor gewarnt, mit Säuglingen 
von vielen Menschen frequentierte geschlossene Räume 
aufzusuchen. Auch in meiner Heimatstadt gab es Fälle. 
Da ist man als Elternteil eines Babys nicht nur sehr be-
sorgt, sondern auch in seinem Alltagsleben massiv einge-
schränkt. Das liegt nicht an helikopterelterlicher Überbe-
sorgtheit, sondern an einem tatsächlich bestehenden 
Risiko, nach einer Maserninfektion an Komplikationen 
bis hin zu einer tödlichen Lungen- oder Gehirnentzün-
dung zu erkranken. Das Risiko, auch nach Jahren noch 
tödlich zu erkranken, besteht gerade dann, wenn die Ma-
serninfektion in den ersten Lebensjahren erfolgt.

Dümmere Aussagen als von all jenen, die Masern 
selbst im Kindesalter – glücklicherweise zufällig – ohne 
größere Komplikationen überstanden haben, über Masern 
als angeblich harmlose Kinderkrankheit gibt es auch mit 
Blick auf die Vielzahl von Toten in anderen Ländern mit 
geringerer Durchimpfrate kaum.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Sichert?

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Nein. – Diejenigen, die die Tatsache, dass Masern hier-

zulande heute keine Vielzahl an Todesopfern mehr for-
dern, als Beleg dafür sehen wollen, dass Masern schon 
nicht so gefährlich seien, sind im besten Falle naiv, in 
jedem Fall aber Impfschmarotzer.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Daher ist der heute zur Abstimmung stehende Geset-
zesentwurf zur Masernimpfpflicht ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Aber er ist eben auch nicht die Lösung all 
unserer Impfprobleme. Im Gegenteil: Das Gesetz sollte 
nur eine Maßnahme in einem ganzen Maßnahmenbündel 
sein. Und wenn ich sehe, dass Sie, meine Damen und 
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Herren von der Großen Koalition, die Mittel für Impfauf-
klärung im Haushalt gerade letztes Jahr zusammengestri-
chen haben, bin ich doch etwas besorgt, dass Sie das 
anders sehen.

Wir haben mit unseren Änderungsanträgen und unse-
rem eigenen Antrag „Impfquoten wirksam erhöhen – In-
fektionskrankheiten ausrotten“ Vorschläge gemacht. 
Und: Wie steht es zum Beispiel um die Schließung der 
Impflücken gerade bei jungen Erwachsenen? Oder was 
wollen Sie tun, um die desaströsen Impfraten bei der 
Impfung gegen Humane Papillomviren, die das Risiko 
für verschiedene Krebserkrankungen drastisch senkt, zu 
befördern?

Zusammenfassend: Alles richtig, aber wer rastet, der 
rostet, Herr Minister!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Rudolf Henke [CDU/CSU], an Bun-
desminister Jens Spahn gewandt: Zwischen El-
vis und Rost!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege 

Martin Sichert, AfD-Fraktion.

Martin Sichert (AfD):
Ich finde es sehr spannend, dass die Vertreter der FDP 

sich hier für staatlichen Zwang einsetzen, vor allem, 
wenn man sich die Fälle anschaut, mit denen Sie argu-
mentieren und mit denen Ihr Kollege schon argumentiert 
hat. Es wurde ja gesagt, es gibt grassierende Fälle usw., 
wodurch das Ganze durchaus etwas dramatisiert wird. 
Wir hatten im Jahr 2016 325 Fälle von Masern, im Jahr 
2017 929 und im Jahr 2018 543 Fälle von Masern bundes-
weit.

(Ulli Nissen [SPD]: 543 zu viel!)

Im Gegensatz dazu hat es in Frankreich, wo es eine Impf-
pflicht gibt, alleine im letzten Jahr mehr Fälle gegeben als 
in diesen drei Jahren in Deutschland zusammen. Und es 
handelt sich eben nicht nur um einen kleinen Pikser, son-
dern es gibt auch Hunderte bis Tausende Fälle von Impf-
schäden jedes Jahr in Deutschland.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Nein! Das ist 
doch Unsinn! – Weitere Zurufe von der FDP)

Meine Kinder – ich habe auch zwei kleine Kinder, 
nicht nur Sie, Frau Kollegin – sind auch geimpft. Aber 
ich möchte in einem Land leben, in dem die Menschen die 
freie Wahl und die freie Entscheidung haben, ob sie ihre 
Kinder impfen lassen, und in dem eben nicht mit staat-
lichem Zwang vorgeschrieben wird, welche körperlichen 
Eingriffe am Kind vorgenommen werden.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin.

(Abg. Martin Sichert [AfD] nimmt Platz)

– Herr Sichert, könnten Sie bitte stehen bleiben?

(Martin Sichert (AfD): Bei einer Intervention muss ich 
nicht stehen bleiben!)

– Ich bitte Sie, stehen zu bleiben.

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Er darf ruhig sitzen bleiben; es ist in Ordnung.

(Ulli Nissen [SPD]: Das passt doch wieder zur 
AfD!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Bitte bleiben Sie stehen. Das ist die Ordnung, die wir 

hier entschieden haben.

(Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Anstand ist 
was anderes! – Martin Schulz [SPD]: Regeln! – 
Dr. Andrew Ullmann [FDP], an den Abg. 
Martin Sichert [AfD] gewandt: Sie stand auch 
die ganze Zeit! – Gegenruf des Abg. Martin 
Sichert [AfD]: Nein, stand sie nicht! – Tino 
Sorge [CDU/CSU]: Wenigstens die einfachen 
Anstandsregeln sollte man einhalten! – 
Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Meine 
Güte!)

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Herr Kollege, ich hoffe, Sie sind mit mir der Meinung, 

dass jeder Masernfall ein Fall zu viel ist.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD sowie bei Abgeordneten der LINKEN 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe eben betont, dass die Impfpflicht nicht die 
einzige Maßnahme sein kann, aber ein wichtiger Baustein 
im Sinne eines richtigen Masernschutzes in unserem 
Land sein sollte. Impfungen sind in unserem Land sicher, 
und ich finde es äußerst bedenklich, wenn Sie hier Vor-
urteile und andere Ausführungen befördern und Impfs-
keptizismus Vorschub leisten. Das sollte in diesem Hause 
eigentlich unterbleiben.

Danke. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD sowie bei Abgeordneten der LINKEN – 
Martin Sichert [AfD]: Das sind die Fakten!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner für die CDU/CSU-Fraktion ist der 

Kollege Dr. Georg Nüßlein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Viele 

von uns haben in den vergangenen Wochen teils sehr 
emotionale Diskussionen mit einer Menge von Bürger-
innen und Bürgern geführt, die diesem Gesetz zunächst 
sehr kritisch gegenübergestanden haben. Ich habe bei der 
Gelegenheit immer wieder dasselbe erlebt: Erst hat man 
gemeint, es gehe um die medizinischen Risiken. Wenn 
man dann mit Zahlen widerlegt hat, dass es hier, so wie 
gerade auch wieder fälschlich behauptet, um einen ris-
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kanten Eingriff gehe, blieb am Schluss als Argumentation 
übrig: Nein, es geht ja eigentlich um die persönliche Frei-
heit, um das, was man für sich selber und auch für sein 
Kind entscheiden möchte. – Meine Damen und Herren, es 
stimmt: Die Freiheit hat dort ihre Grenzen, wo die Frei-
heit des anderen beginnt; ganz klar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Jetzt möchte ich noch einmal auf das eingehen, was die 
AfD hier gerade gebracht hat. Sich hier für Freiheit ein-
zusetzen,

(Dr. Andrew Ullmann [FDP]: Das ist alterna-
tive Freiheit!)

sich hinzustellen und zu behaupten, es gehe hier um die 
körperliche Unversehrtheit – das hat Herr Spangenberg 
vorhin gesagt –, um ein vermeintlich hohes Gut, und 
dieses dann zum Bürgerrecht herabzustufen, indem er 
sagt: „Aber die Asylanten, die dürfen natürlich gezwun-
gen werden“, das ist der falsche Ansatz, meine Damen 
und Herren. Wenn man es so sehen will – und das ist auch 
gar nicht zu bestreiten –, dass es hier um einen Eingriff in 
die körperliche Unversehrtheit geht, und zwar um der 
körperlichen Unversehrtheit willen, dann muss dieser 
Eingriff bei allen möglich sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ich halte es für richtig, diesen Schritt zu gehen.

Wir greifen auch mit einer subjektiven Berufszulas-
sungsbeschränkung ein in dem Sinne, dass wir das 
Grundrecht der freien Berufswahl dadurch einschränken, 
dass wir sagen: Wer in entsprechenden Einrichtungen wie 
Gemeinschafts- und Gesundheitseinrichtungen arbeitet, 
muss in Zukunft auch geimpft sein. Da geht es uns um 
die Vulnerabilität derjenigen, die wir schützen wollen, 
beispielsweise um die Jüngsten, die noch gar nicht 
geimpft werden können, und übrigens auch um diejeni-
gen, die aufgrund einer medizinischen Kontraindikation 
nicht geimpft werden können.

Weil es verschiedentlich vorgetragen wurde, will ich an 
der Stelle auch sagen: Natürlich ist derjenige, der auf eine 
Erstimpfung massiv reagiert hat und der dann nachweisen 
kann, dass er dadurch immunisiert ist, nicht verpflichtet, 
sich noch einmal impfen zu lassen, weil er ja diesen 
Nachweis erbringen kann.

Also all die Dinge, die uns da vorgetragen wurden, sind 
an der Stelle berücksichtigt. Insofern ist die vorgesehene 
Impfpflicht aus meiner Sicht ein Schritt zum Schutz der 
öffentlichen Gesundheit und damit eines wichtigen Ge-
meinschaftsgutes. Es ist geeignet, erforderlich und ange-
messen, was wir hier tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich will noch einmal unterstreichen, dass mich, so wie 
viele Vorredner auch, die Abhärtungsideologien bei den 
Diskussionen am meisten aufgeregt haben, die besagen, 
ein Kind müsse das durchlaufen, und die nicht berück-
sichtigen, dass 41 Prozent der Masernfälle im Jahr 2017 
im Krankenhaus landeten wegen schwerer Verläufe. Des-

halb ist das etwas, was wir hier zu Recht ins Visier neh-
men.

Vor Jahren waren Pocken und Polio Geißeln der 
Menschheit. Durch Impfen wurden sie ausgerottet. Vor-
hin kam ein schönes Beispiel mit Elvis Presley. Ich hätte 
gedacht, dass Frau Lötzsch eine Frau als Beispiel bei-
bringt. Ich hätte an ihrer Stelle Katharina die Große er-
wähnt

(Heiterkeit der Abg. Daniela Ludwig [CDU/ 
CSU] und Dr. Andrew Ullmann [FDP])

– das passt natürlich nicht ins linke Weltbild –, die sich 
damals übrigens noch mit Pockeneiter hat impfen lassen 
müssen, was mit einem immensen Risiko verbunden war. 
Trotzdem hat diese Frau damals schon gewusst, was sich 
da entwickelt, was für eine immense Gesundheitschance 
mit der Impfung verbunden ist.

Dass wir, lieber Jens Spahn, dieses Thema heute so klar 
aufgreifen und auch mal sagen: „Wir wollen hier einen 
Punkt setzen und etwas dafür tun, dass wir vorankom-
men“, halte ich für richtig und wichtig, und ich gehe 
davon aus, dass es einen Beitrag dazu leisten wird, dass 
die Impfquoten in Deutschland nach oben gehen, jeden-
falls bei den Kindern und den Betroffenen in den Ein-
richtungen. Natürlich müssen wir auf dieser Grundlage 
auch weiter darüber diskutieren, wie wir mit mehr Auf-
klärung und mehr Werbung dafür sorgen können, dass die 
Impfquote steigt. Ich glaube, dass die heutige Debatte 
dazu einen Beitrag leistet, und bedanke mich bei all de-
nen, die sinnvoll über das Thema diskutiert haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Dr. Nüßlein. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Sabine Dittmar, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Sabine Dittmar (SPD):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Wir alle 

haben im Verlauf dieses Gesetzgebungsverfahrens viele 
E-Mails und Briefe zum Masernschutzgesetz bekommen. 
Darunter sind Zuschriften von Eltern, die sich einfach nur 
darüber informieren wollen, wie und ab wann sie den 
Impfstatus nachweisen müssen. Es schreiben aber auch 
viele Impfgegner, die alle anerkannten wissenschaftli-
chen Erkenntnisse leugnen und ihr Selbstbestimmungs-
recht unbeeindruckt über das gesundheitliche Wohl aller 
stellen. Diese werden wir sicher auch durch unsere heute 
abschließende Debatte nicht von der Richtigkeit der Re-
gelungen überzeugen können.

Für mich als Ärztin ist es zudem komplett unverständ-
lich, dass es auch einige wenige Berufskolleginnen und 
Berufskollegen gibt, die aufgrund pseudowissenschaftli-
cher Argumente Eltern vom Impfen abraten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der LINKEN)
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Ehrlich gesagt: Hier müsste man sogar über berufs- oder 
zulassungsrechtliche Konsequenzen nachdenken. Aber 
das steht heute hier nicht zur Debatte.

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD] – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Berufsverbote mal wie-
der! Wer die Meinung nicht mag!)

In den pseudowissenschaftlichen Mails, die unsere 
Postfächer fluten, liest man allerhand erhellende Aussa-
gen wie: „Nach einer Masernerkrankung gehen Allergien 
und Autoimmunerkrankungen zurück“ oder „Maser-
nimpfungen zerstören das Immungedächtnis“. Und natür-
lich wird auch der längst widerlegte Klassiker bemüht, 
nämlich: „Masernimpfungen führen zu Autismus.“ Be-
sonders makaber und zynisch ist es, wenn in manchen 
E-Mails die Rechnung aufgemacht wird, dass die weni-
gen Todesfälle doch zu verschmerzen seien, sie aber nie 
und nimmer eine Impfpflicht mit hohen Kosten für die 
GKV rechtfertigen würden.

(Ulli Nissen [SPD]: Pfui!)

Meine Damen und Herren, das sind alles Fake News. 
Nichts davon entspricht der Wahrheit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb lassen Sie uns jetzt zu den Fakten kommen.

Masern sind keine harmlose Kinderkrankheit. Masern 
sind hoch virulent und können zu schweren Begleit- und 
Folgeerkrankungen führen – von der Lungenentzündung 
bis zur Hirnhautentzündung oder zu der Jahre nach der 
durchgemachten Infektion auftretenden subakut sklero-
sierenden Panenzephalitis, also einer Erkrankung, bei 
der Masernviren Nervenzellen im Gehirn zerstören und 
letztendlich zum Tode führen.

Fakt ist auch, dass, wenn Sie selbst nicht geimpft sind 
und mit einem Maserninfizierten Kontakt haben, Sie zu 
fast 100 Prozent erkranken. Da helfen weder Globuli 
noch Klangschalen noch Handauflegen, meine Damen 
und Herren! Da hilft nur die Impfung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

Deshalb können wir froh sein, dass es seit über 40 Jahren 
wirksame und gutverträgliche Impfstoffe gegen Masern 
gibt und dass wir bereits eine hohe Impfquote bei der 
Erstimpfung haben.

Bei den Zweijährigen ist die Impfquote – Kollege 
Henke hat es dargestellt – aber deutlich zu niedrig. Hier 
sind wir weit entfernt von den 95 Prozent, die notwendig 
sind, um die sogenannte Herdenimmunität bzw. Gemein-
schaftsimmunität – ich habe gelernt, dass man das jetzt 
sagt – zu erreichen. Aber gerade diese Quote brauchen 
wir, um die vulnerable Gruppe, also Kinder, die zu jung 
für die Impfung sind, oder Menschen, die aufgrund einer 
Erkrankung nicht geimpft werden dürfen, zu schützen. 
Genau deshalb werden wir heute hier dieses Masern-
schutzgesetz verabschieden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN)

Zukünftig müssen Personen, die in einer Gemein-
schaftseinrichtung, also Kita oder Schule, betreut werden, 
oder in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind 
oder in solchen Einrichtungen oder medizinischen Ein-
richtungen arbeiten, einen ausreichenden Impfschutz 
bzw. eine Immunität gegen Masern nachweisen. Natür-
lich ist dies ein Eingriff in die persönliche Entscheidungs-
freiheit, aber es ist ein leichter und ein zeitlich begrenzter 
Eingriff, der einen hohen gesellschaftlichen Nutzen nach 
sich zieht. Deshalb ist es für mich vertretbar und verhält-
nismäßig; denn für mich hört die individuelle Freiheit da 
auf, wo die Gesundheit anderer wissentlich – oder man 
muss fast sagen: willentlich – gefährdet wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, wichtig ist auch, dass das 
Masernschutzgesetz neben dem Nachweis des Impfschut-
zes eine Menge flankierender Maßnahmen beinhaltet. So 
fallen Fachgebietsgrenzen beim Impfen endlich gänzlich 
weg. Das heißt, jeder Arzt darf jeden impfen, also der 
Kinderarzt auch die Eltern und Großeltern, der Frauenarzt 
auch den Partner, und bei den Betriebsärzten werden wei-
tere Hürden aus dem Weg geräumt.

Zu begrüßen ist auch, dass die beim RKI etablierte 
Impfsurveillance zukünftig Impfquoten auf Basis von 
Abrechnungsdaten der Kassen möglichst genau erfassen 
und auswerten kann. Hierdurch sind wesentlich zielge-
nauere Aufklärungs- und Impfkampagnen möglich.

Insgesamt, meine Damen und Herren, ist dieses Ma-
sernschutzgesetz ein sehr gelungenes Gesetz. Ich freue 
mich, dass wir es heute verabschieden, und hoffe auf eine 
breite Zustimmung.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Petra Sitte 
[DIE LINKE])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Der letzte Redner zu 

diesem Tagesordnungspunkt ist der Kollege Dr. Georg 
Kippels, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Bürgerinnen und Bürger an den Fernsehgeräten! Als Fazit 
dieser Debatte kann man, glaube ich, zunächst einmal 
festhalten, dass es niemanden hier im Saal gibt, der an 
den Nutzen und den Wert der Impfung an sich nicht glau-
ben würde. Aber genau da liegt eigentlich das Kernprob-
lem: Das Glauben an den Wert der Impfung allein reicht 
nicht, sondern ich muss die Impfung auch ordnungsge-
mäß und in der erforderlichen Zahl der Nachimpfungen 
praktizieren. Genau um diese wesentliche Kernbotschaft 
geht es in der heutigen Debatte: Wie kann ich im Rahmen 
der weiteren gesundheitlichen Vorsorge, der Prävention 
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dafür Sorge tragen, dass das Erreichen der Impfquote, die 
bei beiden Impfungen – es ist wichtig, das in diesem 
Zusammenhang noch einmal hervorzuheben – über 
95 Prozent liegen muss, gewährleistet ist?

Infektionskrankheiten sind schon seit Jahrhunderten 
Geißeln der Menschheit, und es gibt auch schon seit über 
100 Jahren das intensive Bemühen, mittels Impfungen 
diese Krankheitsbefunde auszurotten. Bei den Pocken 
ist es in der Tat gelungen; aber wir dürfen nicht überse-
hen, dass es über 100 Jahre gedauert hat, bis dieser Erfolg 
eingetreten ist. Bei Polio – für den einen oder anderen 
noch unter dem Namen Kinderlähmung bekannt – ist es 
noch nicht vollendet; 22 Fälle sind im vergangenen Jahr 
in Afghanistan und Pakistan bzw. in Nigeria aufgetreten. 
Von einer Ausrottung kann man erst dann sprechen, wenn 
für einen Zeitraum von 36 Monaten keine neuen Fälle 
aufgetreten sind.

Für Deutschland hatten wir einige Zahlen hier in der 
Debatte gehört. Es wird so ein bisschen der Eindruck 
erweckt, dass Fallzahlen wie 300, 400 oder 500 nur eine 
Bagatelle darstellen und keine ernstzunehmende Anste-
ckungsgefahr, kein Risiko besteht. Und dann geht man 
auf diese Art und Weise im Grunde genommen zur Tages-
ordnung über. Das ist eine fatale Fehleinschätzung der 
medizinischen Situation. Bei der Bekämpfung von Infek-
tionskrankheiten besteht eben die entscheidende Gefahr 
darin, dass, wenn auf der letzten Meile nicht konsequent 
gehandelt und gearbeitet wird, ein Ausbruch zu einer la-
winenartigen Vermehrung der Infektionsfälle führt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Deutschland 
ist seit Jahren Mitglied in der internationalen Impfallianz 
GAVI. Wir unterstützen dort die Bemühungen, durch 
Impfungen international jedwede Infektionskrankheit zu-
lasten kleiner Kinder auszurotten. Wir investieren dort 
mehrere Hundert Millionen Euro in sehr erfolgreich prak-
tizierte Impfprogramme. Damit ist es immerhin gelungen, 
Millionen von Kindern vor dem Tod zwischen dem ersten 
und fünften Lebensjahr zu retten. Zu den entsprechenden 
Infektionskrankheiten gehören ebenso die Masern wie 
Röteln, Lungenentzündungen oder Durchfallerkrankun-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber auch das gelingt nur, wenn konsequent verfolgt 
wird, ob Impfungen stattfinden.

Wenn es aber so ist, wie wir momentan feststellen müs-
sen, dass die Erkrankung aus der Wahrnehmung der Be-
völkerung, aus dem Bewusstsein, aus der Gefahrenein-
schätzung verschwunden ist, man sich selber nicht 
irgendwie gefährdet sieht, dann ist es an der Zeit, dass 
der Staat die notwendige Initiative ergreift. Wir haben es 
hier ja in der Tat nicht mit einem Zwang, sondern mit 
einer freundlichen Ermahnung, mit dem Wecken von 
Aufmerksamkeit zu tun, nämlich dass man daran denken 
soll, beim nächsten Arztbesuch seinen eigenen Impfpass, 
sofern man ihn in seinen Unterlagen überhaupt noch fin-
det, mitzubringen und prüfen zu lassen, ob es an der Zeit 
ist, diese Impfung vorzunehmen.

Eines will ich zum guten Schluss noch sagen: Der Wert 
der Impfung ist, glaube ich, in der Tat ein Allgemeingut. 

Gerade zu Urlaubszeiten schaut jeder in die Empfehlun-
gen seines Reiseanbieters, welche Impfungen denn unbe-
dingt geboten sind. Da ist auf einmal die Sensibilität ge-
geben, auch wenn es vielleicht nur ein einmaliges 
Ereignis, ein einmaliger Kontakt mit einer Gefahrenlage 
ist.

In Deutschland und in Europa haben wir unsere Haus-
aufgaben noch nicht abschließend gemacht. Auch dazu 
noch ein plastisches Beispiel: Wir haben nicht nur eine 
Verantwortung für unsere Bürgerinnen und Bürger und 
für die Kinder, sondern auch eine internationale Verant-
wortung. Insofern ist es auch nicht zu vertreten, dass ein 
Land in Mittelamerika, Guatemala, durch eine Schüler-
gruppe aus Deutschland mit einem Befall – Guatemala 
galt als masernfrei – konfrontiert wurde. Wir sind inso-
fern verpflichtet, unserer Gesundheitssorgfalt auch inter-
national nachzukommen.

Impfen ist Lebensschutz. Deshalb stimmen Sie diesem 
Gesetz zu!

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und der Abg. 
Dr. Petra Sitte [DIE LINKE])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schließe die Aus-

sprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf für den 
Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfprävention.

Zu diesem Gesetzentwurf liegen mehrere Erklärun-
gen nach § 31 unserer Geschäftsordnung vor.1)

Der Ausschuss für Gesundheit empfiehlt unter Buch-
stabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/ 
15164, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf den 
Drucksachen 19/13452 und 19/13826 in der Ausschuss-
fassung anzunehmen. – Würden Sie bitte Platz nehmen, 
wir müssen zunächst in der zweiten Lesung abstimmen. – 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Aus-
schussfassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das sind CDU/CSU, SPD und FDP und einige Kollegin-
nen und Kollegen der Linken. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und einige Kolleginnen und Kol-
legen der Linken. Damit ist der Gesetzentwurf in der 
zweiten Beratung angenommen.

Wir kommen zur

dritten Beratung

und Schlussabstimmung. Wir stimmen über den Gesetz-
entwurf auf Verlangen der Fraktion der AfD namentlich 
ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Darf ich fragen: 
Sind die Urnen alle besetzt? – Das ist der Fall. Ich eröffne 
die namentliche Schlussabstimmung.

1) Anlagen 4 bis 8 
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Ist es noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat? – Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, hat jeder seine Stimme abgege-
ben? – Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis wird Ihnen später bekannt gege-
ben.1)

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 19/ 
15168. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? – 
Das ist die AfD-Fraktion. Gegenprobe! – FDP, CDU/ 
CSU, Grüne und SPD. Enthaltungen? – Fraktion Die Lin-
ke. Der Entschließungsantrag ist damit abgelehnt.2)

Wir setzen jetzt die Abstimmung zu der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Gesundheit auf Drucksa-
che 19/15164 fort.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner 
Empfehlung die Ablehnung des Antrags der Fraktion 
der FDP auf Drucksache 19/14061 mit dem Titel „Impf-
quoten wirksam erhöhen – Infektionskrankheiten ausrot-
ten“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
CDU/CSU, SPD und AfD. Gegenprobe! – FDP und Grü-
ne. Enthaltungen? – Fraktion Die Linke. Die Beschluss-
empfehlung ist angenommen.

Unter Buchstabe c empfiehlt der Ausschuss die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 19/9960 mit dem Titel „Masern und an-
dere Infektionskrankheiten jetzt eliminieren – Solidarität 
und Vernunft fördern, Impfquoten nachhaltig steigern“. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD. Wer 
stimmt dagegen? – AfD, FDP, Grüne. Enthaltungen? – 
Die Linke. Die Beschlussempfehlung des Ausschusses 
ist angenommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 a und b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sven Lehmann, Anja Hajduk, Markus Kurth, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Abgeordneten Katja Kipping, Matthias W. 
Birkwald, Susanne Ferschl, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion DIE LINKE

Für soziale Garantien ohne Sanktionen

Drucksache 19/15078

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Pascal Kober, Michael Theurer, Jens Beeck, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP

Liberales Bürgergeld einführen – Ein-
stiegs- und Aufstiegsdynamik im Arbeits-
markt verbessern – Hartz IV reformieren

Drucksache 19/15040

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Haushaltsausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Es gibt keinen 
Widerspruch. Dann ist das beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache, und es beginnt für Bünd-
nis 90/Die Grünen der Kollege Sven Lehmann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

Bundesverfassungsgericht hat die Sanktionspraxis bei 
Hartz IV in Teilen für verfassungswidrig erklärt. Heute 
greifen wir, Grüne und Linke gemeinsam, mit einem An-
trag dieses Urteil auf. Wir nehmen den Ball auf, den unser 
höchstes Gericht an uns alle als Gesetzgeber gespielt hat, 
nämlich die Frage zu klären, ob es überhaupt Bedingun-
gen für ein Mindestmaß an sozialer Absicherung geben 
sollte und ob diese Bedingungen durch Sanktionen er-
zwungen werden können. Wir finden: Nein, diese Sank-
tionen sollte es nicht geben. Soziale Grundrechte stehen 
allen Menschen zu und dürfen nicht unterschritten wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Sehr gut!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Arbeitswelt ist 
im Wandel. Ganze Branchen verändern sich. Manche Ar-
beitsplätze fallen weg, andere kommen neu hinzu. Digi-
talisierung und Transformation sind die großen Megat-
rends der nächsten Jahre und Jahrzehnte. Diese großen 
Veränderungen bringen viele Chancen; aber sie machen 
Menschen auch Angst, Angst vor Jobverlust und damit 
auch Angst vor sozialem Abstieg.

Soziale Sicherung bedeutet Teilhabe, bedeutet, in Wür-
de leben zu können, und zwar unabhängig davon, ob man 
gesund oder krank, leistungsstark oder weniger leistungs-
stark ist, unabhängig davon, welchen familiären oder Bil-
dungshintergrund man hat. Das zu garantieren, ist keine 
persönliche, sondern eine politische Aufgabe. Es ist die-
ses Vertrauen und diese Sicherheit, die Menschen stark-
machen, sodass sie ihre Talente entfalten und auch große 
Veränderungen meistern können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Sanktionen unter dem Existenzminimum passen nicht 
dazu; denn sie bedeuten Misstrauen, sie bedeuten 
Androhen und Bestrafen. In Artikel 1 unseres Grund-
gesetzes heißt es: „Die Würde des Menschen ist unan-
tastbar.“ Dort steht nicht: Die Würde der Erwerbstätigen 
ist unantastbar, sondern eben, dass die Würde des Men-
schen unantastbar ist. Dazu passen Sanktionen unter dem 
Existenzminimum nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Kai Whittaker [CDU/ 

1) Ergebnis Seite 15841 D 
2) Anlage 9 
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CSU]: Das hat das Bundesverfassungsgericht 
aber nicht gesagt!)

In Berlin wurde im letzten Jahr eine Frau zwangsge-
räumt. Diese Frau passt so gar nicht in das Bild der faulen 
Arbeitslosen, das leider sehr oft gezeichnet wird. Sie ist 
Wirtschaftswissenschaftlerin und Mutter von drei Kin-
dern. Nach einer Trennung und dem Verlust ihres Jobs 
leidet sie an Depressionen und versucht irgendwie, die 
Trennung und den Umzug zu bewältigen. Das Jobcenter 
schreibt ihr nun, sie müsse zu einem Termin vorstellig 
werden, aber die Frau ist krank und reicht das falsche 
Formular ein. Erste Sanktion: Die Gelder werden gekürzt.

Sie legt Widerspruch ein, aber leider nicht korrekt. 
Kurz darauf soll sie wieder ins Jobcenter kommen; aber 
sie kann nicht, weil eines der Kinder eine Lungenentzün-
dung hat. Zweite Sanktion: Die Gelder werden weiter 
gekürzt. Sie hat Angst vor dem Mitarbeiter im Jobcenter, 
und deshalb ignoriert sie seine Vorladungen. In dieser 
Spirale war es irgendwann zu spät, und die ganze Familie 
wurde zwangsgeräumt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt kann man natür-
lich sagen: Na ja, selber schuld, hätte sie halt irgendwie 
schaffen müssen. – Man kann aber auch sagen, dass diese 
Praxis mit der Würde des Menschen und dem Sozial-
staatsgebot des Grundgesetzes nicht vereinbar ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Mit unserem Antrag, den wir heute vorlegen, schaffen 
wir nach dem Urteil auch Rechtsklarheit, und zwar da, wo 
gerade leider wenig Rechtsklarheit ist. So gibt es leider 
widersprüchliche Aussagen seitens der Bundesagentur 
für Arbeit. Einmal heißt es, man würde jetzt komplett 
auf Sanktionen verzichten, auch auf die verschärften für 
junge Erwachsene. Dann heißt es, Verfahren könnten wei-
terlaufen, nur Entscheidungen sollten zurückgestellt wer-
den, und Sanktionen auf Meldeversäumnisse seien von 
dem Urteil sowieso nicht betroffen. Wir erwarten, dass 
das Sozialministerium hier seiner Fachaufsicht nach-
kommt und schnell Rechtssicherheit schafft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Es wäre nämlich Wahnsinn, wenn die Jobcenter jetzt 
immer mehr Nachweispflichten über die Wirkung von 
Sanktionen erbringen müssen, Härtefälle im Einzelfall 
immer durchprüfen müssen; denn wenn wir weiter an 
Sanktionen festhalten, dann müssen sie genau das tun. 
Dann käme jede Menge neue Bürokratie auf die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zu, und das ist wertvolle Zeit, die 
für die Beratung und die Vermittlung in Arbeit fehlt. Des-
wegen sagen wir: Sanktionsfreiheit bedeutet Rechtsklar-
heit, bedeutet mehr Zeit, weniger Klagen vor den Sozial-
gerichten, weniger Widersprüche, insgesamt also ein 
besseres Klima in den Jobcentern, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Bei den Reaktionen auf das Urteil wundert man sich 
aber leider gar nicht, warum Hartz IV so sehr zum Symbol 

für Abgehängtsein geworden ist. Da wird tagelang in ei-
ner großen Zeitung von den Schmarotzern der Nation 
gesprochen, die sich jetzt auf der Hängematte ausruhen 
könnten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, dazu nur zwei 
Entgegnungen: Erstens. Ein Leben am Rand der Gesell-
schaft ist alles andere als lustig. Es bedeutet Verzicht, es 
bedeutet Scham, und es bedeutet Ausgrenzung. Zweitens. 
Armut ist ein Mangel an Geld und nicht ein Mangel an 
Charakter. Diese Sicht auf Armut ist einfach nur men-
schenfeindlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Davon müssen wir weg.

Menschen wollen arbeiten. Sie tun das, und zwar oft 
unter widrigen Bedingungen. 1,2 Millionen Menschen 
arbeiten, müssen aber aufstocken, weil sie zu wenig ver-
dienen, und müssen sich dann auch noch als Hartzer und 
teilweise als Schmarotzer bezeichnen lassen. Viele Er-
werbslose bekommen das dritte oder vierte Bewerbungs-
training oder sind in Warteschleifen, statt tatsächlich 
einen Berufsabschluss in einem Job mit Zukunft nachzu-
holen. Für eine erfolgreiche Integration in den Arbeits-
markt sind Kooperation und Vertrauen zwischen Arbeits-
uchenden und den Jobcentern zentral. Dazu gehört vor 
allem eines: Augenhöhe. Denn nur auf Augenhöhe kön-
nen Menschen auch ihre Fähigkeiten und Talente einbrin-
gen. Genau da müssen wir hin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Nehmen wir also Abstand davon, Menschen durch 
Druck und Zwang erziehen zu wollen! Garantieren wir 
ihnen Teilhabe, Würde und Perspektiven, und Sie werden 
sehen, wie viel Potenzial in Menschen steckt, das heute 
leider noch völlig brachliegt.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Dr. Matthias 

Zimmer das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Matthias Zimmer (CDU/CSU):
Danke schön. – Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Es wäre ja auch zu schön gewesen. Jahrelang 
haben Grüne und Linke argumentiert, Sanktionen versto-
ßen gegen die Menschenwürde. Dann entscheidet das 
Bundesverfassungsgericht: Nein, eigentlich nicht. – 
Und anstatt zu sagen: „Blöd gelaufen, dann ist es halt 
so“, kommt jetzt ein Antrag von Grünen und Linken, 
der vorsieht, Sanktionen ganz abzuschaffen, um ein Un-
terschreiten des – ich zitiere –:

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 70 Pro-
zent haben wir schon geschafft! Die letzten 30 
schaffen wir auch noch!)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15837 

Sven Lehmann 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



„menschenwürdigen Existenzminimums“ auszuschlie-
ßen.

Deswegen lassen Sie uns einmal rekapitulieren. Das 
Bundesverfassungsgericht hat festgestellt: Sanktionen 
verstoßen nicht gegen die Menschenwürde. Sanktionen 
sind in der Ausgestaltung des Nachranggrundsatzes völ-
lig legitim. Unproblematisch sind aus Sicht des Verfas-
sungsgerichtes Sanktionen von 30 Prozent. Anders for-
muliert: Das Unterschreiten des soziokulturellen 
Existenzminimums um 30 Prozent ist verfassungsrecht-
lich oder aus der Würde des Menschen heraus nicht zu 
beanstanden.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unter Bedingungen!)

Nun kommt der spannende zweite Teil: Weitergehende 
Sanktionen hat das Gericht nicht deshalb verworfen, weil 
damit die Würde des Menschen beeinträchtigt wäre, son-
dern ausschließlich deshalb, weil nicht ausreichend nach-
gewiesen sei, dass diese Sanktionen zweckmäßig sind. 
Mehr noch: Das Gericht hat festgestellt: Unter bestimm-
ten Bedingungen kann im Einzelfall auch eine Sanktio-
nierung um 60 Prozent erfolgen. Auch hier bestünden 
keine grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Bedenken; 
lediglich die Wirksamkeit müsse tragfähig belegt wer-
den – das findet sich in Randnummer 193 des Urteils –; 
sie dürfen aber als Regelsanktion oder weitergehende 
Sanktionen nicht mehr verhängt werden, weil ihre Wirk-
samkeit nicht ausreichend bewiesen ist.

Hinzuzufügen ist: Da sie nun verboten sind, können 
wir die Wirksamkeit auch nicht mehr erweisen. Ein wun-
derschöner argumentativer Zirkel.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ihr hattet 
doch 15 Jahre Zeit! – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Den Nach-
weis hätten Sie schon längst liefern können!)

Es wird verboten, weil der empirische Nachweis der 
Wirksamkeit nicht erbracht ist. Dieser kann aber nicht 
mehr erbracht werden, weil es verboten ist. Das ist eine 
wunderschöne Illustration des Münchhausen-Trilemmas.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Klingt gut, ist aber falsch!)

Richtig ist aber: Der Gesetzgeber hat einen Entschei-
dungsspielraum – Herr Lehmann hat darauf hingewie-
sen –, er kann also auch auf Sanktionen verzichten.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

– Auch wer zu früh klatscht, den bestraft mitunter das 
Leben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: An der 
Stelle aber nicht!)

Ich hielte das für fatal. Der Sozialstaat lebt vom Prinzip 
der Solidarität. Diese ist aber keine Einbahnstraße. Sie 
verpflichtet den Empfänger, darauf hinzuwirken, die Be-
dingungen, die zum Eintreten der Mithaftung der Solidar-
gemeinschaft geführt haben, möglichst schnell zu beseiti-

gen. Das nennen wir Mitwirkungspflichten. Diese laufen 
allerdings dann ins Leere, wenn sie nicht sanktionsbe-
wehrt sind. Mehr noch: Die Grundidee der Solidarität 
wird infrage gestellt, wenn sie nicht mehr Rettungsnetz, 
sondern soziale Hängematte ist,

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh! – Zuruf von der AfD: So sieht es aus!)

wenn also auf Kosten der Allgemeinheit gelebt wird,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
jetzt unter deinem Niveau, Matthias!)

obwohl man seinen Lebensunterhalt auch selbst bestrei-
ten könnte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Sehr profan wird das mit dem Prinzip des „Forderns 
und Förderns“ ausgedrückt. Dieses Prinzip ist richtig, 
weil es den Sozialstaat schützt. Das Grundrecht auf Ge-
währung eines menschenwürdigen Existenzminimums 
muss eben nicht, wie der Antrag formuliert, uneinge-
schränkt jedem Menschen in Deutschland garantiert wer-
den, sondern es kann an Bedingungen geknüpft werden. 
Das hat das Gericht deutlich gemacht, und es wundert 
schon, dass Sie in Ihrem Antrag das Gegenteil behaupten.

Nun kann ich verstehen, dass man in der Opposition 
jeden Tag fordert, im Himmel möge Weihnachten sein.

(Zurufe von der LINKEN und vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Oh! – Sven Lehmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 424 Euro im 
Monat!)

Das ist das vornehme Recht der Opposition, völlig legi-
tim. Aber die Grünen will ich schon darauf hinweisen: 
Opposition leitet sich nicht von Opportunismus ab. Ge-
rade die Grünen waren in der Regierung an der Formu-
lierung der Hartz-IV-Gesetze mit beteiligt.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Sie haben halt 
dazugelernt!)

Was soll man denn von einer Partei halten, meine Damen 
und Herren, die alles das, was sie in der Regierung be-
schlossen hat, in der Opposition wieder einkassieren will?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Oder anders gefragt: Macht dieses Verhalten Sie heute als 
möglichen Regierungspartner von morgen glaubwürdig, 
weil Sie dann demnächst wieder das Gegenteil behaup-
ten? Ich jedenfalls würde bei solchen Verrenkungen Hals-
schmerzen bekommen,

(Karsten Hilse [AfD]: Wir werden Sie daran 
erinnern!)

aber das ist eine andere Frage.

Wir als Union nehmen das Urteil des Gerichtes ernst. 
Wir werden die beanstandeten Regelungen ändern. Ihr 
Antrag indes gibt zu vielfältiger Beanstandung Anlass. 
Wir werden ihn daher ablehnen.

Herzlichen Dank.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Norbert Kleinwächter 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Die Grünen und die Linken sind geradewegs 
auf dem Weg ins Paradies. Sie wollen soziale Garantien 
ohne Sanktionen. Sie wollen also auf Deutsch übersetzt, 
dass Hartz-IV- und Sozialhilfeempfängern rein gar nichts 
passiert, wenn sie Termine schwänzen,

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, das ist Ihr Menschenbild!)

wenn sie keinen Bock auf Arbeit haben und wenn sie auf 
Steuerzahlerknete ausschlafen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Setzen, 
sechs! Das ist schon alles falsch!)

Blöd sind die 92 Prozent Leistungsempfänger, die ehrlich 
und sanktionsfrei sind. Blöd ist vor allem der, der mor-
gens um 5 Uhr aufsteht und das alles finanziert.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Unsinn! – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Blöd ist der, der AfD 
wählt!)

Bevor Sie Müßiggang zur Staatsräson erklären, sollten 
Sie vielleicht einmal das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts genau lesen, das Sie zitiert haben.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich war sogar dabei!)

Da gibt es nämlich den zweiten Leitsatz, der sich durch-
zieht:

Der Gesetzgeber kann erwerbsfähigen Menschen, 
die nicht in der Lage sind, ihre Existenz selbst zu 
sichern und die deshalb staatliche Leistungen in An-
spruch nehmen, abverlangen, selbst zumutbar an der 
Vermeidung oder Überwindung der eigenen Bedürf-
tigkeit aktiv mitzuwirken. Er darf sich auch dafür 
entscheiden, insoweit verhältnismäßige Pflichten 
mit wiederum verhältnismäßigen Sanktionen durch-
zusetzen.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Meine Damen und Herren, die Sanktionen haben er-
wiesenermaßen positive Arbeitsmarkteffekte. Sie sind ein 
Mittel zur Vermeidung und Überwindung der Bedürftig-
keit. Genau diese Sanktionen wollen Sie kippen. Da stellt 
sich schon die Frage: Warum sollten Leistungsempfänger 
denn in Zukunft ihren Verpflichtungen nachkommen? Sie 
wollen sogar § 31 SGB II und § 26 SGB XII streichen. 
Das sind unter anderem Kürzungen – ich zitiere -

bei Leistungsberechtigten, die nach Vollendung des 
18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermögen 

vermindert haben in der Absicht, die Voraussetzun-
gen für die Gewährung oder Erhöhung der Leistun-
gen herbeizuführen …

Sie wollen also adeln, wenn man betrügt. Das ist nichts 
anderes als ein Anschlag auf die Solidargemeinschaft, auf 
das Prinzip der Subsidiarität und auf die Eigenverant-
wortlichkeit.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Grundrecht!)

Andere arbeiten sich kaputt, damit es einige bequem ha-
ben. Das ist grüner Sozialismus. Ich sage Ihnen: Das ist 
nicht der Garten Eden, sondern die verbotene Frucht.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der SPD und 
der LINKEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Oh Gott!)

Nicht die 30 Prozent Sanktionen sind das Problem, 
sondern das unsägliche Leid, das Hartz IV bei den Men-
schen erzeugt und das Sie hier gerade verlachen. Men-
schen, die hart gearbeitet haben, Menschen, die sich et-
was aufgebaut haben, Menschen, die durch dieses System 
alles verloren haben – vermietete Wohnung zum Beispiel, 
Wertpapiere für die Altersversorgung, ein zu großes Au-
to –, werden gleichgestellt mit denen, die nie etwas ge-
leistet haben.

(Zuruf des Abg. Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Herr Lehmann, Sie haben vorhin für die Grünen ge-
sprochen. Die Grünen waren mit der SPD in Regierungs-
verantwortung, als die Agenda 2010 durchgeboxt wurde.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Sie, die SPD, aber auch die Union und die FDP haben in 
der namentlichen Abstimmung am 19. Dezember 2003 
allesamt mit Ja gestimmt.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist 16 Jahre her!)

Ich erwarte von Ihnen eine Entschuldigung den Men-
schen gegenüber, denen Sie dieses Leid angetan haben. 
Das sind Sie ihnen wirklich schuldig.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Hartz IV ist wie kein anderes System teuer und ineffek-

tiv. Wir müssen uns schon darüber unterhalten, wie ein 
System, das circa 45 Milliarden Euro jährlich kostet, so 
wenige Menschen in Arbeit bringen kann. 7,2 Millionen 
sind im System.

(Abg. Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge)

– Sie wollen sich entschuldigen? Ich nehme die Zwi-
schenfrage gerne an, wenn ich darf.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie gestatten eine Bemerkung oder Zwischenfrage?
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(Ulli Nissen [SPD]: Dann darf er ja noch länger 
reden! – Weitere Zurufe von der SPD: Ach, 
nein!)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Ja.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Dann bitte.

Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Da Sie hier darüber gesprochen haben und es so dar-

gestellt haben, dass die AfD die Partei ist, die an der Seite 
der Hartz-IV-Empfänger steht, möchte ich Sie konfron-
tieren mit der Äußerung, die Ihr Kollege, Herr Schneider, 
letzte Woche im Ausschuss gemacht hat. In Reaktion auf 
das Urteil hat er gesagt: Das Verfassungsgericht hat uns 
als Gesetzgeber die Peitsche genommen. Hartz IV bedeu-
tet: Hartz IV – und das Jahr gehört dir.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Leider!)
Möchten Sie hier allen Ernstes immer noch den Stand-

punkt aufrechterhalten, dass Sie an der Seite der Hartz- 
IV-Empfänger stehen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Sehr geehrter Herr Lehmann, wir stehen auf der Seite 

der sozial Schwachen.

(Lachen bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Und die Erde ist eine 
Scheibe! Das glauben Sie doch selber nicht!)

Weil dieses System, Hartz IV, genau die sozial Schwa-
chen nicht wirklich schützt, sondern teilweise Leistungs-
bereite sanktioniert – diesen Teil haben Sie ja begriffen – 
und diejenigen, die leistungsbereit sind, in die absolute 
Armut schickt, ist Hartz IV nicht das passende System, 
um die Situation letztendlich korrekt abzubilden. Das 
Problem, das wir mit dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts haben

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Sie haben auch 
ein Problem mit der Verfassung, Herr 
Kleinwächter, nicht nur mit dem Urteil!)

– übrigens unter Stephan Harbarth, der Mitglied des 
CDU/CSU-Fraktionsvorstandes war und den Sie zum 
Richter beim Bundesverfassungsgericht befördert ha-
ben –, ist, dass dadurch das Sozialsystem Hartz IV noch 
weiter kaputtgeschossen wird; denn Hartz IV baut darauf 
auf, dass man Leute sanktionieren kann. Wenn die Sankt-
ionsmechanismen allerdings fehlen, wird es zu nichts an-
derem als einem bedingungslosen Grundeinkommen, ei-
nem bedingungslosen Faulheitseinkommen. Das finden 
wir nicht gut.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Wer einmal da angekommen ist, ist doch mit den zahl-
reichen Vergünstigungen besser versorgt. Er ist besser 
versorgt als mancher Selbstständige, besser versorgt als 
manche Reinigungskraft, besser versorgt als manche Al-
tenpflegehilfe nach anstrengenden Arbeitstagen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das geht 
gar nicht! Rechtlich geht das gar nicht!)

Nicht umsonst ist für gewisse Bevölkerungsgruppen und 
künftige Bevölkerungsgruppen Deutschland das Land, 
wo Milch und Honig fließen. Es ist einfach unredlich, 
wenn man da die Schleusen noch weiter öffnen will und 
die Mehrkosten gar nicht beziffert. Wir brauchen eine 
komplette Reform des Sozialsystems.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha! – Kai Whittaker [CDU/CSU]: 
Dann schießen Sie los! Was wollen Sie denn, 
Herr Kleinwächter?)

Ihr Antrag geht in die völlig falsche Richtung. Damit 
kommt man nicht in den Himmel.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Endlich ist es vorbei!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Kerstin Tack für die SPD- 

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Kerstin Tack (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, es ist an 
der Zeit, wieder Respekt vor Menschen in diesem Land 
in diese Debatte zu bringen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch diejenigen, die in der Regel unverschuldet arbeits-
los geworden sind und die es über längere Zeit nicht 
schaffen, wieder in das Arbeitsleben zurückzukommen, 
haben genauso Anspruch auf Würde und Respekt wie 
jede andere Person.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)
Deswegen ist das, was wir gerade gehört haben, nicht nur 
respektlos und würdelos, sondern auch komplett an der 
Sache vorbei.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Pascal Kober [FDP])

Worum geht es denn? Das Bundesverfassungsgericht 
hat hier ein weises Urteil gefällt; denn es ist ein differenz-
iertes Urteil. Es ist daher nicht legitim, zu sagen: Darin 
steht, was man immer wollte, nämlich dass Sanktionen 
weg gehören. – Das steht da nicht drin.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Richtig! So ist es!)
Genauso wenig steht dort: Alles kann so bleiben, wie es 
ist, nur ein bisschen weniger hart. – Nein, das steht da 
auch nicht drin. Deshalb ist es auch nicht richtig, seine 
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eigenen ideologischen Überzeugungen mit dem Urteil zu 
begründen. Diese Überzeugungen zu haben, ist legitim. 
Aber das Urteil sagt doch etwas ganz anderes aus, näm-
lich: Wir müssen uns als Gesetzgeber Gedanken darüber 
machen, wie wir es künftig schaffen, dass die Fallmana-
ger in den Jobcentern in der Lage sind, zu einer ver-
trauensvollen, zu einer bedarfsgerechten, zu einer pass-
genauen, zu einer wertschätzenden, aber auch zu einer 
personenzentrierten Unterstützung zu kommen.

(Beifall bei der SPD)
Das hat doch das Bundesverfassungsgericht gesagt.

Ja, es kann am Ende eine Sanktion stehen. Aber die 
Sanktion ist doch kein Selbstzweck.

(Beifall bei der SPD – Ulli Nissen [SPD]: Ge-
nau!)

Was wir wollen, ist Vermittlung in Arbeit. Natürlich wol-
len wir auch, dass jeder seinen angemessenen Beitrag 
dazu leistet, dass das passiert. Selbstverständlich wollen 
wir das.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Deswegen ist es auch nachvollziehbar, dass man erwarten 
kann, dass Menschen versuchen, aus der Situation, in die 
sie in der Regel nicht verschuldet gekommen sind, durch 
eigene Bemühungen herauszukommen. Das ist doch völ-
lig klar.

Deshalb werden wir – das ist richtig und wichtig – uns 
stark anstrengen müssen, gute und richtige Angebote zu 
definieren, damit die Vermittlung in Arbeit durch das 
Fallmanagement verbessert werden kann. Denn wir wis-
sen: Je passgenauer und je besser die Angebote, die Bera-
tung und auch die Instrumente sind, desto eher gelingt es 
partnerschaftlich, dem gemeinsam erklärten Ziel einer 
Wiederaufnahme von Arbeit oder Beschäftigung näher 
zu kommen.

Man kann nicht behaupten, dass jeder, der ins Jobcen-
ter kommt, schon per Ankunft sanktioniert werden würde. 
Das nicht die gängige Praxis. Trotzdem nehmen wir das 
Urteil sehr ernst. Es zwingt uns, sehr genau auf das Ver-
hältnis von Fallmanagern auf der einen Seite und von 
arbeitslosen Personen auf der anderen Seite zu achten; 
denn nur individuelle Beratung kann zu einem gemein-
samen Erfolg führen. Das hat immer etwas mit der Fall-
zahl des jeweiligen Fallmanagers zu tun. Und klar ist 
auch: Eine individuelle Beratung ist bei einer Konstella-
tion von einem Fallmanager für 300 Fälle nicht möglich.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Tack, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung des Kollegen Matthias W. Birkwald?

Kerstin Tack (SPD):
Das kann er gleich im Anschluss machen. Ich führe erst 

einmal aus. Matthias, du bist, glaube ich, nach mir dran.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Na ja, so ist es nicht.

Kerstin Tack (SPD):
Wenn nicht, dann kannst du gerne in einer Kurzinter-

vention auf meine Rede eingehen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Nein, dazu erteile noch immer ich das Wort, und das 

habe ich nicht vor.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der AfD)

Gut, das ist also abgelehnt.

Kerstin Tack (SPD):
Dann ist es so.

Wir nehmen das Urteil sehr ernst. Wir müssen die Job-
centermitarbeitenden vor Angriffen – das ist heute zur 
Sprache gekommen –, sie seien zu schnell und zu willkür-
lich, schützen. Das Bundesverfassungsgericht hat gesagt: 
Wir brauchen Verhältnismäßigkeit im Umgang mit den 
Mitteln. – Wir brauchen – auch das ist richtig und wich-
tig – Klarheit. Es besteht auch die Notwendigkeit, dass 
Sanktionen verhängt werden können, wenn die Betroffe-
nen ihr Verhalten nicht ändern; wenn auch für einen deut-
lich kürzeren Zeitraum. Wir brauchen aber auch eine 
Härtefallregelung. Außerdem wollen wir eine partner-
schaftliche, eine ambitionierte Beratung und Betreuung. 
In den Jobcentern muss man sich natürlich Gedanken 
darüber machen: Warum ist jemand nicht erschienen? 
Warum ist eine sanktionsrelevante Situation entstanden? 
Man muss erst viele andere Maßnahmen in die Wege 
leiten, bevor am Ende eine Sanktion stehen kann.

Wir haben nun die Chance, durch eine sehr individuelle 
Herangehensweise an den jeweiligen Einzelfall den Men-
schen zu helfen. Wir geben den Fallmanagern mehr an die 
Hand, um durch eine gute und auf den Einzelnen orien-
tierte Beratung für eine Arbeitsaufnahme zu sorgen. Das 
ist unser Auftrag. Falls es am Ende zu einer Verweigerung 
der Mitwirkung kommt, halten wir Sanktionen für ge-
rechtfertigt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Frau Kollegin.

Kerstin Tack (SPD):
Wir glauben, Sanktionen müssen möglich sein. Das 

sind wir der Solidargemeinschaft und denen, die mit ihren 
Steuern für das System aufkommen, schuldig.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Bevor wir in der Debatte fortfahren, gebe ich Ihnen das 

von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung über den Ent-
wurf eines Gesetzes für den Schutz vor Masern und zur 
Stärkung der Impfprävention (Masernschutzgesetz) be-
kannt: abgegebene Stimmkarten 653. Mit Ja haben 
459 Kolleginnen und Kollegen gestimmt, mit Nein 
stimmten 89, 105 Kolleginnen und Kollegen haben sich 
enthalten. Der Gesetzentwurf ist angenommen.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15841 

Kerstin Tack 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                           15842 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            653;
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ja:                                      459
nein:                                    89
enthalten:                           105
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir fahren fort in der Debatte. Das Wort hat der Kolle-
ge Pascal Kober für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Pascal Kober (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Bundesminister Hubertus Heil, selbstverständlich 
müssen wir Hartz IV reformieren. Dazu wäre Gelegenheit 
im jetzt anstehenden Gesetzgebungsverfahren, das Sie 
gezwungenermaßen in Angriff nehmen müssen. Das wäre 
die Chance, Hartz IV auf neue Füße zu stellen. Aber dabei 
geht es nicht darum, die Sanktionen abzuschaffen. Ganz 
im Gegenteil: Wir müssen Hartz IV an einer anderen 
Stelle reformieren. Wir müssen Hartz IV motivierender 
und fairer ausgestalten. Dazu haben wir heute einen ent-
sprechenden Antrag vorgelegt.

(Beifall bei der FDP)
Selbstverständlich darf die Gesellschaft erwarten, dass 

Menschen entsprechend ihren Fähigkeiten die ausge-
streckte Hand des Sozialstaates aktiv ergreifen. Wir glau-
ben, dass langzeitarbeitslose Menschen in der Lage sind, 
Termine wahrzunehmen, und dass sie Jobangebote aus-
probieren sollten, die ihnen unterbreitet werden. Das 
überfordert die Menschen nicht. Wir glauben, die Men-
schen können das. Wer das nicht glaubt, der denkt klein 
über die Menschen, und dieses Menschenbild lehnen wir 
als Freie Demokraten ab.

(Beifall bei der FDP)
Wir trauen den Menschen zu, dass sie arbeiten wollen, 

und wir trauen den Menschen zu, dass sie arbeiten kön-
nen. Woran Hartz IV krankt: Es fehlt an der Gerechtig-
keit, an der Fairness und an der Motivation. Wir müssen 
Hartz IV fairer gestalten. Dazu muss es gelingen, dass den 
Menschen, wenn sie arbeiten, mehr vom selbstverdienten 
Geld bleibt. Anders als bisher dürfen wir ihnen nicht alles 
gleich wegnehmen. Das demotiviert sie. Wir müssen die 
Zuverdienstgrenzen reformieren. Wir müssen den Men-
schen mehr lassen vom selbstverdienten Geld. Das ist 
Motivation für die Menschen. Das ist fair, und das ist 
gerecht.

(Beifall bei der FDP)

Wir müssen die Zuverdienstgrenzen endlich anpacken 
und verbessern. Außerdem müssen wir Sozialleistungen 
zusammenfassen, sodass es nicht dazu kommt, dass je-
mand, wenn er mehr arbeitet, durch den Sozialleistungs-
entzug, durch den Transferentzug am Ende weniger Netto 
in der Tasche hat, als wenn er nicht gearbeitet hätte. Das 
ist widersinnig. Da müssen wir ran. Das kann man ma-
chen. Wir haben ein Konzept vorgelegt. Hubertus Heil, 
ich bitte Sie: Greifen Sie diese Ideen auf. Es würde den 
Menschen zu mehr Fairness und mehr Arbeit verhelfen.

(Beifall bei der FDP)

Das Wirtschaftsforschungsinstitut ifo hat berechnet, 
dass unser Modell 300 000 Menschen neu in Arbeit brin-
gen würde. 300 000 Menschen! Sie haben mit Ihrem Teil-
habechancengesetz Maßnahmen ergriffen, mit denen Sie 
nur 150 000 Menschen in Arbeit bringen. Lassen Sie die 
Chance für die 300 000 Menschen jetzt nicht verstrei-
chen. Lassen Sie uns an dieser Stelle zusammenarbeiten.

(Beifall bei der FDP)

Das zweite große Thema ist: Wir brauchen eine Ent-
bürokratisierung der Jobcenter. Zu viel Zeit geht in den 
Jobcentern durch zu viel Bürokratie verloren, die für die 
qualifizierte Beratung der Menschen dann fehlt. Die Mi-
tarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Jobcentern brau-
chen mehr Zeit für die Menschen. Das können wir da-
durch erreichen, dass wir die sogenannten Aufstocker, 
also die, die zu Hartz IV etwas hinzuverdienen, die im 
Arbeitsmarkt schon Fuß gefasst haben, in die Betreuung 
der Arbeitsagenturen geben. Dann würden die Mitarbei-
ter in den Jobcentern mehr Zeit haben für die, die nicht 
arbeiten. Das wäre ein guter Schritt. Das wäre eine wich-
tige Lösung im Sinne der Menschen.

(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich etwas zu den jungen Menschen sagen. 
Die unter 25-Jährigen hat das Bundesverfassungsgericht 
jetzt gar nicht in den Blick genommen. Auch da sehen wir 
Reformbedarf, aber nicht, indem ich von den jungen 
Menschen nichts mehr erwarte, ihnen sozusagen die 

juris Lex QS
19052024 ()



Sanktionen erlasse und von ihnen keine Eigenverantwor-
tung verlange.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist unsäglich!)

Ganz im Gegenteil: Ich muss die Betreuung intensivieren. 
Deshalb sagen wir: Sanktionen bei unter 25-Jährigen 
müssen immer zeitgleich einhergehen mit dem Angebot 
einer Jugendhilfemaßnahme, die den Menschen zeigt, 
wie sie aus der Situation wieder herauskommen, und 
die ihnen neue Perspektiven eröffnet.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sollen die verschärft bleiben, oder 
was?)

Zuverdienstgrenzen sind das ganz große Thema, wenn 
es darum geht, Hartz IV fairer und aufstiegsorientierter 
auszugestalten und den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu 
verbessern. Das ist der Vorschlag der FDP. Das wäre jetzt 
an der Zeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Wo ist euer Vorschlag für höhe-
re Löhne?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Katja Kipping für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Katja Kipping (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Werte Damen und Herren! Liebe Zu-

schauende! Wir haben hier schon oft über Hartz-IV-Sank-
tionen gesprochen. Heute stehen wir vor einer neuen Si-
tuation. Neu ist, dass wir einen gemeinsamen Antrag von 
zwei Fraktionen vorliegen haben: von Grünen und Lin-
ken. Auch außerhalb des Parlaments versammeln sich 
immer mehr Menschen hinter der Kritik an den Hartz- 
IV-Sanktionen. Dafür spricht die Gemeinsame Erklärung 
von Gewerkschaften, Sozialverbänden und Wissenschaft, 
die sich für ein menschenwürdiges Existenzminimum 
aussprechen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Botschaft des gemeinsamen Antrags und der Ge-
meinsamen Erklärung lautet: Wir werden immer mehr. 
Wir werden immer mehr, die ganz klar sagen: Weg mit 
den Hartz-IV-Sanktionen, her mit Sanktionsfreiheit.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Neu an der heutigen Debatte ist auch, dass wir jetzt ein 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts haben. Und wer 
sich nur ein bisschen mit diesem Gericht beschäftigt, 
weiß, dass die Richter sehr zurückhaltend sind, wenn es 
um politische Vorgaben geht. Aber umso schwerer wiegt 
es doch, wenn das Bundesverfassungsgericht einstimmig 
beschließt: Die jetzigen Regeln und die jetzige Praxis zu 

den Hartz-IV-Sanktionen sind unvereinbar mit der Men-
schenwürde und dem Sozialstaatsprinzip,

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Das hat es 
gerade nicht gesagt!)

unvereinbar, soweit die Minderung mehr als 30 Prozent 
umfasst, soweit sie eine besondere Härte darstellt und 
soweit sie eine starre Dauer von drei Monaten hat.

Mir ist bewusst, dass jetzt ein Kampf um die Interpre-
tation stattfindet.

(Zuruf des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])
Aber wenn ich hier vonseiten der CDU höre, dieses Urteil 
sei eine Bestätigung der bisherigen Sanktionspraxis und 
wir sollten jetzt mal aufhören mit unserer Kritik, dann 
kann ich dazu nur sagen: Das Ringen um die richtige 
Interpretation eines Urteils ist doch kein freier Kreativ-
wettbewerb, bei dem die größte Verzerrung gewinnt.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn ein Jurist von Ihnen ernsthaft meint, dieses Urteil 
würde besagen, wir müssten jetzt mit unserer Kritik auf-
hören, dann kann ich dazu nur sagen: So jemand ver-
wechselt auch das Einreichen von Scheidungspapieren 
mit einem Heiratsantrag.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Kai Whittaker 
[CDU/CSU]: Frau Kipping, da haben Sie nicht 
zugehört, letzte Woche!)

Bei der Umsetzung von Urteilen des Bundesverfas-
sungsgerichts muss man seriös vorgehen. Insofern sage 
ich hier in aller Deutlichkeit: Natürlich, das Urteil ist 
keine Verpflichtung zur kompletten Sanktionsfreiheit.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Aha!)

Es ist keine Verpflichtung, aber es ist auch kein Verbot. – 
Eine kleine Nachhilfe, was Modalverben anbelangt, für 
die Herren ganz rechts: „Können“ ist eben nicht dasselbe 
wie „müssen“. Aber das müssen Sie womöglich auch 
noch lernen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Im Urteil – Randnummer 224 – heißt es – Zitat –: Der 
Gesetzgeber hat einen Ermessensspielraum, „ob er wei-
terhin Leistungsminderungen“, also Sanktionen, „vorge-
ben will“. Das heißt, politisch können wir uns sehr wohl – 
das hat Karlsruhe jetzt gezeigt – für die komplette Ab-
schaffung aller Sanktionen aussprechen. Und genau das 
schlagen wir, Grüne und Linke, heute in unserem gemein-
samen Antrag vor.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Zugleich sagen wir in diesem Antrag: Wir wollen, dass in 
den Jobcentern mehr Energie in die Vermittlung fließt, in 
die Qualifizierung, in die Weiterbildung, weil wir natür-
lich wollen, dass Menschen bei ihrer Suche nach Er-
werbsarbeit, bei ihrer Suche nach einer Möglichkeit, sich 
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sinnstiftend in die Gesellschaft einzubringen, unterstützt 
werden. Die Erfahrung, die zum Beispiel jemand wie 
Inge Hannemann gemacht hat, besagt: Wenn man auf 
die Androhung von Sanktionen verzichtet, ist das am En-
de sogar produktiver und nachhaltiger.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt viele gute Gründe für Sanktionsfreiheit. Aus 
Zeitgründen nenne ich nur zwei: Wir wissen, jeder Dritte, 
der sanktioniert wird, lebt mit Kindern zusammen. Das 
heißt, Sanktionen gefährden das Kindeswohl. Und wir 
wissen, das Damoklesschwert der Hartz-IV-Sanktionen 
führt dazu, dass Leute schon im Bewerbungsgespräch 
bereit sind, niedrigere Löhne und schlechtere Arbeitszei-
ten in Kauf zu nehmen. Wem es also um gute Arbeit und 
die Wehrhaftigkeit der Beschäftigten geht, der muss auch 
sagen: So kann es mit den Hartz-IV-Sanktionen nicht 
weitergehen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Kipping, gestatten Sie eine Frage oder Be-

merkung des Abgeordneten Kleinwächter?

(Zurufe: Nein!)

Katja Kipping (DIE LINKE):
Na, vielleicht kann er ja noch was lernen.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Von Ihnen 
nichts! – Kai Whittaker [CDU/CSU]: Von 
Menschenwürde reden, aber so argumentie-
ren!)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Voneinander zu lernen, das ist doch das Ziel der De-

batte. – Was sagen denn Sie zu Randnummer 63 des Ur-
teils, das ich ebenfalls gelesen habe? Dort wird ausge-
führt:

In einer weiteren Stellungnahme im Rahmen einer 
Anhörung zu Anträgen der Bundestagsfraktion Die 
Linke (BTDrucks 18/3549, 18/1115) und der Bun-
destagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen (BTDrucks 
18/1963) wird dargelegt, dass die Forschung zu 
Sanktionen positive arbeitsmarktpolitische Wirkun-
gen zeige, insbesondere den beschleunigten Über-
gang in Beschäftigung. Leistungsminderungen 
könnten die richtigen Anreize setzen und auch Ver-
haltensänderungen bewirken.

Und so weiter. Sie haben ja vorgegeben, den gesamten 
Text gelesen zu haben. – Was wollen Sie denn eigentlich 
erreichen mit einer komplett sanktionsfreien Hartz-IV- 
Auszahlung, und wie reagieren Sie dann auf das eigent-
liche Prinzip des Hartz-IV-Systems, auf das Prinzip des 
Förderns und Forderns, das wir ja beide falsch finden? 
Dass die Leute möglichst bald wieder zu tun haben, dass 
sie möglichst bald wieder eine Arbeit aufnehmen, das 
muss das Ziel eines Systems sein. Im Hartz-IV-System 
geht das nur mit Sanktionen. Was sagen Sie gegen das 

Argument, das selbst im Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts unter den Randnummern 62 und 63 niedergelegt 
ist, dass das positive arbeitsmarktpolitische Wirkungen 
hat?

(Zuruf des Abg. Dr. Matthias Zimmer [CDU/ 
CSU])

Katja Kipping (DIE LINKE):
Na gut, Sie beherrschen die Grundkompetenz des Le-

sens. Im Urteil wird weiterhin ausgeführt, dass für Sank-
tionen, die 60 Prozent und mehr umfassen, eine solche 
Wirkung nicht nachgewiesen ist. Das Urteil nimmt auch 
Bezug auf andere Untersuchungen, die deutlich gemacht 
haben, dass Sanktionen eben auch zu kontraproduktiven 
und für die Gesellschaft gefährlichen Entwicklungen ge-
führt haben. Das wird auch im Urteil erwähnt. Da ist von 
Isolation und Rückzug die Rede. Ich sage Ihnen: Wenn in 
einer Gesellschaft gerade arme Menschen immer mehr 
isoliert werden, sich ihr Lebensraum am Ende auf die 
eigene Wohnung reduziert, aus Angst, dass man ansons-
ten nicht über die Runden kommt, dann ist das hochge-
fährlich, auch für die Demokratie. Auch deswegen kämp-
fen wir so entschieden gegen Hartz IV.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Zurück zum Urteil, zur Randnummer 123. Dort heißt 
es:

Insbesondere die Menschenwürde ist ohne Rück-
sicht auf Eigenschaften und sozialen Status, wie 
auch ohne Rücksicht auf Leistungen garantiert … 
sie muss nicht erarbeitet werden …

Das ist ein Satz zum Einrahmen: Die Menschenwürde 
muss nicht erarbeitet werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Das 
ist klar! – Kai Whittaker [CDU/CSU]: Sie tun 
so, als hätten wir diese Würde jemals abgespro-
chen!)

Ich finde, dieses Urteil stellt einen geschichtlichen 
Fortschritt dar. Das ist natürlich ein Bruch mit einer Lo-
gik, die landläufig so formuliert wird: Wer nicht arbeitet, 
der soll auch nicht essen; das muss man sich ja auch 
leisten können usw. – All das steckt hinter der Logik 
der Agenda 2010. Ich merke doch, dass sowohl Sozial-
demokraten als auch Christdemokraten mit diesem 
Grundsatz „Die Menschenwürde muss nicht erarbeitet 
werden“ und der Konsequenz daraus hadern, dass sie sich 
schwer damit tun.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Nein! Das stimmt doch überhaupt nicht, Frau 
Kipping! – Kai Whittaker [CDU/CSU]: Damit 
haben Sie sich nie beschäftigt! Da spricht mehr 
Vorurteil als Urteil!)

Aber ich sage Ihnen: Auch in Ihrer Ideengeschichte gibt 
es Anknüpfungspunkte dafür. Weil wir hier schon aus der 
Bibel zitiert haben, erlaube ich mir, aus der Bergpredigt 
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zu zitieren: Seht ihr nicht die Vögel, sie säen nicht, sie 
ernten nicht, und der himmlische Vater ernährt sie doch.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Also noch einmal: Wir werden immer mehr, die sich 
für Sanktionsfreiheit aussprechen. Wollen Sie wirklich 
wieder die Letzten sein, die dazukommen? Erinnern wir 
uns, wie das beim Mindestlohn war: Was gab es nicht für 
Einwände aus allen Ecken, als wir das zum ersten Mal 
gefordert haben? Nachdem der Mindestlohn eingeführt 
war, haben alle so getan, als ob sie höchstpersönlich ihn 
erfunden und durchgekämpft hätten.

(Beifall bei der LINKEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Am meisten die 
SPD! – Kai Whittaker [CDU/CSU]: Soweit 
ich weiß, haben Sie dagegengestimmt!)

Ich sage Ihnen Folgendes: Eines Tages sind wir nicht 
nur mehr, sondern dann ist auch hier in diesem Plenum 
die Mehrheit für Sanktionsfreiheit. Und wenn wir die 
dann beschlossen haben, werde ich mir voll Freude an-
schauen, wie all diejenigen, die heute noch zögern, so tun, 
als hätten sie die Sanktionsfreiheit höchstpersönlich er-
kämpft. Warten Sie nicht wieder so lange. Geben Sie sich 
einen Ruck, kommen Sie auf die Seite des sozialen Fort-
schritts,

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Auf die 
dunkle Seite!)

und sagen Sie: Weg mit den Hartz-IV-Sanktionen, her mit 
Sanktionsfreiheit und guter Arbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Abgeordnete 

Peter Weiß das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Gäste! Das Bundesverfassungsgericht hat ein klu-
ges Urteil gefällt, und wir werden das tun, was eine 
Selbstverständlichkeit ist: Wir werden das Verfassungs-
gerichtsurteil achten und es Wort für Wort im Gesetz um-
setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Helin Evrim 
Sommer [DIE LINKE]: Das sind ja ganz neue 
Töne!)

Aber wir sind nicht bereit, genau das Gegenteil von dem 
zu machen, was das Bundesverfassungsgericht in sein 
Urteil geschrieben hat, um auch das klarzustellen.

Frau Kipping, als Sie von der Menschenwürde gespro-
chen haben, haben Sie – das will ich klipp und klar sagen – 
eine große Nummer gewählt: Die Würde des Menschen 
resultiert für mich als Christ aus der Gottesebenbildlich-
keit des Menschen. Das hat mit Arbeit nichts zu tun, 

sondern jedem von uns ist Würde zugesagt und kommt 
Würde zu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Norbert 
Kleinwächter [AfD] – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Dann schafft die Sanktionen 
doch ab!)

Das Prinzip des „Forderns und Förderns“, das dem 
Sozialgesetzbuch II zugrunde liegt, ist vom Verfassungs-
gericht bestätigt worden. Der Gesetzgeber darf erwerbs-
fähigen Bezieherinnen und Beziehern von Arbeitslosen-
geld II zumutbare Mitwirkungspflichten auferlegen.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Darf, aber muss nicht!)

Die Verletzung dieser Mitwirkungspflichten darf sanktio-
niert werden,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber muss nicht!)

indem vorübergehend staatliche Leistungen entzogen und 
damit Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ge-
mindert werden. Also: Sanktionen sind nach diesem Ver-
fassungsgerichtsurteil weiterhin möglich,

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber kein Muss!)

und wir werden sie verfassungsgerichtsfest ausgestalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Im Übrigen, Herr Kollege Lehmann, herrscht jetzt kein 

großes Chaos in den Jobcentern. Die Bundesagentur für 
Arbeit hat den Jobcentern eine Handlungsorientierung 
zukommen lassen, wie sie vorübergehend, bis zur Neu-
regelung, mit diesem Urteil umzugehen haben. Ich bin 
froh, dass in unseren Jobcentern kluge Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sind, die dank dieser Handlungsorientie-
rung wissen, was sie zu tun haben. Es herrscht kein Chaos 
in unseren Jobcentern.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Jetzt will ich mal etwas Grundsätzliches sagen, warum 

ich der Auffassung bin, dass wir um Sanktionsmöglich-
keiten nicht herumkommen.

Erstens. Sanktionen betreffen durchschnittlich gerade 
3,2 Prozent der Bezieherinnen und Bezieher von Arbeits-
losengeld II. Die große Mehrheit hat also damit überhaupt 
kein Problem.

Zweitens. Von diesen Sanktionen sind 77 Prozent 
Sanktionen wegen Meldeversäumnissen, also zum Bei-
spiel wenn jemandem, der unentschuldigt einen Termin 
im Jobcenter nicht wahrnimmt, die Leistungen um 10 Pro-
zent gekürzt werden.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wenn 
die Einladung für 10 Uhr war und erst am sel-
ben Tag im Briefkasten liegt, zum Beispiel!)

Jetzt sprechen wir mal von denen, die das System fi-
nanzieren, den normalen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern bei uns in Deutschland. Wenn ein Arbeitnehmer 
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morgen unentschuldigt in seinem Betrieb fehlt, dann hat 
das unangenehme Konsequenzen für ihn.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: So ist es!)
Dieser Arbeitnehmer finanziert aber mit den Steuern, die 
von seinem Lohn abgeführt werden, das System des Ar-
beitslosengeldes II. Die Vorstellung der beiden Fraktio-
nen, die einen Antrag stellen, ist nun offensichtlich, dass 
derjenige, der aus den Steuergeldern dieses Arbeitneh-
mers sein Arbeitslosengeld II bezieht,

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt kommen Sie nicht mit so Spalte-
reien!)

nicht sanktioniert werden soll, wenn er morgen einen ver-
einbarten Termin mit dem Jobcenter unentschuldigt ver-
säumt und nicht hingeht. Wo ist denn das Gleichgewicht 
zwischen Arbeitnehmern und denjenigen, die Arbeitslo-
sengeld II beziehen? Ich finde, die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in Deutschland, die mit ihren Steuern 
brav und treu dieses System finanzieren, haben ein An-
spruch darauf, dass sie bei Terminversäumnissen nicht 
schlechtergestellt werden als jemand, der Arbeitslosen-
geld II bekommt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und der FDP – Sven Lehmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Immer dieser 
Spaltpilz!)

Meine Erfahrung aus vielen Gesprächen ist, dass die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von uns als Ge-
setzgeber erwarten, dass wir sie nicht schlechterstellen. 
Vielmehr ist klar: Wer einen Termin versäumt und sich 
nicht vorher dafür entschuldigt, was der normale mensch-
liche Anstand gebietet, der kann nicht einfach so weiter-
machen; denn sonst hätten wir, Entschuldigung, ein 
bedingungsloses Grundeinkommen für jeden, der Pflicht-
versäumnisse für eine Selbstverständlichkeit hält, und das 
geht nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und der FDP – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Das ist was völlig an-
deres! – Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wenn man nicht weiter weiß, 
kommt dieses Argument!)

Was aber entscheidend ist, ist die Frage, wie wir das 
Fördern ausgestalten. Ich finde, wir haben mit dem Teil-
habechancengesetz, das seit 1. Januar gilt, mit den hohen 
Lohnzuschüssen für Leute, die schon sehr lange arbeits-
los sind, einen zusätzlichen Anreiz geschaffen, in Arbeit 
zu kommen. Aber wir haben vor allen Dingen eins ge-
macht: Wir haben das Instrument des Coaches gestärkt. 
Ich habe bei vielen Jobcenterbesuchen extra mit diesen 
Coaches gesprochen. Ich muss sagen: Die Leute, die sich 
da zur Unterstützung und Beratung von Langzeitarbeits-
losen bei der Eingliederung in Arbeit bereitgefunden ha-
ben, sind tolle Leute, machen eine tolle Arbeit. Ich glau-
be, der entscheidende Punkt ist – den hat auch die 
Kollegin Tack schon angesprochen –: Wir müssen die 
personelle Hilfe und Unterstützung, um rauszukommen 
aus Arbeitslosigkeit, verstärken, und wir müssen nicht 
Sanktionsmöglichkeiten für alle Zeiten abschaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir machen das, -

Vizepräsidentin Petra Pau:
Achten Sie auf die Zeit, Kollege Weiß.

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
– was das Bundesverfassungsgericht uns aufgetragen 

hat, aber wir wollen auch weiterhin Fordern und Fördern 
im Gleichgewicht in unser Gesetz hineinschreiben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das wä-
re ja mal was Neues! Wo ist das Fördern? Viel 
zu wenig!)

Das ist übrigens das Erfolgsrezept, mit dem wir Langzeit-
arbeitslosigkeit in Deutschland abbauen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die AfD-Fraktion hat nun der Abgeordnete René 

Springer das Wort.

(Beifall bei der AfD)

René Springer (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich werde mich auf den Antrag der FDP-Fraktion 
beschränken. Die FDP-Fraktion möchte Hartz IV refor-
mieren und ein sogenanntes liberales Bürgergeld einfüh-
ren. Sie wollen den Sozialstaat entbürokratisieren und 
höhere Anreize zur Arbeitsaufnahme schaffen. Beide 
Zielsetzungen unterstützen wir als AfD-Fraktion aus-
drücklich.

(Beifall bei der AfD)
Was wir nicht unterstützen, ist die Art und Weise, wie 

Sie das Ziel erreichen wollen. Da möchte ich einige Bei-
spiele bringen.

Heute hat ein alleinstehender Arbeitsloser Anspruch 
auf den Hartz-IV-Regelsatz in Höhe von 424 Euro plus 
Kosten der Unterkunft.

(Kerstin Tack [SPD]: Mehrbedarf!)
Hier in Berlin sind das knapp 500 Euro für einen Single. 
Sie wollen nun beides zu einer Pauschale zusammenfas-
sen. Das klingt einfach, hat aber zur Folge, dass jemand, 
wenn er in einer WG lebt und beispielsweise nur 300 Euro 
Miete zahlt, 200 Euro mehr in der Tasche hat. Ich glaube 
nicht, dass irgendein Abgeordneter hier im Bundestag das 
Mandat hat, auf Kosten der Steuerzahler Taschengeld zu 
verschleudern. Wenn wir Ihre Pläne ernst nehmen, dann 
hat der erwähnte Berliner Single über 900 Euro im Monat 
zur Verfügung. Im Grunde ist das ein Grundeinkommen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein! 
Grundeinkommen ist was völlig anderes! – 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein!)
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Herr Kober, wenn Sie sagen – warten Sie ab –, Sie 
wollen die Sanktionen nicht abschaffen, dann sollten 
Sie Ihren Antrag genauer lesen. In dem steht: „Abschaf-
fung von Sanktionen der Kosten der Unterkunft“. Wir 
wissen nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts, 
dass 30-Prozent-Sanktionen beim Regelsatz okay sind 
und 70 Prozent nicht. Das heißt also: Im Grunde ist es 
ein Grundeinkommen, das jeder erhält, der nicht arbeitet.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein!)

Nach Ihrem Antrag geht es sogar so weit, dass man 
diesen Anspruch hat, wenn ein Sozialleistungsempfänger 
mit einem Millionär zusammenwohnt. Denn Sie 
schreiben:

Schaffung eines einheitlichen Regelsatzes

– ich habe es gerade erwähnt -

für erwachsene Leistungsbezieherinnen und Leis-
tungsbezieher, unabhängig davon, ob sie mit Partner 
oder ohne Partner leben …

Das halten wir für verkehrt. Wir halten das für verant-
wortungslos gegenüber denjenigen, die sich für einen 
Mindestlohn abbuckeln und am Ende des Monats, wenn 
man alles abzieht – die Sozialabgaben, die Steuern und 
die Miete –, weniger zur Verfügung haben als Sozialleis-
tungsempfänger, die nicht arbeiten. Das halten wir für 
verkehrt.

(Beifall bei der AfD – Kai Whittaker [CDU/ 
CSU]: Schon wieder eine Rede, in der Sie sa-
gen, was alles nicht geht!)

Es überrascht, dass Sie so einen Antrag überhaupt vor-
bringen. Im Übrigen sind das Fantasien der Linken, aber 
eben nicht das, was man üblicherweise von der FDP er-
wartet.

Aber es gibt noch etwas anderes in Ihrem Antrag: Sie 
wollen die Hinzuverdienstmöglichkeiten verbessern. Sie 
wollen, dass man mehr von seinem Zuverdienst zur Ver-
fügung hat. Sie sagen: So lohnt sich eine Arbeitsaufnah-
me. – Dazu passen Sie quasi die Hinzuverdienstmöglich-
keiten an, die es ja auch bislang schon gibt, aber die 
zugegebenermaßen eher von Arbeit abschrecken als ani-
mieren, Arbeit aufzunehmen. Von jedem dazuverdienten 
Euro soll man also mehr behalten dürfen. Aber das hat 
eben Konsequenzen. Ja, es führt dazu, dass mehr Men-
schen einen Job aufnehmen.

Es gibt eine Studie des IAB, des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung, das im Jahr 2010 gesagt 
hat – es hat Ihren Vorschlag ja untersucht –: Wenn man 
die Hinzuverdienstregeln anpasst, gibt es 74 000 Leis-
tungsbezieher, die tatsächlich in Arbeit kommen. – Aber 
die Studie sagt auch, dass dem 880 000 Menschen gegen-
überstehen, die in den Hartz-IV-Bezug fallen. Da müssten 
Sie eigentlich selbst erkennen, dass das ein extrem 
schlechter Deal ist.

(Beifall bei der AfD – Pascal Kober [FDP]: Wir 
reden hier nicht von Studien von 2010, sondern 
von 2019!)

– Ja, Sie haben auch eine Studie. Wahrscheinlich haben 
Sie die selber beim ifo-Institut beauftragt; aber ich bezi-
ehe mich auf die Studie des staatlichen Instituts, und die 
erscheint mir etwas glaubwürdiger zu sein.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Normalerweise 
misstrauen Sie doch den staatlichen Instituten!)

Mehr Leistungsempfänger bedeuten nach dieser Studie 
eben auch höhere Kosten. Diese Studie ging damals von 
3,2 Milliarden Euro Mehrkosten pro Jahr aus. Wenn Sie 
sich also demnächst wieder in den Haushaltsberatungen 
hinstellen – ich glaube, Herr Fricke hat das neulich getan – 
und die Bundesregierung dafür kritisieren, zu Recht im 
Übrigen, dass die Sozialleistungen zu hoch sind, dann 
behalten Sie im Hinterkopf, dass mit Ihrem Bürgergeld-
modell alles noch viel schlimmer wird.

(Beifall bei der AfD)
Neben all der Kritik gibt es auch Forderungen, die wir 

unterstützen. Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin: 
Ja, wir sind bei Ihnen, wenn Sie in Ihrem Antrag fordern, 
die Betreuung in den Jobcentern zu verbessern. Wir sind 
dabei, wenn Sie sagen, Sie wollen die Weiterbildungs-
möglichkeiten verbessern und die Übergänge in den ers-
ten Arbeitsmarkt stärken. Da können Sie mit uns rechnen. 
Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss. Wir 
stimmen der Überweisung zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Schmidt für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Zuschauerinnen 

und Zuschauer! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie 
wir schon mitbekommen haben: Die ganze Frage der 
Sanktionen ist emotional stark aufgeladen, und sehr kont-
räre Haltungen prallen aufeinander. Das ist nicht nur hier 
im Parlament so, sondern das ist auch in der Bevölkerung 
so, wie das in einer Demokratie eben so ist. Das Bundes-
verfassungsgericht hat vor diesem Hintergrund ein, wie 
ich finde, sehr kluges Urteil gesprochen.

Ich glaube, für die allermeisten Menschen ist die Hal-
tung, für ihr eigenes Einkommen zu sorgen, eine absolute 
Selbstverständlichkeit. Es ist das Selbstverständnis, das 
sie haben, dass sie für ihr eigenes Leben selbst sorgen, 
ihren eigenen Lebensunterhalt auch irgendwie selber er-
wirtschaften. Man mag das eine kulturelle Haltung nen-
nen oder – weil wir ja bei den christlichen Formulierun-
gen waren – Arbeitsethos, aber ganz viele Menschen sind 
davon geprägt. Wäre das nicht so, dann hätten wir auch 
kein Problem mit verschämter Armut, weil genau das sich 
darin wiederfindet, dieses „Ich will nicht als Bittsteller 
oder Bittstellerin zum Amt gehen, und deswegen verzich-
te ich auf Dinge, die mir zustehen“. Deshalb war es auch – 
kleiner Exkurs – so wichtig, was wir in der Grundrente 
getan haben, damit die Menschen eben nicht zum Amt 
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gehen müssen, sondern automatisch ihre Grundrente be-
kommen. Das war gut und richtig.

(Beifall bei der SPD)

Also: Für viele Menschen ist das ein prägendes Selbst-
verständnis, und das Bundesverfassungsgericht hat die-
sem Selbstverständnis Genüge getan, indem es der Er-
wartung, dass es Mitwirkungspflichten gibt, dass es 
etwas Selbstverständliches ist, das Einkommen selbst zu 
sichern, entsprochen hat.

Aber es entspricht eben auch der Haltung der aller-
meisten Menschen, dass man unverschuldet in Not ge-
raten kann und Hilfe braucht. Manchmal gerät man auch 
verschuldet in Not und braucht trotzdem Hilfe und eine 
zweite Chance und vielleicht manchmal auch eine dritte.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Deshalb hat das Bundesverfassungsgericht dieser Grund-
haltung, für das eigene Einkommen sorgen zu müssen, die 
Rechte entgegengesetzt, die aus der Würde des Menschen 
entstehen, und stellt dazu klare Regeln auf. Wenn ich 
diese in eigenen Worten zusammenfasse, dann heißt das 
ungefähr so: Bei der Arbeit der Jobcenter muss viel stär-
ker als bisher die jeweilige individuelle Lage des oder der 
einzelnen Arbeitslosen berücksichtigt werden. Die Arbeit 
des Jobcenters muss erwiesenermaßen Sinn machen – 
flexibel, zurücknehmbar und anpassbar –, und das Ein-
fordern von Mitwirkungspflichten ist an ganz klare Vo-
raussetzungen gebunden und hat harte Grenzen.

Damit diese Mitwirkung eingefordert werden kann, 
muss es folglich grundsätzliche Veränderungen im Sys-
tem geben. Diese haben wir in unserem Sozialstaatspa-
pier zu Beginn dieses Jahres beschrieben. Der erste und 
wichtigste Punkt ist die individuelle Betrachtung. Wir 
haben gesagt, wir wollen aus der Eingliederungsverein-
barung eine Teilhabevereinbarung machen, eine Verein-
barung, in der gemeinsam auf Augenhöhe Rechte und 
Pflichten der jeweils anderen Seite festgeschrieben wer-
den, und nicht nur einseitig die Pflichten der Arbeitslo-
sen. Wir wollen einen großen, breiten Instrumentenkas-
ten, mit dem unterstützt werden kann und der nicht nur 
Instrumente der Arbeitsmarktintegration, sondern auch 
Schritte der sozialen Teilhabe mit umfasst, denn manch-
mal muss auch erst ein persönliches Problem gelöst wer-
den, bevor man für sich selbst sorgen kann.

(Beifall bei der SPD)

Die Maßnahmen und die Unterstützung müssen Sinn 
machen. Arbeitslose sind mündige Bürgerinnen und 
Bürger, und sie sind Expertinnen und Experten ihrer 
selbst. Deshalb wollen wir ihre Rechte stärken und ihnen 
mehr Rechte geben. Es muss zum Beispiel die Möglich-
keit geben, den Ansprechpartner, wenn die Chemie mal 
gar nicht stimmt, auch einmal wechseln zu dürfen und 
neutrale Ombudsstellen anzusprechen. Außerdem wollen 
wir ein Recht auf Qualifizierung und Weiterbildung. Aber 
wir wollen noch mehr als das: Wir wollen vor allem ein 
Recht auf Arbeit, ausgehend von dem Grundsatz, den ich 
am Anfang beschrieben habe: dass die allermeisten Men-
schen eigentlich ihren Lebensunterhalt selbst verdienen 

wollen. Wir wollen ihnen diese Möglichkeit mit einem 
Recht auf Arbeit geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Unsere Antwort ist eben nicht die eines bedingungslosen 
Grundeinkommens, die Menschen am Ende des Tages 
rechts oder links liegen zu lassen, sondern wir wollen 
Arbeit statt Arbeitslosigkeit bezahlen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
etwas völlig anderes! Seht euch doch mal an, 
was das wirklich heißt! – Zuruf der Abg. Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

– Wir diskutieren das mal nicht hier, sondern woanders 
aus, Matthias Birkwald.

In einem solchen System ist es eine Frage des gegen-
seitigen Respekts, auch einen eigenen Beitrag einzubrin-
gen, mitzuwirken und sich im Rahmen seiner Möglich-
keiten anzustrengen, -

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Schmidt!

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
– um auch selbst wieder stolz zu sein auf das, was man 

geleistet hat. In diesem Sinne freue ich mich auf die wei-
tere Diskussion des Themas.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Johannes 

Vogel das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Da 

die Kollegin Kipping eben zu Recht sagte, dass die Inter-
pretation eines Gerichtsurteils kein kreativer Ideenwett-
bewerb sei, sondern Seriosität voraussetze, möchte ich zu 
Beginn der Debatte festhalten:

Erstens. Sanktionen sind nicht verfassungswidrig. Alle 
sind zur Hilfe gegenüber allen verpflichtet, die diese Hilfe 
brauchen; aber jeder hat auch die Verantwortung, daran 
mitzuwirken, diesen Zustand wieder zu beenden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Diesen Grundsatz ins Gesetz zu schreiben, ist verein-
bar mit unserem Grundgesetz sowie mit der darin konsti-
tuierten und gesicherten Menschenwürde. Dass über 
90 Prozent der betroffenen Menschen überhaupt nicht 
mit Sanktionen in Kontakt kommen, zeigt doch zweierlei:

Es ist richtig, lieber Kollege Lehmann, dass es unver-
antwortlich ist, Zerrbilder von den Menschen zu zeich-
nen, die unsere Unterstützung benötigen und diesen Zu-
stand gern verlassen würden. Genauso falsch ist es aber 
auch, Zerrbilder von den Menschen zu zeichnen, die in 
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den Jobcentern arbeiten und jeden Morgen aufstehen, um 
diesen Menschen zu helfen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Martin 
Rosemann [SPD] – Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das macht keiner!)

Beides ist falsch, und beides hören wir aber auch immer 
wieder in dieser Debatte.

Zweitens. Das Gericht hat klipp und klar gesagt – –,

Vizepräsidentin Petra Pau:
Gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung?

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Aber gern.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Sie will 
jetzt etwas lernen!)

Katja Kipping (DIE LINKE):
Vielen Dank für die Möglichkeit einer Zwischenfra-

ge. – Frau Präsidentin! Herr Vogel, Sie haben gerade 
den Eindruck erweckt, dass jemand ein Zerrbild von 
den Beschäftigten in den Jobcentern, den Sachbearbeiter-
innen und Sachbearbeitern, zeichnen würde. Ich kann das 
für mich und ich denke, auch für jene, die diesen Antrag 
verfasst haben, eindeutig zurückweisen.

Wir sagen vielmehr, dass das jetzige Urteil die Be-
schäftigten in den Jobcentern in eine verdammt schwie-
rige Situation bringt; denn es gibt unterschiedliche 
Interpretationen aus dem Hohen Haus. Es gibt unter-
schiedliche Aussagen, auch von der Spitze der Bundes-
agentur für Arbeit. Es gibt jetzt einen größeren Ermes-
sensspielraum.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Es gibt eine Ar-
beitsanweisung!)

Dies macht es für die Mitarbeiter stressiger und schwieri-
ger; denn sie sind immer mit einem konkreten Menschen 
konfrontiert.

Deshalb wollte ich Ihnen diese Rückmeldung geben 
und fragen, woher Sie die Aussage genommen haben, 
dass wir schlecht über sie sprechen würden. Ganz im Ge-
genteil: Wir sagen, die unbürokratischste Regelung wäre 
die Umsetzung mit einer Sanktionsfreiheit auch für die 
Beschäftigten in den Jobcentern.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Das kann ich Ihnen sagen, wie der Eindruck entsteht. 

Er entsteht, weil wir in der Debatte immer wieder von 
Einzelfällen hören, bei denen man in der Tat den Eindruck 
haben kann, dass zu Unrecht Sanktionen verhängt wurden 
und dann immer wieder in der öffentlichen Debatte der 
Eindruck kreiert wird, dass das der Regelfall wäre.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Hälfte wird von den Sozialgerichten 
kassiert!)

Richtig ist – das will ich an dieser Stelle auch ganz klar 
sagen – aber auch

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 50 Pro-
zent werden von den Gerichten kassiert!)

– hören Sie bitte gut zu! – der zweite Teil des Urteils:

Erstens. Sanktionen sind eine außerordentliche Belas-
tung, und sie dürfen nie so weit gehen, dass jemand bei-
spielsweise seine Wohnung verliert.

Zweitens. Natürlich war es absurd, dass es Konstella-
tionen im Gesetz gab, aufgrund derer es den Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern in den Jobcentern verboten war, 
eine Sanktion aufzuheben, obwohl das Verhalten längst 
geändert wurde.

Beides haben wir Freien Demokraten aber auch schon 
lange gesagt. Deshalb ist das Urteil in beiden Teilen rich-
tig und nicht nur einstimmig, sondern auch klug gefällt, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Jede zweite Sanktion wird vom 
Gericht zurückgenommen!)

Unser höchstes Gericht hat damit – das ist doch eine 
Chance! – in den letzten Jahren zwei entscheidende 
Streitfragen bei der Grundsicherung geregelt. Immer wie-
der wurde über die Verfassungsmäßigkeit der Regelsätze 
und der Sanktionen diskutiert. Beide Fragen sind jetzt 
höchstrichterlich beantwortet. Das heißt, wir könnten 
doch jetzt einen Schritt zurücktreten, den Blick heben 
und uns fragen: Was müssen wir bei der Grundsicherung 
generell besser machen?

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gute Frage!)

Dies setzt aber zwei Dinge voraus, liebe Kolleginnen 
und Kollegen: Die Union darf nicht länger im Wortsinn 
konservativ sein und sich – und mit ihr die Koalition – nur 
genau so weit bewegen, wie sie gerade muss. Lieber Kol-
lege Peter Weiß, die Eins-zu-eins-Umsetzung des Urteils 
reicht eben nicht, sondern wir müssen jetzt über die 
Grundsicherung generell sprechen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall des Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD])
– Da klatscht sogar die SPD, das freut mich sehr.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Martin 
Rosemann [SPD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen und 
den Linken, für Sie gilt aber genauso: Zwischen Sie beide 
passt nicht nur in der Arbeitsmarktpolitik mal wieder kein 
Blatt; man kann Sie fast auswechseln. Vielmehr darf es 
uns auch nicht darum gehen, was Sie wollen: Sie suchen 
den Abstand zur Agenda 2010 und die Nähe zum bedin-
gungslosen Grundeinkommen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein! 
Johannes, nicht du auch noch! – Heiterkeit bei 
der SPD)

Was wir aber doch in Wahrheit suchen müssten, das 
sind die neuen Antworten für die neue Zeit, liebe Kolle-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                           15852 

Johannes Vogel (Olpe) 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



ginnen und Kollegen, und dabei gibt es natürlich Bedarf, 
wo die Grundsicherung besser werden muss.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir wol-
len kein bedingungsloses Grundeinkommen! 
Wir wollen eine sanktionsfreie Grundsiche-
rung!)

Erstens. Die Grundsicherung muss viel unbürokrati-
scher werden. Die Menschen müssen von Amt zu Amt 
rennen und teils monströse seitenlange Bescheide ausfül-
len.

Zweitens. Die Grundsicherung kann viel würdewahr-
ender werden. Die Menschen müssen heute noch Details 
ihres Mietvertrags diskutieren und Fragen zu ihrer Bezie-
hung beantworten. Das können mündige Bürger selbst 
entscheiden, auch wenn der Staat das Existenzminimum 
sichert.

Drittens und letztens muss die Grundsicherung chan-
cenorientierter werden; mein Kollege Pascal Kober hat es 
schon gesagt. Wie läuft es denn in der Realität? Wenn 
jemand aus der Grundsicherung herausfindet, dann ist 
es heute doch oft so, dass er erst eine Stelle für ein paar 
Stunden in der Woche bekommt. Die ersten 100 Euro 
kann man auch behalten, aber wenn dann die Chefin oder 
der Chef sagt: „Komm doch ein paar Stunden mehr“, 
dann muss man von jedem verdienten Euro 80 Cent ab-
geben. Das ist absurd.

(Kerstin Tack [SPD]: Quatsch!)

Gerade wenn der Weg aus der Hilfsbedürftigkeit heraus-
führt, legen wir heute Steine in den Weg. Stattdessen 
müssen wir eine trittfeste Leiter aus der Grundsicherung 
heraus bauen.

(Beifall der Abg. Reinhard Houben [FDP] und 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist kein Widerspruch zu unserem 
Antrag!)

Das wäre eine moderne und bessere Grundsicherung. Das 
nennen wir liberales Bürgergeld, und darüber sollten wir 
in den nächsten Wochen auch sprechen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Kai Whittaker das 

Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Mit Blick auf den 

Blutdruck des geschätzten Kollegen Birkwald versuche 
ich jetzt, das Wort „bedingungsloses Grundeinkommen“ 
nicht weiter in den Mund zu nehmen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sehr 
gut!)

Werte Kollegen, ich glaube, in der Debatte ist deutlich 
geworden, dass Grüne und Linke das Urteil für ihre po-
litischen Zwecke missbrauchen.

(Zurufe von der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!)

Frau Kipping, Sie stellen sich hier an dieses Rednerpult 
und sagen: Sanktionen sind menschenunwürdig. – Damit 
suggerieren Sie, dass sie verfassungswidrig sind.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Nein, nein, nein, 
nein!)

Genau das ist etwas, was das Urteil nicht festgestellt hat. 
Vielmehr sind Sanktionen mit der Verfassung vereinbar.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das Bundesverfassungsgericht hat auch ganz klar ge-

sagt, dass man die Regelungen im Sinne des Nachrang-
grundsatzes ausgestalten kann.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Kann, nicht muss!)

Das heißt, dass jeder das tun muss, was er tun kann, damit 
er aus der Hilfe herauskommt.

Frau Kipping, Sie haben vorhin die Randnummer 124 
aus dem Bundesverfassungsgerichtsurteil zitiert. Genau 
die habe ich mir auch aufgeschrieben.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Sehr schön!)
Sie haben den zweiten Satz unterschlagen. Er lautet – ich 
zitiere –:

Eine daran

– also an die Sanktionen -

anknüpfende Schonung der begrenzten finanziellen 
Ressourcen des Staates sichert diesem künftige Ge-
staltungsmacht gerade auch zur Verwirklichung des 
sozialen Staatsziels.

Das heißt mit anderen Worten: Nicht nur, dass sich die 
große Gemeinschaft um den Einzelnen kümmern muss 
und der Einzelne alles zu tun hat, um sich um das große 
Ganze zu kümmern, sondern auch: Er muss es auch tun. 
Wir müssen die Sanktionen verhängen. Wenn wir es nicht 
machen, untergraben wir den Sozialstaat in der Zukunft.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das sagt das Bundes-
verfassungsgericht explizit nicht!)

Herr Lehmann, genau deswegen ist es kein Spaltpilz, 
wenn wir auf den Sanktionen bestehen. Es ist ein Spalt-
pilz, wenn Sie sie abschaffen wollen.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht aber auch nicht im Urteil!)

Das treibt den Spaltpilz in die Gesellschaft hinein, Herr 
Lehmann.

Man muss auch ganz klar sagen: Es ist für Sie natürlich 
auch ein bisschen einfach, wenn Sie sagen: Die Sanktio-
nen sind menschenunwürdig und müssen deshalb abge-
schafft werden. – Wenn Sie suggerieren, dass die Sank-
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tionen verfassungswidrig sind, dann heißt das, dass es 
keine andere Option gibt, als sie abzuschaffen. Damit 
entziehen Sie sich einer Erklärung gegenüber dem Steuer-
zahler, warum Sie diese eigentlich politische Forderung 
tatsächlich wollen.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau! Das ist eine politische Forde-
rung!)

Sie wissen, dass das eine sehr schwere Forderung ist, 
weil die absolute Mehrheit der Bürger in diesem Land – 
und das konsequent schon seit Jahren – für Sanktionen ist.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Mittlerweile ist die 
Hälfte der Bevölkerung für ein bedingungslo-
ses Grundeinkommen!)

Eine absolute Mehrheit – gerade heute war dazu wieder 
eine Umfrage in den Zeitungen –, 53 Prozent, ist dagegen, 
Sanktionen abzuschaffen. – Sie wollen Politik gegen den 
gesunden Menschenverstand machen.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Das ist natürlich deutlich schwieriger, als sich einfach 
hierhinzustellen und zu sagen, das habe das Verfassungs-
gericht mehr oder weniger so suggeriert.

Sie machen es sich auch deshalb leichter – auch das 
kam schon zur Sprache –, weil gerade einmal jeder elfte 
Hartz-IV-Empfänger im Laufe eines Jahres wirklich 
sanktioniert wird. Jeder Elfte! Sie schreiben in Ihrem An-
trag: Das sind über 400 000 Menschen. – Das ist richtig, 
das sind viele Menschen. Aber das heißt im Umkehr-
schluss, dass 3,6 Millionen Menschen nicht sanktioniert 
werden.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Und die Fami-
lienangehörigen?)

Für die machen Sie hier in diesem Plenum gar keine 
Politik. Seit Jahr und Tag reden wir immer nur darüber, 
Sanktionen abzuschaffen oder abzumildern. Aber ich ha-
be von Ihnen noch keinen substanziellen Vorschlag dazu 
vernommen, wie Sie diese 3,6 Millionen Menschen aus 
der Arbeitslosigkeit in die Arbeit bringen wollen. Das 
muss im Vordergrund stehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Wi-
derspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir glauben, dass wir einen neuen sogenannten ABC- 
Ansatz brauchen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Whittaker, gestatten Sie eine Frage oder Be-

merkung des Kollegen Birkwald? Ich mache auch gleich 
darauf aufmerksam: Das ist dann die letzte, die ich hier 
zulasse.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Er hat 
doch noch gar keine gestellt!)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Ich gestatte die Zwischenfrage gerne.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! – Vielen Dank, lieber 

Kollege Whittaker, dass die Zwischenfrage zugelassen 
wird.

Erstens. Mit unserem Antrag in der vergangenen Sit-
zungswoche haben wir sehr wohl Vorschläge gemacht, 
wie man Erwerbslose besser in Arbeit bekommt. Zwei-
tens. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass jeder 
vierte Erwachsene mit Hartz IV sein Gehalt ergänzt, also 
sein mieses Einkommen, sein Niedriglohneinkommen 
notwendigerweise aufstocken muss, also morgens früh 
aufsteht und zur Arbeit geht, drittens, weitere 26 Prozent 
der Hartz-IV-Betroffenen sich in Arbeitsförderung oder 
Weiterbildung befinden und dass viertens insgesamt nur 
eine Minderheit derjenigen, die von Hartz IV betroffen 
sind, wirklich arbeitslos sind? Das sind nämlich nur 
25 Prozent.

Alle anderen sind Kinder. Ich hoffe, dass wir uns hier 
im Hohen Hause alle einig sind, dass wir keine Kinder-
arbeit wollen. Alles andere sind ferner Menschen, die 
Leistungen aufstocken. Es sind auch Menschen dabei, 
die krank sind. Das heißt, wir haben einen hohen Anteil 
von SGB-II-Leistungsberechtigten, die sehr wohl arbei-
ten gehen und zeigen, dass sie Leistung erbringen wollen. 
Dazu zählen auch all diejenigen, die sich in einer Weiter-
bildung befinden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Die erste Bemerkung ist, dass in meinen Zahlen die 

Kinder nicht eingerechnet sind. Natürlich sind wir uns 
darin einig, dass Kinder auf dem Arbeitsmarkt nichts zu 
suchen haben. Das ist ganz klar.

Zweitens. Ja, auch unter den SGB-II-Empfängern sind 
sogenannte Aufstocker. Ob sie ihr mieses Gehalt, wie Sie 
sagen, aufstocken oder ob es schlicht und ergreifend am 
Stundenumfang liegt, den sie aus gesundheitlichen 
Gründen leisten können, sodass sie keine Vollzeitstelle 
haben, ist aus den Statistiken nicht eindeutig herauszu-
lesen. Deshalb widerspreche ich Ihrer Interpretation in 
diesem Punkt.

Selbst wenn es so wäre, habe ich von Ihrer Fraktion 
auch noch keinen Vorschlag gehört, wie die Mitarbeiter in 
den Jobcentern in Zukunft solchen Menschen eine weite-
re Beratung zukommen lassen können, damit sie sich 
weiterbilden und in ihren Jobs aufsteigen können.

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Das steht doch 
im Antrag! – Matthias W. Birkwald [DIE LIN-
KE]: Steht in unserem Antrag drin!)

Das ist so im Aufstockerbereich nicht explizit vorgese-
hen. Die Jobcentermitarbeiter kümmern sich hauptsäch-
lich um diejenigen, die gar keine Arbeit haben. Ich halte 
das durchaus für ein Problem. Aber von Ihrer Fraktion 
habe ich diesbezüglich nichts gehört.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Steht im 
Antrag drin!)
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Sie haben letzte Woche lediglich den Antrag einge-
bracht, mit dem Sie sagen: Erst einmal bekommt jeder 
eine Art – jetzt sage ich es doch – bedingungsloses 
Grundeinkommen, aber mit irgendeiner Arbeit nebenher, 
die mit dem normalen Arbeitsleben nichts zu tun hat. – 
Ich empfinde es als keine menschenwürdige Arbeit, wenn 
man so tut, als ob Menschen arbeiten gehen könnten oder 
müssten. Vielmehr brauchen sie eine richtige Arbeit bei 
einem richtigen Unternehmen mit einem richtigen Ar-
beitsvertrag und einem richtigen Lohn. Das ist für mich 
eine erfolgreiche Vermittlung in den Arbeitsmarkt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch des 
Abg. Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Deshalb bleibe ich dabei: Wir brauchen einen neuen 
ABC-Ansatz. Das Erste: Anreize setzen. Da stimme ich 
in der Sache mit der FDP überein. Leider haben Sie in 
Ihrem Antrag ausgerechnet den Verdienst der ersten 
100 Euro, also den geringsten Hinzuverdienst, völlig un-
berührt gelassen. Dabei sehen da die Sachverständigen, 
also die Wirtschaftsweisen der Bundesregierung, den 
größten Handlungsbedarf. Da geht Ihr Antrag fehl.

Zweitens. Es braucht mehr Bildung. Auch da noch mal 
der Hinweis an das Ministerium: Wir müssen uns dem 
Thema „Fachbildung und Weiterbildung“ massiv zuwen-
den, weil das, was zurzeit in den Jobcentern läuft, nicht 
unbedingt das ist, was in einem Hochtechnologieland wie 
Deutschland unbedingt gebraucht wird.

Drittens – Frau Kollegin Tack, da bin ich sehr dankbar, 
das von Ihnen zu hören –: das Thema Chance. Es geht um 
mehr Zeit, mehr Personal. Denn das heißt es ja am Ende. 
Wir brauchen eine bessere und engere Beratung in den 
Jobcentern. Ich glaube, dass wir das nicht mit mehr Per-
sonal hinkriegen, sondern wir müssen Personal um-
schichten: von denjenigen, die Hartz IV ausrechnen, zu 
denjenigen, die die Arbeitslosen in Arbeit bringen. Wenn 
das die Erkenntnis auch bei der SPD ist, dann freue ich 
mich sehr auf die Reformen, die vor uns liegen, um dieses 
Problem zu lösen.

(Kerstin Tack [SPD]: Das war nicht unser 
Problem!)

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Martin Rosemann für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Ich finde es schon bemerkenswert, dass gut eine Woche 
nach dem Urteil die Interpretation des Urteils von Teilen 
dieses Hauses immer noch so selektiv vorgenommen 
wird. Die Linken lesen das eine aus dem Urteil heraus, 
die CDU/CSU liest das andere heraus.

Dabei müssen wir schon das Urteil in Gänze zur Kennt-
nis nehmen, meine Damen und Herren. Das heißt dann – 

das haben Frau Tack und Frau Schmidt auch schon aus-
geführt –, dass Mitwirkungspflichten weiterhin abver-
langt werden können,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Können, nicht müs-
sen!)

aber dass Sanktionen verhältnismäßig sein müssen. Das 
gilt für die Höhe. Das gilt für die Möglichkeit, Sanktionen 
zurückzunehmen. Das gilt vor allem dafür, dass der oder 
die Einzelne in den Mittelpunkt gestellt wird.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Nichts 
anderes haben wir auch gesagt!)

Da sind wir als Gesetzgeber gefragt. Damit bin ich 
zuerst einmal bei der FDP. Also, ich wünsche mir nach 
dieser Rede mehr Vogel in der FDP; ich wünsche mir 
wirklich mehr Vogel in der FDP.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD)

Aber wenn hier der Eindruck erweckt wird, wie vor allem 
vom Kollegen Kober, alles sei nur ein Problem finanz-
ieller Anreize, dann muss ich sagen: Das greift doch et-
was zu kurz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will nicht sagen, dass wir gar keine Probleme bei 
Zuverdiensten haben, aber was die FDP will mit ihren 
Vorschlägen zum Zuverdienst, mit ihrem liberalen Bür-
gergeld, das hieße ja – –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Rosemann, gestatten Sie eine Frage oder Be-

merkung des Kollegen Kober?

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Ich glaube, er sollte erst mal zuhören, was ich dazu 

sagen will.

Vizepräsidentin Petra Pau:
„Erst mal“ ist nicht. Ich habe vorhin schon deutlich 

gemacht, wer hier das Wort erteilt. Entweder Sie gestatten 
das, oder es geht jetzt weiter.

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Ich gestatte die Frage jetzt nicht. Vielleicht erledigt sie 

sich dann auch.

Der Ansatz der FDP bedeutet ja, dass zunächst mehr 
Menschen in die Grundsicherung kommen. Wir wollen 
genau das Gegenteil, wir wollen verhindern, dass Men-
schen überhaupt in die Grundsicherung kommen,

(Beifall bei der SPD)
durch einen höheren Mindestlohn, dadurch, dass wir die 
vorgelagerten Systeme stärken, dass wir jetzt ein höheres 
Wohngeld machen, dass wir den Kinderzuschlag ausge-
baut haben und dass wir eine Kindergrundsicherung wol-
len. Weniger Leute in SGB II, nicht mehr – das ist doch 
die Antwort.
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(Beifall bei der SPD)

Finanzielle Anreize mögen ein Problem sein, zum Bei-
spiel wenn Menschen, die keine Hartz-IV-Leistungen 
mehr bekommen, plötzlich Kitagebühren zahlen müssen, 
was sie vorher nicht mussten. Da müssen wir aber ziel-
genauer ansetzen. Vor allem sind finanzielle Anreize 
nicht das einzige Problem. Denn viele Menschen im 
SGB II haben eben Probleme. Da müssen wir doch in 
erster Linie zielgenau unterstützen durch eine individuel-
le Hilfe, indem der Sozialstaat als Partner die Leute im 
Einzelfall passgenau unterstützt.

(Beifall bei der SPD)

Das genau verlangt uns das Urteil ab. Was müssen wir 
tun, um das zu leisten?

Erstens. Wir brauchen einen Kulturwandel, nämlich 
dass die Menschen Bürgerinnen und Bürger mit eigenen 
Rechten sind und eben keine Bittsteller, dass sie nicht von 
einer Stelle zur anderen geschickt werden dürfen, sondern 
Hilfe und Unterstützung wie aus einer Hand bekommen.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens. Wir müssen für mehr Augenhöhe sorgen. 
Wir brauchen ein Bündnis auf Augenhöhe zwischen 
dem Jobcenter und demjenigen, der die Unterstützung 
bekommt. Dazu gehört ein respektvoller Umgang, dazu 
gehört aber auch, dass wir eine Teilhabevereinbarung ab-
schließen mit konkreten Schritten, verständlich und klar 
für beide Seiten, klar darin, was welche Seite zu leisten 
hat.

Drittens. Es geht um umfassende Unterstützung, nicht 
nur um Arbeit. Natürlich geht es um Arbeit und Weiter-
bildung, aber eben um mehr, um Kinderbetreuung, um 
Gesundheit, um alles, was die Menschen in ihrem persön-
lichen Umfeld an Problemen haben, was sie selber nicht 
mehr auf die Reihe kriegen. Deswegen lasst uns – ich bin 
Peter Weiß dankbar, dass er das Coaching angesprochen 
hat – das Coaching über den sozialen Arbeitsmarkt hinaus 
ausdehnen hin zu einem umfassenden Begleitungsange-
bot für alle.

(Beifall bei der SPD – Dr. Matthias Zimmer 
[CDU/CSU]: Um Gottes willen!)

Und damit die Menschen, die in den Jobcentern arbei-
ten, die dort Beschäftigten, das auch leisten können, müs-
sen sie in der Tat entlastet werden, auch von Bürokratie. 
Ja, das stimmt. Aber bitte kein Bürokratieabbau und keine 
Pauschalisierung auf Kosten der Betroffenen, wie das die 
FDP in Teilen vorgeschlagen hat!

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Meine Damen und Herren, ein umfassender Hilfean-
satz kann nur funktionieren, wenn Hilfe und Unterstüt-
zung immer im Vordergrund stehen und wichtiger sind als 
Sanktionen. Wenn man so fördert, dann kann man von 
den Leuten auch einfordern, dass sie daran mitwirken und 
selbst etwas dafür tun, ihren Lebensunterhalt zu verdie-
nen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Rosemann.

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Das ist auch eine Frage der Solidarität, meine Damen 

und Herren. Deshalb wollen wir das SGB II in diesem 
Sinne gemeinsam mit dem Koalitionspartner weite-
rentwickeln.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
„Gemeinsam“ ist gut!)

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Dr. Astrid 

Freudenstein das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Astrid Freudenstein (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Wie gut geht es Deutschland? Das fragt die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung“ in einer aktuellen Reihe. Der Jour-
nalist, der die Antwort gibt, bezieht sich nicht auf die 
Bergpredigt, sondern auf Zahlen und Fakten, was ich in 
diesem Fall auch zielführender finde. Er kommt zu drei 
Feststellungen. Erstens. Die Armutsgefährdung der Deut-
schen befindet sich auf dem niedrigsten Niveau seit zehn 
Jahren. Zweitens. Der Anteil der Menschen, die in absolut 
ärmlichen Verhältnissen leben, ist so gering wie noch nie 
seit 2005. Drittens. Auch die Zahl der Menschen, die auf 
Grundsicherung angewiesen sind, ist so gering wie nie 
seit Einführung der Agenda 2010. – Ich finde diese Fest-
stellungen wichtig, weil sie zeigen, dass wir auf dem 
richtigen Weg sind; denn unser Ziel ist es ja, dass mög-
lichst wenige Menschen auf Grundsicherung angewiesen 
sind.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das liegt aber nicht 
an der Regierung, sondern einfach an der Kon-
junktur!)

Ein selbstbestimmtes und erfülltes Leben ist eben nur auf 
eigenen Beinen möglich und nicht und nie an der Hand 
des Sozialstaates.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir stehen für einen aktivierenden Sozialstaat. Wir 

wollen die Menschen aus der Abhängigkeit herausholen 
und sie wieder in Arbeit bringen. Und genau das funk-
tioniert ja auch ganz gut in unserem Land. Dazu beige-
tragen, dass das klappt, haben natürlich die Millionen 
fleißigen Menschen, die unseren Sozialstaat Monat für 
Monat mit ihren Beiträgen und Steuern finanzieren. Jeder 
bei uns im Land weiß, dass die wirtschaftlichen Erfolge 
der letzten Jahre eben nicht vom Himmel gefallen sind, 
dass sie hart erarbeitet worden sind von den Menschen, 
die früh aufstehen, zur Arbeit gehen, sich um ihre Fami-
lien kümmern und so den sozialen Zusammenhalt stär-
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ken, der uns so stark macht. Man kann eben nur Geld 
verteilen, das erwirtschaftet worden ist.

Dazu beigetragen, dass wieder mehr Menschen auf ih-
ren eigenen Beinen stehen, haben aber eben auch die 
Hartz-IV-Reformen mit diesem Fördern und Fordern. 
Das ist jetzt 14 Jahre lang wissenschaftlich sehr ordent-
lich untersucht worden. Deshalb lässt sich viel über seine 
Wirkung sagen.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Eben nicht! Das Bun-
desverfassungsgericht hat gesagt, dass das 
nicht erforscht worden ist! Das hat der Kollege 
Zimmer vorhin auch schon gesagt!)

Die Studien zeigen, dass die Sanktionen in der Grundsi-
cherung zielführend sind, dass sie mehr Leute in Arbeit 
bringen, dass das Prinzip des Förderns und Forderns aus 
der Massenarbeitslosigkeit herausgeführt hat. Und das 
Bundesverfassungsgericht hat auch sehr klar bestätigt, 
dass das System an sich auch verfassungskonform ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Man muss für diese Feststellungen nicht auf neolibe-

rales Gedankengut zurückgreifen.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Das muss 
man sowieso nie!)

Das will ich auch nicht. Das völlig unverdächtige IAB hat 
schon mehrmals ganz wunderbar den aktuellen Stand der 
Wissenschaft in dieser Frage dargestellt, für alle einseh-
bar, auch für die Kolleginnen und Kollegen der Opposi-
tion. Diese Analysen zeigen sehr deutlich, dass die Sank-
tionen durchaus dazu beitragen, die Menschen in Arbeit 
zu bringen, und zwar sowohl durch die Möglichkeit, dass 
sanktioniert werden kann, als auch durch die Leistungs-
kürzung selbst.

Besonders interessant finde ich im Übrigen, dass die 
Sanktionen auch aus Sicht der Betroffenen ihren Sinn 
haben. In einer Umfrage in Nordrhein-Westfalen unter 
sanktionierten Personen haben 70 Prozent der Befragten 
der Feststellung zugestimmt, dass diese Sanktionen not-
wendig sind, sonst, so wörtlich, würden alle Leistungsbe-
zieher machen, was sie wollen.

Worüber wir hier natürlich auch sprechen müssen, ist 
die Tatsache, dass Sanktionen Wirkungen zeigen, die wir 
nicht wollen. Dazu zählen, wenn es auch wenige Fälle 
sind, Wohnungslosigkeit oder der komplette Abbruch 
des Kontaktes der Betroffenen zu den zuständigen Be-
hörden. Wir sehen also durchaus, dass wir uns bei den 
Sanktionen auf einem sehr, sehr schmalen Grat bewegen.

Grundsätzlich müssen wir immer wieder schauen, dass 
der Fall gar nicht eintreten kann, dass Menschen auf die-
ses letzte Netz angewiesen sind. Ein sehr schönes Pro-
gramm, um Menschen in Arbeit zu bringen, hat der Frei-
staat Bayern gestartet, nämlich das Programm CURA. 
„CURA“ steht für: Coaching von Familien zur Bekämp-
fung urbaner Arbeitslosigkeit. Dort arbeiten Jobcenter 
sehr eng mit den Jugendämtern zusammen, und zwar 
aus der Erkenntnis heraus, dass ganze Familien unter die-
ser Situation leiden. So schaffen wir es durch sehr enge 
Zusammenarbeit der betroffenen Behörden mit den Fami-

lien, Menschen und ganze Familien aus der Arbeitslosig-
keit herauszuführen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Matthias 
Zimmer [CDU/CSU]: Wunderbar, die Bayern!)

– Wunderbar, die Bayern, so ist es.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir können 
auf diese Sanktionen nicht verzichten. Wir als Gesetzge-
ber sind gefordert, den Rahmen vorzugeben und ihn nach 
diesem Urteil anzupassen. Ganz grundsätzlich sind wir 
immer auf das Fingerspitzengefühl der Mitarbeiter vor 
Ort angewiesen. Ihr Antrag aber führt in die falsche Rich-
tung. Wir werden ihn ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/15078 und 19/15040 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 34 a bis 34 g sowie 
die Zusatzpunkte 5 a bis 5 h auf:

34 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Ge-
setzes zur Änderung der Handwerksord-
nung und anderer handwerksrechtlicher 
Vorschriften

Drucksache 19/14974

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Kirsten Tackmann, Dr. Gesine Lötzsch, 
Lorenz Gösta Beutin, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE LINKE

Agroforstwirtschaft möglich machen

Drucksache 19/14374

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Protschka, Thomas Ehrhorn, 
Franziska Gminder, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD

Änderung des Bundesjagdgesetzes zum 
Schutz verletzten Weideviehs und verun-
glückter Wildtiere

Drucksache 19/15069

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft
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d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Detlev Spangenberg, Dr. Robby Schlund, 
Jörg Schneider, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD

Nationaler Notfallplan zur Sicherstellung 
der Patientenversorgung – Patientenbe-
handlung nicht durch die EU-Medizin-
produkteverordnung gefährden

Drucksache 19/15070

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dietmar Friedhoff, Markus Frohnmaier, Ul-
rich Oehme, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
Eritrea aufnehmen und forcieren

Drucksache 19/15071

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Roman Müller-Böhm, Stephan Thomae, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Unwirksamkeit eines Abtretungsverbots 
auf europäischer Ebene durchsetzen

Drucksache 19/15044

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

g) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung

Gutachten zu Forschung, Innovation 
und technologischer Leistungsfähigkeit 
Deutschlands 2019

Drucksache 19/8400

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Ausschuss Digitale Agenda 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

ZP 5 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Errichtung der Deutschen Stiftung für En-
gagement und Ehrenamt

Drucksache 19/14977

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Sportausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Florian Toncar, Christian Dürr, Frank 
Schäffler, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Gestaltungsmissbrauch durch Share Deals 
verhindern

Drucksache 19/15053

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Dürr, Dr. Florian Toncar, Frank 
Schäffler, weiterer Abgeordneter der Frak-
tion der FDP

FinTech-Turbo – Deutschland zur europa-
weit führenden FinTech-Plattform weite-
rentwickeln

Drucksache 19/15058

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss Digitale Agenda

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Bettina Stark-Watzinger, Christian Dürr, 
Dr. Florian Toncar, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Fair Play im digitalen Wettbewerb – Für 
Gegenseitigkeit beim Zugang zu IT- 
Schnittstellen im Bereich der Zahlungs-
dienstleistungen

Drucksache 19/15057

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christine Aschenberg-Dugnus, Michael 
Theurer, Grigorios Aggelidis, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der FDP

Qualitätsorientierte Versorgung stärken – 
Pay-for-Performance-Modelle in der am-
bulanten Versorgung fördern

Drucksache 19/15055

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Marcel Klinge, Michael Theurer, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Tempo für den Tourismus

Drucksache 19/15051
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Danyal Bayaz, Anja Hajduk, Lisa Paus, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Mitarbeiterbeteiligung erleichtern – In 
Start-ups und etablierten Unternehmen

Drucksache 19/15118

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Erhard Grundl, Daniela Wagner, Anja 
Hajduk, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Clubkultur erhalten – Clubs als Kulturor-
te anerkennen

Drucksache 19/15121

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte. Interfraktionell wird vorge-
schlagen, die Vorlagen an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse zu überweisen. Sind Sie damit 
einverstanden? – Das ist der Fall. Dann sind die Über-
weisungen so beschlossen.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 35 a bis 
35 u sowie dem Zusatzpunkt 6. Es handelt sich um die 
Beschlussfassung zu Vorlagen, zu denen keine Ausspra-
che vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 35 a: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2017/1852 des Rates vom 10. Oktober 2017 
über Verfahren zur Beilegung von Besteue-
rungsstreitigkeiten in der Europäischen Union  
(EU-Doppelbesteuerungsabkommen-Streit-
beilegungsgesetz – EU-DBA-SBG)

Drucksache 19/12112

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 19/15154

Der Finanzausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/15154, den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung auf Drucksache 19/12112 in 
der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustim-
men wollen, um das Handzeichen. – Das sind die Koali-
tionsfraktionen, die AfD-Fraktion, die FDP-Fraktion und 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – Niemand. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion 

Die Linke. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetz-
entwurf ist bei Enthaltung der Fraktion Die Linke bei 
Zustimmung aller übrigen Fraktionen angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 b: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Weiterentwicklung des Berufsbildes und 
der Ausbildung der pharmazeutisch-techni-
schen Assistentinnen und pharmazeutisch- 
technischen Assistenten (PTA-Reformgesetz)

Drucksachen 19/13961, 19/14088

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Gesundheit (14. Ausschuss)

Drucksache 19/15160

Der Ausschuss für Gesundheit empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 19/15160, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf den Drucksa-
chen 19/13961 und 19/14088 in der Ausschussfassung 
anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um ihr 
Handzeichen. – Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer 
stimmt dagegen? – Die Fraktion der AfD und die Fraktion 
Die Linke. Wer enthält sich? – Die FDP-Fraktion und die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die AfD-Fraktion und die Fraktion Die Linke bei 
Enthaltung der FDP-Fraktion und der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 c: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe (17. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Margarete Bause, Harald 
Ebner, Kai Gehring, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Menschenrechte wirksam durchsetzen – Fa-
kultativprotokoll zum UN-Sozialpakt jetzt 
ratifizieren

Drucksachen 19/4554, 19/10720

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 19/10720, den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 19/4554 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Das sind die Koalitionsfraktionen und die AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Die Fraktionen Bündnis 90/Die 
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Grünen und Die Linke. Wer enthält sich? – Die FDP- 
Fraktion. Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 d: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Sylvia Kotting-Uhl, Jürgen Trittin, Omid 
Nouripour, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Kündigung des bilateralen Atomabkommens 
mit Brasilien

Drucksachen 19/14824, 19/15166

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 19/15166, den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 19/14824 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Das sind die Koalitionsfraktionen, die AfD-Fraktion 
und die FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Frak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer ent-
hält sich? – Niemand. Die Beschlussempfehlung ist an-
genommen.

Tagesordnungspunkte 35 e bis 35 u. Wir kommen zu 
den Beschlussempfehlungen des Petitionsausschusses.

Tagesordnungspunkt 35 e: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 375 zu Petitionen

Drucksache 19/14848

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Die Sammelübersicht 375 ist einstimmig an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 35 f:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 376 zu Petitionen

Drucksache 19/14849

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Die Sammelübersicht 376 ist einstimmig an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 35 g:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 377 zu Petitionen

Drucksache 19/14850

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Die Sammelübersicht 377 ist einstimmig an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 35 h:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 378 zu Petitionen

Drucksache 19/14851

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen, die 
AfD-Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer stimmt dage-
gen? – Die Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? – Die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Sammelüber-
sicht 378 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 i: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 379 zu Petitionen

Drucksache 19/14852

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen, die 
FDP-Fraktion, die Fraktion Die Linke und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Die 
AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Niemand. Die Sam-
melübersicht 379 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 j:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 380 zu Petitionen

Drucksache 19/14853

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen und die 
FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion 
und die Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? – Die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Die Sammelübersicht 380 
ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 k: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 381 zu Petitionen

Drucksache 19/14854

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Die Sammelübersicht 381 ist einstimmig an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 35 l: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 382 zu Petitionen

Drucksache 19/14855

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Die Sammelübersicht 382 ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen, der AfD-Fraktion, der 
FDP-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ge-
gen die Stimmen der Fraktion Die Linke angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 m: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 383 zu Petitionen

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                           15860 

Vizepräsidentin Petra Pau 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



Drucksache 19/14856

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen, die 
AfD-Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer stimmt dage-
gen? – Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer enthält sich? – Niemand. Die Sammelüber-
sicht 383 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 n: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 384 zu Petitionen

Drucksache 19/14857

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Die Sammelübersicht 384 ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen, der AfD-Fraktion, der 
Fraktion Die Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen gegen die Stimmen der FDP-Fraktion angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 o: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 385 zu Petitionen

Drucksache 19/14858

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen, die 
AfD-Fraktion, die Fraktion Die Linke. Wer stimmt dage-
gen? – Die Fraktion der FDP und die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen. Wer enthält sich? – Niemand. Die Sammel-
übersicht 385 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 p: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 386 zu Petitionen

Drucksache 19/14859

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen, die 
AfD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Die FDP-Fraktion und die Frak-
tion Die Linke. Wer enthält sich? – Niemand. Die Sam-
melübersicht 386 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 q: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 387 zu Petitionen

Drucksache 19/14860

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Die Sammelübersicht ist gegen die Stimmen 
der AfD-Fraktion mit den Stimmen der übrigen Fraktio-
nen des Hauses angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 r:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 388 zu Petitionen

Drucksache 19/14861

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen, die 
FDP-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion und die Frak-
tion Die Linke. Wer enthält sich? – Niemand. Die Sam-
melübersicht 388 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 s:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 389 zu Petitionen

Drucksache 19/14862

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen und die 
FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Frak-
tion, die Fraktion Die Linke und die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen. Wer enthält sich? – Niemand. Die Sammel-
übersicht 389 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 t:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 390 zu Petitionen

Drucksache 19/14863

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen, die 
Fraktion Die Linke und die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer ent-
hält sich? – Die FDP-Fraktion. Die Sammelübersicht 390 
ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 35 u: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 391 zu Petitionen

Drucksache 19/14864

Wer stimmt dafür? – Die Koalitionsfraktionen. Wer 
stimmt dagegen? – Die Oppositionsfraktionen. Wer ent-
hält sich? – Niemand. Die Sammelübersicht 391 ist an-
genommen.

Zusatzpunkt 6: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Martin Reichardt, 
Mariana Iris Harder-Kühnel, Nicole Höchst, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Sieben Prozent Mehrwertsteuer auf Artikel 
und Dienstleistungen des Kinderbedarfs – 
Steuern senken, Familien stärken

Drucksachen 19/8560, 19/13578

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 19/13578, den Antrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 19/8560 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Die Beschlussempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der FDP- 
Fraktion, der Fraktion Die Linke, der Fraktion Bünd-
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nis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der AfD-Fraktion 
angenommen.

Ich bedanke mich bei allen Kolleginnen und Kollegen 
für die konzentrierte Mitarbeit in diesen Punkten.

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Politisch verursachter Arbeitsplatzabbau in 
der Automobilindustrie

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Rainer Kraft für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsident! Werte Kollegen! Geehrte 

Zuschauer! Produktionsrückgang um 12 Prozent , Ex-
portrückgang um 15 Prozent , so sah die Halbjahresbilanz 
der Automobilindustrie im ersten Halbjahr 2019 aus. 
Doch bereits in 2018 ist die Produktion in Deutschland 
um 9,3 Prozent gesunken. Die Branche befindet sich also 
im zweiten Jahr in Folge im Niedergang und mit ihr alles, 
was daran hängt. Daher ist diese Aktuelle Stunde drin-
gend notwendig.

Und was hängt daran? Ich sage es Ihnen: In 2018 hat 
die Automobilbranche in Deutschland 426,2 Milliarden 
Euro umgesetzt. Der Gesamtbeitrag des Kraftverkehrs-
sektors zum deutschen Steueraufkommen beträgt über 
90 Milliarden Euro pro Jahr. Das ist jeder vierte Euro 
im Bundeshaushalt. 800 000 Arbeitnehmer zählt die 
Branche, und nimmt man noch die indirekt abhängigen 
Arbeitsplätze hinzu, so wird diese Zahl auf 1,8 Millionen 
Arbeitsplätze erhöht. Zählt man noch Verwandte und Fa-
milie hinzu, so sind wir bei circa 3 Millionen Menschen, 
deren Wünsche, Erwartungen und Hoffnungen daran hän-
gen, dass diese Frauen und Männer auch weiterhin mit 
ihrer eigenen Hände Arbeit in Stolz und Würde für den 
eigenen Lebensunterhalt und den ihrer Lieben sorgen 
können.

(Beifall bei der AfD)
Diesen Menschen hat diese Regierung den Kampf an-

gesagt. Es ist offensichtlich, dass die deutsche Automo-
bilbranche ein zentraler Sektor der gesamten deutschen 
Wirtschaft ist, und das Fortbestehen dieser Industrie ist 
von elementarem Interesse für unser Land. Gerade an 
diese lebenswichtige Industrie legt diese Bundesregie-
rung auf brutalste Weise die Axt an.

Zunächst stimmen die Regierungsparteien in der EU 
einer desaströsen CO2-Emissionsverordnung für unsere 
Pkws zu. Dann befeuern sie eine maßlos überzogene 
Stickoxiddebatte, die uns letztes Jahr hier beschäftigt 
hat. Am Ende wurde dieses vermeintliche Problem nicht 
mit praktischen Maßnahmen gelöst, sondern durch ein 
Stück Papier im Parlament. Ein reales Problem hat also 
wohl nie existiert.

Trotzdem haben Sie diese Debatte für einen geradezu 
religiösen Feldzug gegen das Auto benutzt.

(Beifall bei der AfD)
Der notwendigen Diskussion über eine Reform der Er-
hebung der Stickoxidwerte sind Sie dabei aus dem Weg 
gegangen. Überhaupt beschleicht mich bei Ihrer Ver-
kehrspolitik das Gefühl, man säße am muffigen Tisch 
eines kommunistischen Planwirtschaftskomitees.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels [SPD]: 
Besser als am braunen Tisch zu sitzen!)

In der Öffentlichkeit gelobt die Bundesregierung Tech-
nologieoffenheit; intern hat sie sich aber längst festgelegt: 
Stromgetrieben und mit zentnerschweren Akkus ausge-
rüstet soll das Auto von morgen sein. Dieses Prinzip ist 
zwar uralt und war schon mit dem Benz Patent-Motor-
wagen Nummer 1 überholt; aber wie man auch an Ihrem 
Fetisch für Windmühlen sieht, steht die technologische 
Antike bei dieser Regierung ganz, ganz hoch im Kurs.

(Beifall bei der AfD – Falko Mohrs [SPD]: Nur 
weil Sie nur von 39 bis 45 denken können!)

Zurück zur Planwirtschaft. 1 Million Elektroautos hat-
ten Sie bis 2020 geplant. Wo sind die denn? Auf unseren 
Straßen jedenfalls nicht! Also erhöhen Sie nun die Prä-
mien, und die wohlhabende rot-grüne Bourgeoisie kann 
Ihre politisch korrekten Zweitwagen vom Steuerzahler 
finanzieren lassen. Der normale Arbeitnehmer, der aufs 
Geld schauen muss, kann sich diese grünen Ökospielzeu-
ge gar nicht leisten.

(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: So sieht’s aus!)

Internationale Studien zeigen jedoch, dass diese Art von 
Auto in der Umweltbilanz verheerend ist.

Für Sie spielt das aber keine Rolle; denn das „Zentral-
komitee“ hat sich festgelegt. Also fließen die Sub-
ventionsgelder, und die Umwelt ächzt. Wo ist diese 
Unterstützung bei wirklich alternativen und umwelt-
freundlichen Lösungen wie E-Fuels? Es gibt sie nicht!

(Beifall bei der AfD)
Sie wollen lieber 3 Milliarden Euro an Steuergeldern 

für Ladestationen verprassen – 3 Milliarden Euro, und das 
für Elektroautos, die es gar nicht gibt. 0 Euro werden in 
synthetische Kraftstoffe für 43 Millionen real existieren-
de Pkws investiert. Das ist Politik zum Davonlaufen, und 
genau das tun immer mehr Menschen. Jedes Jahr kehren 
Hunderttausende Leistungsträger diesem Land den Rü-
cken.

(Timon Gremmels [SPD]: Wegen Ihnen!)
Dass es Ihnen nur um Ideologie geht, zeigt sich auch 

daran, wie Sie CO2-Emissionen bemessen.

(Bernhard Loos [CDU/CSU]: Keine Ahnung!)
Beim Verbrenner entsprechen diese dem realen Ver-
brauch. Beim Elektroauto werden sie willkürlich auf null 
gesetzt. Die CO2-Emissionen der Herstellung werden da-
bei unterschlagen. CO2-frei gibt es aber nicht. CO2-arm 
können sie sein – im Falle von E-Autos, wenn der Strom 
aus verlässlichen, zum Beispiel nuklearen Quellen 
stammt.
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(Timon Gremmels [SPD]: Ja, genau!)
Aber CO2-frei ist eine Erfindung aus dem politischen 
Märchenland.

(Beifall bei der AfD)
Sie wollen für unser Land die große Transformation, 

und die wird leider auch stattfinden, nur nicht so, wie Sie 
es den Bürgern verkaufen wollen.

(Falko Mohrs [SPD]: Sie wollen die Rolle 
rückwärts!)

Wenn Ihre Politik der Dekarbonisierung nicht gestoppt 
wird, werden Sie unser Land wirtschaftlich auf das Ni-
veau eines Entwicklungs- oder Schwellenlandes hinab-
transformieren,

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Langweilig!)

wie es der Sozialismus immer getan hat. Da wird dann 
kein Geld mehr da sein für Umweltschutz.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Die Menschen, die Sie mit Ihrer Politik arbeitslos ma-

chen, werden sich auch nicht über Umweltschutz unter-
halten und nachdenken, wenn sie vor den Tafeln in der 
Schlange stehen, weil sie sich keine warme Mahlzeit 
mehr leisten können.

(Beifall bei der AfD – Uwe Schummer [CDU/ 
CSU]: Was haben Sie geraucht? – Timon 
Gremmels [SPD]: Wer hat Ihnen denn das auf-
geschrieben?)

Für diese Menschen kämpfen wir. Diese Menschen müs-
sen wir vor Ihrer Politik schützen. Dafür sind wir hier 
angetreten.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir lassen es nicht zu, dass unser Land im Ökosozialis-
mus versinkt, und immer mehr Menschen in unserem 
Land sind dabei an unserer Seite – an Ihrer jedenfalls 
nicht, und das ist auch gut so.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretär 

Thomas Bareiß.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Bareiß, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaft und Energie:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Die aktuellen Meldungen der Automobilbranche 
sowohl in Deutschland als auch in Europa als auch in der 
Welt nehmen wir in der Tat sehr ernst, und wir schauen 
auch mit einer gewissen Sorge darauf. Aber dennoch: 
Während andere die Automobilbranche kaputtreden, de-
ren Niedergang herbeireden und vielleicht auch schaden-
froh sind, geht die Bundesregierung dieses Thema kon-

struktiv und offensiv an, und sie versucht, gemeinsam mit 
der Automobilbranche die Zukunft zu gestalten. Ich glau-
be, das ist der richtige Weg für Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir dürfen die deutsche Automobilbranche nicht ka-
puttreden. Wir haben in Deutschland eine hervorragende 
Automobilbranche und sind trotz eines ganz schwierigen 
Marktumfeldes noch sehr erfolgreich. Es gab beispiels-
weise in den letzten acht Jahren über 110 000 neue Be-
schäftigte in der Automobilbranche in Deutschland. Wir 
sind in Europa derzeit Marktführer und ein herausragen-
der Produktionsstandort. Selbst Länder wie Frankreich, 
Italien, Spanien und England, die einmal große Autona-
tionen waren, produzieren heute insgesamt weniger Au-
tos als Deutschland. Das zeigt, wie stark der Automobil-
standort Deutschland derzeit ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir sind Marktführer im Bereich der Premiumfahrzeu-
ge; weltweit kommen über 80 Prozent dieser Fahrzeuge 
aus Deutschland. Trotz des schwierigen Marktumfelds 
haben wir den Marktanteil in der Welt stetig erhöht.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Aber das war doch 
nicht die Regierung! Das waren die Unterneh-
mer!)

Auch das zeigt, was für eine starke Automobilbranche wir 
haben, und das zeigt, dass wir hier auf dem richtigen Weg 
sind.

Wir haben in Deutschland sichere, effiziente und hoch-
wertige Fahrzeuge. Diese werden in der Welt gekauft, und 
das soll weiterhin so bleiben. Dafür arbeitet auch diese 
Bundesregierung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Meine Damen und Herren, trotz gewissen Verfehlun-
gen und schwarzen Schafen in der Branche stehen bei uns 
die Menschen im Mittelpunkt. Die 840 000 Beschäftigten 
stehen im Mittelpunkt, Leistungsträger, die in der Tat hart 
arbeiten, hochinnovativ sind und jeden Tag dafür sorgen, 
dass wir in diesem Land in Wohlstand und Wachstum 
leben dürfen und dass unsere Marktstellung in der Welt 
erhalten bleibt. Diese Menschen dürfen stolz sein auf ihre 
Produkte, Hochinnovationen und Ingenieurleistungen. 
Das ist ein ganz wichtiger Punkt, den die Bundesregie-
rung in besonderer Weise unterstützt. Generell sind wir 
stolz auf unsere Produkte, die wir weltweit verkaufen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich muss schon sagen: Einerseits wird hier der Nieder-
gang der Branche herbeigeredet und diese ideologisch in 
Haftung genommen. Andererseits gibt es durchaus Perso-
nen, die sehr respektlos und unverfroren mit den Beschäf-
tigten der Branche umgehen.

Beispielsweise sagt Winfried Hermann in Baden- 
Württemberg: „Verkehrswende bedeutet auch, dass die 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15863 

Dr. Rainer Kraft 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



Bedeutung des Automobils zurückgedrängt wird.“ Das ist 
ein ganz falscher Ansatz,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
den wir mit Entschiedenheit zurückweisen.

Ich sage in aller Deutlichkeit: Es ist der Gipfel der 
Unverfrorenheit, wenn Regine Günther hier in Berlin 
sagt: „Wir möchten, dass die Menschen ihr Auto abschaf-
fen.“ Auch das ist ein ganz falsches Signal.

Wir wollen dagegenhalten und sagen, dass wir es an-
ders sehen. Wir brauchen auch zukünftig Fahrzeuge und 
Mobilität. Hier muss Deutschland eine ganz herausragen-
de Rolle spielen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der AfD)

Wir wollen vonseiten der Bundesregierung Wirtschaft 
und Beschäftigte unterstützen, Strukturwandel gestalten 
und Verantwortung übernehmen. Die letzten paar Monate 
haben gezeigt, dass wir gerade hier Vorreiter sind. 
Deutschland hat ein einzigartiges Netzwerk von Herstel-
lern und Zulieferern. 70 Prozent der Teile eines Autos 
kommen von Zulieferern. Ich glaube, dass allein die Tat-
sache, dass 50 Prozent der Zulieferer Familienunterneh-
men und Mittelständler sind, zeigt, dass es gerade im 
ländlichen Raum und in der Fläche eine enorme Innova-
tionskraft gibt. Das hat für uns eine sehr wichtige politi-
sche Wirkung; diese rücken wir bei unseren Weichenstel-
lungen in besonderer Weise in den Mittelpunkt.

Die Kombination aus Groß und Klein, Flexibilität und 
Innovationskraft zeigt, dass wir auch dort eine Stärke 
haben, die herausragend ist und dazu geführt hat, dass 
der Standort Deutschland auch für Unternehmen aus 
den USA wie Tesla der richtige ist, um zu investieren. 
Das war ein starkes Signal für den Standort, wohingegen 
Tesla aber noch zeigen muss, dass Innovation, Profitabi-
lität und Rendite wirklich zusammenpassen. Auch hier 
haben deutsche Unternehmen in den letzten Jahren schon 
mehr geleistet und gezeigt, dass sie Profit und Innovation 
verbinden können.

Natürlich steht die Branche vor großen Herausforde-
rungen; wir müssen in den nächsten Jahren einige davon 
bewältigen. Es werden wahrscheinlich die größten He-
rausforderungen der Geschichte sein. Wir müssen die 
kurzfristigen konjunkturellen Themen angehen. Die 
Nachfrage in China ist beispielsweise etwas, das unsere 
Autohersteller besonders beschäftigt: minus 6 Prozent in 
diesem Jahr, bei Elektroautos sogar minus 30 Prozent.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Warum?)
Es gibt die Handelskriege. Wir brauchen aber freie und 
offene Märkte. Das ist ein weiteres Thema, das uns um-
treibt. Wir müssen ebenfalls sehen, dass in den Unterneh-
men teilweise Managementfehler passiert sind; auch das 
bereitet uns manchmal Sorge.

Wir brauchen eine langfristige strukturelle Antwort auf 
die Herausforderungen der Zukunft. Es gibt Themen, die 
in den nächsten Jahren angegangen werden müssen; man-
che wurden von den Unternehmen schon angegangen, 

von uns sowieso. Diese Themen müssen wir jetzt in 
besonderer Weise in den Mittelpunkt dieser Regierungs-
arbeit stellen.

Ein Thema ist die Antriebstechnologie. Elektromobili-
tät wird in den nächsten Jahren eine große Rolle spielen. 
Wir haben hier verschiedenste Punkte besprochen. Wir 
haben gesagt, dass wir bei der Ladeinfrastruktur einen 
ganz entscheidenden Auftrag der Bundesregierung sehen. 
7 bis 10 Millionen Pkws sollen in den nächsten Jahren in 
der Elektromobilität auf die Straße gebracht werden. Da-
für brauchen wir eine Ladeinfrastruktur, die verlässlich 
und stark ist und die Elektroautos der Zukunft entspre-
chend zuverlässig versorgt. Wir haben die Kaufprämie bis 
2025 verlängert. Auch das sorgt dafür, dass Elektroautos 
entscheidend unterstützt werden.

(Dr. Christian Jung [FDP]: Bringt überhaupt 
nichts! So ein Unsinn! Alles Planwirtschaft!)

Wir werden außerdem – das ist ein ganz wichtiger 
Punkt für unser Ministerium – in den nächsten Jahren 
über 1 Milliarde Euro investieren, um die Wertschöp-
fungskette der Batteriezellförderung in Deutschland zu 
positionieren.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Subventionen sind 
keine Investitionen!)

Das ist ein Bereich, der in den nächsten Jahren wichtig 
und entscheidend sein wird. Wir werden dafür sorgen, 
dass die Batteriezellförderung wieder nach Deutschland 
zurückkommt, dadurch Stärke entsteht und wir einen 
ganz entscheidenden Anteil daran in der Welt für uns re-
klamieren. Dort sind wir derzeit ganz konkret dran. In den 
nächsten Wochen werden die Entscheidungen für die Un-
ternehmen und Regionen getroffen.

Nicht nur das, was die Bundesregierung macht, son-
dern auch das, was die Unternehmen machen, hat Wir-
kung. Wir sind schon heute erfolgreich: Ein Drittel der 
Patente im Bereich der E-Mobilität kommt aus Deutsch-
land. Das zeigt, dass wir für die Zukunft gut aufgestellt 
sind und hier schon die richtigen Weichen gestellt haben.

Meine Damen und Herren, ich sage aber auch: Nicht 
allein der Elektroantrieb wird der Antrieb der Zukunft 
sein. Wir brauchen auch da Technologieoffenheit.

(Oliver Luksic [FDP]: Merkt man nichts von!)

Wir brauchen breitere Ansätze. Wir brauchen die Batte-
riezelle, aber auch die Brennstoffzelle. Jetzt haben wir die 
Wasserstoffstrategie auf den Weg gebracht, die nicht nur 
bei den Pkws, sondern auch bei den Lkws einen ganz 
neuen Ansatz liefert.

Auch in Zukunft brauchen wir den effizienten Verbren-
nungsmotor; das wird eine Rolle spielen. Weltweit wird 
die Anzahl von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor in 
den nächsten Jahren wachsen. Ich möchte, dass Deutsch-
land auch hier weiterhin Marktführer bleibt. Wir müssen 
dafür sorgen, dass die besten Autos mit Verbrennungs-
motor aus Deutschland kommen und Diesel und Benzin 
zukünftig effizient eingesetzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Ein weiterer Megatrend der Zukunft ist das autonome 
und vernetzte Fahren. Auch hier sind wir in der Welt-
spitze, Weltmarkt- und Technologieführer. Hier passiert 
viel, und in den letzten Jahren haben wir enorm viel ge-
fördert. Allein im Bereich des autonomen Fahrens gingen 
16 Millionen Euro aus unserem Ministerium in die For-
schung und Entwicklung.

Das Geld kommt an: Allein 40 Prozent der weltweit 
angemeldeten Patente für autonomes und vernetztes Fah-
ren sind von deutschen Unternehmen; das zeigt, dass wir 
Marktführer sind. Bei den USA sind es nur 30 Prozent; 
das zeigt, dass wir ihnen einen großen Schritt voraus sind. 
Auch bei unserer KI-Strategie spielt das Thema „auto-
nomes Fahren“ eine ganz entscheidende Rolle; sie hat 
da eine Schlüsselfunktion. Dort werden wir in den nächs-
ten Jahren einiges Neue erleben.

Im Bereich der Standardisierung werden wir in Europa 
und in der Welt weiter voranschreiten. Hier müssen wir 
Schrittmacher für die richtigen Produkte der Zukunft 
sein.

Diese beiden großen und herausfordernden Megat-
rends werden wir gestalten. Wir werden zeigen, dass die 
Autos der Zukunft aus Deutschland kommen und wir 
damit in den nächsten Jahren weiterhin eine gute Be-
schäftigung haben.

Meine Damen und Herren, Mobilität und Freiheit wer-
den in den nächsten Jahren in der Welt hoffentlich zu-
nehmen. Auch die Anzahl der Autos wird in den nächsten 
Jahren weiter steigen. Die Mobilität muss sowohl im 
Lkw- als auch im Pkw-Bereich mit den enormen Anfor-
derungen Schritt halten. Wir möchten aus Deutschland 
heraus die beste Umwelt- und Klimafreundlichkeit liefern 
können. Deshalb brauchen wir eine enorm innovative 
Politik; die werden wir vorlegen. In diesem Sinne freue 
ich mich auf die kommenden Herausforderungen. Und 
wie gesagt: Wir packen das mit Entschlossenheit und Zu-
versicht gemeinsam an.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Oliver Luksic für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Oliver Luksic (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Deutschland ist das Autoland. Wir bauen bis jetzt die 
besten Autos.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Bis jetzt!)
Jedenfalls die meisten von uns fahren gerne Auto. Das 
muss auch so bleiben.

Wir stehen vor einer doppelten Herausforderung. Zum 
einen gibt es das Thema der Vernetzung – das wurde eben 
zu Recht angesprochen –, das auch bei uns in den Markt 
kommen muss. Zum anderen gibt es das Thema der alter-

nativen Antriebe. Unsere Kritik gilt nicht der E-Mobilität 
an sich, die ja für urbane Räume sinnvoll ist. Es gibt keine 
direkten Emissionen. Mit Blick auf Lärm ist sie positiv. 
Für denjenigen, der eine eigene PV-Anlage auf dem Dach 
hat, macht das auch Sinn. Aber uns stört der einseitige 
planwirtschaftliche Fokus auf Quoten, Subventionen und 
Strafzahlungen für Hersteller. Deswegen ist es in der Tat 
ein planwirtschaftlicher Weg, der von dieser Regierung 
eingeschlagen wurde.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Wir haben in der Tat hier ein Problem, weil den Herstel-
lern derzeit Strafzahlungen drohen, was CO2-Flotten-
grenzwerte und Subventionen angeht. Deswegen muss 
das jetzt ab 2020 in den Markt kommen.

Das Problem ist, dass wir in Deutschland zwar beim 
Antriebsstrang stark sind, aber bei der Batterietechnik ein 
Stück Wertschöpfung verlieren werden, weil nicht die 
gesamte Wertschöpfungskette bei uns abgebildet werden 
wird, weil wir hohe Energiepreise haben, weil sich andere 
den Zugriff auf die Ressourcen gesichert haben und es 
auch ökologisch fragwürdig ist, uns so abhängig zu ma-
chen von Lithium, Kobalt und Seltenen Erden. Darauf hat 
China strategisch einen Fokus gelegt. Wir haben dies in 
der Tat bei den Flottengrenzwerten nicht einberechnet, 
und deswegen ist das ein Problem, weil die Hersteller 
jetzt Autos verkaufen müssen, die teurer werden, mit de-
nen sie aber kein Geld mehr verdienen. Deswegen haben 
wir diesen massiven Kostendruck bei den Herstellern und 
den Zulieferern und kommt eine negative Meldung nach 
der anderen. Deswegen ist dieser einseitige planwirt-
schaftliche Fokus, den es hier bisher gibt, so falsch.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Wir brauchen realistische und machbare Vorgaben, 
zum einen bei den Flottengrenzwerten: minus 37,5 Pro-
zent bei den Pkws, minus 30 Prozent bei Lkws. Das ist bei 
den meisten noch gar nicht angekommen: Auch Lkws 
sollen elektrifiziert werden. Das stößt aber an technisch- 
physikalische Grenzen des Sinnvollen und Machbaren. 
Das hat jetzt eben einen massiven Einfluss auf die Pla-
nung der Industrie. Obendrauf kommt noch die Strafzah-
lung: 95 Euro pro Gramm pro Fahrzeug. Das wird die 
Industrie Hunderte Millionen Euro kosten, und deswegen 
reden jetzt alle über Arbeitsplatzverlagerung und Arbeits-
platzabbau.

Das ist eben das Kernproblem, kombiniert mit den 
Subventionen, die Staatssekretär Bareiß eben angespro-
chen hat, die eben sehr einseitig sind. Sie geben Milliar-
den nur für eine Technologie aus. Sie wollen 1 Million 
Ladepunkte bauen, aber beim Thema Brennstoffzelle pas-
siert eben nichts.

(Bernhard Loos [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht!)

Sie setzen einseitig auf eine Technologie. Wir haben im-
mer noch keine Schnellladestationen an den Autobahnen; 
von elektrifizierten Lkws auf den Autobahnen will ich 
überhaupt nicht reden. Was Sie machen, ist Planwirt-
schaft – nur Planwirtschaft ohne Plan.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Timon Gremmels [SPD]: Alte 
Schallplatte!)

Damit es wirklich technologieoffen ist, wäre es sinn-
voll und notwendig, zum Beispiel die Beimischung bei 
Biokraftstoffen zu erhöhen. Das wird nicht gemacht; 
Ökodiesel wird nicht zugelassen. Es wäre sinnvoll, auf 
E-Fuels zu setzen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Oh!)
Es gab im Bundesrat einen Antrag von Schleswig-Hol-
stein zu synthetischen Kraftstoffen. Das hat die Bundes-
regierung bei den Verhandlungen nicht übernommen. 
Deswegen werden die eben nicht angerechnet, und des-
wegen gibt es dazu keinen Anreiz.

Beim Thema Brennstoffzelle bzw. Wasserstoff wird 
gekleckert. Sonntags wird beim E-Mobilitätsgipfel in 
Aussicht gestellt, Milliarden für diese Technologie aus-
zugegeben, und montags wird beim Wasserstoffgipfel 
eben nichts gemacht. Dieser einseitige Fokus ist das Prob-
lem. Deswegen wäre es sinnvoll, wenn Sie auch mal mit 
den IG-Metall-Facharbeitern reden würden; ich mache 
das.

(Timon Gremmels [SPD]: Machen wir doch! – 
Falko Mohrs [SPD]: Machen wir doch, Herr 
Kollege! Wahrscheinlich mehr als Sie! – Timon 
Gremmels [SPD]: Sie hätten ja regieren kön-
nen! Sie haben gekniffen! Sie sind doch vom 
Feld gegangen! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Christian Jung [FDP]: Sie wissen doch 
gar nicht mehr, was IG-Metall-Facharbeiter 
sind!)

Ich war auf einer Veranstaltung. Da hat der örtliche Be-
vollmächtigte mir zu 100 Prozent recht gegeben. Reden 
Sie mal mit den Facharbeitern vor Ort! Da gehen in der 
Tat hochbezahlte Arbeitsplätze verloren. Die Fahrzeuge 
des Einstiegssegments, die Kleinfahrzeuge, werden ver-
teuert und fallen aus dem Markt. Deswegen ist das, was 
derzeit passiert, in der Tat doppelt unsozial: Gute Arbeits-
plätze gehen verloren und Einstiegsmobilität wird ver-
teuert. Vor allem für den ländlichen Raum ist das nicht 
fair und nicht gerecht.

(Beifall bei der FDP)
Deswegen brauchen wir in der Tat eine Strategie, die 

auf mehrere Antriebsarten setzt, die technologieoffen ist 
und das Gegenteil von dem, was jetzt gemacht wird. Wir 
haben einen ganz einseitigen Fokus auf die batteriege-
triebene Elektromobilität. Das sorgt dafür, dass die In-
dustrie unter Kostendruck gerät, dass Arbeitsplätze abge-
baut und verlagert werden. Lassen Sie uns doch bitte 
unseren Ingenieuren vertrauen, wenn es um die Frage 
geht, welche Antriebe der Zukunft gebaut werden.

(Nicole Bauer [FDP]: Genau!)
Sie wollen denen das vorgeben.

(Falko Mohrs [SPD]: Völliger Quatsch!)
Wir sind der festen Überzeugung: Der Staat ist nicht der 
bessere Autobauer. Lassen wir das die Kunden, lassen wir 
das die Ingenieure entscheiden!

Was Sie machen, führt in der Tat zu einem massiven 
Arbeitsplatzabbau in der Industrie, bei Zulieferern, bei 
der Chemie, beim Maschinenbau, bei allen Branchen, 
die zusammen am Automobil hängen. Das ist eine 
Schlüsselindustrie, an die wir in der Tat wieder denken 
müssen. Hören Sie auf, diese durch Ihre einseitigen plan-
wirtschaftlichen Vorgaben kaputtzumachen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Nicole Bauer [FDP]: Sehr schön!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Timon Gremmels für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Timon Gremmels (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Es ist schon etwas grotesk: Die 
AfD-Fraktion beantragt eine Aktuelle Stunde zum Thema 
„Arbeitsplatzabbau in der Automobilindustrie“ ausge-
rechnet an dem Tag, an dem Elon Musk verkündet hat,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Nee! Das war ges-
tern!)

im Großraum Berlin eine Tesla-Gigafactory zu errichten. 
Bis zu 10 000 Arbeitsplätze sollen dort entstehen. Das ist 
auch das Verdienst von Dietmar Woidke und der SPD- 
geführten Landesregierung in Brandenburg.

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein gutes Signal für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland, für die Automobilindustrie, für die Fach-
arbeiter.

Vor allem, sehr geehrte Kollegen von der AfD: Was 
waren denn die Gründe von Tesla, sich für Brandenburg 
zu entscheiden?

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Subventionen!)

Die Verfügbarkeit von Ökostrom!

(Lachen der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD] – 
Karsten Hilse [AfD]: So ein Quatsch! – Weitere 
Zurufe von der AfD)

– Hören Sie genau hin! – Insbesondere die erneuerbaren 
Energien und die Windkraft sind ein echter Standortfak-
tor für Deutschland.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das war ein Grund, warum sich Elon Musk für Branden-
burg entschieden hat. Klimaschutz ist also ein Investi-
tionsmotor. Es ist kein Programm zur Deindustrialisie-
rung Deutschlands, wie Sie von der AfD hier immer 
behaupten. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
das zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Nein! 
Das zeigt, dass Sie keine Ahnung haben!)
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Zweitens war die Weltoffenheit der Metropolregion 
Brandenburg ein weiterer wesentlicher Grund. Ich kann 
an Sie nur appellieren: Sorgen Sie mit Ihrer Politik nicht 
dafür, dass die Weltoffenheit verloren geht

(Beifall des Abg. Falko Mohrs [SPD])
und dass sich Elon Musk das noch mal überlegt, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Dann tragen Sie dafür 
die Verantwortung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Christian Jung [FDP]: Warum haben wir 
so viel Kurzarbeit? Sie haben doch gar keinen 
Kontakt mehr zur Realität! Was ist mit den Zu-
lieferern?)

Was ist denn die größte Gefahr für die Automobilar-
beitsplätze in Deutschland? Es ist die Abschottungspoli-
tik! Abschottungspolitik ist der größte Faktor, der die 
Automobilindustrie gefährdet.

(Falko Mohrs [SPD]: Genau!)
Das sehen wir ja an Großbritannien: Tesla hat sich auch 
wegen des Brexits gegen Großbritannien entschieden.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Nee! Wegen der feh-
lenden Subventionen! – Zuruf des Abg. Oliver 
Luksic [FDP])

BMW hat seine MINI-Produktion gedrosselt, weil der 
Brexit droht. Ein Drittel aller im Vereinigten Königreich 
tätigen Automobilunternehmen hat bereits jetzt Arbeits-
plätze abgebaut. Und genau so eine nationale Abschot-
tungspolitik verfolgt doch die AfD. Sie gefährden die 
Automobilwirtschaft in Deutschland und niemand sonst!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ja, die Automobilindustrie steht in einem großen 
Transformationsprozess,

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Einem politisch ver-
ursachten!)

aber den können wir nicht zurückdrehen; denn wenn wir 
jetzt abwarten und uns zurücklehnen, dann ziehen China 
und andere Länder an uns vorbei, und dann gucken die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Automobil-
industrie in die Röhre.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Die Chinesen waren 
gestern da! Die lachen über Ihre Politik!)

Wir müssen uns jetzt bewegen, wir müssen jetzt die in-
novativen Arbeitsplätze bei den Automobilunternehmen 
auf den Weg bringen.

(Beifall des Abg. Falko Mohrs [SPD])
Und es ist ja nicht nur Tesla. Gucken wir mal auf Volks-

wagen! Volkswagen hat ein E-Mobilitätswerk in Zwickau 
gebaut bzw. entsprechend umgerüstet.

(Oliver Luksic [FDP]: Wegen Ihrer politischen 
Vorgaben machen die das!)

Das ist genau der richtige Weg. Und auch bei mir im VW- 
Werk Kassel, in Baunatal in meinem Wahlkreis, ist die 

Belegschaft dabei, gemeinsam diese Transformation zu 
gestalten. Der dortige Betriebsratsvorsitzende von Volks-
wagen hat gesagt, dass er stolz auf seine engagierten 
Kolleginnen und Kollegen ist, die während des Wandels 
des Standorts hin zu einem E-Mobilitätswerk hart am 
Anlauf mitgearbeitet haben.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja! Die sind auch alle 
ganz dankbar, dass sie ihre Arbeitsplätze ver-
lieren! Dazu haben Sie noch überhaupt kein 
Wort verloren! Was ist mit den Tausenden 
von Arbeitsplätzen, die da verloren gehen? Da-
rüber haben Sie noch gar nicht gesprochen! Das 
ist völliger Unsinn, was Sie da gerade erzäh-
len!)

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind näm-
lich unsere Partner bei diesem Wandel; die müssen wir 
mitnehmen. Wir müssen den Wandel gestalten und dürfen 
uns dem nicht verweigern, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Der größte Standortvorteil für die Automobilwirtschaft 
ist die betriebliche Mitbestimmung. Das müssen wir deut-
lich sagen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau! Sie sind näm-
lich dafür verantwortlich, dass wir diese Stand-
vorteile, alle Standortvorteile verlieren!)

– Sie brauchen gar nicht so zu geifern, Frau Weidel. Wer 
schreit, hat unrecht, und Sie schreien hier die ganze Zeit 
in meine Rede rein. Ich bitte, das zu unterlassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN – Dr. Alice Weidel [AfD]: Sie 
sind dafür verantwortlich, dass wir sämtliche 
Standortvorteile verlieren! Aber das haben Sie 
ja noch gar nicht verstanden! Kapieren Sie 
nicht, ne?)

Ich sage Ihnen: Die betriebliche Mitbestimmung und 
eine funktionierende Tarifpartnerschaft sind der entschei-
dende Standortvorteil für Deutschland. Das müssen wir 
auch Tesla sagen. Wir erwarten, dass das gut bezahlte 
Arbeitsplätze sind, dass die Mitbestimmung da funktio-
niert. Auch das muss man Elon Musk an so einem Tag wie 
heute sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN – Dr. Alice Weidel [AfD], an die 
SPD gewandt: Worüber redet Ihr Kollege 
eigentlich? Hat er eigentlich verstanden, wo-
rum es eigentlich geht? – Gegenruf des Abg. 
Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Wir brauchen 
neue Arbeitsplätze! – Gegenruf der Abg. 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Sie sind einstellig! 
Ihnen rennen die Wähler davon wegen solchen 
Sachen!)

Ehrlich gesagt: Natürlich gehört es auch dazu, dass wir 
gerade beim Schwerlastverkehr nicht nur E-Mobilität in 
den Fokus nehmen. Wir brauchen auch dort Alternativen, 
wie zum Beispiel LNG, wie zum Beispiel die Brennstoff-
zelle, wie zum Beispiel E-Fuels, wie zum Beispiel Erd-
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gas. Auch beim Schwerlastverkehr müssen wir voran-
schreiten.

(Oliver Luksic [FDP]: Wir bauen gerade Ober-
leitungen! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Reden Sie 
doch einfach mal zum Thema! – Zuruf des Abg. 
Dr. Christian Jung [FDP] – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Sogar die FDP widerspricht Ihnen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der AfD, 
wenn es Ihnen wirklich um industrielle Arbeitsplätze hier 
in Deutschland gehen würde, dann wäre mir an Ihrer 
Stelle in dieser Woche ein anderes Thema eingefallen. 
Wo sollen denn nach der Ankündigung in dieser Woche 
die meisten Arbeitsplätze abgebaut werden? In der Wind-
kraftbranche! Im Bereich Windkraft fallen allein bei 
Enercon über 3 000 Stellen in Ostfriesland und Magde-
burg weg. Dazu habe ich von Ihnen hier kein Wort gehört! 
Das ist zynisch, und das entlarvt Ihren Standpunkt, den 
Sie hier deutlich gemacht haben, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Bernhard Loos [CDU/ 
CSU])

Ich sage Ihnen ganz klar und deutlich: Die Partei der 
Arbeit ist und bleibt die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands.

(Lachen bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Da gibt es schon noch mehrere! 
Wir zum Beispiel!)

Das ist gut so.

In diesem Sinne: Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Da 
lachen sogar Ihre Koalitionsfreunde! – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das war wirk-
lich ein guter Witz! – Dr. Alice Weidel [AfD]: 
Der war gut, ja!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Alexander Ulrich für die 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Alexander Ulrich (DIE LINKE):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Herr Gremmels, von Ihrer Rede könnte ich vieles 
unterschreiben, aber den letzten Satz natürlich nicht:

(Beifall der Abg. Pia Zimmermann [DIE LIN-
KE])

dass die SPD die Partei der Arbeit ist. Da hätte man 
Agenda 2010, Hartz IV, prekäre Beschäftigung nicht zu-
gelassen. Das ist das Gegenteil von einer Partei der Ar-
beit.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der 
SPD: Oh! – Matthias W. Birkwald [DIE LIN-
KE]: Recht hat er!)

Die heutige Aktuelle Stunde auf Antrag der AfD ent-
wickelt sich zum Rohrkrepierer. Wenn sich die AfD wirk-
lich Gedanken über die Arbeitsplätze in der Automobil-
industrie machen würde, dann dürfte sie nicht den 
menschengemachten Klimawandel leugnen. Denn wer 
das leugnet und damit allem Veränderungsbedarf eine 
Absage erteilt, der gefährdet Hunderttausende Arbeits-
plätze in Deutschland. Deshalb ist das etwas, was Ihnen 
überhaupt niemand abnimmt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD – Jan Ralf Nolte [AfD]: So ein 
Schwachsinn!)

Die AfD ist bei den Automobilbauern sowieso nicht 
gern gesehen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das liegt an Ihrer 
Diskriminierung!)

Ich bin IG-Metaller, früher war ich Opel-Betriebsrat. Ich 
kann mich noch gut daran erinnern, dass der Faschist 
Björn Höcke, als er bei einer Demo in Eisenach war, 
von den Beschäftigten von Opel vertrieben wurde. Das 
war ein Richtsignal.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Beschäftigten von Opel, die Angst um ihre Arbeits-
plätze haben, glauben keiner AfD und keinem Höcke.

Aber richtig ist, dass in der Automobilindustrie auf-
grund der veränderten Antriebstechnologien rund 
100 000 Arbeitsplätze wegfallen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Hört! Hört!)
Ein Batterieauto hat nicht so viel Wertschöpfung wie ein 
Verbrennungsmotor.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Leugnen wir das auch, 
oder was?)

Auch die IG Metall sagt: Da werden wohl 100 000 Ar-
beitsplätze wegfallen;

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Oh!)
aber es werden auch neue entstehen.

(Timon Gremmels [SPD]: So ist es! – Dr. Rainer 
Kraft [AfD]: Vielleicht! Die sind geplant!)

Deshalb ist das die entscheidende Frage. Volkswirtschaft-
lich – da bin ich mir sicher – werden durch diese Verän-
derungen keine Arbeitsplätze wegfallen. Wenn wir die 
Energie aus erneuerbaren Energiequellen gewinnen, die 
Windkraft wieder ausbauen und noch mehr Batteriezel-
lenfertigungen nach Deutschland holen, werden wir am 
Schluss eine positive Arbeitsplatzbilanz haben.

(Beifall des Abg. Timon Gremmels [SPD])
Das ist wahr, aber dafür muss noch einiges getan werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich sage deshalb ganz deutlich: Die Bundesregierung 

muss endlich mit ihrem Dogma der schwarzen Null und 
der Schuldenbremse aufhören. Denn: Wenn wir das alles 
fördern wollen, wenn wir die Chancen erkennen wollen, 
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muss der Staat eine aktive Industriepolitik betreiben und 
deutlich in diese Mobilitätswende investieren. Das wäre 
richtig; das muss getan werden. Da haben Herr Altmaier 
und sein Ministerium noch viel Luft nach oben.

(Beifall bei der LINKEN – Jutta Krellmann 
[DIE LINKE], an die AfD gewandt: Hören 
Sie mal zu!)

Wir werden – auch das sage ich ganz deutlich – Regio-
nen haben, die davon profitieren, möglicherweise auch 
durch die Tesla-Ansiedlung. Wir werden aber auch Re-
gionen haben, die unter diesen Veränderungen leiden. 
Herr Luksic, ich gebe Ihnen recht, dass auch das Saarland 
stark von diesen Veränderungen betroffen ist.

(Oliver Luksic [FDP]: Westpfalz auch!)

Ich komme aus der Westpfalz. Wir sind nebendran, wir 
sind auch stark davon betroffen. Es wird so sein wie bei 
der Kohle: Wir werden Strukturprobleme in einigen Re-
gionen bekommen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Aber es geht doch 
nicht alles!)

Der Staat muss diese Regionen – ähnlich wie beim Kohle-
ausstieg – strukturpolitisch unterstützen, damit dieser 
Wandel auch gestaltbar ist.

(Beifall bei der LINKEN – Oliver Luksic 
[FDP]: Keine falsche Planwirtschaft!)

Die Menschen machen das alles mit. Auch die Arbeit-
nehmer machen das alles mit, wenn sie wissen: Sie sind 
nicht die Verlierer auf dieser Position.

Herr Luksic, wo ich Ihnen widerspreche, ist Folgendes: 
Sie sprechen von der IG Metall;

(Oliver Luksic [FDP]: Mitglied der Linkspar-
tei! Bundestagskandidat!)

es mag sein, dass das so ist. Ich bin IG-Metaller, und ich 
war auch auf dem Gewerkschaftstag in Nürnberg vor 
wenigen Wochen. Die IG Metall bekennt sich eindeutig 
zu den Pariser Klimaschutzzielen

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Oliver Luksic [FDP]: Aber nicht zu den CO2- 
Vorgaben!)

und sagt ganz deutlich: Wir müssen das tun. – Sie steht 
auch dazu, dass bis 2030 jedes zweite Auto auf der Straße 
ein Elektroauto sein wird. Dazu bekennt sich die IG Me-
tall. Gleichzeitig sagt sie aber: Der Staat muss eine aktive 
Industriepolitik betreiben.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Planwirtschaft!)

Der Staat muss deutlich mehr in die Infrastruktur inves-
tieren. Der Staat muss den Menschen helfen, durch Qua-
lifizierung und Weiterbildung neue, andere Jobs auszu-
üben. – Auch wir als Linke bekennen uns dazu. Ja, der 
Vorschlag der IG Metall zum Transferkurzarbeitergeld 
muss umgesetzt werden, damit die Menschen Chancen 
haben, andere Arbeitsplätze zu bekommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Aktuelle Stunde wird zu einem Rohrkrepierer 
auch aufgrund der Entscheidung von Tesla von vor zwei 
Tagen. Überall wird darüber geredet. Das Saarland sagt: 
Schade, dass es nach Brandenburg geht; wir wären dran 
gewesen. – Auch in Rheinland-Pfalz hat man das gedacht. 
Jedes Bundesland sagt jetzt: Wir wären knapp auch dabei 
gewesen. – Jeder hat sich darum bemüht, dieses Tesla- 
Werk zu bekommen. Mir ist erst einmal egal, wo es hin-
kommt. Ich bin froh, dass diese Entscheidung zeigt: Auch 
batterieangetriebene Fahrzeuge können viele Tausende 
Arbeitsplätze schaffen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Welcher Ihrer Wähler 
fährt Tesla? – Dr. Alice Weidel [AfD]: Die Leu-
te können sich doch gar keinen Tesla leisten! 
Das ist ein Luxussegment!)

Hier in der Region wird von 10 000 geredet. Das ist ein 
tolles Signal an den Autostandort Deutschland.

Tesla macht aber auch den deutschen Automobilhers-
tellern klar: Sie haben jahrelang die Entwicklung ver-
schlafen. Sie haben sich mehr um Schummelsoftware ge-
kümmert,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
als den Trend im Bereich Elektromobilität vorzugeben.

Aber ich sage auch ganz deutlich: Arbeitsplätze sind 
nur dann Arbeitsplätze, wenn es gute Arbeitsplätze sind. 
Tesla und Musk aus Kalifornien ist bekannt dafür, dass er 
zu den größten Gegnern der amerikanischen Gewerk-
schaften gehört. Er hat einen richtigen Kampf gegen ame-
rikanische Gewerkschaften geführt. Ich rufe Tesla zu: 
Wenn Sie investieren wollen, wenn Sie politische Unter-
stützung bei der Ansiedlung haben wollen, dann gilt für 
uns ab dem ersten Tag: Tarifverträge, Mitbestimmung 
und Betriebsrat.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wer das nicht einführen will, ist bei uns nicht willkom-
men.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner: für Bündnis 90/Die Grünen der 

Kollege Cem Özdemir.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Daran, dass 

die AfD ein Problem mit Flüchtlingen hat, haben wir uns 
leider gewöhnen müssen.

(Johannes Huber [AfD]: Zum Thema!)
Dass die AfD ein Problem mit demokratischen Gepflo-
genheiten, mit Anstand hat, haben wir gestern mit Be-
dauern zur Kenntnis nehmen müssen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Zum Thema!)
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Aber was um Himmels willen haben Sie jetzt auch noch 
gegen das deutsche Auto? Das verstehen wir nun wirklich 
nicht, meine Damen und Herren.

(Lachen bei der AfD – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 
Sie haben was gegen das Auto! – Johannes 
Huber [AfD]: Ist Ihnen das peinlich?)

Denn anders ist die Debatte heute wirklich nicht zu ver-
stehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich darf noch mal für die Zuschauer an den Titel er-
innern: „Politisch verursachter Arbeitsplatzabbau in der 
Automobilindustrie“. Das unterstellt, dass alle Fraktionen 
jenseits der AfD keine Ahnung vom Auto haben.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ja, genau so ist es!)

Tun wir für eine Sekunde einmal so, als hätten Sie recht. 
Aber gilt das dann bitte schön auch für den Chef des 
Unternehmens Daimler bei mir im Wahlkreis, Herrn Käl-
lenius? Gilt das dann bitte schön auch für Herrn Zipse, 
den Chef des Weltunternehmens BMW? Gilt das dann 
bitte schön auch für Herrn Diess, den Chef von VW? Gilt 
das für die Zulieferer? Gilt das für die IG Metall? Für die 
Arbeitnehmervertretungen? Wir haben es doch gerade 
eben gehört: Die sind sich alle einig – so etwas gibt es 
nun wirklich selten in Deutschland –, dass es eine An-
triebswende braucht, weil wir anders den Automobilpro-
duktionsstandort Deutschland nicht retten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Nein, weil Sie die politischen Rahmen-
bedingungen so gesetzt haben!)

Hören Sie wenigstens auf die, wenn Sie schon nicht auf 
uns hören.

Damit hier erst gar keine Verwirrung entsteht: Der 
Kernfrage ist doch: Glauben wir, dass es einen menschen-
verursachten Klimawandel gibt und dass auch der Ver-
kehr einen Beitrag dazu leisten muss – das geht dann nur 
mit einer Antriebswende –, oder glauben wir es nicht? Ich 
will mich aus Gründen der Kürze der Zeit – Sie sehen es 
mir nach -

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Es braucht doch keine 
Antriebswende! Wir wollen keine Antriebs-
wende!)

an den Teil des Plenums richten, der nicht im finsteren 
Mittelalter lebt und akzeptiert, dass es diesen menschen-
gemachten Klimawandel gibt, dass er nicht gut ist und 
dass wir etwas dagegen tun müssen.

Gott sei Dank gibt es mittlerweile einen weitgehenden 
Konsens in der Wissenschaft, in der Automobilindustrie 
und – ich höre das hier so heraus – so langsam endlich 
auch in der Politik darüber, dass für kurze und mittlere 
Strecken beim Pkw der batteriebetriebenen Elektromobi-
lität die Zukunft gehört. Das heißt natürlich auch: Bei 
längeren Strecken, bei Lkws, bei Schiffen verspricht der 
Wasserstoff beispielsweise eine interessante Zukunft.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Zuruf 
von der AfD: Mann, Mann, Mann, Mann!)

Wir hoffen doch alle – darüber kann es hier doch gar 
keinen Streit geben –, dass auch synthetische Kraftstoffe, 
wenn wir weiter in die Forschung gehen, in Zukunft einen 
Beitrag dazu leisten.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist aber neu!)

Anstatt hier wertvolle Zeit zu verlieren, sollten wir jetzt 
gemeinsam dafür ringen, dass wir endlich eine vernünf-
tige Ladeinfrastruktur bauen, dass wir Recyclingstruktu-
ren für Batterien haben, damit es künftig deutsche Autos 
sind, die von den Produktionsbändern laufen, und nicht – 
wie es wäre, wenn es nach der AfD geht – ausländische 
Autos sind. Denn das ist doch das, was passieren wird, 
wenn man auf Sie hört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Entscheidung von Tesla zur Gigafactory kann man 
begrüßen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Zuruf von der AfD: Unfug!)

Aber zur Wahrheitsbetrachtung gehört auch, dass sie uns 
noch einmal vor Augen geführt hat, dass es keine Selbst-
verständlichkeit ist, dass das, worauf wir zu Recht stolz 
sind – dass wir vor 130 Jahren das Auto erfunden haben –, 
immer so bleiben muss.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Was? Die Politiker 
haben das Auto nicht erfunden?)

Wir kennen das Schicksal der Elektroindustrie. Wir wis-
sen, was mit Nokia passiert ist, die das Smartphone ver-
schlafen haben. Wenn wir auf Sie hören, droht das 
Schicksal Nokias der deutschen Automobilindustrie. Da-
für ist diese Leitindustrie der deutschen Industrie zu 
wichtig, als dass wir auf die Maschinenstürmer setzen 
können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir setzen auf den technischen Fortschritt und sagen 
nicht Nein zur Zukunft.

(Zuruf von der AfD: Sie sind der Maschinen-
stürmer!)

Die Zukunft des Autos liegt im autonomen Fahren, die 
Zukunft des Autos ist zunehmend geteilt, und sie muss 
angesichts der Klimakrise selbstverständlich emissions-
frei sein. Die gute Nachricht: Wir haben alles, was man 
dafür braucht: Wir haben hervorragende Ingenieure. Wir 
haben einen großartigen Mittelstand. Wir haben tolle For-
schungseinrichtungen. Und im Gegensatz zu Ihnen haben 
wir Mut, den Stier bei den Hörnern zu packen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Mut, aber keine Ah-
nung! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Das ist das 
Problem! Sie haben hier keine Ahnung!)

Wir werden das nachholen, was wir in den letzten Jahren 
verschlafen haben, und dann werden wir zeigen: Mit Ger-
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man Mut produzieren wir auch in Zukunft deutsche Au-
tos!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich weiß, das ist schwer für eine Partei, die sich auf das 
Schüren von Hass und das Schüren von Ängsten beson-
ders spezialisiert hat.

(Widerspruch bei der AfD)

Das ist eine große Herausforderung für Sie. Aber für den 
Rest des Hauses sollte gelten, dass es unsere Aufgabe als 
Politikerinnen und Politiker ist, den Menschen Mut zu 
machen. Mut, weil es eine große Herausforderung ist; 
aber diese Transformation der Automobilindustrie ist 
auch eine Chance.

Meine Damen, meine Herren, der große Demokrit 
wusste schon: Mut steht am Anfang des Handelns, Glück 
am Ende.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN – Lachen der 
Abg. Dr. Alice Weidel [AfD] – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Wer Mut und Glück braucht, hat ver-
loren!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat als Nächstes das Wort 

der Kollege Dr. Matthias Heider.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Matthias Heider (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine Damen und Herren! Das ist heute eine Ak-
tuelle Stunde, die die AfD beantragt hat. Ich stelle fest: Es 
ist schon nicht besonders klug, nicht mit der technischen 
Entwicklung gehen zu wollen, aber die Ängste von Ar-
beitnehmern und ihren Familien zu schüren und Hysterie 
mit Zahlen zu betreiben, das ist verantwortungslos.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP – Johannes Huber 
[AfD]: Zahlen sind Fakten! – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Mit der Klimaangst, die Sie verbreiten!)

Was die AfD auch nicht verstanden hat: Wir leben in 
Deutschland nicht auf einer abgeschotteten Insel der 
Glückseligen. Wirtschaft im 21. Jahrhundert funktioniert 
mit Wettbewerb, und das ist ein globaler Wettbewerb.

(Oliver Luksic [FDP]: Sie machen aber Plan-
wirtschaft, keinen Wettbewerb!)

Wie Sie an der Entscheidung von Elon Musk sehen: Die-
ser Wettbewerb steht bei uns vor der Tür, und wir müssen 
dem etwas entgegenhalten. Wenn es etwas Klügeres gibt, 
als offen zu sein für verschiedene Antriebe in der Auto-
mobilindustrie, dann ist es das Gebot der Stunde, diese 
technischen Entwicklungen in unserem Land voranzu-
treiben.

Dazu kommt, dass der menschengemachte Klimawan-
del uns besondere Anstrengungen abverlangt. Dazu ge-
hört, dass wir selbst mit Produkten, mit Dienstleistungen 
an den Markt kommen und nicht den anderen dabei den 
Vorsprung lassen. In Asien werden derzeit Quantensprün-
ge bei der Entwicklung der Antriebe gemacht.

(Oliver Luksic [FDP]: Brennstoffzellen werden 
gebaut!)

China führt bei der E-Mobilität. Japan führt derzeit auf 
dem Markt der Wasserstoffantriebe. Insbesondere China 
und die USA – Sie sehen es an dem genannten Unter-
nehmen, das in Brandenburg investieren will – zielen auf 
den deutschen Absatzmarkt.

(Oliver Luksic [FDP]: Reden Sie doch nicht die 
deutsche Industrie schlecht!)

Wenn wir uns die Neuzulassungen beispielsweise beim 
Diesel bei Volkswagen ansehen, dann sehen wir eine Vo-
latilität, an der Sie auch die gesellschaftliche Diskussion 
in unserem Land nachvollziehen können.

(Oliver Luksic [FDP]: Weil Sie den Diesel ka-
puttreden!)

Ich glaube – wir hatten immerhin wieder rund 16 000 
Zulassungen im Monat September –, es kommt stark da-
rauf an, wofür, für welchen Zweck ich als Verbraucher ein 
solches Fahrzeug kaufen will.

(Oliver Luksic [FDP]: Tesla und China bauen 
gute Autos!)

Deshalb ist es ein guter Rat, technologieoffen zu sein,

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Warum sind Sie es 
dann nicht?)

genauso wie es der Staatssekretär Thomas Bareiß vorhin 
beschrieben hat.

Meine Damen und Herren, die Zukunft der Automobil-
wirtschaft liegt in einer deutschen Schlüsselindustrie. Es 
ist auch die Zukunft des Mittelstands, darunter sind viele 
Familienbetriebe. Es geht um zahlreiche Arbeitsplätze, 
die wir mit mehr Wettbewerbsfähigkeit in unserem Land 
schützen müssen. Zur Technologieoffenheit gehört aber 
auch, auf neue Antriebe und neue Energien zu setzen: 
Wasserstoff und Brennstoffzelle, Biodiesel, Methan, 
Ethanol, Flüssiggas, das alles spielt eine wichtige Rolle.

Wenn wir uns jetzt einmal ein bisschen von der Bran-
che wegbewegen: Hören Sie einen Moment zu, und über-
legen Sie mit, welche Bewegungen der Wandel in den 
1960er-Jahren etwa vom Lebensmitteleinzelhändler 
zum Discounter in Gang gesetzt hat. Heute gibt es 
16 000 Discounter in Deutschland. Schauen Sie einmal 
auf die 1990er-Jahre: vom stationären Einzelhandel zum 
Onlinehandel. Mittlerweile werden 10 Prozent, 53 Mil-
liarden Euro, im Onlinehandel erwirtschaftet.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: War das auch Plan-
wirtschaft?)

Wenn Sie gerne noch ein technisches Beispiel hören 
wollen: Wenn Sie den Wandel von der Glühlampe zu 
LED verfolgen, dann ist daran gut abzulesen, dass wir 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15871 

Cem Özdemir 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



innerhalb eines Zeitraums von mehr als zehn Jahren dazu 
gekommen sind, dass wir in den Haushalten erheblich 
Energie durch die Verwendung andere Beleuchtungsmit-
tel einsparen können.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Planwirtschaft war 
eine Sackgasse!)

Das ist ohne große Brüche in der Branche der Elektro-
technik vonstattengegangen. Im Gegenteil: Es hat mehr 
Wertschöpfung gegeben; es hat mehr Qualität gegeben, 
und es hat einen Wandel in der Arbeitswelt gegeben, den 
die Arbeitnehmer genauso mitgetragen haben wie die 
Unternehmer.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Anpassung von Dienstleistungen, Anpassung von Pro-

dukten, kombiniert mit den richtigen Förderinstrumenten, 
die alle schon genannt worden sind, ist eine Strategie, die 
wir im 21. Jahrhundert verfolgen müssen.

(Oliver Luksic [FDP]: Ihr macht die Industrie 
gerade kaputt!)

Wir müssen uns gut aufstellen. Für diesen Wandel müssen 
wir auch bereit sein, uns zu bewegen. Wir müssen die 
Arbeitnehmer und ihre Familien dabei mitnehmen.

(Oliver Luksic [FDP]: Euphemismus!)
Ängste zu schüren, ist der falsche Weg.

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Angst vor dem Klima-
wandel ist natürlich gut!)

Aber Rahmenbedingungen in unserem Land zu schaffen, 
die eine gute Zukunft dieses Wandels gewährleisten, ist 
das Ziel, das jede Politik haben muss, auch die dieser 
Bundesregierung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die AfD-Fraktion hat als Nächstes das Wort der 

Kollege Dr. Dirk Spaniel.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Dirk Spaniel (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Aktuell geht eine Ankündigung von Massenent-
lassungen in der Automobilindustrie durch das Land. Die 
Menschen sind zu Recht verunsichert, und viele fragen 
sich: Wie kann das sein? Ist unsere Industrie nicht mehr 
wettbewerbsfähig? Diese Massenentlassungen und die 
Krise in der Automobilindustrie sind politisch verursacht, 
und zwar von einer EU-Verordnung.

(Beifall bei der AfD)
Die Autoindustrie wird politisch gezwungen, Elektromo-
bilität umzusetzen. Herr Özdemir, das wissen Sie ganz 
genau.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Gilt die Verordnung auch in China?)

Viele bejubeln seit gestern die angebliche Entschei-
dung von Tesla,

(Timon Gremmels [SPD]: Was heißt denn 
„angeblich“?)

eine neue Fabrik im Umland von Berlin anzusiedeln und 
bestenfalls bis zu 6 000 Arbeitsplätze zu schaffen. Sie 
verschweigen jedoch, dass dieses Werk vor allem deshalb 
entstehen soll, weil hier in Deutschland unvorstellbare 
Summen an Subventionen für diesen Produktionsstandort 
fließen werden

(Timon Gremmels [SPD]: Wie viel denn?)

und Elektromobilität unverantwortlich subventioniert 
wird.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels [SPD]: 
Diesel wurde nicht subventioniert, oder was?)

Wir sehen, dass Sie den Fehler der Förderung der So-
larindustrie nun wiederholen und das Steuergeld der hart 
arbeitenden Bevölkerung für Ihre ideologischen Spiel-
ereien verbrennen.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels [SPD]: 
Der Diesel wurde nicht gefördert?)

Sie verschweigen auch, dass es für das Elektroauto bei 
seinem derzeitigen technischen Entwicklungsstand über-
haupt keinen Markt gibt. Die Menschen wollen keine 
Elektroautos.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Matthias 
Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nor-
wegen!)

Dieser Markt – auch in Norwegen – wird nur durch Ver-
bote von konkurrierender Technologie und Subventionen 
des Elektroantriebes von Ihnen künstlich geschaffen.

(Beifall bei der AfD)

Im Verkehrs- und Umweltausschuss wurden letztes 
Jahr Experten und Gewerkschaftsvertreter – ja, von der 
IG Metall – angehört; sie haben Ihnen diese Krise genau 
vorhergesagt. Es sind Sätze gefallen wie: Das könnte das 
Ende der deutschen Automobilindustrie sein.

(Timon Gremmels [SPD]: Deshalb steuern wir 
ja dagegen!)

Sie wurden gewarnt, und es war Ihnen klar, was kommen 
wird. Sie wussten es. Sie von den Grünen wollten sogar 
noch Verschärfungen der Verbrauchsregeln. Sie von der 
Regierung haben es billigend in Kauf genommen.

(Beifall bei der AfD)

Am 23. März letzten Jahres hat die AfD in diesem Haus 
erbeten, Einspruch gegen diese EU-Verordnung, um die 
es hier geht, einzulegen. Diese ist die Wurzel allen Übels.

(Timon Gremmels [SPD]: Die Wurzel allen 
Übels sind Sie!)

Wir wollten öffentlich darüber sprechen, welche Konse-
quenzen für unsere Industrie durch diese Verordnung dro-
hen.
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(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Gibt es den 
Klimawandel, oder gibt es den Klimawandel 
nicht?)

Doch Sie alle, inklusive der FDP, haben eine öffentliche 
Debatte darüber von der Tagesordnung gewischt. Sie 
wollten nicht, dass die Menschen in diesem Land erfah-
ren, was durch Ihre Politik auf sie zukommt.

(Oliver Luksic [FDP]: Das sagen Sie von mor-
gens bis abends! – Dr. Christian Jung [FDP]: 
Haben Sie wieder zu viel Verschwörungselixier 
getrunken?)

Eine herbeifantasierte Verkehrswende und das Tanzen 
von verblendeten Menschen auf der Straße werden die 
Familien Hunderttausender Betroffener in der Automo-
bilindustrie jedenfalls nicht ernähren.

(Beifall bei der AfD)

Speziell der emotionale Kreuzzug gegen das Automobil, 
den Sie ja alle betreiben und der von den Grünen und von 
den Linken befeuert wird, ist unverantwortlich für eine 
moderne Industriegesellschaft.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie reden wirr! – Timon Gremmels 
[SPD]: Sie sind unverantwortlich für eine mo-
derne Industriegesellschaft!)

Mit der Definition emissionsfreier Fahrzeuge, wie Sie 
sie in der EU-Verordnung finden, verhindern Bürokraten 
und Juristen in Berlin und in Brüssel, dass Ingenieure 
überhaupt ergebnisoffen nach technischen Lösungen su-
chen können. Genau deshalb, Herr Özdemir, weil die 
Bürokratie und die Politik diese Lösungen verhindern, 
muss sich die Autoindustrie so entscheiden, wie sie es 
heute tut.

(Beifall bei der AfD)

Sie von der FDP – es hat mich ja gewundert, dass Sie 
auf einmal für synthetische Kraftstoffe sein wollen oder 
es zumindest hier sagen -

(Michael Theurer [FDP]: Wir sind seit zehn 
Jahren für synthetische Kraftstoffe! Sie lügen! 
Sie lügen, ohne rot zu werden!)

haben im Ausschuss unseren Antrag zu synthetischen 
Kraftstoffen genau wie alle anderen Parteien hier abge-
lehnt. Weil Sie ihn abgelehnt haben, ist das, was Sie hier 
machen, Heuchelei.

(Timon Gremmels [SPD]: Mit Heuchelei ken-
nen Sie sich aus!)

In Wirklichkeit interessiert Sie das alles gar nicht. Sie 
versuchen nur, in der Öffentlichkeit einen guten Eindruck 
zu erwecken. Sie haben unseren Antrag zu synthetischen 
Kraftstoffen und für mehr Wettbewerb, um diese Verord-
nung zu erfüllen, abgelehnt. Das ist ein Fakt. Das kann 
jeder in den Protokollen nachlesen.

(Michael Theurer [FDP]: Wir waren schon für 
synthetische Kraftstoffe, da gab es Sie noch gar 
nicht!)

Und wissen Sie was, der kommt ja noch einmal ins Ple-
num. Und wenn Sie jetzt dafür sind,

(Oliver Luksic [FDP]: Hier spricht der Pinoc-
chio-politische Sprecher!)

dann können Sie diesem Antrag ja zustimmen. Wir wer-
den hier namentliche Abstimmung beantragen.

(Timon Gremmels [SPD]: Toll!)
– Ja, genau.

(Beifall bei der AfD – Dr. Jens Zimmermann 
[SPD]: Sagen Sie Ihren Leuten, dass sie noch 
da sind!)

Dann können die Menschen in diesem Land sehen, wer 
von Ihnen, der hier auf den blauen Sesseln sitzt, für den 
Verlust ihrer Arbeitsplätze verantwortlich ist. Ich hoffe, 
dass die Menschen das dann auch bei der nächsten Wahl 
berücksichtigen werden.

(Michael Theurer [FDP]: Da brauchen wir 
nicht die AfD, um auf das Thema zu kommen!)

Wir stehen zum Automobil und zur deutschen Automo-
bilindustrie. Sie alle haben diese Arbeitsplätze verraten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner ist der Kollege Falko Mohrs, SPD- 

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Falko Mohrs (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wir erleben, dass die AfD mal wieder alles schlecht-
redet und Angst schürt. Das fängt beim Titel dieser Ak-
tuellen Stunde an. Das ist wirklich so was von billig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Herr Spaniel, ich habe ja mit meinen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern bei Volkswagen in drei Schichten Autos 
gebaut. Da haben Sie wahrscheinlich gerade den Sessel in 
Ihrem Büro warmgehalten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Oh, persönliche An-
griffe!)

Wissen Sie eigentlich, was wir mit Leuten in unserer 
Halle gemacht hätten, die so wenig Ahnung vom Auto-
mobilbau haben wie Sie? Die hätten wir rausgeschmis-
sen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Lachen des 
Abg. Dr. Dirk Spaniel [AfD])

So ist die Realität, Herr Spaniel.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Herr Mohrs, machen 
Sie sich nicht lächerlich! – Karsten Hilse 
[AfD]: Der ist Ingenieur!)
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– Regen Sie sich doch nicht so auf, Kolleginnen und Kol-
legen. Es wird noch schlimmer für Sie.

(Karsten Hilse [AfD]: Um Gottes willen! So 
eine Überheblichkeit!)

Denn das Letzte, was die Beschäftigten der Automobil-
industrie brauchen, ist die AfD.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ja, ja!)
Wenn Sie mir nicht glauben, dann hören Sie zum Beispiel 
auf Hiltrud Werner, Vorstand bei Volkswagen. Sie sagt, 
sie erkennt bei der AfD kein Zukunftsbild.

(Timon Gremmels [SPD]: Ja!)
Alles, was sie erkennt, ist Vergangenheit, und dahin 
möchte sie nicht zurück.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Helin Evrim 
Sommer [DIE LINKE])

Das ist die Realität. Sie leben in der Vergangenheit, Sie 
leben in der technologischen Vergangenheit, Sie wollen 
Grenzen errichten,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie wollen Wind-
mühlen!)

und das ist Gift für jede Industrie, die auf weltweite Märk-
te angewiesen ist, meine Damen und Herren. So sieht es 
mit der AfD aus.

(Beifall bei der SPD – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 
Und Sie leben im Wolkenkuckucksheim!)

Wenn Sie mir das immer noch nicht glauben, dann 
nehmen Sie vielleicht einmal zur Kenntnis, dass sich so-
wohl das Unternehmen Volkswagen als auch die IG Me-
tall und der VW-Betriebsrat aktiv darum bemühen, die 
Volkswagenhalle in Braunschweig, wo Sie Ihren Partei-
tag abhalten, davon zu überzeugen, den Namen der Halle 
zu ändern, weil sie nämlich nicht bereit sind, den Namen 
Volkswagen der AfD und ihrem Parteitag zur Verfügung 
zu stellen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hoffe, dass am 30. November, während Sie Ihren 
Parteitag dort abhalten wollen, möglichst viele auf der 
Straße sind.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Von Ihnen organisiert 
und bezahlt!)

Ich gehöre zu den Aufrufenden. Dann werden wir Ihnen 
einmal zeigen, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer der Automobilindustrie Sie überhaupt nicht wol-
len.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Dirk 
Spaniel [AfD]: Schauen wir mal, wie viele ech-
te Arbeitnehmer da sind!)

Ich kenne den Stresstest, den die Automobilindustrie 
durchmachen muss. Digitalisierung und Veränderung der 
Antriebsstränge – ich weiß, dass dort Milliarden für For-

schung und Entwicklung und für den Aufbau von Stand-
orten notwendig sind. Natürlich, das ist die Realität. Eine 
Industrie, die sich in der Transformation befindet, braucht 
aber keine Menschen, die Angst schüren, sondern Men-
schen, die die Unternehmen und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an die Hand in der Veränderung nehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Dirk Spaniel [AfD]: „An die Hand neh-
men“!)

Sie brauchen Menschen, die sagen: Wir qualifizieren 
euch, damit ihr auch morgen noch einen Job habt, und 
wir sind bereit, die Infrastruktur aufzubauen. – Sie brau-
chen Menschen, die bereit sind, einen Masterplan in die 
Wege zu leiten. Es mag ja sein, dass Sie den Unterschied 
zwischen Masterplan und Planwirtschaft nicht verstehen. 
Aber was bringt es denn, wenn Sie hier fordern, dass wir 
nichts in den Ausbau der Infrastruktur der E-Mobilität 
investieren sollen, und die Fahrzeuge, die dort gebaut 
werden, gebaut werden müssen, am Ende keine Abneh-
mer finden, weil die Menschen sagen: „Ich weiß ja gar 
nicht, wo ich das laden soll“? Das ist doch die Realität. 
Sie verweigern jeden Masterplan. Sie verweigern jede 
politische Steuerung. Sie leben in den Zeiten von 1933 
bis 1945; in dieser Zeit sind Sie auch technologisch ste-
hen geblieben.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Helin 
Evrim Sommer [DIE LINKE])

Wenn Sie jetzt hier irgendwie so tun, als wären Sie die 
Arbeiterpartei, liebe Kolleginnen und Kollegen der AfD – 
das „liebe“ nehme ich zurück –, sage ich: Sie sind – das ist 
die Realität – gegen die Mindestausbildungsvergütung, 
gegen Mietpreisbremsen, gegen Tarifverträge, die Sie 
als Sozialismus abtun. Sie sind dafür, dass die sachgrund-
lose Befristung beibehalten wird. Das ist doch Ihre Poli-
tik. Sie haben noch nicht einmal ein Rentenkonzept, aber 
geben sich hier den Anstrich einer Sozialpartei, Herr 
Spaniel.

(Beifall bei der SPD – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 
Es geht um die Automobilindustrie und nicht 
um Rentenkonzepte! Bleiben Sie bei der Sa-
che!)

– Nein, es geht darum, dass Sie so tun, als ob Sie für die 
Beschäftigten reden; das tun Sie aber nicht. Sie reden für 
Ihre nationalistischen Eliten, Herr Spaniel. Das ist die 
Realität.

(Beifall bei der SPD – Lachen des Abg. 
Dr. Alice Weidel [AfD] – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Herr Mohrs, ganz ehrlich: reden Sie 
über was anderes!)

Was wir, meine Damen und Herren, in dieser Aktuellen 
Stunde erlebt haben, ist eine plakative Überschrift, die 
Angst macht, Reden von Ihnen, die Angst machen sollen, 
aber bestenfalls lustig sind und von Ahnungslosigkeit 
strotzen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, so wie Ihre Kli-
marede!)
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Sie selber haben keinen einzigen Vorschlag präsentiert. 
Sie nehmen die Beschäftigten der Automobilindustrie in 
Geiselhaft. Das können wir beim besten Willen nicht 
durchgehen lassen. Das werden wir Ihnen auch nicht 
durchgehen lassen. Ich bin froh, dass Menschen wie Sie 
hier keine Verantwortung übernehmen. Das wird so blei-
ben. Dafür stehen wir. Dafür kämpfen wir als SPD mit der 
überwiegenden Mehrheit in diesem Haus.

In diesem Sinne: Alles Gute! Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des Abg. Felix Schreiner 
[CDU/CSU])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Ich erteile das Wort dem Kollegen Bernhard Loos, 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bernhard Loos (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn es Ihnen von der AfD wirklich um die 
Beschäftigten in der Automobilindustrie gehen würde, 
dann wäre ich als direkter Abgeordneter des Münchener 
Wahlkreises, in dem die Firmen BMW und MAN ansäs-
sig sind, wahrscheinlich derjenige, der als Erster für die 
Arbeitnehmer und die Unternehmen kämpfen würde.

(Oliver Luksic [FDP]: Dann reden Sie mal mit 
MAN!)

Die Automobilindustrie ist eine Schlüsselindustrie in un-
serem Land mit einer enormen Imagewirkung weltweit.

(Oliver Luksic [FDP]: MAN hat ein Riesen-
problem mit den Vorgaben!)

Darum geht es Ihnen aber sicherlich nicht. Sie betreiben 
doch nur Schwarzmalerei, um Angst um den Arbeitsplatz 
bei den Menschen zu schüren.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Nein! Wir lesen Zei-
tungen!)

Sie denken, das würde Ihnen Wählerstimmen bringen; 
aber glauben Sie mir: Die Bürgerinnen und Bürger durch-
schauen Ihre Motive.

Die deutsche Automobilwirtschaft muss sich Heraus-
forderungen wie neuen Technologien, einem Struktur-
wandel und einem globalen Wettbewerb stellen. Wir wol-
len die Automobilwirtschaft dabei unterstützen, für diese 
Zukunftsherausforderungen einer sich weltweit wandel-
nden Mobilität fit zu sein. Anders, als Sie es die Bürger 
glauben machen wollen, ist Klimaschutz aber kein 
Gegensatz zur Automobilität.

Wir werden natürlich nicht den Ast absägen, auf dem 
wir industriepolitisch sitzen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Warum haben Sie es 
getan?)

Wir brauchen vielmehr einen Neustart für die Zukunfts-
idee Automobil. Saubere Technologien sind dabei not-
wendige Kernkompetenzen. Dazu gehören synthetische 

Kraftstoffe, moderne Batterieforschung und Wasserstoff 
als Energieträger der Zukunft.

Und weil Sie auch in Bayern auf einigen Märkten Flug-
blätter verteilen ließen, sage ich Ihnen als bayerischer 
Abgeordneter, was der Freistaat Bayern ganz konkret 
macht. Erstens. Aus dem Forschungszentrum für synthe-
tische Kraftstoffe in Straubing wird ein nationales Refe-
renzzentrum. Der Campus wird um vier neue Lehrstühle 
aufgestockt. Mittelfristig wird eine neue Power-to-Li-
quid-Anlage installiert. Dort soll synthetischer Kraftstoff 
entwickelt werden.

(Michael Theurer [FDP]: Der Söder wäre ein 
guter Kanzler wahrscheinlich!)

Zweitens. Zusätzlich zum Bundesprojekt in Münster 
investiert Bayern in ein bayerisches Batterienetzwerk. 
Ziel ist die Entwicklung einer neuen Generation von kli-
mafreundlichen und leistungsfähigeren Batterien für die 
Elektromobilität.

(Johannes Huber [AfD]: Söder koaliert mit den 
Grünen!)

Drittens. Gemeinsam mit Baden-Württemberg soll in 
Nördlingen und Ellwangen eine neue Batterieproduktion 
mit der Industrie entstehen.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Alles Planwirtschaft!)

Viertens schließlich wird in Nürnberg ein neues Wasser-
stoffzentrum entstehen, um diese Technologie zwischen 
Hochschule und Wirtschaft zu vernetzen.

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP])

Als Automobilstandort ist Bayern und Deutschland als 
Ganzes gut aufgestellt. Es gibt also keinen Grund für Ihre 
Hiobsbotschaften.

(Oliver Luksic [FDP]: Leider nicht ganz rich-
tig!)

Weil Sie gerne den Zusammenhang zwischen Klima-
schutz und einem Arbeitsplatzabbau herstellen würden, 
sage ich Ihnen: Das Klimapaket ist ja noch gar nicht in 
Kraft.

(Karsten Hilse [AfD]: Aber morgen!)

Der Widerspruch wird am Beispiel der Schaeffler-Gruppe 
deutlich,

(Oliver Luksic [FDP]: Reden Sie mal mit de-
nen!)

die bereits im Frühjahr 2019, als noch gar nicht bekannt 
war, welche Regelungen kommen würden, verkündet hat, 
einzelne Maßnahmen zur Vermeidung betriebsbedingter 
Kündigungen aufgrund volatiler Märkte und des techno-
logischen Veränderungsdrucks zu ergreifen. Die Wahr-
heit ist doch: Die technologische Entwicklung geht im-
mer weiter. Sie können als Unternehmer nicht nur aus der 
Schublade verkaufen, sondern müssen das verkaufen, 
was der Markt verlangt.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Es gibt keinen Markt 
für Elektromobilität! Nicht heute und nicht 
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morgen! – Oliver Luksic [FDP]: Sie haben das 
Thema nicht verstanden!)

Ich bin von der FDP etwas enttäuscht, die Ihnen sogar 
noch das Wort redet und das Wort „Planwirtschaft“ in den 
Mund nimmt. Ich denke, unternehmerisch tätig zu sein, 
ist etwas anderes.

(Oliver Luksic [FDP]: Sie haben echt keine 
Ahnung!)

Wirtschaft heißt Wettbewerb. Wettbewerb heißt Einstel-
len auf neue Verfahren und Innovationen. Innovation 
heißt Fortschritt.

(Oliver Luksic [FDP]: Wer hat denn den 
Quatsch da aufgeschrieben?)

Die Elektromobilität ist dabei nicht der einzige, aber ein 
entscheidender Weg und kein Hirngespinst deutscher Po-
litiker.

Ein Blick nach China, wo ich selbst als Unternehmer 
tätig bin, aber auch nach Kalifornien, zeigt es doch: Wir 
reden von einem globalen Trend. Da der Export für die 
deutsche Automobilwirtschaft eminent wichtig ist,

(Oliver Luksic [FDP]: Wieso brauchen wir 
dann eine Quote? Strafzahlungen?)

muss er sich den globalen Herausforderungen und Anfor-
derungen stellen, den Trend aufgreifen, ja, den Trend vor-
geben.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Warum wollen Sie 
Strafzölle für deutsche Hersteller?)

Wir, die Politik, müssen beim Technologiewandel unter-
stützen. Das ist doch der Grund, warum der Bund die 
Batteriezellenforschung massiv voranbringt.

(Oliver Luksic [FDP]: Läuft super!)

Technologisch ist nicht zu leugnen, dass ein Elektromotor 
weniger Teile hat als ein Verbrennungsmotor.

(Oliver Luksic [FDP]: Reden Sie mal mit 
MAN!)

Aber wir haben auch keine Röhrenfernseher mehr, weil 
die technologische Entwicklung vorangeschritten ist, 
trotzdem haben wir heute Fernsehen.

(Zuruf von der AfD: Wo werden die Fernseher 
gebaut? In Deutschland nicht!)

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass die 
neuen Technologien durchaus neue Arbeitsplätze schaf-
fen,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Schon mal was von 
Wertschöpfungstiefe gehört?)

wie jetzt auch Tesla in Berlin, insbesondere mit dem In-
genieur- und Designzentrum, was immerhin 10 000 Ar-
beitsplätze bringt. Ist das politisch verursachter Arbeits-
platzabbau? Ich denke, nicht. Aber wir sollten nicht allein 
auf Elektromobilität setzen, sondern auch auf andere 
Technologien.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Herr Kollege, Ihre Redezeit.

Bernhard Loos (CDU/CSU):
Wir von der Union schauen mit Zuversicht in die auto-

mobile Zukunft. Optimismus statt Pessimismus – das un-
terscheidet uns von Ihnen. Wir bringen Deutschland vo-
ran.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Dirk Spaniel 
[AfD]: Aber in die falsche Richtung!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Dr. Martin Rosemann.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mei-

ne Damen und Herren! „Politisch verursachter Arbeits-
platzabbau in der Automobilindustrie“ – allein der Titel 
zeigt die Realitätsverweigerung der AfD.

(Beifall bei der SPD – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 
Nein, das ist eine andere Partei mit der Reali-
tätsverweigerung!)

Sie meinen offenbar die deutsche und die europäische 
Politik. Was Sie überhaupt nicht erkennen, ist die Abhän-
gigkeit vom Weltmarkt, ist die Tatsache, dass Weichen-
stellungen vor allem in China vorgenommen werden.

(Oliver Luksic [FDP]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

Ich will, meine Damen und Herren, dass in Deutsch-
land die Autos von morgen auch in Baden-Württemberg 
gebaut werden. Dann müssen wir uns auf den Weltmarkt 
einstellen, dann müssen wir auf Innovationen setzen, 
dann müssen wir offen sein für Neues.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Es 
gibt keinen Weltmarkt für Elektromobilität!)

Meine Damen und Herren, die Klimaziele sind nicht 
etwa eine Laune der Politik.

(Oliver Luksic [FDP]: Sie rollen die Arbeit-
nehmer zum Schafott!)

Im globalen Rahmen entscheiden sie über das Überleben 
der Menschheit. Hier in Deutschland gilt, dass wir unse-
ren Beitrag leisten müssen. Vor allem sind wir das einzige 
Industrieland, das gleichzeitig aus der Kohle und der 
Atomenergie aussteigt.

(Oliver Luksic [FDP]: Das würde mir mal zu 
denken geben!)

Dabei wollen wir Industrieland bleiben. Da müssen wir 
gleichzeitig zeigen, dass es dabei sozial gerecht zugeht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Natürlich bedeutet das einen großen Transformationspro-
zess,

(Oliver Luksic [FDP]: Läuft super gerade!)
aber nicht nur bei den neuen Antriebstechniken, sondern 
auch beim Thema Digitalisierung. Durch Digitalisierung 
verändert sich die Arbeit in großem Stil. Nicht nur die 
Automobilhersteller selbst, sondern vor allem die Zulie-
ferer sind davon betroffen. Das gilt übrigens auch für die 
Handelskriege. Wollen Sie für die Handelskriege auch 
noch die Verantwortung bei der Bundesregierung suchen? 
Damit haben wir am allerwenigsten zu tun.

(Beifall bei der SPD – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 
Nicht ablenken! – Oliver Luksic [FDP]: Reden 
Sie mal mit der IG Metall!)

Also: Wir haben tatsächlich eine ganze Menge von 
Herausforderungen. Wir sehen das bereits. Auch bei 
den Zulieferern hat die Kurzarbeit zugenommen.

(Oliver Luksic [FDP]: Jetzt auf einmal! Kommt 
noch mehr? Das ist nur der Anfang!)

Wir haben tatsächlich in einigen Bereichen die Ankündi-
gung von Stellenabbau. Ich meine, da ist vorausschauen-
de, aktive Arbeitsmarktpolitik gefragt. Vor allem müssen 
wir dafür sorgen, dass wir nicht gleichzeitig Fachkräfte-
mangel und Arbeitslosigkeit produzieren.

(Beifall bei der SPD – Oliver Luksic [FDP]: 
Das machen Sie aber gerade!)

Das werden wir mit Sicherheit nicht mit einer Politik 
schaffen, die so tut, als könne alles so bleiben, wie es 
früher einmal war. Das schaffen wir nur mit einer Politik, 
die die Beschäftigten im Wandel unterstützt, jeden und 
jede Einzelne, das heißt, mit einer Arbeitsmarktpolitik, 
die Schutz und Chancen im Wandel bietet, alle mitzuneh-
men, jeden Einzelnen zu unterstützen und mit dem So-
zialstaat als Partner, der sich darum kümmert, dass alle 
bei diesem Wandel mitkommen.

(Beifall bei der SPD – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: 
Unfassbar!)

Es geht um individuelle Unterstützung, schon im Arbeits-
leben, damit Arbeitslosigkeit erst gar nicht entsteht. Wir 
sprechen vom Recht auf Arbeit. Es ist klar: Weiterbildung 
ist der Schlüssel dafür, dass die Beschäftigten von heute 
die Arbeit von morgen machen können. Wir haben hier 
angefangen. Wir haben das Qualifizierungschancenge-
setz beschlossen, mit dem wir Perspektiven für alle schaf-
fen. Diesen Weg, meine Damen und Herren, wollen wir 
weitergehen: erstens auch wenn nicht nur einzelne Be-
schäftigte betroffen sind, sondern große Teile ganzer Be-
legschaften, zweitens wenn Beschäftigte keine Perspek-
tive im eigenen Unternehmen mehr haben,

(Oliver Luksic [FDP]: Bei dieser Politik ist 
keine Perspektive möglich!)

und drittens geht es darum, auch Brücken zu bauen, wenn 
Unternehmen und Branchen in die Krise kommen. Des-
wegen müssen wir Instrumente wie Kurzarbeit und 
Transfergesellschaften in viel stärkerem Maße nutzen, 
um die Leute heute schon für die Aufgaben von morgen 
zu qualifizieren, also für Weiterbildung.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es gut, dass 
Hubertus Heil, unser Arbeits- und Sozialminister, das 
Arbeit-von-Morgen-Gesetz angekündigt hat.

(Oliver Luksic [FDP]: Arbeitsplatzabbau!)
Genauso wichtig ist es aber, dass wir diesen Wandel ge-
meinsam gestalten: Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Des-
wegen ist die Sozialpartnerschaft in Deutschland so wich-
tig in jedem einzelnen Betrieb, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ich 
rede nicht über Sozialpartnerschaft, ich rede 
über Industriepolitik!)

Klar ist: Die Risiken im Wandel sind unterschiedlich ver-
teilt. Deshalb werden wir die Herausforderungen nur ge-
meinsam und solidarisch bewältigen. Dafür stehen wir als 
sozialdemokratische Partei in Deutschland ein.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD – Dr. Alice Weidel [AfD]: 
Indem sie Arbeitsplätze abbauen!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, lieber Kollege Dr. Rosemann. – Als 

Nächster hat das Wort der Kollege Uwe Schummer, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Uwe Schummer (CDU/CSU):
Verehrtes Präsidium! Meine Damen! Meine Herren! 

Wenn von rechts außen kritisiert wird, dass das, was 
wir alles tun, nur Planwirtschaft ist,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, ist es auch!)
wenn von links außen gesagt wird, wir tun zu wenig,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, reine Planwirt-
schaft! Merkel hat aber auch nichts anderes ge-
lernt!)

es werden viel zu wenige staatliche Eingriffe organisiert, 
dann glaube ich, dass wir im Zentrum der Gesellschaft, in 
der Mitte, genau richtig aufgehoben sind: bei der sozialen 
Marktwirtschaft, in der der Staat auch eine Aufgabe hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Soziale Marktwirtschaft bedeutet mehr als Markt. Der 
Sozialbegriff umfasst auch die ökologische Frage, auch 
die Frage der Verantwortung für die Schöpfung. Klima-
schutz und Industriearbeit wollen wir zusammenführen. 
Wir wollen versöhnen, wo andere polarisieren und radi-
kalisieren.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, natürlich, Sie wol-
len Arbeitsplätze abbauen! – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Hass und Hetze!)

Nur wer Perspektiven zeigt, wird Menschen auf Dauer für 
das Wirtschaften überzeugen können. Es gibt gute Bei-
spiele, die jeweils genannt wurden: Investition von Tesla 
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hier im Berliner und Brandenburger Raum mit 10 000 Ar-
beitsplätzen, VW hat in Zwickau 1,2 Milliarden Euro 
investiert für 8 000 Arbeitsplätze und 13 000 Trainingsta-
ge für den Umstieg auf die Elektromobilität für die dort 
Beschäftigten. VW-Chef Ulbrich sagt als Vorstandsvor-
sitzender: Wir wollen die Vormachtstellung als Auto-
bauer weltweit verteidigen. – Nicht Rückschau, sondern 
Vorwärtsstrategie ist deren Konzept. Anders als hier 
rechts außen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In einem weiteren neuen Werk will VW mehr als die 
Hälfte seiner Elektroautos für den chinesischen Markt 
produzieren. Wir wissen im Ruhrgebiet, dass Kommunen 
Elektrobusse kaufen wollen, aber keine deutschen Anbie-
ter finden. Da wären Aufträge hilfreich und sinnvoll. 
Aber wir können nicht liefern. Deshalb muss dieser Rück-
stand aufgeholt werden.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Keiner kann sich 
Elektromobilität im Ruhrgebiet leisten! Das 
ist Unsinn!)

Autozulieferer Schaeffler baut in Baden-Württemberg. 
Auch hier sollen 10 000 neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Das heißt, nicht ein Weg, sondern viele Wege 
müssen wir beschreiten: der Verbrenner, der weiter opti-
miert wird, der Einsatz von Wasserstoff zur Herstellung 
synthetischer Kraftstoffe oder für die Brennstoffzelle. Es 
geht uns nicht um den Ausstieg beim Auto, sondern wir 
wollen den Umstieg in eine Produktion, die dauerhaft 
zukunftsfähig ist. Made in Germany

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Durch Ihre Politik!)

ist ein Gütesiegel, beste Ingenieurtechnik, langlebige Pro-
dukte, maximale Leistung bei minimalem Ressourcen-
verbrauch. Angekratzt wurde dieses „made in Germany“ 
durch kurzatmige Manager, die mit einer Schummelsoft-
ware die Öffentlichkeit und auch die eigenen Unterneh-
men und Kunden betrogen haben. Das ist langfristiger 
Schaden, worauf wir politisch miteinander reagieren.

Wenn man Arbeit auf Dauer sichern will, dann ist der 
Schlüssel hierzu: klare und faire Produkte, Qualifi-
zierung, um soziale, wirtschaftliche und ökologische 
Herausforderungen zu meistern. Der Autogipfel im Bun-
deskanzleramt hat mit den Unternehmen, mit den Ge-
werkschaften und auch mit den weiteren Verbänden gute 
Impulse gegeben. Wir wollen qualifizieren statt entlas-
sen. Von daher ist das auch ein Punkt, mit dem wir den 
Wandel begleiten, den wir aber natürlich nicht planwirt-
schaftlich organisieren können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Unterschied ist, dass wir die Probleme angehen 
und Erkenntnisse der Wissenschaft nicht leugnen. Wenn 
der Abgeordnete Hilse von der AfD im „Tagesspiegel“ 
die steile These vertritt, Menschen hätten überhaupt kei-
nen Einfluss auf die Temperatur, es gehe um eine natür-
liche Rückerwärmung der Eiszeit,

(Lachen der Abg. Helin Evrim Sommer [DIE 
LINKE])

dann frage ich mich: Was hat er geraucht?

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kollege Gauland, Sie geben in der „Welt am Sonntag“ 
die taktische Richtung vor: Nach dem Euro und der Zu-
wanderung stellen Sie nun die Klimapolitik an den Pran-
ger. Ihr Ziel ist: Raus aus allen Verträgen, Agitation statt 
Wahrheit. Angst ist Ihr ständiger Begleiter.

Ich kenne Walter Wallmann noch persönlich. Walter 
Wallmann war der erste Umweltminister in Deutschland 
im Kabinett Helmut Kohl.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ja, ja! – Timon 
Gremmels [SPD]: Findet Herr Gauland gut! 
Das war sein Staatskanzleichef!)

Er war ein großer liberaler Christdemokrat. Eine seiner 
ersten Maßnahmen war damals 1986 die Änderung der 
Kfz-Steuer zur Unterstützung schadstoffarmer Autos. Ich 
kann nur sagen: Er wäre entsetzt, Herr Gauland, würde er 
Ihren moralischen und politischen Niedergang erleben.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Er wäre ent-
setzt über die CDU, die es heute gibt!)

Sie sollten sich schämen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Nein, Sie!)

Für uns gilt: Kurzarbeit mit Qualifizierung hat uns 
2009 aus der Wirtschaftskrise geführt. Für uns zählt: 
Die Bundesagentur für Arbeit hat Rücklagen in Höhe 
von 24 Milliarden Euro. Wir sind finanziell gerüstet für 
eine mögliche Krise, die wir so abwehren können.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das ist nicht Ihr 
Ernst!)

Der stärkste Schutz der Beschäftigten in der Automobil-
industrie ist beileibe nicht die AfD, sondern die soziale 
Partnerschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Gewerkschaften und Arbeitgeber arbeiten vernünftig zu-
sammen. Die Mitbestimmung ist wichtig.

Unser Ziel ist: Sicherheit im Wandel. Diese Heraus-
forderung ist politisch. Wir gehen sie an mit den Unter-
nehmen, mit den Verbrauchern und mit den Beschäftig-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ohne Sie! Ihre Gene-
ration sitzen wir aus, Herr Schummer!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der letzte Redner in der Aktuellen Stunde ist der Kol-

lege Dr. Christoph Ploß, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Das Schöne, als letzter Redner in einer Debatte zu reden, 
ist: Man kann ein bisschen Lob für die guten Debattenbei-
träge verteilen und natürlich auch Kritik äußern. Während 
meine Kollegen von der CDU/CSU-Fraktion natürlich 
ausschließlich Lob verdient haben, so muss ich doch et-
was Verwunderung zum Ausdruck bringen über einige 
Aussagen vor allem von der AfD, aber auch von der 
Linkspartei und den Grünen.

Liebe Kollegen von der AfD, Ihre Auffassung ist, dass 
man eigentlich gar nichts machen müsste.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Nein!)
Sie sagen: Trotz des Klimawandels, der Klimaschutzziele 
und der Transformation im Mobilitätssektor müsste gar 
nichts passieren. Wie Sie angesichts der offenkundigen 
Entwicklung auf so etwas kommen, ist mir wirklich 
schleierhaft. Ich sage: Am Ende wird genau diese Haltung 
Arbeitsplätze in der Automobilindustrie kosten.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das ist falsch!)
Es gilt der alte Spruch: Wer nicht mit der Zeit geht, der 
geht mit der Zeit. Ich glaube, es würden sich einige hier 
wünschen, dass das für Sie im Parlament zutrifft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Im Gegensatz zu Ihnen haben das alle in der Automobil-
industrie und auch die meisten hier im Hause verstanden.

Wir haben auf der anderen Seite die Linkspartei.

(Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: Links-
fraktion!)

Einige Kollegen, auch von den Grünen, verbreiten Welt-
untergangsstimmung und setzen allein auf batteriegetrie-
bene Elektromobilität.

(Oliver Luksic [FDP]: Und die Bundesregie-
rung!)

Sie sprechen sich gegen innovative Ideen wie Wasserstoff 
und synthetische Kraftstoffe wie E-Fuel aus. Ich sage: 
Beide Ansätze wären falsch für unser Land. Wir als 
CDU/CSU-Fraktion werden deswegen einen anderen 
Weg gehen.

(Oliver Luksic [FDP]: Schön wär’s!)
Wir werden die Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass 
in Deutschland neue Technologien entwickelt werden.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Warum lehnen Sie 
dann unseren Antrag ab?)

Wir wollen damit Arbeitsplätze sichern. Wir wollen mit 
Technologien Exportschlager für die Welt entwickeln.

Wir sprechen hier über Zukunftskonzepte. Leider habe 
ich außer von den Kollegen der CDU/CSU kaum von 
jemandem gehört, wie wir uns die Mobilität in Deutsch-
land im Jahr 2030 oder 2035 vorstellen. Für uns ist dabei 
ganz klar: Neben einem gut ausgebauten U- und S-Bahn- 
System wird das Auto in Deutschland immer noch eine 

große Rolle in der Mobilität spielen, vor allem im länd-
lichen Bereich. Aber in 10, in 15 Jahren werden wir im-
mer mehr Autos haben, die klimafreundlich unterwegs 
sind, die immer leiser unterwegs sind. Wir werden Autos 
auf den Straßen haben, die die Menschen nicht mehr 
selbst fahren, sondern mit denen die Menschen gefahren 
werden. Es wird einen digital vernetzten Verkehr geben, 
der klimaschonend und effizient ist und der Staus ver-
meidet. Tödliche Verkehrsunfälle werden der Vergangen-
heit angehören. Das ist das Konzept, an dem wir als CDU/ 
CSU-Fraktion arbeiten. Wir arbeiten aber auch daran, die 
Automobilindustrie zu stärken, indem wir die Ladeinfra-
struktur in Deutschland mit jedem Jahr weiter verbessern,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
indem wir neue Ladepunkte schaffen, indem wir Wasser-
stofftankstellen schaffen und indem wir synthetische 
Kraftstoffe fördern.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Mit Steuergeldern? 
Das ist doch Unsinn! – Oliver Luksic [FDP]: 
Lächerlich!)

Es wird völlig unterschiedliche Antriebe geben. In den 
Großstädten – das wurde schon angesprochen – werden 
wahrscheinlich mehr batteriegetriebene Elektroautos un-
terwegs sein.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das ist doch nicht 
Sache der Regierung!)

Aber gerade dort, wo große Reichweiten erforderlich 
sind, brauchen wir auch Wasserstoff und die syntheti-
schen Kraftstoffe.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Sie haben das doch 
gar nicht zu entscheiden!)

Deswegen ist der technologieoffene Ansatz der CDU/ 
CSU-Fraktion genau der richtige Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Am Ende müssen die Verbraucher die Wahl zwischen 

den verschiedenen Technologien haben. Wir wollen als 
CDU/CSU gar nicht entscheiden, was die Menschen sich 
für ein Auto kaufen sollen,

(Oliver Luksic [FDP]: Machen Sie aber!)
aber es muss mehrere Möglichkeiten geben. Wir wollen 
die politischen Rahmenbedingungen ändern; denn ganz 
wichtig bei der Mobilität der Zukunft ist, dass wir von 
einer ölbasierten Mobilität zu einer strombasierten Mobi-
lität kommen. Um das zu erreichen, brauchen wir die 
steuerliche Förderung, die Ladeinfrastruktur und die For-
schung an Wasserstoff und an synthetischen Kraftstoffen. 
Wir wollen Strom günstiger machen. Deswegen ist es 
auch so gut, dass wir die Stromsteuer senken werden.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Sie müssen nicht die 
Stromsteuer senken!)

Wir wollen mithilfe deutscher Technologie Exportschla-
ger entwickeln, sodass in den sonnen- und windreichen 
Regionen dieser Welt deutsche Technologie zum Einsatz 
kommt. Wir wollen Wasserstoff oder synthetische Kraft-
stoffe produzieren.
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Die ersten Erfolge der Politik der Bundesregierung – 
Steffen Bilger und Thomas Bareiß sitzen auf der Regier-
ungbank – kann man doch sehen, zum Beispiel die Giga-
factory von Tesla, die erwähnt wurde,

(Oliver Luksic [FDP]: Schaeffler, Daimler, 
Conti, alle bauen Arbeitsplätze ab!)

oder die neue Fabrik von VW in Zwickau. Gerade in den 
Regionen des Landes, wo wir enormen Bedarf haben, 
kommt Bewegung rein, entstehen Arbeitsplätze.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dort gelingt die Transformation. Deswegen ist es auch so 
gut, dass wir mit dem nächsten Bundeshaushalt Produk-
tionsanlagen für strombasierte Kraftstoffe und Biokraft-
stoffe fördern, dass wir Wasserstoff- und Brennstoffzel-
lentechnologie fördern und dass wir die Lade- und 
Tankinfrastruktur für alternative Kraftstoffe fördern.

(Oliver Luksic [FDP]: VW baut ab! Daimler 
baut ab! Bosch!)

Das wird der Weg sein, den wir in den nächsten Jahren 
gehen. Ich bin überzeugt: Damit werden wir neue Ar-
beitsplätze schaffen. Wir werden die Klimaschutzziele 
erreichen. Wir sind auf dem besten Wege, wenn es um 
die Mobilität der Zukunft geht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Dr. Ploß. – Die Aktuelle Stunde 

ist beendet.

Ich rufe jetzt die Zusatzpunkte 8 a und 8 b sowie Zu-
satzpunkt 9 auf:

ZP 8 a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der 
notwendigen Verteidigung

Drucksache 19/13829

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Recht und Verbraucherschutz 
(6. Ausschuss)

Drucksache 19/15151

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Recht und Ver-
braucherschutz (6. Ausschuss) zu dem An-
trag der Abgeordneten Dr. Jürgen Martens, 
Stephan Thomae, Grigorios Aggelidis, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Für eine konsequente Umsetzung der 
PKH-Richtlinie – Recht auf Verteidigung 
ab der ersten Stunde vorbehaltlos gewähr-
leisten

Drucksachen 19/14036, 19/15151

ZP 9 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Stärkung der Verfahrensrechte von Be-
schuldigten im Jugendstrafverfahren

Drucksache 19/13837

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)

Drucksache 19/15162

Interfraktionell sind für die Aussprache 38 Minuten 
vorgesehen. – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache, und der erste Redner ist für 
die SPD-Fraktion der Kollege Dr. Johannes Fechner.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer auf den Tri-
bünen! Mit dem heute hier vorliegenden Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der notwendigen 
Verteidigung setzen wir eine Richtlinie des Europäischen 
Parlamentes um, mit dem die EU europaweit einheitlich 
das Recht auf Zugang zum Rechtsbeistand in Strafverfah-
ren und in Verfahren zur Vollstreckung des Europäischen 
Haftbefehls erreichen will. Die durch die Richtlinienum-
setzung notwendige Änderung des Rechts der notwendi-
gen Verteidigung und Pflichtverteidigung haben wir zum 
Anlass genommen, diesen derzeit nur teilweise gesetzlich 
geregelten Bereich klar zu normieren im Sinne von 
Rechtsklarheit für alle Beteiligten, nämlich sowohl Be-
schuldigte, Richter als auch Anwälte.

Künftig ist dem Beschuldigten, auch wenn er aufgrund 
eines Haftbefehls verhaftet wird, von Amts wegen ein 
Verteidiger zu bestellen, und zwar auch bei einer vorläu-
figen Festnahme, sobald eine Vorführung beabsichtigt ist. 
Darüber hinaus präzisieren wir, wann ein Fall der not-
wendigen Verteidigung vorliegt, indem wir den Katalog 
des § 140 StPO um einige weitere Fälle ergänzen. Hier 
nehmen wir die Vorgaben der EU-Richtlinie auf, aber 
auch Rechtsprechung des BGH, um der gerichtlichen Pra-
xis Klarstellung und eine leichtere Handhabbarkeit für die 
Fälle der notwendigen Verteidigung an die Hand zu ge-
ben.

Ein Beispiel, wann zukünftig dem Beschuldigten, der 
keinen Verteidiger hat, ein Pflichtverteidiger beizuordnen 
ist: Das ist der Fall, wenn zu erwarten ist, dass die Haupt-
verhandlung im ersten Rechtszug vor dem Oberlandesge-
richt, dem Landgericht oder dem Schöffengericht statt-
findet oder wenn sich der Beschuldigte aufgrund 
richterlicher Anordnung oder mit richterlicher Genehmi-
gung in einer Anstalt befindet.

Nach der Neuregelung des § 140 Absatz 2 StPO wird 
zukünftig ein Fall der notwendigen Verteidigung auch 
dann vorliegen, wenn wegen der Schwere der Tat, der 
Schwere der zu erwartenden Rechtsfolge oder wegen 
der Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage die Mitwir-
kung eines Verteidigers geboten erscheint oder wenn er-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                           15880 

Dr. Christoph Ploß 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



sichtlich ist, dass sich der Beschuldigte nicht selbst ver-
teidigen kann.

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir schaf-
fen klare Tatbestände, wann ein Beschuldigter, der keinen 
Anwalt hat, einen Pflichtanwalt beigeordnet bekommt, 
damit seine Rechte verteidigt werden können, und zwar 
durch einen professionellen Rechtsanwalt, durch anwalt-
liche Hilfe. Ich finde, damit sorgen wir für Waffengleich-
heit des Beschuldigten gegenüber der Justiz. Auch das 
gehört zu einem starken Rechtsstaat: dass die Beschuldig-
ten in der Lage sind, ihre Rechte, gerade im Strafverfah-
ren, zu verteidigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was den Zeitpunkt der Bestellung des Pflichtverteidi-
gers angeht, ändern wir die Regelungen des heutigen 
§ 141 StPO und auch den Gesetzentwurf mit unserem 
Änderungsantrag ab. Wir wollen, dass der Beschuldigte 
über seine Rechte Bescheid weiß. Deswegen regeln wir 
durch den Änderungsantrag, dass der Beschuldigte darü-
ber belehrt werden muss, dass er die Bestellung eines 
Pflichtverteidigers beantragen kann.

Unabhängig davon, ob der Beschuldigte einen Antrag 
stellt, wird ihm auf jeden Fall in den Fällen der notwen-
digen Verteidigung ein Pflichtverteidiger bestellt, sobald 
dem Beschuldigten Haft droht oder eine einstweilige Un-
terbringung.

Wir verlängern auch die Frist – da nehmen wir eine 
Anregung aus der Sachverständigenanhörung auf –, in-
nerhalb derer ein Beschuldigter den Pflichtverteidiger 
wechseln kann, wenn er mit dem Pflichtverteidiger nicht 
klarkommt. Da waren ursprünglich zwei Wochen vorge-
sehen. Wir machen hieraus drei Wochen.

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir schaf-
fen durch diese zahlreichen Änderungen Rechtsklarheit 
und ermöglichen dem Beschuldigten den Zugang zu ei-
nem Pflichtverteidiger. Das ist ein ganz wichtiges Ele-
ment in unserem Rechtsstaat.

Auch mit dem zweiten Gesetz, dessen Entwurf wir 
heute beraten, setzen wir eine EU-Richtlinie um, nämlich 
die Richtlinie über die Verfahrensgarantien in Strafver-
fahren für Kinder. Auch hier geht es darum, Kindern und 
Jugendlichen ihr Recht auf Unterstützung durch einen 
Rechtsbeistand zu sichern und zu ermöglichen. Auch in 
diesem Gesetz werden weitere Fälle der notwendigen 
Verteidigung und Regelungen zum Zeitpunkt der Vertei-
digerbestellung normiert. Wir stellen klar, dass, wenn 
zweifelhaft ist, ob ein Beschuldigter zur Tatzeit das 
18. Lebensjahr vollendet hat, auf jeden Fall für diese 
Person die für Jugendliche geltenden Bestimmungen 
und Verfahrensvorschriften anzuwenden sind.

Die Änderungen, die wir mit dem Änderungsantrag 
vornehmen, sind ebenfalls wichtig. Wir regeln, dass die 
Jugendgerichtshilfe über das Ergebnis ihrer Nachfor-
schungen schnell, und zwar so schnell wie möglich, 
dem Gericht Auskunft geben muss, sodass vor einer Ent-
scheidung des Gerichts, ob Anklage gegen den Jugend-
lichen erhoben wird, auf jeden Fall die Einschätzung der 
Jugendgerichtshilfe vorliegt.

Zudem stellen wir klar, dass ein Pflichtverteidiger bei 
allen Arten der Haft zu bestellen ist, unabhängig davon, 
ob ein Antrag vom jugendlichen Beschuldigten gestellt 
wird. Das machen wir anders als bei den Erwachsenen, 
weil wir der Meinung sind, dass gerade Jugendliche be-
sonders schutzbedürftig sind. Sie sollten auf jeden Fall 
einen Pflichtverteidiger bekommen, wenn sie sich nicht 
verteidigen können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen die Ju-
gendlichen schützen, damit sie ihre Rechte professionell 
durch einen Anwalt wahrnehmen können. Genau das re-
geln wir mit diesem Gesetzentwurf.

(Beifall bei der SPD)

Zugegeben, das ist eine sehr trockene und von Fachbe-
griffen durchzogene Debatte und Thematik. Ich glaube, 
das Entscheidende ist, dass wir für alle Beschuldigten, 
gerade für die Jugendlichen, klare Regelungen haben, 
dass sie in dieser schwierigen Lage Zugang zu einem 
Verteidiger zur Verteidigung ihrer Rechte im Strafverfah-
ren bekommen. Lassen Sie uns deswegen diese Gesetz-
entwürfe so beschließen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Der nächste Redner: für 

die AfD-Fraktion der Kollege Thomas Seitz.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Seitz (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Wenn überbezahlte EU-Beamte in Brüssel

(Zurufe von der SPD: Ah!)

nachts von Vampiren in Transsilvanien träumen und sich 
am nächsten Tag noch daran erinnern können,

(Timon Gremmels [SPD]: Bezahlte AfD-Ab-
geordnete sind viel schlimmer!)

dann kommen sie plötzlich auf die Idee, dass vielleicht 
auch heute noch dort nicht alles in bester Ordnung sei. 
Man hört zwar nichts mehr von Vampiren, aber es könnte 
in Transsilvanien heute stattdessen brutale Polizisten, 
willkürlich handelnde Staatsanwälte und faule Richter 
geben, die Beschuldigte auf Grundlage von mit Täu-
schung, Drohung oder Gewalt erpressten Geständnissen 
zu hohen Strafen verurteilen. Und schon ist sie geboren, 
die Idee für eine neue EU-Richtlinie. Richtlinien, wie sie 
dem heute zu beschließenden Gesetzentwurf zugrunde 
liegen, haben zum Ziel, vermutete oder vielleicht auch 
tatsächliche Probleme irgendwo in der EU zu lösen. In 
Deutschland hätte es dieses Aufwands nicht bedurft. Der 
Zwang, eine auf dem Prinzip der Prozesskostenhilfe auf-
bauende Richtlinie in unser deutsches System der not-
wendigen Verteidigung einzubauen, löst keine Probleme, 
sondern schafft sie erst.
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So weit, so schlecht oder vielleicht auch so gut, also in 
Transsilvanien. Auch dort wird die Richtlinie irgendwie, 
größtenteils zumindest, umgesetzt, allein schon, um ein 
Vertragsverletzungsverfahren zu vermeiden. Aber wird 
dieses aufgezwungene Recht in der Praxis auch angew-
endet und gelebt, oder kommt dann zum brutalen Polizis-
ten, gewissenlosen Staatsanwalt und faulen Richter noch 
ein korrupter Anwalt hinzu, der einfach wegschaut, wenn 
der Beschuldigte unter Druck gesetzt wird? Und wenn 
dann die EU zusätzlich die Aufzeichnung jeder Verneh-
mung verlangt, dann schaltet der Anwalt eben die Kamera 
aus, während sein Mandant verdroschen wird. Nur zur 
Klarstellung: Es geht nicht darum, Transsilvanien und 
Rumänien hier an den Pranger zu stellen.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN)

Das ist nur ein Beispiel.

(Sebastian Steineke [CDU/CSU]: Danke für 
die Klarstellung! – Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wählen Sie Ihre Wor-
te sorgfältig!)

Es geht darum, dass Harmonisierung – ein passenderes 
deutsches Wort wäre „Gleichschaltung“ – auch dann, 
wenn es nur um die Festlegung von Mindeststandards 
geht, nie ein Allheilmittel sein kann; denn wenn es die 
vermuteten Probleme in Deutschland gar nicht gibt, sind 
derartige Richtlinien für Deutschland bestenfalls über-
flüssig und in jedem anderen Fall nachteilig.

Wegen jeder Richtlinie muss in Deutschland aber ent-
weder neues Recht geschaffen oder bestehendes Recht 
geändert werden. Der deutsche Steuerzahler verliert also 
immer, nicht nur bei diesem Gesetz zur Neuregelung des 
Rechts der notwendigen Verteidigung.

Dieses Gesetzesvorhaben zeigt mustergültig auf, was 
falsch läuft in Deutschland und Europa; denn jedes Land 
muss selbst den besten Weg suchen, um seine Vorstellung 
von Rechtsstaat und Wahrung von Beschuldigtenrechten 
zu verwirklichen. Das mag in dem einen Land der Pflicht-
verteidiger sein, der ab dem ersten Kontakt mit der Polizei 
tätig wird und immer vom Staat bezahlt wird, oder eben, 
wie in Deutschland, die bewährte Regelung der notwen-
digen Verteidigung, die keiner weiteren Änderung be-
durft hätte. So, meine Damen und Herren, sieht echte 
Vielfalt aus. Weniger EU ist mehr Europa.

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Thorsten Frei.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

glaube, bei diesem Tagesordnungspunkt muss man über-
haupt nicht dramatisieren, sondern kann die Dinge durch-

aus vernünftig einordnen. Da wird nämlich gar nichts 
schlechter, aber manches besser. Ich glaube, dass es wich-
tig ist, die Dinge in einen größeren Rahmen zu setzen.

Heute vor einer Woche haben wir in erster Lesung 
einen Gesetzentwurf zur Modernisierung des Strafpro-
zessrechts behandelt. Aller Voraussicht nach werden wir 
den Gesetzentwurf morgen hier verabschieden. Wenn wir 
uns heute hier mit der Prozesskostenhilfe im Strafverfah-
ren und mit dem Jugendgerichtsverfahren und mit der 
Stärkung der Beschuldigtenrechte in diesen Verfahren 
auseinandersetzen, dann sind das im Grunde genommen 
verschiedene Seiten ein und derselben Medaille. Beides 
gehört zusammen. Wir wollen effiziente, schnelle, zügige 
Strafverfahren; aber wir möchten natürlich auch, dass die 
legitimen Interessen von Beschuldigten gewahrt werden.

Mit diesen Gesetzen – ich möchte sagen: mit diesem 
kleinen Gesetzespaket – gelingt uns das ganz hervorra-
gend. Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz hat uns einen guten Gesetzentwurf vorgelegt. 
Wir haben ihn im parlamentarischen Verfahren noch ein 
Stück besser gemacht. Insofern haben wir das Struck’sche 
Gesetz perfekt eingehalten. Wir werden hier etwas Gutes 
beschließen und nicht etwas Schlechtes. Es ist ganz wich-
tig, das so einzuordnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber es stimmt natürlich: Es ist immer schwierig, wenn 
unterschiedliche Rechtstraditionen aufeinandertreffen, 
wenn man europäisches Richtlinienrecht mit deutscher 
Gesetzgebungstradition in Verbindung bringen muss. 
Da gab es in der Tat ein paar Punkte, die man sich genauer 
hat anschauen müssen, etwa wenn es um den Zeitpunkt 
geht. Polizei, Staatsanwaltschaft, Gerichte mussten sich 
mit der Frage auseinandersetzen, wann denn nun ein Ver-
teidiger beizuordnen ist.

(Stephan Thomae [FDP]: Von Anfang an am 
besten!)

Diese Frage musste beantwortet werden, weil es letztlich 
im deutschen Prozessrecht nicht angelegt ist, dass bereits 
vor der ersten polizeilichen Vernehmung eine solche Zu-
ordnung eines Verteidigers erfolgt. Das Gleiche gilt auch 
für die Prozesskostenhilfe als solche, die wir zwar im 
deutschen Recht kennen, aber nicht im Strafverfahrens-
recht für den Beschuldigten. Auch das ist etwas, was wir 
lösen mussten. Wir hatten und haben die Tradition der 
notwendigen Verteidigung.

Daran knüpft auch gleich schon das dritte Problem an, 
nämlich die Frage, ob man darauf verzichten kann. Das 
kann man eben im deutschen Recht nicht. Wenn ein Fall 
der notwendigen Verteidigung vorliegt, dann hat man 
nicht nur den vom Anwaltverein geforderten Verteidiger 
der ersten Stunde, sondern dann hat man sogar auch den 
Pflichtverteidiger wider Willen, weil das unabhängig von 
der Frage ist, ob der Angeklagte ihn möchte oder nicht. 
Das ist ja durchaus zutreffend, wenn es um Fälle geht, wo 
im ersten Rechtszug das Landgericht oder das Oberlan-
desgericht tätig wird. Wenn es um Verbrechen geht, wenn 
es um Haftangelegenheiten geht, dann ist es durchaus 
richtig und zutreffend.
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Diese Zielkonflikte galt es im Gesetzgebungsverfahren 
aufzulösen. Ich finde, dass das sehr gut gelungen ist, dass 
wir nicht nur einen Weg in der Mitte gefunden haben, 
sondern dass wir im Grunde genommen auch geltendes 
Recht noch besser gemacht haben, und das ist ja der Kern 
von guter Gesetzgebung. Das kann man an verschiedenen 
Punkten sehen, etwa wenn man da ansetzt, dass man den 
Beschuldigten im Verfahren frühzeitig und umfassend 
belehrt, er einen Antrag auf Beiordnung eines Pflichtver-
teidigers stellen kann, wenn er das dann aber nicht tut, 
umgekehrt auch die Staatsanwaltschaft nicht gezwungen 
ist, von Amts wegen einen solchen Antrag zu stellen. Das 
eröffnet sowohl für die Rechtsdurchsetzung des Staates 
als auch für die Interessen des Angeklagten oder Beschul-
digten die Möglichkeit, dass dieser sehr früh im Verfahren 
reinen Tisch machen kann, dass er Ross und Reiter nen-
nen kann, dass er dann, wenn er weiß, was er sagt und 
worum es geht, auch tatsächlich entscheiden kann, früh-
zeitig ein umfassendes Geständnis abzulegen, das an-
schließend auch gerichtsverwertbar ist, weil er natürlich 
auch genau weiß, dass es für die Strafzumessung durch-
aus entscheidend ist, ob so etwas früh im Verfahren pas-
siert oder ob es gegen Ende der Beweisaufnahme erfolgt. 
Es geht also nicht nur um die Interessen des Rechtsstaa-
tes, sondern es geht durchaus auch um die Interessen 
eines Beschuldigten, und das bilden wir in diesem Ge-
setzgebungsverfahren, wie ich finde, sehr gut ab.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Eva Högl [SPD])

Darüber hinaus haben wir im Bereich der Hauptver-
handlungshaft, also dann, wenn jemand in Haft kommt, 
weil er zuvor eine Hauptverhandlung versäumt hat, im 
Grunde genommen das gleiche Rechtsregime angewen-
det. Er muss einen Antrag auf Beiordnung einer Vertei-
digung stellen, ansonsten bedarf es dieser nicht, weil wir 
schließlich nicht möchten, dass jemand, der eine Haupt-
verhandlung versäumt, anschließend auch noch dadurch 
belohnt wird, dass ihm ein Pflichtverteidiger zur Seite 
gestellt wird; das ist der eine Aspekt. Der andere Aspekt 
ist, dass es im Zweifel auch gar nicht angemessen ist, 
angesichts der geringen Schwere der Taten zu dieser Zeit 
mit einem Pflichtverteidiger zu agieren.

Es ist auch richtig, darauf hinzuweisen, dass wir in 
Jugendgerichtsverfahren – Herr Fechner hat das in seiner 
Rede dargestellt – durchaus auch von anderen Regeln 
ausgehen, weil wir es dort nicht mit der gleichen Art 
von Beschuldigten zu tun haben, weil man dort vielleicht 
auch nicht umfassend erkennen kann, welche Konse-
quenzen Aussagen im Laufe des Verfahrens tatsächlich 
haben. Deswegen finden wir für das Jugendstrafverfahren 
spezielle Regelungen, die aus meiner Sicht auch absolut 
angemessen und richtig sind. Es ist aber auch richtig, dass 
das Jugendstrafverfahren den Erziehungsgedanken in den 
Mittelpunkt stellt. Wenn der Erziehungsgedanke wirken 
soll, dann ist entscheidend, dass die Strafe auf dem Fuß 
folgt, dann ist entscheidend, dass Verfahren schnell über 
die Bühne gehen. Deswegen ist es richtig, dass es nicht 
notwendig ist für die Anklageerhebung, dass der Bericht 
der Jugendgerichtshilfe abgewartet wird, sondern dass es 
ausreichend ist, wenn die Jugendgerichtshilfe auskunfts-
fähig ist, damit zügig Anklage erhoben werden kann, zü-

gig ein Strafverfahren oder vielmehr ein Jugendgerichts-
verfahren durchgeführt werden kann und damit eben in 
der Konsequenz letztlich auch der Erziehungsgedanke 
durchgesetzt werden kann.

Wenn ich darunter den Summenstrich ziehe, dann, 
muss ich wirklich sagen, haben wir deutliche Verbesse-
rungen erreicht. Das stärkt die Beschuldigtenrechte im 
Verfahren vom Anfang bis zum Ende, ohne dass es die 
Zielsetzungen, die wir mit der Modernisierung der Straf-
prozessordnung verfolgt haben, torpediert und Verfahren 
unangemessen in die Länge zieht. Das ist im Grunde ge-
nommen genau das, was wir wollen. Insofern sind es zwei 
gute Gesetzentwürfe, und ich bitte um Zustimmung dazu.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank. – Der nächste Redner: der Kollege 

Stephan Thomae, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Stephan Thomae (FDP):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen! Verehrte Kolle-

gen! Meine Damen und Herren! Wir alle kennen vom 
Samstagabendkrimi den Satz des Kommissars: „Sie sind 
verhaftet. Alles, was Sie sagen, kann gegen Sie verwendet 
werden. Sie haben das Recht, zu schweigen oder sich 
einen Anwalt zu nehmen.“ So ist es im deutschen Sams-
tagabendkrimi. Im US-Krimi geht der Satz noch weiter. 
Da heißt es dann nämlich noch vom Kommissar: „Und 
wenn Sie keinen eigenen Anwalt haben, wird Ihnen einer 
beigeordnet.“

Genau um diesen Zusatz, Herr Kollege Frei, geht es in 
der europäischen PKH-Richtlinie. Was muss man tun, 
damit ein Beschuldigter, gegen den ermittelt wird und 
der keinen Anwalt hat, einen solchen erhält? Darum geht 
es, und das ist der Inhalt des Antrages der FDP-Fraktion. 
Das, Herr Kollege Frei, was Sie, wie Sie sagen, noch 
besser gemacht haben am Regierungsentwurf, liefern 
wir noch besser ab und meinen, dass wir damit die EU- 
Richtlinie am besten umsetzen.

(Beifall bei der FDP)

Denn ein faires Verfahren – ich denke, darüber besteht 
Konsens bei allen Fraktionen – ist das A und O des 
Rechtsstaats. Aber das Verfahren, von dem wir sprechen, 
beginnt nicht erst für den Angeklagten mit der Eröffnung 
des Hauptverfahrens, auch nicht erst für den Angeschul-
digten bei der Erhebung der öffentlichen Anklage, son-
dern schon für den Beschuldigten mit der ersten polizei-
lichen Vernehmung. Auch da kann es schon ungeheuer 
wichtig sein, dass die Weichen richtig gestellt werden; 
denn schon da, bei der Vernehmung durch die Polizei, 
können einschneidende Maßnahmen gegen den Beschul-
digten verhängt werden.

(Beifall bei der FDP und der LINKEN)
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Deswegen ist es richtig, dass der Beschuldigte von der 
ersten Stunde an einen Pflichtverteidiger erhält. Das ist 
der erste Punkt, um den es geht.

Der zweite Punkt ist: Für wen ist denn dieser Pflicht-
verteidiger beizustellen? Da meinen wir: für alle, wenn 
eine Freiheitsstrafe im Raume steht. Nicht nur dann, 
wenn eine Mindeststrafe von sechs oder zwölf Monaten 
droht, sondern – das zeigt auch der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte – immer dann, wenn eine Frei-
heitsstrafe droht, ist der Fall einer notwendigen Verteidi-
gung gegeben. Das betrifft nicht nur die dicken Fische 
und die Schwerverbrecher, die sich ohnehin oft teure An-
wälte leisten können. Nein, das betrifft vor allem den 
mittellosen Beschuldigten. Deswegen ist es richtig, dass 
immer dann, wenn eine Freiheitsstrafe im Raume steht, 
eine solche notwendige Verteidigung anzunehmen ist. 
Das ist der zweite Punkt.

Der dritte Punkt ist – auch da, Herr Kollege Frei, kann 
ich Ihnen nicht zustimmen –: Es genügt nicht, nur auf 
Antrag des Beschuldigten den Fall einer notwendigen 
Verteidigung anzunehmen und einen Pflichtverteidiger 
zu bestellen. Nein, es ist richtig, dies von Amts wegen 
zu tun. Denn was steckt denn hinter dem Gedanken, dass 
erst auf Antrag ein Pflichtverteidiger bestellt werden soll? 
Na ja, könnte man denken, vielleicht verzichtet mancher 
darauf, kommt gar nicht erst auf den Gedanken. Vielleicht 
werden viele diesen Antrag gar nicht erst stellen, oder 
man kann sie noch ein bisschen davon abbringen. Nein, 
all das ist nicht gut, all das ist nicht wirklich richtig. Das 
einzig Richtige ist, es von Anfang an von Amts wegen zu 
tun.

Insofern, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist mein 
Fazit und das meiner Fraktion, dass wir heute den Gesetz-
entwurf der Regierung ablehnen werden, weil wir der 
Meinung sind, dass wir als FDP-Fraktion einen Antrag 
unterbreitet haben, der die europäische PKH-Richtlinie 
richtig und europarechtskonform umsetzt, nämlich mit 
einer Pflichtverteidigung erstens von Anfang an, ab der 
ersten Stunde, zweitens von Amts wegen bestellt und 
drittens immer dann, wenn eine Freiheitsstrafe im Raume 
steht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank. – Der nächste Redner: für die Fraktion 

Die Linke der Kollege Niema Movassat.

(Beifall bei der LINKEN)

Niema Movassat (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir stim-

men heute erstens über die Neuregelung des Rechts der 
notwendigen Verteidigung, der sogenannten Pflichtver-
teidigung, ab und zweitens über ein Gesetz zur vermeint-
lichen Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten 
im Jugendstrafverfahren.

Zunächst zur Neuregelung der Pflichtverteidigung. 
Pflichtverteidigung ist vor allem für Menschen wichtig, 

gegen die ein Strafverfahren läuft, die aber kein Geld 
haben, um sich selber einen Anwalt zu nehmen. Hier 
springt der Staat ein und übernimmt die Kosten für den 
Pflichtverteidiger. Vieles Richtige ist im Gesetzentwurf 
der Regierung enthalten. Aber an einem Punkt geht Ihr 
Entwurf gar nicht: Statt die Pflichtverteidigung zu stär-
ken, was nötig wäre, schwächen Sie sie. Damit schwä-
chen Sie auch die Beschuldigtenrechte. Wir als Linke 
werden einer Verschlechterung von Beschuldigtenrech-
ten niemals zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Worum geht es genau? Im neuen § 141 Strafprozess-
ordnung wird erstmalig ein Antragserfordernis für die 
Stellung eines Pflichtverteidigers eingeführt. Dies führt 
dazu, dass ein Beschuldigter während einer polizeilichen 
Vernehmung ausdrücklich die Stellung eines Pflichtver-
teidigers beantragen muss. Sie können sich vielleicht vor-
stellen, welche emotionale Ausnahmesituation es ist, 
wenn man von der Polizei wegen einer Straftat vernom-
men wird. Sie wissen auch, wie missbrauchsanfällig Ihre 
Regelung ist; denn formuliert der Beschuldigte nicht ganz 
ausdrücklich und klar, dass er einen Pflichtverteidiger 
will, dann wird er ihm möglicherweise vorenthalten. Ihre 
Änderung führt dazu, dass ein Beschuldigter in Zukunft 
wesentlich einfacher ohne Anwalt vernommen werden 
kann. Nemo tenetur se ipsum accusare – niemand ist ver-
pflichtet, sich selbst anzuklagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieser Grundsatz ist ein wichtiger Grundpfeiler unseres 
Rechtsstaates. Dazu gehört, dass der eigene Anwalt den 
Beschuldigten über seine Rechte aufklärt. Ihre Änderung 
ist schlecht für den Rechtsstaat, deshalb werden wir dazu 
Nein sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Ganze hat noch eine Dimension: Ein vermögender 
Beschuldigter, der sich einen Anwalt leisten kann, ist von 
Ihrer Neuregelung überhaupt nicht betroffen. Ihre Neu-
regelung geht ausschließlich zulasten armer Beschuldig-
ter. Das ist Klassenjustiz, und dazu sagen wir Nein.

(Beifall bei der LINKEN)

Damit komme ich zur Neuregelung des Jugendstraf-
verfahrens. Anders als der Titel Ihres Gesetzes behauptet, 
stärken Sie nicht die Rechte der jugendlichen Beschuldig-
ten im Gerichtsverfahren, sondern Sie verschlechtern sie. 
Bisher ist es so, dass ein jugendlicher Beschuldigter – 
etwa bei der polizeilichen Vernehmung – immer einen 
Pflichtverteidiger erhält. Sie wollen nun in § 68b Jugend-
gerichtsgesetz Ausnahmen schaffen, bei denen einem Ju-
gendlichen ein Pflichtverteidiger vorenthalten werden 
kann, wenn er von der Polizei oder vom Staatsanwalt 
vernommen wird.

Interessant ist auch, wer über das Vorliegen des Aus-
nahmetatbestandes entscheidet. Nach Ihrem Entwurf ent-
scheidet derjenige darüber, der den Jugendlichen ver-
nimmt, also Polizei oder Staatsanwaltschaft. Das ist 
doch total missbrauchsanfällig. Sie können doch nicht 
allen Ernstes den Ermittler darüber entscheiden lassen, 
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ob der Beschuldigte einen Pflichtverteidiger erhält oder 
nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch diese Regelung geht zulasten armer Menschen, weil 
es die ärmeren Jugendlichen sind, die sich keinen Ver-
teidiger leisten können, und ihnen dieser dann möglicher-
weise als Pflichtverteidiger vorenthalten wird. Auch das 
ist Klassenjustiz, und auch dazu sagen wir als Linke Nein.

(Beifall bei der LINKEN – Thorsten Frei 
[CDU/CSU]: Klassenjustiz! – Heiterkeit des 
Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU])

Auch Ihre Änderung in § 68 Nr. 5 lehnen wir ab. Hier-
nach muss einem Jugendlichen ein Pflichtverteidiger ge-
stellt werden, wenn die Verhängung einer Jugendstrafe zu 
erwarten ist. Nicht erfasst ist der Fall, wenn ein Jugend-
arrest zu erwarten ist. Dieser kann bis zu vier Wochen 
dauern. Er wirkt wie eine Freiheitsstrafe. Freiheitsentzug 
bleibt Freiheitsentzug, egal wie man es nennt. Diese Re-
gelung geht wiederum zulasten der Rechte junger Be-
schuldigter. Wir als Linke lehnen daher Ihre beiden Ge-
setzentwürfe insgesamt ganz klar ab.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die Kollegin Canan Bayram hat das Wort für Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir beraten heute zwei Gesetzentwürfe, die 
gemeinsam haben, dass sie der Umsetzung jeweils ent-
sprechender Richtlinien der Europäischen Union dienen.

Die erste Richtlinie betrifft die Prozesskostenhilfe für 
Verdächtige und beschuldigte Personen im Strafverfah-
ren, die zweite betrifft die Verfahrensgarantie im Straf-
verfahren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte 
Personen im Strafverfahren sind. Für beide Richtlinien 
kann ich mich den Ausführungen von Herrn Pollähne, 
dem Sachverständigen in der Anhörung des Rechtsaus-
schusses, insoweit anschließen, als beide Richtlinien tat-
sächlich unzureichend umgesetzt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Einzelnen: Die Anhörung zur Prozesskostenhilfer-
ichtlinie hat ergeben, dass der Gesetzentwurf einen Bruch 
im bisherigen System der notwendigen Verteidigung dar-
stellt; denn durch das eingeführte Antragserfordernis 
wird nunmehr der europaweit anerkannte Fair-Trial- 
Grundsatz gebrochen, der das Recht auf einen Rechts-
anwalt bei drohender Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bzw. einem Jahr sicherstellt. Das lehnen wir ebenso wie 
viele der Sachverständigen in der Anhörung im Rechts-
ausschuss ab, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zu beanstanden ist auch eine Regelung, wonach Poli-
zeibeamte entscheiden sollen, ob dem Beschuldigten ein 
Pflichtverteidiger an die Seite gestellt wird oder nicht. Ja, 
wie soll denn damit der Ermittler beauftragt werden, der 
ganz andere Dinge im Kopf hat, als die Rechte des Be-
schuldigten in den Blick zu nehmen? Das wird nicht funk-
tionieren, deshalb lehnen wir auch diese Regelung ab. – 
So weit in aller Kürze zur Prozesskostenhilferichtlinie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Anhörung zum Jugendstrafverfahren hat deutlich 

gemacht, dass eine unterschiedliche Behandlung von Ju-
gendlichen im Ermittlungsverfahren vorgesehen ist. Das 
heißt, jemand, der sich aufgrund seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse keinen Wahlverteidiger leisten kann, bleibt 
allein und ohne Verteidigung. Das lehnen wir ab, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn die Menschen werden nicht nur im Stich gelassen, 
sondern es ist auch eine Schlechterstellung sowohl des 
Jugendlichen als auch des gesamten Strafverfahrens, da 
unterschätzt wird, welche Rolle und Verantwortung die 
Rechtsanwälte gerade in den Verfahren mit den Jugend-
lichen übernehmen können.

Wir, Bündnis 90/Die Grünen, sind der Ansicht, dass 
der Freizeitarrest ein Fall der notwendigen Verteidigung 
sein sollte. Diese Ansicht wurde von dem Sachverständi-
gen Herrn Dr. Nöding in der Anhörung ebenfalls vorge-
tragen. Dennoch wurde uns heute dieser Gesetzentwurf 
unverändert, ohne diese Regelung, vorgetragen.

Deswegen kann ich zusammenfassend feststellen: Lei-
der wurde eine Gelegenheit verpasst, die Umsetzung von 
zwei Richtlinien evidenzbasiert im deutschen Strafrechts-
system zu realisieren, und mithin wurde eine Chance ver-
passt, Verbesserungen zu erreichen. Vielmehr werden mit 
diesen Gesetzentwürfen massive Verschlechterungen und 
Versäumnisse rechtlich zementiert. Daher lehnen wir bei-
de Gesetzentwürfe ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die AfD-Fraktion hat der Kollege Roman Reusch 

das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Roman Johannes Reusch (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Richt-

linie für das Jugendstrafverfahren wäre an sich für deut-
sche Verhältnisse im Wesentlichen nicht nötig gewesen. 
Die Ziele, die damit verwirklicht werden sollen, haben 
wir seit Ewigkeiten als geltendes Recht verwirklicht.

(Beifall bei der AfD)
Der Gesetzentwurf geht aber teilweise deutlich über 

die Richtlinie hinaus, was insbesondere von den Sachver-
ständigen, soweit sie Praktiker waren, scharf kritisiert 
wurde. Nur ein Beispiel, was uns darin unnötig erscheint: 
der neue § 1 Absatz 3 des JGG, die Zweifelsregelung. Du 
liebes bisschen! Es ist deutsches Recht, seit es dieses gibt, 
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dass man im Zweifel selbstverständlich zugunsten ent-
scheidet. Das muss doch nicht ins Gesetz geschrieben 
werden. Was soll der Unsinn?

Einige schlimme Übertreibungen des Gesetzentwurfes 
hat die Koalition durch einen Änderungsantrag ent-
schärft; das ist so – gleichwohl leider nicht alles. Die 
Regelung zum Pflichtverteidiger in § 68 Nr. 5 des Ent-
wurfs bleibt bestehen. Das mag alles in Ballungsräumen 
funktionieren, wo es vielleicht einen Anwaltsnotdienst 
gibt. Aber was machen wir denn bitte auf dem platten 
Land? Wo soll denn bitte die Kripo, die in der Nacht 
jemanden aufgegriffen hat und ihn vernehmen will, einen 
Verteidiger herbekommen? Belehrungspflichten müssen 
eingehalten werden. Soll sie ihm einen Packen Formulare 
geben? Die Jungs können doch meist nicht einmal lesen, 
und wenn sie es ihm vorlesen, dann versteht er das noch 
nicht einmal. Audiovisuelle Aufzeichnung von Verneh-
mungen ist jetzt so ein Modeding. Hat einer nach dem 
Kindeswohl gefragt? JGH, alles nach wie vor streng for-
malisiert. Was jetzt wunderbar funktioniert, das muss 
man doch nicht durch formalisierte Regelungen verschär-
fen.

Wir können uns diesem Entwurf nicht anschließen. Wir 
werden ihn ablehnen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der letzte Redner ist der Kollege Alexander Hoffmann, 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Geschätzte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die beiden vorliegenden Gesetzentwürfe haben 
mehrere Gemeinsamkeiten. Es handelt sich um Umset-
zungen von EU-Richtlinien. Bei beiden Richtlinien ist die 
Umsetzungsfrist schon abgelaufen. Beide Richtlinien 
werden schon unmittelbar angewandt. Das heißt, wir be-
kommen aktuell aus der Praxis schon intensive Rückmel-
dungen. So gab es jetzt auch während des parlamentari-
schen Verfahrens Rückmeldungen, die wir verwerten 
konnten.

Das Ziel der beiden Richtlinien ist auch jeweils ein 
ähnliches. Es geht nämlich um die Stärkung – das ist 
schon klar geworden – von Beschuldigtenrechten, etwa 
bei der Frage, dass möglichst frühzeitig ein Verteidiger 
einzubinden ist. In dem Fall, in dem eine notwendige 
Verteidigung vorliegt und der Beschuldigte sich keinen 
Anwalt leisten kann, wird das über die Prozesskostenhilfe 
abgebildet.

Kommen wir zur dritten Gemeinsamkeit. Die Rück-
meldungen aus der Praxis, also aus den Polizeibehörden 
der Länder, haben gezeigt: Wir müssen schon gucken, 
dass wir bei der Richtlinienumsetzung am Schluss kein 
Recht konstituieren, das vor allem in der Praxis nicht 
mehr handhabbar ist. Da denke ich gerade an die Polizis-
tinnen und Polizisten mit ihrer Arbeit vor Ort. Wir dürfen 
keine Regelungen schaffen, die Verfahrensverzögerun-

gen Tür und Tor öffnen. Wir dürfen eben auch keine Re-
gelungen etablieren, die unter Umständen ganz neue und 
diffuse Revisionsgründe in sich tragen.

Deswegen war es richtig und gut, dass wir gerade die 
letzten Wochen und Monate so intensiv Rückmeldungen 
aus den Ländern bekommen haben, auch von den Voll-
zugsbehörden. Ich will das zusammenfassen und sagen, 
dass das Paket, das wir jetzt geschnürt haben, vor allem 
deswegen ein gutes ist, weil diese unmittelbaren Eindrü-
cke aus der Praxis eingeflossen sind und wir – so will ich 
es mal auch für unseren Koalitionspartner sagen – den 
Bedenken der Länder wirklich in vollem Umfang Rech-
nung getragen haben.

Ich will auch dem Justizministerium und dem Koali-
tionspartner Danke sagen. Ich glaube, dass ein parlamen-
tarisches Verfahren gerade dann wertig ist, wenn wir eben 
in die Praxis das Signal geben können: Jawohl, wir haben 
verstanden. Diese und jene Fälle wollen wir bewusst so 
gestalten, dass ihr in der Praxis damit arbeiten könnt. 
Allein deswegen sind die beiden Gesetzentwürfe, wie 
sie heute vorliegen, sehr gut gelungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Eva Högl [SPD])

Ich will vier Einzelheiten herauspicken, aus jedem Ge-
setz jeweils zwei, um es ein bisschen konkreter zu ma-
chen, weil das alles vorhin ein bisschen – ich sage es mal 
so – vermischt worden ist.

Wir wollten unbedingt, dass weiterhin die Möglichkeit 
besteht, auf die Beiordnung eines Rechtsanwalts zu ver-
zichten. Diese Möglichkeit gibt es heute schon. Es gibt 
einfach Angeklagte, die keinen Rechtsanwalt wollen. Ge-
rade wenn kein Antrag gestellt wird, dann ist das wie ein 
Verzicht zu werten. Das ist ausdrücklich in die Begrün-
dung eingeflossen. Das gilt dann auch für die Fälle der 
Hauptverhandlungshaft, weil wir hier sonst zu ganz grot-
esken Ergebnissen kommen. In die Hauptverhandlungs-
haft kommt derjenige, der zur Hauptverhandlung nicht 
erscheint, unter Umständen auch derjenige, der eigentlich 
nur einen einfachen Diebstahl begangen hat. In der 
Hauptverhandlungshaft braucht er einen Verteidiger. 
Das heißt, bis der neue Termin für die nächste Verhand-
lung vom Richter festgelegt wird, vergehen unter Um-
ständen Wochen. In der Zeit sitzt der Angeklagte dann 
in Haft.

Die Beiordnung einer Verteidigung kann doch in der 
Praxis nicht das gewünschte Ergebnis sein, auch nicht das 
gewünschte Ergebnis für den Angeklagten. Deswegen, 
glaube ich, war es praxistauglich und gut, dass wir diese 
Regelung ausdrücklich geschaffen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Eva Högl [SPD])

Ich will noch zwei Beispiele aus dem Gesetzentwurf 
zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im 
Jugendstrafverfahren herausgreifen. Da gab es Fälle, die 
uns aus den Ländern gemeldet worden sind und uns um-
getrieben haben. In Bayern gab es folgende Konstella-
tion: Da nimmt ein Schüler einem anderen Schüler die 
Jacke weg – unter Androhung von Gewalt. Das ist ein 
Raub. Auch ein Verbrechen? Das heißt, wenn dann die 
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Polizei gerufen wird, kann der Schüler erst vernommen 
werden, wenn ein Rechtsanwalt da ist. Parallel konnte 
aber schon das Handy ausgewertet werden, weil man 
Sorge haben musste, dass Beweismittel verschwinden.

Auch das ist eine Konstellation, die in der Praxis für die 
Polizei am Ende überhaupt nicht handhabbar wäre, wenn 
wir hier nicht die Möglichkeit eröffnen, dass auf die Hin-
zuziehung eines Rechtsanwalts verzichtet werden kann. 
Deswegen haben wir die Regelung – das ist mir vorhin 
etwas zu kurz gekommen – ausdrücklich vorgesehen, 
dass eben dann der Fall einer notwendigen Verteidigung 
gerade nicht vorliegt, wenn zum Zeitpunkt der Verneh-
mung schon deutlich wird, dass das Verfahren ohnehin 
eingestellt werden wird, wie in dem Fall mit der Jacke, 
den ich geschildert habe.

Am Ende noch ein paar Sätze zur Jugendgerichtshilfe. 
Ich glaube, dass wir auch hier die Frage „Wie ist die 
Jugendgerichtshilfe einzubinden?“ nicht zu formal skiz-
ziert haben, sondern wir haben das mit sehr viel Augen-
maß gemacht. Allein heute ist es schon so, dass die 
Jugendgerichtshilfe in jeder Phase des Verfahrens hinzu-
zuziehen ist.

Uns war wichtig, klarzumachen – hier soll kein Miss-
verständnis entstehen –, dass vor Anklageerhebung nicht 
der vollständige Bericht der Jugendgerichtshilfe vorzu-
liegen hat. Das ist praktisch nicht realisierbar. Aus der 
Erfahrung weiß man eben auch, dass viele Jugendliche 
unter Umständen mit der Jugendgerichtshilfe nicht spre-
chen, solange die Anklageschrift noch nicht auf dem 
Tisch liegt. Deswegen war es wichtig, die Regelung so 
zu formulieren, dass vor der Anklageerhebung eine Stel-
lungnahme einzuholen ist, aber der vollständige Bericht 
noch nicht vorliegen muss.

Über allem – das ist vorhin schon angeklungen – steht 
im Jugendstrafverfahren die Idee der Verfahrensbe-
schleunigung, weil nur ein beschleunigtes Verfahren am 
Schluss erzieherischen Charakter hat: Die Strafe soll der 
Tat auf dem Fuß folgen. Deswegen war es wichtig, die 
Instrumentarien der Jugendgerichtshilfe nicht so überbor-
dend zu formulieren, dass sich ein Verfahren dadurch 
unendlich in die Länge zieht. Deswegen: zwei gute Ge-
setzentwürfe, für die ich ausdrücklich werben möchte.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Kollege Hoffmann. – Ich schließe die 

Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Neurege-
lung des Rechts der notwendigen Verteidigung. Der Aus-
schuss für Recht und Verbraucherschutz empfiehlt unter 
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/15151, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksache 19/13829 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-

chen. – SPD und CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind alle übrigen Fraktionen. Enthaltungen? – Keine. Der 
Gesetzentwurf ist damit in der zweiten Beratung ange-
nommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind CDU/CSU und SPD. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind alle übrigen Fraktionen des Hauses. Enthaltun-
gen? – Keine. Der Gesetzentwurf ist angenommen.

Zusatzpunkt 8 b. Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz zu dem Antrag der 
Fraktion der FDP mit dem Titel „Für eine konsequente 
Umsetzung der PKH-Richtlinie – Recht auf Verteidigung 
ab der ersten Stunde vorbehaltlos gewährleisten“. Der 
Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/15151, den Antrag der 
Fraktion der FDP auf Drucksache 19/14036 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung des Aus-
schusses? – Das sind wieder SPD und CDU/CSU sowie 
die AfD. Gegenprobe! – FDP und Linke. Enthaltungen? – 
Die Grünen. Die Beschlussempfehlung des Ausschusses 
ist angenommen.

Zusatzpunkt 9. Abstimmung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Stärkung der 
Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafver-
fahren. Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/15162, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksache 19/13837 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind CDU/CSU und SPD. Wer stimmt dage-
gen? – Das sind wieder alle übrigen Fraktionen des Hau-
ses. Enthaltungen? – Keine. Der Gesetzentwurf ist in 
zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
CDU/CSU und SPD. Wer stimmt dagegen? – Alle übri-
gen Fraktionen des Hauses. Enthaltungen? – Keine. Der 
Gesetzentwurf ist angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Karsten 
Hilse, Marc Bernhard, Andreas Bleck, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
zu externen Beratungsleistungen im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Drucksache 19/15068

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

Interfraktionell sind für die Aussprache 38 Minuten 
vereinbart. – Es gibt keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen.
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Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner ist für die 
AfD-Fraktion der Kollege Karsten Hilse.

(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Der Staat ist per Gesetz dazu verpflichtet, 
mit dem Geld, das er von den Bürgern einzieht, sparsam 
und verantwortungsbewusst umzugehen. Sparsam ist die 
Bundesregierung nur, wenn es um Leistungen für die 
eigene Bevölkerung geht, für Menschen, die jeden Tag 
zur Arbeit gehen und unseren Wohlstand erarbeiten. Die 
und vor allem die, die unsere wirtschaftliche Grundlage 
mit ihrer Hände Arbeit geschaffen haben, speisen Sie zu 
einem nicht unerheblichen Teil mit einem Hungerlohn ab, 
der sie geradewegs in die Altersarmut führt. Da wird um 
jeden Cent gefeilt. Schämen Sie sich!

Für die ganze Welt, für alle möglichen Umerziehungs- 
und Weltenrettungsprojekte können die Hände der Ver-
schwender gar nicht groß genug sein, um so viel Geld wie 
möglich in hohem Bogen aus dem Fenster zu werfen.

Der Bundesrechnungshof, kurz BRH, legte nun einen 
Bericht nach § 88 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung 
zu externen Beratungsleistungen im Geschäftsbereich des 
Umweltministeriums vor. Er beschreibt nicht nur den 
Umfang dieser Leistungen in Höhe von skandalösen 
600 Millionen Euro – für dieses Geld müsste eine Kran-
kenschwester in Deutschland 25 000 Jahre arbeiten 
gehen –; der BRH moniert daneben auch die äußerst frag-
würdige Vergabepraxis, die fehlenden bzw. unzureichen-
den Dokumentationen zu externen Beratungsleistungen 
und des Weiteren, dass die Beantwortung der parlamen-
tarischen Anfragen von Ihnen allen zu externen Leistun-
gen seiner Ansicht nach unzureichend und ausweichend 
erfolgt.

Laut BRH sollten die Bundesressorts generell Aufga-
ben möglichst eigenständig wahrnehmen. Dies gewähr-
leiste die Neutralität bei der Aufgabenwahrnehmung und 
den Erhalt von Kompetenzen. Dem Umweltministerium 
und seinen Behörden stehen dafür fast 4 000 Stellen zur 
Verfügung. Der BRH geht davon aus, dass diese Behör-
den erhebliche fachliche Expertise besitzen. Wir als AfD 
haben da berechtigte Zweifel – aber seiʼs drum.

Die Begründungen des Umweltministeriums für die 
Auslagerung von bestimmten Aufgaben sind so gut wie 
immer pauschal gefasst: keine Expertise vorhanden, kei-
ne entsprechenden wissenschaftlichen Qualifikationen 
und Kapazitäten im nachgeordneten Bereich. Diese pau-
schalen Begründungen genügen allerdings bei Weitem 
nicht, um die Notwendigkeit solcher externen Leistungen 
zu begründen. Das könnte von fehlendem Sachverstand 
zeugen, es kann aber auch – und davon gehen wir aus – 
ein Beleg für Täuschungsabsicht sein.

Der BRH kritisiert, dass das Umweltministerium eine 
exakte Datenvorhaltung für die Beantwortung parlamen-
tarischer Anfragen von Ihnen allen für entbehrlich hält. 
Das ist eine unglaubliche Arroganz gegenüber den 
Steuerzahlern und den Abgeordneten dieses Bundestages.

(Beifall bei der AfD)

Entbehrlich ist nicht die Datenvorhaltung, entbehrlich 
sind Menschen, die sich in dieser arroganten Art und 
Weise über Gesetze und Regelungen hinwegsetzen.

Die Bundesregierung teilte dem Haushaltsausschuss 
seit 2007 bis einschließlich 2018 regelmäßig mit, dass 
im Etat des Umweltministeriums keine Ausgaben für ex-
terne Berater eingestellt wurden. Es war das einzige Res-
sort, das dem Finanzministerium regelmäßig eine soge-
nannte Fehlanzeige meldete. Auch hier handelte es sich 
entweder um fehlende fachliche Fähigkeiten oder beab-
sichtigte Täuschung. In beiden Fällen müssen die Verant-
wortlichen für diese falschen Angaben aus ihren Ämtern 
entfernt werden.

(Beifall bei der AfD)
Für die Beantwortung einer parlamentarischen Anfra-

ge der Linken ermittelte das Umweltministerium, bezo-
gen auf den Prüfzeitraum 2014 bis 2018, insgesamt 3 685 
Aufträge mit einem Kostenaufwand von circa 588 Millio-
nen Euro in seinem Geschäftsbereich. Nachdem es 
Kenntnis von den Antworten der anderen Ressorts erhal-
ten hatte, wurde ihm klar, dass seine Angaben stark aus 
dem Rahmen fielen. Es korrigierte wegen der politischen 
Bedeutung seine Meldung am nächsten Tag auf 1 000 
Aufträge mit einem Auftragsvolumen von 110 Millionen 
Euro, ohne dass diese Änderung plausibel erklärt werden 
konnte oder sich aus einer erneuten Datenerhebung ergab.

Auch hier zeigt sich sehr deutlich, dass das Umwelt-
ministerium gar nicht willens ist, parlamentarische An-
fragen – allein in dieser Legislaturperiode vier schriftli-
che Fragen und fünf Kleine Anfragen – wahrheitsgemäß 
zu beantworten. Deshalb müssen die bisherigen parla-
mentarischen Mittel als ausgeschöpft angesehen werden.

Die Vergabepraxis des BMU ist intransparent, und das 
BMU ist offenbar seit Jahren zu keiner Auskunft bereit. 
Die Einberufung eines Untersuchungsausschusses gemäß 
Artikel 44 Grundgesetz wird daher auch in Anbetracht 
des finanziellen Umfangs von 600 Millionen Euro als 
unumgänglich angesehen.

Die Erfahrung zeigt, dass Sie diesen Antrag wahr-
scheinlich aus parteipolitischen Gründen ablehnen wer-
den

(Michael Theurer [FDP]: Unter anderem!)
und das mit Argumenten wie „fachlich schlecht gemacht“ 
oder „Für die Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses brauchen wir die AfD nicht“ usw. begründen. Trotz-
dem fordere ich Sie, die Oppositionsfraktionen, aus-
drücklich auf, uns zuzustimmen oder ersatzweise, wenn 
Sie das aus parteipolitischen Gründen nicht können, einen 
eigenen Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses zu stellen. Diesem, der dann natürlich sehr super 
sein wird, werden auch wir zustimmen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Kollege Professor Dr. Patrick Sensburg ist der 

nächste Redner für die CDU/CSU-Fraktion.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Patrick Sensburg (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren! Zuerst einmal zum An-
trag der AfD; denn es geht heute um die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses und noch gar nicht um die 
Sache selber. Dazu müssen wir erst mal feststellen, dass 
nach Artikel 44 des Grundgesetzes die Einsetzung eines 
parlamentarischen Untersuchungsausschusses von 
25 Prozent, also einem Viertel der Mitglieder des Deut-
schen Bundestages, verlangt werden kann. Diese Anzahl 
an Abgeordneten haben Sie auf Ihrem Antrag nicht er-
reicht. Wenn ich es richtig sehe, hat die AfD als Fraktion 
insgesamt den Antrag gestellt. Sie haben 91 Sitze, Sie 
bräuchten aber 178 Abgeordnete, die das unterstützen. 
Die haben Sie nicht. Deswegen ist der Antrag schon aus 
dem Grunde erfolglos.

Aber ich habe Sie so verstanden, Herr Kollege: Sie 
werben ja noch.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja!)
– Genau. Sie werben ja noch. – Die Werbung war aber 
nach meiner Meinung in weiten Teilen etwas untauglich; 
denn Sie haben inhaltliche und materielle Fehler in Ihrem 
Antrag. Das mag daran liegen, dass er sich – ich sage es 
mal charmant – in weiten Teilen sehr an den Einsetzungs-
antrag zum Untersuchungsausschuss zu den Beraterver-
trägen des Verteidigungsministeriums anlehnt, fast wort-
gleich.

Problematisch ist dabei die Zusammensetzung, die Sie 
in Ihrem Antrag vorsehen. Sie verlangen eine Zusammen-
setzung des parlamentarischen Untersuchungsausschus-
ses, den Sie beantragen, aus vier Sitzen für die CDU/ 
CSU, zwei Sitzen für die SPD, zwei Sitzen für die AfD 
und jeweils einem Sitz für die Fraktionen FDP, Linke und 
Grüne. Das entspricht nicht § 4 des Gesetzes zur Rege-
lung des Rechts der Untersuchungsausschüsse des Deut-
schen Bundestages. § 4 besagt, dass das Verhältnis im 
Parlament sich auch in parlamentarischen Untersu-
chungsausschüssen widerspiegeln muss.

Schauen wir uns das einmal an: In Ihrem Antrag for-
dern Sie genauso viele Sitze wie die SPD.

(Dr. Matthias Bartke [SPD]: Das möchtet ihr 
wohl gerne!)

Die SPD hat aber im Parlament 152 Sitze, und Sie haben 
91. Damit kommt man nicht auf ein gleiches Verhältnis 
der Sitze in einem parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss. Ich kann den Wunsch verstehen. Es entspricht 
aber nicht der Regelung in § 4 des Gesetzes für parlamen-
tarische Untersuchungsausschüsse. Von daher müssten 
Sie vielleicht später in der Debatte Ihren Antrag noch 
mal schärfen. So wird es nicht gehen.

Auch in der Sache ist der Antrag so nicht mittragbar. Es 
fehlt im Grunde an der hinreichenden Bestimmtheit. Par-
lamentarische Untersuchungsausschüsse sind das stärkste 
Schwert insbesondere der Opposition im Bereich der par-
lamentarischen Möglichkeiten zur Ausforschung und 
Aufklärung, die eine Opposition gegenüber der Regie-
rung hat. Dafür müssen Einsetzungsanträge hinreichend 

konkret, hinreichend bestimmt sein und einen ganz kon-
kreten Sachverhalt, der im öffentlichen Interesse ist, und 
das, was als Verstöße der Bundesregierung angesehen 
wird, beschreiben. Dies tun Sie in Ihrem Antrag, den 
ich extra mit nach vorne genommen habe, nicht. Es fehlt 
ein Bereich im Antrag, wo Sie konkrete Verstöße formu-
lieren. Sie formulieren auf einer Seite Fragestellungen in 
15 Punkten. Es fehlt aber die Nennung der konkreten 
Verstöße, die Sie mit Ihren Fragestellungen aufklären 
wollen. Das reicht nicht für die Bestimmtheit. Auch die 
Fragen sind nicht hinreichend bestimmt.

Ich erinnere mich an die letzte Legislaturperiode, die, 
glaube ich, die Legislaturperiode mit den zweitmeisten 
parlamentarischen Untersuchungsausschüssen in der 
Parlamentsgeschichte war. Wir haben bei jeder Einset-
zung eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
lange um die Konkretheit und Bestimmtheit des Einset-
zungsbeschlusses gerungen – nicht umsonst: Denn wir 
müssen anschließend in einem parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss ganz konkret Fragestellungen unter-
suchen, um dann dem Parlament anschließend die Ant-
worten vorlegen zu können. Das leistet Ihr Antrag – 
leider, muss ich sagen – nicht.

Von daher kann ich nur sagen: ein nicht hinreichendes 
Quorum, ein falsches Verhältnis der Zahl der Abgeordne-
ten der einzelnen Fraktionen bei der Einsetzung, obwohl 
§ 4 PUAG das ganz klar regelt, und materiell nicht hinrei-
chend konkret und bestimmt – Entschuldigung, das ist 
fachlich so nicht akzeptabel.

Sie werden sagen: Die Fraktionen stimmen aus partei-
politischen Gründen unseren Antrag wieder nieder. – 
Nein, auch Sie von der AfD müssen fachlich halbwegs 
korrekte Arbeit machen. Sonst fällt es halt durch, und das 
ist hier der Fall.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort die Kollegin Judith 

Skudelny.

(Beifall bei der FDP)

Judith Skudelny (FDP):
Meine Damen und Herren! Herr Präsident! Vor gar 

nicht allzu langer Zeit hatte ich eine IPS-Studentin aus 
Moldawien bei mir. Wissen Sie, was sie hier bei uns am 
meisten beeindruckt hat? Die Architektur des Hauses. Sie 
hat gesagt, das Lichtdurchflutete, das Offene, das Gläser-
ne, die Transparenz sei für sie ein Spiegel der Demokra-
tie, die wir hier leben. Die Transparenz, die unsere Ge-
bäude widerspiegeln, findet sich aber offenbar nicht im 
Inneren eines jeden Ministeriums wieder.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Die Vorwürfe des Bundesrechnungshofes wiegen 
schwer. Es geht um Beraterverträge im Wert von 600 Mil-
lionen Euro, es geht um eine Haushaltsführung des Bun-
desministeriums für Umwelt, die eine ordnungsgemäße 
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Prüfung des Bundesrechnungshofes offenbar nicht er-
möglicht, und bei den Stichproben, die entnommen wor-
den sind, wurde bezüglich der Zuordnung der Verträge 
festgestellt, dass über die Hälfte der Verträge falsch zu-
geordnet war. Und was sagt das BMU? Das BMU stellt 
fest: Wir haben das seit 2006 schon immer so gemacht.

(Michael Theurer [FDP]: Ganz genau!)

Meine Damen und Herren, ich stelle mir vor, dass je-
mand, der eine Steuerprüfung hat, dem Prüfer vor Ort und 
damit dem Finanzministerium, wenn Fehler bei der Buch-
führung festgestellt werden, erklärt: Hey, ich habe das seit 
2006 schon immer so gemacht. – Diese Haltung des BMU 
ist eine schallende Ohrfeige für alle Menschen, die straf-
bewehrt eine ordnungsgemäße Buchführung in Deutsch-
land abzugeben haben!

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Es geht sogar noch ein Stück darüber hinaus; es geht 
nämlich tatsächlich um mehr. Der Bericht sagt, dass An-
fragen von Parlamentariern unvollständig und damit 
falsch beantwortet wurden, dass Fragen der Fraktionen 
eben nicht zur Transparenz beigetragen haben, und in 
mindestens einem Fall wurden – ich zitiere – „wegen 
der politischen Bedeutung“ absichtlich und vorsätzlich 
Zahlen geändert. Deutlicher kann man eigentlich nicht 
sagen, dass der Bundesrechnungshof feststellt, dass das 
Parlament hier getäuscht werden sollte.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Damit, Frau Schulze,

(Michael Theurer [FDP]: Wo ist sie denn?)

geht es auch ein Stück weit um die Glaubwürdigkeit un-
serer Demokratie. Sie haben jetzt die Möglichkeit, Ver-
antwortung dafür zu übernehmen und tatsächlich Trans-
parenz und Klarheit herzustellen. Nehmen Sie Ihre 
Chance wahr, die Würde Ihres Ministeriums zu erhalten 
und von sich aus und eigenständig die Dinge, die der 
Bundesrechnungshof auf den Tisch gelegt hat, aufzuklä-
ren!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Andernfalls werden wir Freie Demokraten die Rechte der 
Bürger und des Parlaments wahrnehmen und für Trans-
parenz und Klarheit hier im Hause sorgen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Karsten Hilse [AfD]: Wie macht ihr 
das? – Gegenruf des Abg. Michael Theurer 
[FDP]: Indem jetzt der Herr Pronold mal die 
Fragen beantwortet!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Parlamentarische Staatssekretär Florian Pronold 

ist der nächste Redner.

(Beifall bei der SPD – Michael Theurer [FDP]: 
Herr Pronold beantwortet die kritischen Fragen 
jetzt! – Gegenruf der Abg. Judith Skudelny 
[FDP]: Davon gehe ich aus!)

Florian Pronold, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit:

Das mache ich.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter 
Herr Präsident! Ich will mal den Fokus darauf legen, was 
in dem Bundesrechnungshofbericht steht, und damit be-
ginnen, was darin nicht steht, weil Vorredner hier etwas 
wiedergegeben haben, was in dem Bundesrechnungshof-
bericht so nicht zu finden ist.

Der Bundesrechnungshof kritisiert nicht die Vergabe-
praxis.

(Judith Skudelny [FDP]: Doch! Er hat gesagt, 
dass keine Ausschreibungen gemacht worden 
sind und keine Vergleiche eingeholt worden 
sind! – Karsten Hilse [AfD]: Natürlich!)

Der Bundesrechnungshof sieht keinen Verstoß gegen die 
Grundsätze der Haushalts- und Wirtschaftsführung oder 
sonstiger Rechtsvorschriften. Der Bundesrechnungshof 
sieht keinen Schaden für den Bundeshaushalt.

(Judith Skudelny [FDP]: Das ist beim Steuer-
zahler auch nicht nötig!)

Der Bundesrechnungshof kritisiert nicht die Struktur der 
Vergabestellen, und der Bundesrechnungshof sagt nicht, 
dass wir Beraterverträge im Umfang von 600 Millionen 
Euro verschwiegen hätten. Das sagt er nicht.

(Judith Skudelny [FDP]: Haben wir auch nicht 
gesagt! – Karsten Hilse [AfD]: Nein, das 
stimmt auch nicht! Haben wir auch nicht ge-
sagt!)

– Sie aber haben vorhin in Ihrem Wortbeitrag versucht, 
diesen Eindruck zu erwecken.

(Karsten Hilse [AfD]: Nein, nein, nein, das 
habe ich nicht gesagt! Das stimmt nicht!)

Worum geht es denn? Es geht darum, liebe Frau 
Skudelny, dass es seit 2006 eine sehr lange Definition 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
zu externen Beratungsleistungen gibt,

(Judith Skudelny [FDP]: Eine halbe Seite!)
und es würde meine Redezeit hier sprengen, wenn ich sie 
vorlesen würde. Sie enthält Positiv- und Negativbeispie-
le, wann von einem Beratervertrag auszugehen ist, der 
dann entsprechend meldepflichtig ist.

Wir haben dem, was der Bundesrechnungshof kritisiert 
hat, widersprochen. Wir haben dem sehr ausführlich wi-
dersprochen – übrigens, unsere Stellungnahme ist aus-
nahmsweise sogar öffentlich gemacht worden, weil uns 
auch daran liegt, dass wir hier eine breite Transparenz 
haben; sie ist auf der Homepage nachzulesen –, und wir 
haben versucht, Punkt für Punkt deutlich zu machen, wo-
rum es dort geht.

In diesen Richtlinien des Haushaltsausschusses steht 
zum Beispiel sehr deutlich, dass es auch darauf ankommt, 
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was der überwiegende Gegenstand einer Leistung ist. Bei 
Ressortforschungsvorhaben, an deren Ende eine Antwort 
auf die Frage „Was folgt daraus für politische Handlun-
gen?“ steht, ist der Schwerpunkt die wissenschaftliche 
Arbeit.

(Judith Skudelny [FDP]: Nein, nein, nein!)
– Das ist nach der Definition des Haushaltsausschusses 
so. – Dementsprechend haben wir diese Dinge seit 2006 
so gehandhabt. Es sind hier 44 konkrete Fälle vom Rech-
nungshof benannt worden. Nach meiner Kenntnis geht es 
allein in 28 dieser Fälle um Ressortforschungsvorhaben. 
Das muss man an dieser Stelle also mal zur Kenntnis 
nehmen.

Ich bin schon lange in diesem Parlament und war auch 
schon Mitglied eines Untersuchungsausschusses. Darum 
weiß ich – das ist vorhin von dem Kollegen auch schon 
gesagt worden –, dass das ein sehr scharfes Schwert ist. 
Das übliche Verfahren ist: Es gibt einen Rechnungshof-
bericht. Zu diesem Rechnungshofbericht haben wir eine 
Erwiderung geschrieben. Sie ist aus unserer Sicht unvoll-
ständig aufgenommen worden. Jetzt wird diesen Fragen 
im Haushaltsausschuss oder im Rechnungsprüfungsaus-
schuss nachgegangen. Dort werden wir alle Fragen detail-
liert beantworten. Dort werden wir auch verschiedene 
Dinge, die hier zum Teil missverständlich dargestellt wor-
den sind – zum Beispiel, wenn es um Unterstützungsleis-
tungen im Verhältnis zu Beraterverträgen geht –, und alle 
anderen Dinge minutiös aufdröseln, weil unser Ministe-
rium hier immer sehr offen und transparent ist. Das ist 
unser Anspruch, und das werden wir auch in Zukunft 
sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wenn in diesen Gremien, die dafür vorgesehen sind, dann 
tatsächlich noch Fragen offenbleiben, dann wäre tatsäch-
lich der Moment gekommen, dass man über einen Unter-
suchungsausschuss nachdenken kann.

Ich schlage vor, hier nicht verkürzt und verdreht be-
stimmte Dinge darzustellen, sondern das jetzt seriös zu 
behandeln, weil man einen Rechnungshofbericht ernst 
nehmen muss – auch als Ministerium.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja!)
Damit ist nicht gesagt, dass man alle Einschätzungen des 
Rechnungshofes teilt. Ich finde, es ist dann auch die Auf-
gabe des Haushaltsausschusses und der Parlamentarier, 
das zu bewerten.

Mein Eindruck ist – das habe ich in der Fragestunde 
auch schon gesagt –, dass wir aufgrund dieser Definition 
von einer halben Seite, die hier keiner vorlesen kann, weil 
das jede Redezeit sprengen würde, in diesem Gesamt-
komplex Unklarheiten haben, die von Ministerium zu 
Ministerium zu unterschiedlicher Anwendungspraxis 
führen. Das gilt auch für das Beispiel, das in Bezug auf 
die Unterstützungsleistungen angesprochen worden ist, 
dass nämlich vom BMU, das alles angeblich verheimli-
chen will, mehr angemeldet wurde und das dann auf ein-
mal reduziert wurde. – Lassen Sie uns das aufklären!

Ich glaube aber, wir müssen – und das ist ja Sinn dieser 
Vorschrift – eine Vergleichbarkeit zwischen den Ministe-

rien erreichen. Alle Ministerien müssen diese Berichte 
tatsächlich nach denselben Auslegungskriterien erstellen, 
womit nicht nur Transparenz – dafür haben wir immer 
gesorgt –, sondern auch Vergleichbarkeit hergestellt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Michael 
Theurer [FDP]: Das war dürftig!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Der Kollege Ralph 

Lenkert hat das Wort für die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Es gibt Gesetze, 
Verordnungen und Grenzwerte, damit aus Schornsteinen 
keine giftigen Stäube entweichen, damit Lärmbelastun-
gen eingeschränkt werden, damit Funkwellen nicht krank 
machen, damit wir in Flüssen und im Meer gefahrlos 
baden können und damit Chemikalien Menschen und Na-
tur nicht vergiften. – So weit, so klar. Das alles sind Auf-
gaben des Umweltministeriums. Es prüft die Zulassung 
von Chemikalien, erlässt Grenzwerte, schützt unsere Flo-
ra und Fauna und erlässt Regelungen zum Schutz der 
Gewässer und des Grundwassers. Das Umweltministe-
rium ist für all dies zuständig, und es ist zuständig dafür, 
die Ursachen für die Klimaveränderung zu erkennen, und 
für Maßnahmen zum Klimaschutz.

Beim Klimaschutz wird es klar: Das ist ein Reizwort 
für die AfD. Sie ignorieren die Erkenntnisse der Wissen-
schaft, und stattdessen versuchen Sie, das Umweltminis-
terium ins Visier zu nehmen. Statt die Wurzel des Prob-
lems in Form von Werkverträgen, von Beraterverträgen 
anzugehen, will die AfD keine Lösung, sondern die AfD 
sucht eine neue Bühne für ihre Skandal- und Empörungs-
orgien,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der SPD – Lachen bei der AfD)

um darzustellen, wie schlimm alles ist.

(Ulli Nissen [SPD]: Genau so ist es!)
Wir als Linke kritisieren seit Jahren die neoliberale 

Politik der Bundesregierung, die in der Auslagerung 
von ganzen Aufgabenbereichen aus öffentlichen Ver-
waltungen und Ministerien besteht: IT-Bereiche – an 
Fremdfirmen vergeben; Hausmeister- und Reinigungs-
leistungen – an Fremdfirmen vergeben; Sicherheits-
dienstleistungen und Fahrdienste -ausgelagert; Laborka-
pazitäten – reduziert; Analysen – fremdeingekauft. Dies 
alles führt häufig zum Abbau von Arbeitsplätzen, zu 
Lohndumping und zu schlechten Arbeitsbedingungen, 
und das kritisiert Die Linke scharf.

(Beifall bei der LINKEN)
Dann bezieht sich die AfD auf unsere Kleine Anfrage;

(Karsten Hilse [AfD]: Ja!)
eine solche haben wir gestellt.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja!)
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Wir wollten wissen, wie viele Unterstützungsleistungen 
und Beraterleistungen das Bundesministerium eingekauft 
hat. Aber warum wollten wir das wissen? Wir wollten 
einfach wissen, wie erschreckend groß – das mussten 
wir feststellen – das Ausmaß dieser Ausgliederungen ist.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja!)
Das ist der eigentliche Skandal.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja!)
Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, die AfD kümmert 

sich nicht darum, die Ursachen zu bekämpfen oder eine 
Lösung vorzuschlagen. Das würde anders aussehen.

(Karsten Hilse [AfD]: Wie denn?)
Dass IT-Dienste, Hausmeisterdienstleistungen, Reini-
gungskräfte, Labore über Werkverträge abgewickelt wer-
den, ist eine Folge des Kaputtsparens des öffentlichen 
Dienstes, insbesondere durch Union und FDP. Die Linke 
will den öffentlichen Dienst stärken, damit so etwas nicht 
mehr notwendig ist.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf der Abg. 
Judith Skudelny [FDP])

Bei der schnellen Entwicklung von Wissenschaft, 
Technik und Industrie ist es unmöglich, dass Ministerien 
alle Fachleute selber vorhalten können. Deswegen fordert 
Die Linke eine finanziell bessere Ausstattung von staat-
lichen Hochschulen und staatlicher Forschung, damit die-
se uns unabhängig beraten können. Das ist ein Weg, um 
Beraterverträge, die zweifelhaft sind, zwar nicht hinsicht-
lich der Offenlegung der Kosten, sondern einfach von der 
Struktur her, zu beseitigen.

(Beifall bei der LINKEN)
Natürlich ist es auch notwendig, dass die Ministerien 

und Behörden genügend eigene Mitarbeiter haben. Da 
müssen Stellen eben zügig nachbesetzt werden und ent-
sprechende Kapazitäten vorgehalten werden. Und das 
fordert Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
Das sind die Aufgaben, das ist der Weg, damit weniger 
Vergaben von Fremdleistungen, von Werkverträgen und 
von Beratungen erfolgen.

Und was beantragte die AfD? Einen Untersuchungs-
ausschuss. Der bringt nichts. Stopp, ich irre mich: Er 
blockiert die Ressourcen des Umweltministeriums. Zu-
fall? Ich wiederhole: Die AfD hat ein Problem mit Klima-
schutz. Die AfD hat ein Problem mit Maßnahmen für 
Umweltschutz. Sie will mit diesem Antrag das Umwelt-
ministerium lähmen.

(Zurufe von der AfD)
Die AfD bringt keine Lösungen; sie verhindert diese. 
Deswegen lehnen wir diesen Antrag ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD – Karsten Hilse [AfD]: Herr 
Lenkert, das war ja wirklich nichts!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Die Kollegin Steffi Lemke ist die nächste Rednerin für 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Worum geht es? Im Bundesumweltministe-
rium gibt es Probleme mit bestehenden Beraterverträgen. 
Wir sehen dort durchaus relevante Probleme. Das hat 
mein Kollege Sven-Christian Kindler deshalb auch als 
erster Bundestagsabgeordneter öffentlich kritisiert, und 
zwar sehr scharf und sehr deutlich.

(Karsten Hilse [AfD]: Das stimmt!)
Wir kritisieren, wie das Umweltministerium mit den 

externen Beraterverträgen umgegangen ist, nicht, dass 
es welche eingegangen ist,

(Karsten Hilse [AfD]: Das kritisieren wir auch 
nicht!)

und vor allem – das hat der Staatssekretär hier ausgeführt, 
durchaus selbstkritisch; so habe ich ihn verstanden –, dass 
dazu unklare Angaben gemacht worden sind, und zwar 
mehrfach, auch gegenüber dem Parlament.

(Karsten Hilse [AfD]: Ganz genau!)
Das muss aufhören. Das muss aufgeklärt werden. Das 

muss transparent gemacht werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deshalb hat meine Fraktion erstens eine Berichtsanforde-
rung gestellt, zweitens schriftliche Fragen gestellt, Ge-
spräche mit den Verantwortlichen im BMU geführt. Die-
ses Thema ist heute auch im Haushaltsausschuss auf der 
Tagesordnung. Wir haben darüber hinaus einen Prozess 
angestoßen, um klarer zu definieren, wie Beratungsleis-
tungen von Unterstützungsleistungen unterschieden wer-
den, und um klarer zu definieren und präziser abzugren-
zen, was dann wie öffentlich gemacht werden muss.

(Judith Skudelny [FDP]: Es ist klar definiert! 
Es ist gar nicht so unklar, wie die SPD tut!)

Das ist der Sachverhalt. Das ist unsere übliche Arbeit im 
Parlament. Es ist unsere Aufgabe als Opposition, die Re-
gierung zu kontrollieren, zu kritisieren und Verbesserun-
gen anzustoßen.

Um all das geht es der AfD mit ihrem Antrag hier heute 
nicht.

(Karsten Hilse [AfD]: Nicht? Doch, ganz ge-
nau!)

Das haben Sie, Herr Hilse, gestern in der „Welt“ doku-
mentiert, indem Sie sich dort zitieren lassen mit: Diese 
ganze Mühe wollen wir uns gar nicht erst geben. -

(Karsten Hilse [AfD]: Da bin ich falsch zitiert 
worden!)

Damit meinen Sie die schriftlichen Anfragen, die Aus-
einandersetzungen mit dem BMU, all das, was der Kolle-
ge Sensburg vorhin hier ausgeführt hat, was man tut, 
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wenn man ernsthaft einen Untersuchungsausschuss ein-
setzen möchte.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Hilse?

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, aus der AfD gestatte ich keine Zwischenfrage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Da fehlt es an Intel-
lekt!)

– Ja, ja, ja.

„Diese Mühe wollen wir uns ersparen“, so lassen Sie 
sich zitieren. Und Sie haben, Herr Hilse, gestern demonst-
rativ den Plenarsaal verlassen, als in der Fragestunde un-
sere Kollegin Skudelny von der FDP zu ebendiesem The-
menkomplex Fragen aufgeworfen hat; in diesem Moment 
sind Sie raus aus dem Plenarsaal. Das Thema interessiert 
Sie überhaupt nicht. Ihnen geht es darum, zu diffamieren, 
zu diskreditieren,

(Martin Reichardt [AfD]: Das sind doch alles 
Unterstellungen!)

zu beschuldigen und zu beleidigen.

Der Hintergrund für dieses Ihr Vorgehen ist in der Tat, 
dass es Ihnen darum geht, Wissenschaft zu diskreditieren, 
die Klimakrise zu leugnen

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Alles Ablenkung!)
und dafür diejenigen, die in der Wissenschaft dafür arbei-
ten, Fakten zusammentragen, die Regierung beraten, zu 
diskreditieren und diese demokratischen Institutionen zu 
beschädigen und parlamentarische Prozesse lahmzulegen 
und verächtlich zu machen.

Das haben Sie auch in der letzten Woche im Umwelt-
ausschuss bewiesen, als der Umweltausschuss seine 
Sachverständigenanhörung zum Klimapaket der Bundes-
regierung durchgeführt hat.

(Zurufe von der AfD)
Es ist üblich, dass wir als demokratische Fraktionen uns 
dort in der Sache hart auseinandersetzen.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie sind doch gar 
nicht demokratisch! Das weiß doch jeder!)

Das ist dort passiert. Die AfD hat dort einen Sachver-
ständigen benannt, einen selbsternannten Sachverständi-
gen, der nicht nur die Klimakrise leugnet – das ist Ihr 
gutes Recht; das dürfen Sie tun –,

(Martin Reichardt [AfD]: Oh, der hat eine an-
dere Meinung als Sie! Das passt nicht in Ihr 
totalitäres Weltbild!)

sondern auch von seinem persönlichen Twitteraccount 
Tweets verschickt, in denen er die Mondlandung leugnet, 
in denen er behauptet, Notre-Dame habe nicht brennen 
können, weil es aus Stein bestehe, und in denen er Ver-
schwörungstheorien mit antisemitischen Bezügen twit-
tert. Das ist Ihr Sachverständiger zu diesem Thema im 

Umweltausschuss gewesen. Auch damit haben Sie doku-
mentiert, dass es Ihnen nicht um die Sache geht, sondern 
dass Sie diskreditieren, beschädigen und im Zweifelsfall 
verleugnen wollen. Das ist der Hintergrund Ihres Antra-
ges.

Das haben Sie auch dokumentiert, indem Sie die Bera-
tung dieses Antrags erst letzten Freitag gegen den ur-
sprünglich von Ihnen vorgesehenen TOP ausgetauscht 
haben. Eigentlich hätten wir hier heute auf Ihren Antrag 
„Opferbereitschaft deutscher Soldaten anerkennen – Ein-
führung eines Verwundetenabzeichens in der Deutschen 
Bundeswehr“ diskutieren sollen. Das Plenum endete letz-
ten Freitag um 18.58 Uhr. Danach haben Sie einen Aus-
tausch der Tagesordnungspunkte und eine Debatte über 
die Einsetzung dieses Scheinuntersuchungsausschusses 
beantragt.

All das dokumentiert: Es geht Ihnen mit diesem Antrag 
hier weder um Aufklärung noch um Transparenz noch um 
Parlamentarismus.

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Das Wort zu einer Kurzintervention erhält der Kollege 

Karsten Hilse.

Karsten Hilse (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Kurzinter-

vention zulassen. – Ich möchte richtigstellen, dass ich in 
der „Welt“ unvollständig zitiert wurde. Ich habe vorhin 
auch angedeutet, dass hier schon mehrere parlamentari-
sche Initiativen erfolgten, also mehrere Anfragen, die so 
gut wie alle nicht vollständig und ausweichend beantwor-
tet wurden. Deswegen habe ich gesagt, dass zumindest 
aus unserer Sicht die vorherigen parlamentarischen Ini-
tiativen

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Grünen!)

als ausgeschöpft anzusehen sind. Also, es ging nicht da-
rum, mir die Arbeit zu ersparen, sondern alle Parteien, 
zumindest alle Oppositionsfraktionen, haben quasi 
eigentlich schon eine Vorarbeit geleistet mit ihren 
schriftlichen Anfragen – allein dieses Jahr fünf Kleine 
Anfragen und vier schriftliche Anfragen.

Ich möchte bitte klarstellen, dass Herr Piers Corbyn zu 
diesen ganzen Anschuldigungen, für die Herr Beutin im 
Ausschuss zurechtgewiesen wurde, selber gesagt hat: Das 
sind alles Fake Tweets gewesen. – Er hat gesagt, er habe 
nie solche Tweets veröffentlicht. Ich möchte das einfach 
nur zur Kenntnis geben.

(Ulli Nissen [SPD]: Ihre Fake News kennen 
wir!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Frau Kollegin, möchten Sie darauf erwidern? – Bitte 

schön.
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Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege Hilse, mit dieser jämmerlichen Kurzin-

tervention haben Sie bestätigt, was ich vorher ausgeführt 
habe. Es ist eine schwache Verteidigungsrede, wenn Sie 
sich jetzt auf eine schriftliche Anfrage der Linksfraktion 
beziehen,

(Karsten Hilse [AfD]: Auf fünf!)
diese als Beweis anführen und in epischer Breite einen 
Artikel von „Spiegel Online“ zitieren, den Sie sonst als 
„Lügenpresse“ diffamieren

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

und von dem Sie behaupten, da würden ja nur falsche 
Aussagen drinstehen. Das alles zeigt doch Ihr gesamtes 
jämmerliches Konstrukt auf.

Gehen Sie mit diesem Antrag nach Hause. Versuchen 
Sie, ihn das nächste Mal vielleicht besser zu schreiben. 
Vor allem: Reden Sie mit anderen Fraktionen darüber, 
wenn Sie ernsthaft annehmen wollten, dass Sie jemals 
für so was eine parlamentarische Mehrheit bekommen.

(Ulli Nissen [SPD]: Das wollen die doch gar 
nicht!)

Ihr ganzes Vorgehen zeigt, dass Sie das nicht wollen, 
sondern dass es Ihnen nur ums Diffamieren geht.

Zu Ihrem sogenannten Sachverständigen in der letzten 
Ausschussanhörung: Ich habe mir den Twitter-Account 
des Herrn angeguckt. Er ist in allererster Linie wirr; er 
twittert dort in permanenter Weise Verschwörungstheo-
rien mit antisemitischen Bezügen. Die sind so wirr, dass 
sie strafrechtlich nicht relevant sind. Er hat im Ausschuss 
erklärt, er hätte solche Sachen aus Versehen retweeted. 
Das war seine Erklärung im Ausschuss. Ich habe mir nur 
seine Original-Tweets, also die, die er selber verfasst hat, 
angeguckt, und dort leugnet er die Mondlandung, erklärt, 
Notre Dame wäre aus Stein und könne nicht brennen.

(Karsten Hilse [AfD]: Woher haben Sie diese 
Informationen?)

Wenn Sie solche Sachverständigen in einen Ausschuss 
des Deutschen Bundestages zu einer Anhörung einladen, 
dann müssen Sie sich den Vorwurf gefallen lassen, dass 
Sie überhaupt nicht an ernsthafter Arbeit interessiert sind, 
sondern nur an einem solchen Schauspiel, das Sie dort 
aufführen, um – das habe ich ausgeführt – zu diskreditie-
ren und zu diffamieren. Das ist Ihre Absicht dahinter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Der 

nächste Redner: Alexander Throm, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Um was geht es heute? Heute geht es ganz 

nüchtern um die Frage, ob wir einen weiteren Untersu-
chungsausschuss einsetzen sollen oder gar müssen. Dabei 
geht es um die Frage, ob es einen Missstand in der Regie-
rungsführung gibt und ob es ein öffentliches Interesse 
daran gibt, diesen aufzuklären. Es geht heute eindeutig 
nicht darum, zu bewerten, ob in der Bundesregierung und 
im Umweltministerium alles richtig gemacht wurde oder 
ob Fehler gemacht wurden. Das würde nämlich das Er-
gebnis eines Untersuchungsausschusses und den Unter-
suchungsauftrag vorwegnehmen.

(Karsten Hilse [AfD]: Das habe ich nicht ge-
macht!)

Genau das aber haben Sie, Herr Hilse, in Ihrer Begrün-
dung vorhin getan. Ich zitiere Sie: Die Ausführungen des 
Bundesrechnungshofs und des Umweltministeriums sind 
ein „Beleg für Täuschungsabsicht“ im Umweltministe-
rium.

(Karsten Hilse [AfD]: Habe ich gar nicht ge-
sagt!)

Das haben Sie gerade vorhin gesagt. Schauen Sie sich das 
Protokoll Ihrer eigenen Rede nochmals an.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja, das kann ich ma-
chen!)

Sie haben damit also genau das ausgeführt, worum es 
heute nicht geht. Sie haben ein Ergebnis vorweggenom-
men, das Sie angeblich erst im Rahmen eines umfassen-
den Untersuchungsauftrages im Untersuchungsausschuss 
erzielen wollen, Herr Hilse. Schauen Sie es sich an! Sie 
haben das so gesagt. Ich habe es bei Ihrer Rede entspre-
chend mitgeschrieben.

Sie haben auch etwas Weiteres vorweggenommen. Sie 
haben nämlich gesagt: Wahrscheinlich werden die Regie-
rungsfraktionen und auch andere Fraktionen den Antrag 
ablehnen, weil er fachlich schlecht gemacht ist. – Erstens: 
Sie haben recht; er ist fachlich schlecht gemacht. Zwei-
tens: Wir werden ihn insofern ablehnen.

(Karsten Hilse [AfD]: Sie lehnen das immer ab! 
Sie haben noch nie einen Antrag von irgend-
einer Oppositionspartei angenommen!)

Sie haben jetzt offensichtlich eine gewisse Freude an 
Untersuchungsausschüssen gefunden; das wird langsam 
inflationär. Wir haben einen Untersuchungsausschuss zur 
Pkw-Maut – das betrifft das Verkehrsministerium –, da-
vor den Untersuchungsausschuss zu den Beraterleistun-
gen im Verteidigungsministerium.

Jetzt soll ein Untersuchungsausschuss zu Beraterleis-
tungen im Umweltministerium eingesetzt werden. Wenn 
man sich Ihren heutigen Antrag ganz genau ansieht, dann 
stellt man fest, dass Sie Copy-and-paste gemacht haben. 
Sie haben den alten Antrag bezüglich des Verteidigungs-
ministeriums herangezogen, haben „Verteidigungsminis-
terium“ durch „Umweltministerium“ ersetzt und uns die-
sen Antrag hier vorgelegt. Ganz so einfach kann man es 
sich aber nicht machen. Ein bisschen Hirnschmalz muss 
man schon investieren, wenn man einen neuen Untersu-
chungsausschuss einsetzen will.
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Und ja – das wurde auch schon gesagt –, das Recht zur 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses ist das 
schärfste Schwert, das ein Parlament zur Kontrolle der 
Regierung hat. Deswegen müssen im Antrag und in 
dem Beschluss die entsprechenden Fragen, die aufzuklä-
ren sind, konkret gestellt werden; das ist bei Ihnen nicht 
der Fall. Der Ausgangspunkt für Ihre Argumentation soll 
der Bericht des Bundesrechnungshofs sein. Den erwäh-
nen Sie aber erstmals in der Begründung und nicht in dem 
konkreten Untersuchungsauftrag. Insofern – das haben 
Sie wahrscheinlich schon selber bemerkt – kommt Ihr 
Antrag dem Gebot der Bestimmtheit bei einem solchen 
Untersuchungsauftrag nicht nach und wird diesem nicht 
gerecht.

Wenn man sich die Mühe macht und einen Untersu-
chungsauftrag erstellt, dann muss man auch konkrete Vor-
würfe erheben. Auch das tun Sie nicht. Sie stellen viel-
mehr das gesamte Ressort unter Generalverdacht. Sie 
beabsichtigen eine Generalüberprüfung sämtlicher Auf-
tragsvergaben eines Ressorts in Bezug auf Beratungs- 
und Unterstützungsleistungen. Damit verkennen Sie 
ebenfalls die Aufgabe eines Untersuchungsausschusses. 
Er ist kein Ausforschungsausschuss, sondern man muss 
belegbare Missstände vermuten können, um diese dann 
entsprechend zu untersuchen. Diese konkreten Vorwürfe 
erheben Sie auch nicht. Damit verstoßen Sie gegen das 
Prinzip der Gewaltenteilung.

Letztlich muss die Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses notwendig sein, weil es daran ein gewisses 
öffentliches Interesse gibt.

(Karsten Hilse [AfD]: 600 Millionen Euro ist 
kein öffentliches Interesse? 600 Millionen Euro 
sind Peanuts?)

Jetzt schauen Sie sich einmal an, in welcher Form dies 
bisher diskutiert wird. Wenn man bei Google sucht, was 
es dazu gibt, dann stellt man fest: Das Thema ist um den 
30. Oktober 2019 von der Presse aufgegriffen worden. 
Der Bericht selbst ist noch gar nicht öffentlich. Er soll 
erst in den parlamentarischen Gremien beraten werden, 
bevor er dann öffentlich gemacht wird. Genau das wäre 
die richtige Vorgehensweise auch für Sie gewesen. Sie 
sollten erst einmal die parlamentarischen Möglichkeiten, 
die Sie haben, ausnutzen, bevor Sie zum schärfsten 
Schwert, zur Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses, greifen. Sie machen hier den zweiten vor dem ersten 
Schritt. Deswegen würde ich Ihnen einfach anraten: Nut-
zen Sie diese Möglichkeiten! Glauben Sie aber nicht, dass 
ich Ihnen jetzt Tipps gebe, welche Möglichkeiten Sie da-
zu genau haben.

Wir jedenfalls werden, auch aufgrund der fachlichen 
Mängel, diesen Untersuchungsauftrag heute ablehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Karsten Hilse [AfD]: Natürlich!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Letzter Redner in der Debatte ist für die 

Fraktion der SPD der Kollege Carsten Träger.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Patrick 
Sensburg [CDU/CSU])

Carsten Träger (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Vielen Dank für die Ge-

legenheit, für die SPD-Fraktion zu dem Antrag Stellung 
zu nehmen. Dazu ist schon viel gesagt worden. Der An-
trag ist fachlich einfach schlecht gemacht. Inhaltlich hat 
der Kollege Pronold die Vorwürfe ausgeräumt. Im We-
sentlichen geht es um Verfahrensfragen: Wie bewertet 
man den Beratungsanteil bei einem Forschungsvorha-
ben? Diese Fragen werden beantwortet werden. Wenn 
es gewünscht wird, sollte man das Verfahren, das zwar 
seit zwölf Jahren geübte Praxis ist, aus gegebenem Anlass 
natürlich noch mal hinterfragen. Damit ist der ganze 
Skandal dann eigentlich auch erledigt, Herr Hilse.

(Karsten Hilse [AfD]: Glauben Sie!)

Man muss sich da auch nicht schützend vor das Um-
weltministerium stellen. Aber ich nehme jede demokra-
tische Institution, die Sie angreifen, in Schutz, und ich 
lobe ausdrücklich den Rechtsausschuss mit seiner Ent-
scheidung von gestern Nachmittag.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das muss man sich mal auf der Zunge zergehen lassen. Es 
gibt einen einmaligen Vorgang in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland, in der Geschichte dieses Parla-
ments: Alle Fraktionen sind sich einig,

(Karsten Hilse [AfD]: Es sind sich alle einig! 
Das ist eine Einheitspartei!)

dass der Vorsitzende eines Ausschusses untragbar ist we-
gen seiner antisemitischen Tweets, wegen seiner 
schlampigen Amtsführung und seiner Tendenz, Hass 
und Hetze zu verbreiten.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Lesen Sie mal den 
neuesten Tweet von Ihrem Kollegen 
Lauterbach!)

Das haben alle bestätigt; alle haben zugestimmt.

Dieser Vorsitzende ist eine Schande für den Rechtsaus-
schuss und für den Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Wenn Sie schon uns nicht glauben:

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ihnen würde 
ich nie glauben!)

Das haben nicht wir gesagt, das hat der Deutsche Anwalt-
verein gesagt, das hat der Deutsche Richterbund gesagt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Schauen Sie sich 
Herrn Lauterbachs Tweets an!)

Es ist also sehr durchsichtig, dass Sie hier ein Ablen-
kungsmanöver vorhaben und das Umweltministerium 
mit Dreck beschmeißen wollen.
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(Martin Reichardt [AfD]: Ich glaube, Sie müs-
sen von den intellektuellen Problemen Ihrer 
Fraktion ablenken!)

Liebe Svenja Schulze, in meiner Heimat sagt man: Des 
mag da wurscht sein. – Aber man kann auch sagen: Nimm 
es als Kompliment! – Denn Svenja Schulze steht für all 
das, was gegen Ihre Auffassung ist. Sie steht für Zusam-
menhalt und Einbindung der Interessengruppen; das ha-
ben wir bei der Kohlekommission gesehen. Sie steht für 
einen weltoffenen Ansatz, dass wir multilateral vorgehen. 
Sie steht für Klimaschutz. Sie steht für Anstand.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Für Anstand 
steht die SPD schon seit 20 Jahren nicht mehr!)

Sie steht für Menschenrechte. Das ist all das, was Sie 
verachten. Deswegen schmeißen Sie mit Dreck darauf.

(Beifall bei der SPD)
Ich sage Ihnen: Die Opposition hat im Parlament eine 

hohe Verantwortung.

(Karsten Hilse [AfD]: Sie werden ja bald wie-
der Opposition sein! Dann können Sie diese 
Verantwortung wahrnehmen!)

Deswegen sind alle Fragen, die der Rechnungsprüfungs-
ausschuss aufwirft, berechtigt, und denen muss mit aller 
Ernsthaftigkeit und Seriosität nachgegangen werden. 
Aber was Sie machen, ist nichts anderes als

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Hass und Het-
ze! Das kennen wir!)

eine weitere Schmutzkampagne. Sie feiern Champagner-
feten auf Kosten der Steuerzahler. Sie geben sich als an-
gebliche Arbeiterpartei, waren aber heute für die Ab-
schaffung des Solis für Superreiche, sind gleichzeitig 
gegen den Mindestlohn und gegen Tarifverhandlungen. 
Das ist alles sehr durchsichtig, das ist alles beschämend.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Kümmern Sie sich um Ihre eigenen Skandale – da ha-

ben Sie genug zu tun –, und spielen Sie keine Spielchen 
mit dem Parlament,

(Beifall bei der SPD – Dr. Alexander Gauland 
[AfD]: Es fehlen „Hass“ und „Hetze“! Das ha-
ben Sie noch nicht gesagt!)

indem Sie die Beschlussfähigkeit anzweifeln, wenn von 
Ihren alten Herren nur 15 Leute selber da sind und der 
Rest des Parlaments anwesend ist!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN – Martin Reichardt [AfD]: Setzen 
Sie sich wieder hin! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: 8 Prozent!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor. Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/15068 an den Ausschuss für Wahlprü-
fung, Immunität und Geschäftsordnung vorgeschlagen. 

Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir so, wie vorgeschlagen.

Ich rufe die Zusatzpunkte 10 und 11 auf:

ZP 10 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechte-
richtlinie (ARUG II)

Drucksachen 19/9739, 19/10507

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)

Drucksache 19/15153

ZP 11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Recht und Verbrau-
cherschutz (6. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Reinhard 
Houben, Michael Theurer, Grigorios 
Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Aktionärsrechte stärken und Vertragsfrei-
heit achten

– zu dem Antrag der Abgeordneten Kerstin 
Andreae, Anja Hajduk, Dr. Danyal Bayaz, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Managergehälter am langfristigen Unter-
nehmenserfolg orientieren

Drucksachen 19/8269, 19/8282, 19/9299 Buch-
stabe a und Buchstabe c

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 27 Minuten vorgesehen. – Dazu höre ich kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als erste 
Rednerin die Kollegin Dr. Eva Högl für die Fraktion 
der SPD.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU])

Dr. Eva Högl (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf setzen 
wir die zweite Aktionärsrechterichtlinie in deutsches 
Recht um. Diese Regelungen haben durchaus eine Reihe 
von praktischen Auswirkungen auf die Unternehmens-
kultur in Deutschland.

Ich sage dazu auch: Es ist durchaus nicht ganz einfach, 
dieses europäische Recht in deutsches Recht umzusetzen; 
denn in vielen europäischen Ländern gibt es ein soge-
nanntes monistisches System, während wir in Deutsch-
land ein dualistisches System haben. Deswegen sind viele 
Regelungen nicht ganz einfach auf unser deutsches Recht 
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zu übertragen. Aber wir haben das gemacht, und ich glau-
be, wir haben auch wirklich etwas Gutes vorgelegt.

Wir lassen uns von folgenden Gedanken leiten: Was ist 
das Ziel? Wir wollen die Mitwirkung von Aktionärinnen 
und Aktionären verbessern. Wir wollen vor allen Dingen 
Transparenz schaffen; dafür haben wir eine ganze Reihe 
von Regelungen auf den Weg gebracht und in den Ge-
setzentwurf geschrieben. Es geht uns auch ausdrücklich 
darum, das nachhaltige Wachstum von Unternehmen zu 
fördern und damit den langfristigen Erfolg von Unterneh-
men zu garantieren bzw. wesentlich dazu beizutragen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will ganz deut-
lich sagen: „Aktionärsrechterichtlinie“ klingt zwar ein 
bisschen technisch, das sind aber keine rein rechtstechni-
schen Fragen, sondern das hat ganz viel damit zu tun, ob 
Menschen Vertrauen in unsere soziale Marktwirtschaft 
haben, ob wir vernünftige gesellschaftsrechtliche Regel-
ungen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gerade der Punkt, auf den ich jetzt zu sprechen kom-
men möchte, nämlich die Vorstandsgehälter, hat etwas 
damit zu tun, ob es in unserer Gesellschaft gerecht zugeht 
und ob das auch wahrgenommen wird. Ich glaube, wir 
können sagen: Diese unangemessen hohen Vorstandsge-
hälter sind auch ein Grund dafür, dass Bürgerinnen und 
Bürger kritische Fragen stellen.

Es ist grundsätzlich überhaupt nichts dagegen einzu-
wenden, dass gute Arbeit gut bezahlt wird und dass Per-
sonen, die viel Verantwortung in Unternehmen tragen, 
auch enorme Gehälter bekommen. Aber mittlerweile ha-
ben die Vorstandsvergütungen eine Höhe erreicht, die 
schlicht und ergreifend nicht mehr nachvollziehbar ist. 
Deswegen haben wir als SPD dieses Thema auch schon 
sehr lange auf die politische Tagesordnung gesetzt.

Ich will ein paar Zahlen nennen – nicht zu viele, aber 
ein paar –, um das zu illustrieren. Wenn der Vorstands-
vorsitzende der Beiersdorf AG 23,45 Millionen Euro in 
einem Jahr verdient,

(Sebastian Steineke [CDU/CSU]: Kriegt er 
nicht! Meines Wissens nicht!)

dann ist das nicht mehr angemessen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU])

Wenn die DAX-Vorstände im Schnitt – das sind Durch-
schnittszahlen – im Jahr 2018 das 52-Fache der Gehälter 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesen Unterneh-
men verdienen, dann ist auch das nicht mehr nachzuvoll-
ziehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Und wenn es bei der Deutschen Bank eine Steigerung der 
Vorstandsgehälter um 55,2 Prozent gegeben hat und 
gleichzeitig die Aktionäre Verluste in ungefähr derselben 
Höhe hinzunehmen haben, dann ist das nicht mehr nach-
zuvollziehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU])

Bei allem Respekt vor guten Leistungen muss man 
sagen: Hier bestand dringender Regelungsbedarf. Was 
machen wir? Wir schaffen jetzt eine verbindliche Rege-
lung. Bisher war zwar schon klar – das war freiwillig 
möglich; der Deutsche Corporate Governance Kodex 
hat das auch empfohlen –, dass es eine Maximalvergü-
tung und vor allen Dingen ein ausgewogenes Vergütungs-
system in den Unternehmen geben soll; aber wir haben 
gesagt, es reicht nicht, dass das auf freiwilliger Basis 
erfolgt, und wir haben jetzt eine gesetzliche Verpflichtung 
formuliert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Es war dringend notwendig, dass wir diese gesetzliche 

Verpflichtung bekommen und dass wir auch klar sagen, 
dass es sich um eine Maximalvergütung handelt. Darüber 
soll nicht irgendwer entscheiden, sondern der Aufsichts-
rat; denn das ist genau der richtige Ort, wo diese Ent-
scheidung zu treffen ist.

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD])
Darüber, ob das der richtige Ort ist, haben wir hier ein 
bisschen gestritten. Aber wir haben aus guten Gründen 
gesagt – ich freue mich auch, dass wir das jetzt so be-
schließen werden; jedenfalls haben wir es vereinbart –, 
dass der Aufsichtsrat diese Maximalvergütung festsetzt; 
denn uns ist es sehr wichtig, dass es dasjenige Organ im 
Unternehmen tut, das mitbestimmt ist und in dem die 
Arbeitnehmerseite vertreten ist. In den Aufsichtsräten 
mitbestimmter Unternehmen hat die Arbeitnehmerseite 
damit auch ein Wörtchen mitzureden. Ich fand es sehr 
bemerkenswert, dass sowohl BDI als auch DGB sich in 
einer gemeinsamen Empfehlung an uns gewandt und ge-
sagt haben: Lasst es bitte beim Aufsichtsrat; da liegt es 
richtig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU]: Aha! – 
Reinhard Houben [FDP]: Das wundert mich 
nicht!)

Wir haben trotzdem die Hauptversammlung gestärkt, 
indem wir eine Möglichkeit geschaffen haben, dass auch 
die Hauptversammlung über die Vergütungen mitbe-
stimmt; allerdings haben wir das auf die Möglichkeit 
der Absenkung beschränkt. Ich glaube, das ist auch genau 
richtig. Die Hauptversammlung kann bei der Festlegung 
des Vergütungssystems jetzt ein Wörtchen mitreden, aber 
eben nur das absenken, was der Aufsichtsrat beschlossen 
hat. Ich glaube, das ist eine wirklich gute Regelung, die 
wir da vorlegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Volker Ullrich [CDU/ 
CSU]: Ist auch unser Vorschlag!)

Ein weiterer Punkt darf nicht untergehen – es ist mir 
auch sehr wichtig, das hier heute noch mal zu betonen –: 
Wir haben auch eine Regelung formuliert, mit der wir 
sichern, dass die Unternehmen sich nachhaltig, langfristig 
gut entwickeln. Das klingt vielleicht ein bisschen selbst-
verständlich, aber dass gerade der Aspekt der Nachhal-
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tigkeit – eine Kombination aus sozialen und ökologischen 
Aspekten – festgeschrieben wird und im Vergütungssys-
tem berücksichtigt werden muss, ist auf jeden Fall eine 
wichtige und richtige Weiterentwicklung.

(Beifall bei der SPD)
Als letzten Punkt erwähne ich unter dem Stichwort 

„Transparenz“ – auch das ist eine wichtige Regelung –, 
dass wir auch bei Geschäften mit nahestehenden Perso-
nen oder Unternehmen klare Regeln haben und mehr 
Transparenz einführen. Ich glaube, das stärkt auch das 
Vertrauen in unsere Unternehmenskultur.

Deswegen kann ich sagen: Dieser Gesetzentwurf ist 
eine gute Weiterentwicklung des Gesellschaftsrechts. 
Ich würde mich freuen, wenn er hier im Haus viel Zu-
stimmung bekommt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Fabian Jacobi für 

die Fraktion der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Fabian Jacobi (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! ARUG II – 

Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechtericht-
linie der EU. Im Mai haben wir diesen Gesetzentwurf der 
Bundesregierung hier in erster Lesung beraten. Ich habe 
seinerzeit neben unseren grundsätzlichen Vorbehalten ge-
gen eine Gesetzgebung, die lediglich nachvollzieht, was 
zuvor von der EU dekretiert wurde, auch den Punkt an-
gesprochen, der uns inhaltlich an diesem Gesetzentwurf 
stört. Denn wenn hier auch fast alles durch die Brüsseler 
Richtlinie vorentschieden war,

(Zuruf der Abg. Dr. Franziska Brantner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

so blieben doch geringe Spielräume für den Deutschen 
Bundestag, in denen er selbst etwas entscheiden durfte,

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Jacobi, wissen Sie, wie Ge-
setzgebung europäisch geht? – Er hat keine Ah-
nung!)

so die Frage, ob die Eigentümer eines Unternehmens über 
das System der Vorstandsvergütung selbst entscheiden 
können oder ob sie lediglich ein vom Aufsichtsrat be-
schlossenes Vergütungssystem abnicken dürfen. Hier 
hat sich die Bundesregierung für das Abnicken entschie-
den. Wir sind weiterhin der Meinung, dass diese Materie 
in die Entscheidungskompetenz der Hauptversammlung 
gehört.

Wir haben deshalb im Ausschuss einen Änderungsan-
trag gestellt, um diesem Mangel des Gesetzentwurfs ab-
zuhelfen. Unser Änderungsantrag ist – natürlich – abge-
lehnt worden. Jedoch haben die Regierungsfraktionen, 
zumindest die CDU/CSU-Fraktion, immerhin wahrge-

nommen, dass Nachbesserungsbedarf besteht. Sie haben 
kurz vor der gestrigen Ausschusssitzung noch einen eige-
nen Änderungsantrag eingebracht, der im Gegensatz zu 
unserem naturgemäß auch angenommen wurde.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Unser war 
auch gut! – Dr. Patrick Sensburg [CDU/CSU]: 
Er war besser!)

Leider hat sich aber in dem von uns angesprochenen 
Punkt offenbar die SPD-Fraktion durchgesetzt; denn die 
vorgenommenen Änderungen sind lediglich kosmeti-
scher Natur. In der Sache soll es weiterhin bei der maß-
geblichen Entscheidungszuständigkeit des Aufsichtsrats 
bleiben. Wir stimmen deshalb dem Gesetzentwurf auch in 
der jetzigen, leicht modifizierten Form nicht zu.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Das 
wundert uns aber!)

Neben dem Gesetzentwurf der Bundesregierung stim-
men wir gleich auch noch über einen Entschließungsan-
trag der Fraktion der Grünen ab, der hier auch nicht uner-
wähnt bleiben soll. Es hat ja in letzter Zeit eine wenig 
fruchtbare Diskussion um den Begriff des Bürgerlichen 
gegeben, den alle möglichen Seiten für sich in Anspruch 
genommen oder anderen abgesprochen haben. Hier nun 
haben wir mit dem Antrag der Grünen einen Text vor uns, 
der ein weiteres Mal belegt, dass jedenfalls die Grünen 
mit diesem Begriff gänzlich fehlbezeichnet wären. Denn, 
wie kürzlich schon zu einem anderen Thema angemerkt, 
maßgeblicher Kern des Bürgerlichen ist nun mal die Un-
terscheidung zwischen privat und öffentlich oder auch 
zwischen Staat und Gesellschaft.

Kern dieses Antrags der Grünen ist dagegen die These, 
dass Unternehmen nicht eigentlich private Organisatio-
nen zu privaten Erwerbszwecken seien, sondern vielmehr 
Bestandteil der staatlichen bzw. politischen Sphäre, wes-
halb Unternehmen darin auch auf genuin politische bzw. 
staatliche Ziele verpflichtet werden sollen. Aufgezählt 
werden soziale und ökologische Ziele wie Kampf gegen 
Armut und Hunger, Maßnahmen gegen Biodiversitäts-
verlust und notwendigerweise gegen Klimawandel. Un-
ternehmensleitungen als Außenstellen der Politik – der 
Antrag der Grünen atmet den alten Ungeist des Sozialis-
mus. Oder anders gesagt: Er müffelt recht streng nach 
DDR.

(Beifall bei der AfD)
Wir werden auch diesen Antrag ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht für die Fraktion 

der CDU/CSU Dr. Heribert Hirte.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Heribert Hirte (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

haben es schon gehört: Wir setzen hier die zweite Aktio-
närsrechterichtlinie, eine europäische Richtlinie, um. Wir 
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haben gerade wieder gehört, das sei dekretiert von Euro-
pa. Nein, sie ist nicht dekretiert von Europa, sondern die 
Europäische Union macht das, was sie machen soll: Sie 
regelt die Rahmenbedingungen für den gemeinsamen 
Markt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Denn wenn Unternehmen in einem Land anders agieren 
können als im anderen Land, dann führt das zu unseriösen 
Wettbewerbsvorsprüngen, und die wollen wir vermeiden. 
Deshalb ist es die Kerntätigkeit der Europäischen Union, 
hier regelnd einzugreifen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Fabian Jacobi [AfD]: Wir wollen es immer bunt 
und vielfältig!)

Dass wir an dieser Stelle seitens der Bundesregierung 
über den Ministerrat mitgewirkt haben, wie wir das bei 
allen Richtlinien tun, sei in diesem Zusammenhang nur in 
Erinnerung gerufen. Wir haben einige Fragen offengelas-
sen. Das sind die Fragen, über die wir jetzt am Ende noch 
ein wenig streiten müssen. Es war – die Kollegin Högl hat 
es schon gesagt – in der Tat ein langes Verfahren, weil 
zentrale Punkte strittig waren. Aber am Ende steht, jeden-
falls aus meiner Sicht, ein guter Kompromiss.

Wir haben die Vergütung der Vorstände zu regeln. Die 
Exzesse sind natürlich immer nur Einzelfälle, aber diese 
Einzelfälle zerstören das Vertrauen in die Marktwirt-
schaft. Deshalb mussten wir an dieser Stelle eingreifen. 
Die Vergütung der Vorstände regeln wir jetzt klarer und 
deutlicher. Wir haben im Gesetzgebungsverfahren darauf 
hingewirkt, dass die Faktoren Nachhaltigkeit und Lang-
fristigkeit bei der Vergütungsorientierung nebeneinander-
stehen. Ich finde, das ist ein ganz wichtiges Zeichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Der zentrale Streitpunkt war das sogenannte Say on 
Pay, die Frage: Wie weit redet die Hauptversammlung 
bei der Vergütung des Vorstands mit? Eine jahrelange 
Diskussion geht hier zu Ende. Und in der Tat prallen hier 
unterschiedliche Konzepte aufeinander: dualistisches 
System, unser klassisches System, auf der einen Seite, 
monistisches angloamerikanisches System auf der ande-
ren Seite. Aber wir haben bei uns inzwischen beide Sys-
teme, was manch einer übersieht. Deshalb müssen wir 
auch hier eingreifen.

Wenn man so will, bleiben wir dabei in der systemati-
schen Linie, dass zunächst einmal der Aufsichtsrat einen 
Vorschlag zu machen hat. Er muss die Vergütungsstruktur 
der Vorstandsmitglieder, auch der einzelnen Vorstands-
mitglieder, vorlegen. Er muss eine Höchstgrenze – das 
ist neu – festlegen. Und er muss auch Angaben zur Frage 
machen, ob frühere zu Unrecht gezahlte Vorstandsvergü-
tungen zurückgefordert werden können. Auch hier gilt: 
Der Aufsichtsrat muss auf eine nachhaltige Vergütungs-
politik hinwirken.

Neu ist – genau das ist der zentrale Punkt des Kom-
promisses –: Es geht um die Stärkung der Aktionärsrech-
te. Das ist das, was die Richtlinie will. Wir hätten uns 

sicher vorstellen können, dass in allen Fällen zwingend 
die Hauptversammlung über diese Frage entscheidet. Der 
Kompromiss, den wir jetzt gefunden haben – dass die 
Hauptversammlung auf Antrag einer Minderheit ent-
scheidet –, ist, glaube ich, der richtige Weg. Er setzt das 
Zeichen, dass die Hauptversammlung – also die Eigen-
tümer, marktwirtschaftlich richtig gesagt – die oberste 
Verantwortung hat. Aber er lässt andererseits die Arbeit-
nehmervertreter, die im Aufsichtsrat mitwirken können, 
müssen und sollen, in ihrer Verantwortung. Es kann he-
rabgesetzt werden, und das ist eine marktwirtschaftskon-
forme Regelung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben natürlich über die Frage nachgedacht: Hat 
das Auswirkungen auf Altverträge? Das hat es nicht. Die 
Verträge, die jetzt bestehen, bleiben bestehen; insoweit 
gilt Vertrauensschutz. Bei neuen Verträgen, die ab In-
krafttreten des Gesetzes geschlossen werden, muss man 
natürlich auf die Punkte, die wir jetzt beschließen, achten 
und potenzielle Kündigungs- oder ähnliche Klauseln ver-
abreden.

Ein zweiter großer Punkt ist das Thema „Related Party 
Transactions“. Das sind die Geschäfte mit nahestehenden 
Personen; die Kollegin Högl hat auch das schon ange-
sprochen. Auch hierüber haben wir lange nachgedacht. 
Da steht natürlich wieder die Frage der Organisations-
struktur der Gesellschaften im Hintergrund. Wie stark 
wollen wir die Kontrolle des Vorstandshandelns – in die-
sem Falle durch den Aufsichtsrat – verbessern? Oder 
reicht es aus, es bei der bisherigen Regelung zu belassen?

Wir werden hier den Grenzwert von 2,5 Prozent des 
Anlage- und Umlaufvermögens, der im Regierungsent-
wurf vorgeschlagen war, noch etwas herabsetzen auf 
1,5 Prozent und damit die Kontrolle verstärken. Ich sage 
dazu deutlich: Wir als Unionsfraktion hätten uns auch 
eine weitere Absenkung vorstellen können. Wir hätten 
uns außerdem vorstellen können, Geschäfte mit einzelnen 
Personen noch einmal einer individuellen Kontrolle zu 
unterwerfen. Aber trotz allem: Das ist ein guter Schritt 
in eine richtige Richtung.

Das alles kollidiert mit den klassischen Regelungen des 
Konzernrechts, die wir in Deutschland haben. Wir wer-
den uns an der Stelle fragen müssen, ob diese Regelungen 
im internationalen Vergleich noch zukunftsfähig sind. 
Aber das ist eine lange Diskussion, die wir hier nicht 
führen können.

Insgesamt ist es ein guter Kompromiss. Die Kodex- 
Kommission wird dem Rechnung zu tragen haben. Ich 
freue mich und hoffe auf Ihre Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Reinhard Houben für die Fraktion der FDP.
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(Beifall bei der FDP)

Reinhard Houben (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In einem 

vielbeachteten Kommentar in der „FAZ“ hat Christoph 
Schäfer am Montag das Schweigen der deutschen Unter-
nehmer in den öffentlichen Debatten kritisiert. Vielen sei 
es am liebsten, wenn sie gar nicht in der Öffentlichkeit 
auftauchen. Wer aber nicht am öffentlichen Diskurs teil-
nimmt, meine Damen und Herren, darf sich am Ende 
nicht über wirtschaftsfeindliche Politik beschweren.

(Beifall bei der FDP)

Herr Schäfer hat recht. Eine Folge dieser Mutlosigkeit 
der deutschen Wirtschaftselite haben wir vor uns. Die 
Bundesregierung nennt ihren Gesetzentwurf „behutsam“, 
ich nenne ihn ein Misstrauensvotum gegenüber den Ei-
gentümern in Deutschland.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. 
Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU])

Konsequent und richtig wäre es hingegen gewesen, wenn 
die Hauptversammlung grundsätzlich und verbindlich 
über das gesamte Vergütungssystem mitentscheiden wür-
de. Dabei geht es uns nicht um die Schwächung der Ar-
beitnehmervertreter, sondern um die Gleichberechtigung 
der Eigentümer.

(Beifall bei der FDP)

Gerade die Auswüchse mancher Managervergütungen 
in den vergangenen Jahren zeigen doch, dass die Auf-
sichtsräte offensichtlich gar kein großes Interesse haben, 
sich für angemessene Managervergütungen einzusetzen.

(Beifall bei der FDP)

Warum auch? Es geht schließlich nicht um ihr Geld. Es 
sind die Aktionäre, die mit ihren Vermögen für die Arbeit 
des Unternehmens haften.

Der Aufsichtsrat von VW hat die überzogene Abfin-
dung für Kurzzeitvorstand Christine Hohmann-Denn-
hardt nicht verhindert, sondern noch ermöglicht. Wo 
war denn der Widerstand der Gewerkschaften und auch 
der SPD-geführten Landesregierung in dieser Frage, mei-
ne Damen und Herren?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die SPD und die Linke wollen den Einfluss der Arbeit-
nehmervertreter in den Himmel reden und misstrauen 
gleichzeitig den Aktionären. Dies ist bedauerlich, aber 
es war erwartbar.

Frau Högl, Sie haben von nicht nachvollziehbaren 
Gehältern in diesem Zusammenhang gesprochen.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Ja, das ist auch so!)

In unserer Gesellschaft ist es zwar nachvollziehbar, dass 
Fußballer, Models oder Filmschauspieler sehr viel Geld 
verdienen, dass sich ein ehemaliger Bundeskanzler für 
viel Geld einem russischen Konzern andient – das ist alles 
unproblematisch –;

(Dr. Eva Högl [SPD]: Habe ich nicht gesagt! 
Habe ich mit keinem Wort gesagt!)

aber wenn einer Unternehmensführung, die für Hundert-
tausende Arbeitsplätze und für Milliarden Umsätze zu-
ständig ist, entsprechend hohe Gehälter gezahlt werden, 
dann haben wir ein Problem damit.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Wir reden hier über das 
Gesellschaftsrecht!)

Das verwundert mich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Unser großes Problem hier in Deutschland ist, dass wir 
immer wieder Misstrauen gegenüber der Wirtschaft und 
den Eigentümern von Unternehmen haben. Das ist aber 
weder gut für die Betriebe noch gut für die dort arbeiten-
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Deshalb machen wir das 
ja auch nicht!)

Nur wenn wir mit der Wirtschaft zusammenarbeiten, wer-
den wir es schaffen, wirklich Wohlstand für alle zu er-
halten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin 

Gökay Akbulut für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute liegt uns erneut das Gesetz zur Umset-
zung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie vor. Wie wir 
in der ersten Lesung schon dargestellt haben, geht es unter 
anderem um mehr Transparenzpflichten und die Frage 
der Vergütung der Vorstände. Die Koalition schreibt in 
ihrem Entwurf selbst: Zur Vergütung der Mitglieder der 
Unternehmensleitung sollen Rahmenregelungen für Ver-
gütungssysteme geschaffen werden.

Dass dieses Ziel von der Koalition nicht ernst genom-
men wurde, zeigte sich unter anderem bei der Anhörung 
der Sachverständigen im Juni dieses Jahres im Bundes-
tag. Der Leipziger Professor Dr. Tim Drygala bewertete 
die Umsetzung der Richtlinie als „mutlos“, und sie sei, 
was die Kompetenzen der Hauptversammlung angehe, 
„übermäßig restriktiv“. Eine Stärkung der Aktionärsrech-
te werde mit dem Entwurf sogar möglichst vermieden. – 
Und was macht die Koalition? Sie hat sich geeinigt. Und 
Sie von der SPD feiern sich, dass Sie eine Maximalver-
gütung der Vorstandsmitglieder durchgesetzt haben.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Das ist auch unser Er-
folg!)

Ich zitiere Sie jetzt, Frau Högl: Der mitbestimmende Auf-
sichtsrat soll Vorstandsvergütungen der Höhe nach be-
grenzen.
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(Dr. Eva Högl [SPD]: Genau!)
Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Sie glauben doch wohl 

nicht, dass der Aufsichtsrat seine Vorstandsmitglieder 
bei ihrer Vergütung ernsthaft begrenzen wird?

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Doch! Weil es 
seine Pflicht ist!)

Unserer Auffassung nach sollte es nämlich eine verbind-
liche Beschränkung für Managergehälter geben.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Gesamtbezüge eines Vorstandsmitglieds sollten nicht 
mehr als das 20-Fache der Bezüge eines einfachen Mitar-
beiters betragen dürfen. Dem wird man auch nicht ge-
recht, wenn man, wie die Koalition jetzt beschlossen 
hat, der Hauptversammlung ein Recht einräumt, die Ver-
gütung weiter abzusenken. Denn wir wissen doch, dass 
dies nur Pseudobefugnisse und -lösungen sind, die nicht 
dazu führen werden, dass sich der Vergütungsabstand und 
die sogenannte Manager to Worker Pay Ratio signifikant 
zugunsten der abhängig Beschäftigten entwickeln wird. 
Vorstände von DAX-Konzernen verdienen heute etwa 
das 71-Fache, im Extremfall sogar das 160-Fache des 
Durchschnittsverdienstes ihrer Angestellten. Ein solches 
Verhältnis von Leistung, Haftung und Vergütung ist hier 
nicht mehr zu rechtfertigen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

An dieser Problematik wird sich auch mit diesem Vor-
schlag der Koalition nichts ändern.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Doch!)
Man hätte hier die Möglichkeit gehabt, die Hauptver-
sammlung mit echten und wirkungsvollen Rechten zur 
Regulierung auszustatten. Entsprechend des öffentlichen 
und gesellschaftlichen Drucks wäre die Einführung des 
Vergütungsabstands als ein Korrektiv zu einer gleichge-
richteten Entgelterhöhung auch möglich gewesen. Die 
Koalition hätte hier einen Beitrag dazu leisten können, 
dass die Schere zwischen Arm und Reich in unserer Ge-
sellschaft nicht noch größer wird. Das hat sie aber mit 
diesem Gesetzentwurf nicht geschafft. Wieder einmal 
machen Sie Politik im Interesse der Manager. Deshalb 
lehnen wir Ihren Gesetzentwurf ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin Katja 

Keul für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich muss sagen, die plötzliche Hektik in die-
sem Gesetzgebungsverfahren ist schon ein bisschen auf-
fällig. Da können Sie sich ein Jahr lang nicht einigen, wie 
es gehen soll, und dann muss es von Dienstagabend bis 
Mittwochmorgen ganz schnell gehen. Scheinbar vertrau-

en Sie selbst nicht mehr der Haltbarkeit Ihrer Vereinba-
rungen. Jedenfalls agieren Sie derzeit als Gesetzgeber so, 
als stünde das Ende der Legislatur unmittelbar bevor.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Wir wollen noch ganz 
viel schaffen dieses Jahr!)

Zur Sache. Ziel der EU-Richtlinie ist es, die Aktionärs-
rechte zu stärken und Vergütungsexzesse, wie wir sie 
leider häufig erleben mussten, zu verhindern. Beides ge-
lingt Ihnen nicht wirklich. In Ihrem Gesetzentwurf ist nun 
zwar ein Deckel für Managergehälter vorgesehen, aber 
aus unserer Sicht zäumen Sie das Pferd von hinten auf. 
Es bestimmt nämlich weiterhin im Wesentlichen der Auf-
sichtsrat, und der hat es ja auch in der Vergangenheit nicht 
geschafft, die Exzesse zu verhindern, liebe Kollegin 
Högl. Das Votum der Hauptversammlung über das vom 
Aufsichtsrat vorgelegte Vergütungssystem bleibt leider 
unverbindlich. Zum Trost darf die Hauptversammlung 
jetzt die Höchstgrenzen herabsetzen. Die Richtlinie hat 
an dieser Stelle deutlich mehr an Mitbestimmung der 
Aktionäre in der Hauptversammlung gefordert. Diesen 
Anspruch der Richtlinie haben Sie nicht erfüllt.

Leider sagt Ihr Gesetzentwurf auch nichts darüber aus, 
wie die Höhe der Maximalvergütung zu ermitteln ist. Wir 
hätten uns ein gesetzliches Maximalverhältnis zwischen 
den Vorstandsgehältern und den durchschnittlichen Ein-
kommen innerhalb des Unternehmens gewünscht. Damit 
hätte man Verhältnisse wie bei der Post, wo Vorstände das 
232-Fache des Durchschnittseinkommens verdienen, ge-
setzlich verhindern können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Chance haben Sie leider verpasst.

Verpasst haben Sie leider auch, ein Signal für nach-
haltiges Wirtschaften zu setzen. Gut, dass die Sachver-
ständigen Sie wenigstens davon überzeugen konnten, das 
Wort „nachhaltig“ in § 87 Aktiengesetz nicht zu strei-
chen, wie ursprünglich im Regierungsentwurf geplant. 
Noch besser wäre es gewesen, die Bezüge der Vorstands-
mitglieder zukünftig an die Erfüllung nachhaltiger, sozia-
ler und ökologischer Kriterien zu knüpfen.

(Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU]: Tun wir 
doch!)

Die Menschen im Land erwarten, dass sich endlich etwas 
ändert, auch und gerade in der Wirtschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da geht es um ressourcenschonende Produktion, um 
Innovationen und den Einsatz neuer klimaschonender 
Technologien. Eine Chance, hier für Verbindlichkeit de-
rartiger Kriterien zu sorgen, ist vertan worden. Da wäre 
deutlich mehr drin gewesen. Ihren Gesetzentwurf lehnen 
wir ab.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Letzter Redner in der Debatte ist der 

Kollege Dr. Volker Ullrich für die Fraktion der CDU/ 
CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Die Rechtsform der Aktiengesellschaft ist eine kluge 
und gut strukturierte, wenn es darum geht, sich an unter-
nehmerischem Handeln zu beteiligen und diese Beteili-
gung auch leicht zu kaufen und zu verkaufen. Vor diesem 
Hintergrund müssen die Anforderungen an die Mitwir-
kungsrechte der Aktionäre so sein, dass Transparenz gilt 
und dass gleichzeitig auch die Eigentumsrechte der Ak-
tionäre gewahrt werden. Im Rahmen der Umsetzung der 
Aktionärsrechterichtlinie werden wir hier nachschärfen.

Zum einen werden wir die Transparenz erhöhen. Die 
Aktiengesellschaft selbst hat ein Recht darauf, zu erfah-
ren, wer ihre Aktionäre sind. Wer ist Teileigentümer mei-
ner Gesellschaft? Deswegen werden wir gerade im Hin-
blick auf Stimmrechtsberater und institutionelle Anleger 
dafür Sorge tragen, dass die Gesellschaft genau weiß: 
Wer ist eigentlich mit verantwortlich für diese Aktienge-
sellschaft? – Ich glaube, das ist ein wichtiger Schritt für 
mehr Transparenz und Offenheit.

Gleichzeitig werden wir bezüglich der Frage der 
Mitwirkung eine Vorschrift einbauen und dafür Sorge 
tragen, dass zukünftig bei Geschäften mit nahestehenden 
Personen und Gesellschaften, also überall dort, wo Inte-
ressenskonflikte zu Besorgnis führen, die 1,5 Prozent des 
Gesellschaftswerts übersteigen, auch eine Zustimmungs-
pflicht besteht. Das dient im Interesse aller Aktionäre und 
im Interesse der Lauterbarkeit des Geschäftsbetriebs da-
zu, das Vermögen der Gesellschaft zu schützen. Ich glau-
be, das sind zwei wesentliche Vorschriften zum Schutz 
der Aktionäre, und es ist gut, dass wir sie heute umsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ja, wir müssen auch über die Vergütung der Manage-

mentebene sprechen, insbesondere der Vorstände. Ich 
glaube schon, dass auf der einen Seite der Grundsatz 
gelten muss, dass sich ein unternehmerischer Erfolg auch 
in der Vorstandsvergütung widerspiegeln muss. Auf der 
anderen Seite zeigt die Entwicklung der letzten Jahre, 
dass die Vorstandsvergütungen wesentlich stärker gestie-
gen sind als die Gehälter der Arbeitnehmer und dass sich 
gleichzeitig unternehmerischer Erfolg nicht immer in die-
sen Vergütungen widergespiegelt hat. Wenn 2005 noch 
das 42-Fache einer durchschnittlichen Arbeitnehmerver-
gütung gezahlt worden ist, sind wir heute beim über 70- 
Fachen. Man kann nicht sagen, dass sich diese Relation 
auch im unternehmerischen Erfolg vieler DAX-Konzerne 
widergespiegelt hat.

(Beifall der Abg. Dr. Eva Högl [SPD])
Das zerstört Vertrauen, auch in die soziale Marktwirt-
schaft. Deswegen wollen wir das ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Eva Högl [SPD])

Wir werden es so ändern, dass der Aufsichtsrat zukünf-
tig verpflichtet ist, eine Obergrenze einzuziehen, dass er 
ganz genau sagt, wie hoch die Vergütungen sind, aber 
dass die Hauptversammlung auch nach unten abweichen 
kann. Das ist übrigens ein ganz wichtiges Instrument. Ich 
bin dankbar, dass es uns gelungen ist, das einzuführen. 
Ich will es an einem Beispiel klarmachen: Es gibt in 
Deutschland einen DAX-Konzern, der für einen zweistel-
ligen Milliardenbetrag ein US-Unternehmen gekauft hat. 
Das US-Unternehmen wird von zahlreichen Menschen in 
den Vereinigten Staaten verklagt. Infolgedessen hat sich 
der Aktienkurs des Unternehmens fast halbiert. Zudem 
hat es gesagt, dass es 12 000 Stellen in Deutschland strei-
chen wird. Die Hauptversammlung des Unternehmens 
hat den Vorstand nicht entlastet. Das ist ein einmaliger 
Vorgang in der Geschichte der deutschen DAX-Kultur.

(Dr. Heribert Hirte [CDU/CSU]: Hätten die 
besser schon vorher befragt! Das wollte die 
SPD aber nicht!)

Trotzdem ist die Vorstandsvergütung auf gleicher Höhe 
geblieben.

Mit unserem Gesetzentwurf kann die gleiche Haupt-
versammlung, die die Entlastung verweigert, zukünftig 
auch das Gehalt heruntersetzen und sagen: Für diese un-
ternehmerische Leistung – die ich nicht beurteilen mag – 
sind 5 Millionen Euro Jahresgehalt einfach zu viel. – Das 
heißt, mit diesem Gesetz bekommt das Mitspracherecht 
der Aktionäre klar und deutlich mehr Gewicht. Damit 
steigt auch das Vertrauen in die soziale Marktwirtschaft, 
weil die Exzesse verhindert werden. Deswegen bitte ich 
um Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Keine weiteren Wortmeldungen. Ich 

schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Umset-
zung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie. Der Aus-
schuss für Recht und Verbraucherschutz empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/15153, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksa-
chen 19/9739 und 19/10507 in der Ausschussfassung an-
zunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen der CDU/CSU und der 
SPD. Wer ist dagegen? – Das sind die Fraktionen der 
AfD, der FDP, von Bündnis 90/Die Grünen und Die Lin-
ke. Enthaltungen? – Gibt es nicht. Damit ist der Gesetz-
entwurf in zweiter Beratung mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich von den Plätzen 
zu erheben. – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – 
Gibt es nicht. Das ist die gleiche Mehrheit wie bei der 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                           15902 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



ersten Abstimmung. Damit ist der Gesetzentwurf in drit-
ter Beratung angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 19/15169. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Das ist nur die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Gegenprobe! – Das sind SPD, CDU/CSU, FPD 
und AfD. Wer enthält sich? – Bei Enthaltung der Fraktion 
Die Linke und Gegenstimmen von AfD, FDP und den 
Koalitionsfraktionen ist der Entschließungsantrag damit 
abgelehnt.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 11. Beschlussfassung 
des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz auf 
Drucksache 19/9299. Der Ausschuss empfiehlt unter 
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung 
des Antrags der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/ 
8269 mit dem Titel „Aktionärsrechte stärken und Ver-
tragsfreiheit achten“. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktionen und 
Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das sind FDP und 
AfD. Enthaltungen? – Bei den Grünen, wie erwartet. Da-
mit ist die Beschlussempfehlung mit der Mehrheit von 
CDU/CSU und SPD und den Linken angenommen und 
der Antrag der FDP abgelehnt.

Unter Buchstabe c empfiehlt der Ausschuss die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 19/8282 mit dem Titel „Managergehälter 
am langfristigen Unternehmenserfolg orientieren“. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen und die FDP. Wer stimmt dagegen? – 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? – Bei Enthal-
tung der Linksfraktion und ohne Beteiligung an der Ab-
stimmung durch die AfD ist der Antrag von Bündnis 90/ 
Die Grünen mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen 
abgelehnt worden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 23 a und 23 b auf:

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Regelung der Wertgrenze 
für die Nichtzulassungsbeschwerde in Zi-
vilsachen, zum Ausbau der Spezialisie-
rung bei den Gerichten sowie zur Ände-
rung weiterer zivilprozessrechtlicher 
Vorschriften

Drucksache 19/13828

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Recht und Verbraucherschutz 
(6. Ausschuss)

Drucksache 19/15167

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Recht und Ver-
braucherschutz (6. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Katrin 
Helling-Plahr, Stephan Thomae, Grigorios 
Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Nichtzulassungsbeschwerde auch bei 
kleinen Streitwerten zulassen – Wert-
grenze bei der Nichtzulassungsbe-
schwerde wieder abschaffen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Thomae, Katrin Helling-Plahr, Grigorios 
Aggelidis, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP

Zivilprozesse modernisieren – Für ein 
leistungs- und wettbewerbsfähiges Ver-
fahrensrecht

– zu dem Antrag der Abgeordneten Katja 
Keul, Dr. Manuela Rottmann, Luise 
Amtsberg, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Zivilprozess im 21. Jahrhundert – Ver-
fahren und Abläufe effektiv gestalten

– zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Manuela Rottmann, Katja Keul, Oliver 
Krischer, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Zivilprozess im 21. Jahrhundert – Stra-
tegischer Verhinderung der Revision 
entgegenwirken

Drucksachen 19/14038, 19/14037, 
19/14028, 19/14027, 19/15167

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung liegen ein 
Änderungsantrag der Fraktion der AfD sowie ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP vor. Nach interfraktion-
eller Vereinbarung sind für die Aussprache 27 Minuten 
vorgesehen. – Kein Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort als 
erstem Redner dem Kollegen Dr. Johannes Fechner von 
der Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-

be Zuhörerinnen und Zuhörer auf den Tribünen! In den 
letzten Wochen und Monaten haben wir hier ja sehr inten-
siv strafrechtliche und zivilrechtliche Thematiken behan-
delt. Eines ist uns dabei immer klar geworden: Die besten 
Gesetze bringen nichts, wenn wir für ihre Anwendung bei 
der Polizei, bei den Sicherheitsbehörden und bei den Ge-
richten zu wenig Personal haben. Deswegen wollen wir 
auch mit diesem Gesetz dafür sorgen, dass die Gerichte 
nicht überlastet sind. Das ist eine ganz wichtige Maßnah-
me.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich darf daran erinnern, dass wir schon in den letzten 
Haushaltsberatungen neue Stellen am BGH geschaffen 
haben, nämlich zwölf am Standort in Karlsruhe und zwölf 
am Standort in Leipzig. Das war gut und richtig so; denn 
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ich finde, gerade beim Bundesgerichtshof, der ja oft Ur-
teile in zivilrechtlichen Angelegenheiten fällt, die Millio-
nen betreffen, müssen wir genügend Richterinnen und 
Richter haben.

Einen Weg, um den BGH noch weiter zu entlasten, 
beschreiten wir heute mit diesem Gesetz, indem wir die 
Wertgrenze von 20 000 Euro für die Nichtzulassungsbe-
schwerde in Zivilsachen als Dauerlösung festschreiben; 
denn die Richterinnen und Richter am BGH sind ganz 
erheblich überlastet. 2018 wurden rund 3 600 Nichtzu-
lassungsbeschwerden eingereicht. Ohne die Wertgrenze, 
also ohne eine Regelung, nach der ein Beschwerdewert 
von 20 000 Euro erreicht werden muss, wären es noch 
wesentlich mehr Fälle. Es wäre mit einem massiven An-
stieg der Zahl von Nichtzulassungsbeschwerden zu rech-
nen. Das würde den BGH überfordern, was wir nicht 
wollen; denn wichtige Grundsatzurteile könnten dann 
nicht mehr zeitnah ergehen, wichtige Rechtsfragen blie-
ben auf Dauer unbeantwortet bzw. unentschieden. Dies 
gilt ebenso für Fallkonstellationen, die Millionen Men-
schen betreffen. Das wollen wir nicht, und deswegen ha-
ben wir uns – zugegebenermaßen nach zu vielen Befris-
tungen – entschlossen, die Beschwerdewertgrenze von 
20 000 Euro jetzt festzuschreiben.

Diese Wertgrenze kann man als juristisches Murmel-
tier, das uns gefühlt jedes Jahr grüßt, bezeichnen. Des-
wegen ist es für alle Beteiligten gut, dass wir jetzt zu einer 
Dauerlösung kommen.

(Beifall des Abg. Achim Post [Minden] [SPD])
Dabei ist mir eines wichtig: Wir verkürzen den Rechts-

schutz eben gerade nicht. Auch bei kleineren Streitwerten 
unter 20 000 Euro wird es bei Grundsatzfragen nach wie 
vor die Möglichkeit geben, Recht beim BGH in letzter 
Instanz zu suchen. Wir werden also den Rechtsweg nicht 
in unangemessener Weise verkürzen.

In der Sachverständigenanhörung hat das BGH-Präsi-
dentin Frau Limperg sehr deutlich gemacht und gesagt, 
dass insbesondere bei mietrechtlichen Streitigkeiten, wo 
es oft um kleine Summen geht, häufig eine grundsätzliche 
Frage vorliegt und die Oberlandesgerichte es dann er-
möglichen, dass die Grundsatzentscheidung beim Bun-
desgerichtshof fallen kann. Also kann ganz klar gesagt 
werden: Es gibt keine unverhältnismäßigen Einschrän-
kungen des Rechtsschutzes für die Bürgerinnen und 
Bürger an dieser Stelle, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir wollen mit zahlreichen weiteren Maßnahmen in 

diesem Gesetz die Qualität der Rechtsprechung weiter 
verbessern. Indem wir zum Beispiel Spezialspruchkörper 
für bestimmte Rechtsgebiete einrichten, sorgen wir dafür, 
dass die zuständigen Richter eine noch größere Erfahrung 
in diesen Rechtsgebieten sammeln und Expertise erlan-
gen.

In der Anhörung wurde gesagt: Das wäre nicht gut, 
weil Bürger dann zu den Gerichten länger fahren müss-
ten. – Ich glaube, für den Vorteil, dass ein Gericht, ein 
Spruchkörper, auf ein Rechtsgebiet spezialisiert ist, sind 
sicherlich viele Bürgerinnen und Bürger bereit, längere 

Fahrtwege in Kauf zu nehmen, weil ihre Prozesse dann 
schneller und mit fundierter Qualität entschieden werden.

Ich will schließlich noch eine weitere Neuerung nen-
nen; denn ich glaube, dass sie in der Praxis für wesent-
liche Verfahrensbeschleunigungen sorgen wird, nämlich 
die Vereinfachung des gerichtlichen Vergleichs. Hier stel-
len wir mit der entsprechenden Neuregelung klar, dass ein 
gerichtlicher Vergleichsvorschlag zukünftig auch durch 
zu Protokoll gegebene Erklärungen angenommen werden 
kann. Das erspart entsprechende Schriftsätze und entlas-
tet die Gerichte.

Im Vergleich zum ursprünglichen Gesetzentwurf ha-
ben wir, die Koalitionsfraktionen, auf Wunsch der 
Bundesländer dem zukünftig immer wichtiger werdenden 
elektronischen Datenaustausch Rechnung getragen, in-
dem wir in zahlreichen Gesetzen geregelt haben, dass 
eine elektronische Zustellung von Auszügen aus Akten 
möglich sein soll.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insgesamt sehen Sie, 
dass wir auch mit diesem Gesetz – wir sorgen mit dem 
Pakt für den Rechtsstaat für mehr Personal; mit der Mo-
dernisierung des Strafverfahrens morgen haben wir uns 
sehr viel vorgenommen – dafür sorgen, dass die hohe 
Qualität unserer Rechtsprechung erhalten bleibt. Wir ver-
bessern die personelle Situation an den Gerichten. Wir 
sorgen auch mit dieser Maßnahme für Verfahrensbe-
schleunigung. Das alles dient unserem Rechtsstaat, und 
den wollen wir in seiner Stärke erhalten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner in der Debatte ist der 

Abgeordnete Jens Maier für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Jens Maier (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Herr Dr. Fechner, man kann das gar nicht

(Dr. Eva Högl [SPD]: Genug loben!)

mehr hören. Es ist schon enttäuschend, was Sie hier als 
Gesetzentwurf vorgelegt haben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Dann haben Sie 
ihn nicht verstanden!)

Es kann doch nicht nur um die Entlastung des Bundes-
gerichtshofs gehen, sondern wir brauchen eine bürger-
freundliche Justiz. Davon habe ich bei Ihnen nicht viel 
gehört. Man hätte hier die Gelegenheit gehabt, endlich 
etwas Größeres zu schaffen. Von Marginalien am Rande 
abgesehen, beschränkt man sich aber darauf, ein Proviso-
rium zu einer endgültigen Regelung zu machen. Die 
Wertgrenze für die Nichtzulassungsbeschwerde soll auf 
20 000 Euro festgeschrieben werden. Das war es. Dabei 
war doch nach der Anhörung der Sachverständigen im 
Rechtsausschuss eines klar geworden: Die beste Medizin 
gegen unbegründete Nichtzulassungsbeschwerden, ge-
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gen eine Überlastung des BGH mit unsinnigen Verfahren 
besteht in der Verbesserung des Berufungsverfahrens.

(Beifall bei der AfD)

Das ist evident, wenn man sich die Zahlen ansieht. Es 
sind im vergangenen Jahr 2 300 Nichtzulassungsbe-
schwerden gegen Urteile erhoben worden. Hinzu kom-
men noch sage und schreibe 1 300 Nichtzulassungsbe-
schwerden gegen Zurückweisungsbeschlüsse, von denen 
gerade einmal 31, also 2,4 Prozent der eingegangenen 
Beschwerden, erfolgreich waren. Die erfolgreichen 
Nichtzulassungsbeschwerden beim BGH belaufen sich 
im Ergebnis auf lediglich 190 im vergangenen Jahr. Diese 
geringe Erfolgsquote zeigt vor allem eines: Die Leute 
sind frustriert. Darum legen sie unsinnige Rechtsmittel 
ein. Diesen Frust kann man aber deutlich absenken, in-
dem nämlich in der Berufungsinstanz wie früher eine 
mündliche Verhandlung durchgeführt werden muss. 
Transparenz und Mündlichkeit machen Entscheidungen 
für jedermann verständlicher. Eine Zurückweisung der 
Berufung ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss 
muss ein Ende haben. Der § 522 Absatz 2 ZPO muss weg.

(Beifall bei der AfD)

Wenn die Mündlichkeit im Berufungsverfahren wie-
derhergestellt wird, dann ist eine Absenkung der Wert-
grenze von 20 000 Euro auf 10 000 Euro vertretbar. Das 
wurde ebenfalls in der Anhörung deutlich.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Von einem 
Sachverständigen!)

Das haben wir in unserem Änderungsantrag aufgegriffen.

Weiterhin sind wir auch der Meinung, dass es bei be-
sonders hohen Streitwerten immer den Zugang zum BGH 
geben muss, weil es auch um die Existenz der Leute geht. 
Wir haben in unserem Änderungsantrag die Grenze bei 
50 000 Euro festgelegt, weil wir meinen, ab dieser Grenze 
muss der Weg zum BGH immer offenstehen. Wir meinen, 
dass vor allen Dingen unser Änderungsantrag dem Er-
gebnis der Anhörung Rechnung trägt. Sie haben davon 
überhaupt nichts aufgegriffen,

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Mit Si-
cherheit nicht!)

Sie haben wieder einmal nur durchgezogen, was ich sehr 
enttäuschend finde.

(Beifall bei der AfD)

Daher: Schließen Sie sich unserem Vorschlag an. Im 
Prinzip sind hier von links bis rechts alle dieser Meinung, 
die wir hier auch vertreten, nur Sie nicht. Sie haben nicht 
den Mut dazu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Alexander Hoffmann für die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Gestatten Sie mir, dass ich drei Themenfelder gesondert 
herausgreife.

Das erste Themenfeld ist die Wertgrenze für die Nicht-
zulassung der Revision beim BGH. Herr Maier, ich zeich-
ne von der Anhörung ein ganz anderes Bild. Sie waren 
doch auch in der Anhörung. Man muss doch ganz ehrlich 
sagen, dass ein Großteil der Abgeordneten – fast alle, 
mindestens fünf sind es gewesen – gesagt hat: Es macht 
Sinn, diese Wertgrenze beizubehalten.

Ich will einmal ins Gedächtnis rufen, dass es unsere 
Aufgabe ist, die Funktionstüchtigkeit unserer Spruchkör-
per aufrechtzuerhalten. Diese Wertgrenze hat das Ziel, 
den BGH zu entlasten. Wenn man sich einmal die Zahl 
vor Augen führt, dass 80 Prozent der Verfahren beim 
BGH Nichtzulassungsbeschwerden sind, dann erklärt 
sich allein aus dieser Zahl, dass diese Wertgrenze Sinn 
macht. Dann kommt als Argument, Wertgrenzen seien 
dem System fremd. Auch das ist nicht richtig. Wer das 
Zivilprozessrecht kennt, weiß, dass das Zivilprozessrecht 
durchzogen ist von Wertgrenzen.

(Sebastian Steineke [CDU/CSU]: So ist es!)

Dann kommt die Behauptung, die Wertgrenze verkürze 
den Rechtsschutz. Auch das ist nicht richtig. Das ist nur 
die halbe Wahrheit, wenn man das sagt. Bei Rechtsfragen 
von grundsätzlicher Bedeutung oder bei Rechtsstreiten, 
bei denen es um die Fortbildung oder die Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung geht, ist die Revision zuzu-
lassen, § 543 ZPO. Also lassen Sie das bitte nicht einfach 
immer unter den Tisch fallen.

Dann kann man es natürlich so machen wie Sie und 
sagen: Sie verlängern einfach ein Provisorium. – Das ist 
die eine Perspektive. Ich kann aber auch eine andere Per-
spektive wählen und sagen: Wir verlängern etwas, was 
sich seit dem Jahr 2002 bewährt hat. Gerade deshalb hat 
es seine Daseinsberechtigung, weil es die Praxis bestätigt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das zweite Themenfeld ist die Frage der Streichung 
von § 522 ZPO. Auch das haben Sie gerade postuliert. 
Wir sollten einmal in das Gesetz schauen und einen Blick 
darauf werfen, um welche Fälle es geht. § 522 ZPO er-
fordert, dass das Berufungsgericht einstimmig – einstim-
mig – der Auffassung ist, dass eine Berufung offensicht-
lich keine Aussicht auf Erfolg hat, dass die Sache keine 
grundsätzliche Bedeutung hat und dass eine mündliche 
Verhandlung nicht geboten ist. Sehen Sie einmal, wie 
hoch die Hürden sind. Dort gaukeln Sie den Menschen 
vor, dass Sie an der Lage irgendetwas verbessern, wenn 
Sie auch noch eine mündliche Verhandlung zulassen. 
Auch hier war das Stimmungsbild in der Anhörung nicht 
so eindeutig, dass wir sagen können: Alle Sachverständi-
gung waren der Auffassung, dass der Paragraf zu strei-
chen sei.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Selbst die Präsidenten der Oberlandesgerichte 
sehen das so!)
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Zwei Sachverständige – der Sachverständige Fölsch und 
der Sachverständige Schultzky – sagen, die Streichung 
von § 522 ZPO sei kein Allheilmittel, es gebe keine Er-
kenntnisse darüber, dass Landgerichte oder Oberlandes-
gerichte den § 522 ZPO als Instrument zur Arbeitsent-
lastung leichtfertig missbrauchen.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Doch!)

Im Übrigen ist es so, dass im schriftlichen Verfahren 
floskelhafte Begründungen – das müssten Sie wissen – 
ohnehin unzulässig sind.

Dann bestätigen beide Sachverständige, dass der § 522 
ZPO sehr wohl zu einer Beschleunigung führt, nämlich 
zur Beschleunigung von anderen Verfahren mit mündli-
chen Verhandlungen. Das ist doch nachvollziehbar: Der 
Richter schaut in seinen Terminkalender, und je weniger 
mündliche Verhandlungen dort stehen, umso eher kann er 
andere mündliche Verhandlungen terminieren. Das Argu-
ment der Beschleunigung liegt am Ende sehr deutlich auf 
der Hand.

Deswegen sind wir am Schluss zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass es keinerlei Verbesserung bringt, den § 522 
ZPO zu streichen. Dann streuen Sie den Menschen nicht 
Sand in die Augen und sagen, dass es den Anspruch auf 
richterliches Gehör verletzt. Das ist nämlich schon über-
prüft. Hier war die Aussage, dass der Anspruch auf rich-
terliches Gehör nicht verletzt wird.

Das dritte Themenfeld – das ist bisher noch gar nicht 
angesprochen worden, das ist mir wichtig – ist die Schaf-
fung von weiteren Spezialkammern und Spezialsenaten. 
Das will ich deshalb herausgreifen, weil es eine echte 
Fortentwicklung unserer Spruchkörper sein wird. Es gibt 
zwei Gründe, die dafür sprechen. Zum einen haben wir, 
meine Damen, meine Herren, sehr viel komplexere 
Rechtsfragen und sehr viel komplexere Lebenssachver-
halte, nicht zuletzt auch wegen der Digitalisierung und 
der Tatsache, dass viele Dinge im tatsächlichen Leben 
heute viel schneller und beschleunigter stattfinden als 
früher in der analogen Welt. Wir haben außerdem – das 
ist der zweite Grund – bei der Anwaltschaft heute ein 
ganz anderes Maß an Spezialisierung. Wir haben Fach-
anwälte, die echte Experten in ihrer Materie sind. Des-
wegen müssen wir wegkommen von dem Richter, der ein 
Stück weit versucht, den Gemischtwarenladen anzubie-
ten. Wir brauchen auch dort hochspezialisierte Leute, die 
tief in der Materie sind.

Deswegen ist das, was wir heute hier vorlegen, ein sehr 
guter, ein sehr gelungener Gesetzentwurf, für den ich un-
bedingt um Zustimmung werben möchte.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegen 

Katrin Helling-Plahr für die Fraktion der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Die Wertgrenze in Höhe von 20 000 Euro für Nicht-
zulassungsbeschwerden zum Bundegerichtshof lehnen 
wir ab.

(Beifall der Abg. Katja Keul [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Die Bedeutung einer Rechtssache ist nicht allein durch 
den wirtschaftlichen Wert determiniert oder durch diesen 
limitiert. Wir sollten die Möglichkeit zu Nichtzulassungs-
beschwerden vielmehr auch vor dem Hintergrund der 
meist herausragenden Wichtigkeit der Entscheidungen 
für die Beteiligten auch auf familiengerichtliche Verfah-
ren ausweiten.

Und trauen Sie sich endlich, die missglückte Regelung 
zur Möglichkeit der Zurückweisung von Berufungen 
durch Beschluss nach § 522 Absatz 2 und 3 ZPO zu 
streichen, und eröffnen Sie den Parteien endlich wieder 
die Möglichkeit, stets mit dem Berufungsgericht zu kom-
munizieren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und, Herr Kollege Hoffmann, wenn Sie hier über an-
geblich hohe Hürden sprechen, dann werfen Sie doch mal 
einen Blick auf die Fallzahlen. Auf die Zahlen der Fälle, 
in denen diese hohen Hürden tatsächlich fallen. Und 
wenn Sie hier Sachverständige zitieren, dann werfen Sie 
mal einen Blick darauf, welche Perspektive die haben und 
wo die beruflich tätig sind. Dann wird das Ganze viel-
leicht etwas klarer.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Die Hür-
den stehen doch im Gesetz!)

Die Streichung des § 522 Absatz 2 und 3 ZPO ist längst 
überfällig. Sogar die Präsidentin des BGH wäre damit 
zwischenzeitlich einverstanden.

Aber Gelegenheit dazu, Ihnen, sehr geehrte Kollegen 
von der Großen Koalition, all das mitzugeben, hatte ich in 
dieser Wahlperiode eigentlich bereits genug. Damit Ihnen 
und mir nicht langweilig wird, möchte ich gerne auf das 
Thema Digitalisierung eingehen, das Sie auch im Rah-
men dieser ZPO-Reform wieder einmal komplett ver-
schlafen.

Unser Antrag „Zivilprozesse modernisieren – Für ein 
leistungs- und wettbewerbsfähiges Verfahrensrecht“ steht 
ja heute auch hier zur Debatte. Sinn und Zweck der Justiz 
ist, den Bürgern zu dienen. Dann muss sie aber auch 
niederschwellig zugänglich sein. Dazu bietet Digitalisie-
rung die Chance!

(Beifall bei der FDP)
Die rechtliche Möglichkeit, mündliche Verhandlungen 

mittels moderner Kommunikationsmethoden wie zum 
Beispiel Videostream durchzuführen, gibt es bereits. Sie 
wird aber kaum genutzt, weil die Gerichte nicht über die 
entsprechende Technik verfügen. Legen wir einen Digi-
talpakt für die Justiz auf und ändern das!

(Beifall bei der FDP)
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Warum muss das Einreichen zum Beispiel von Klage-
schriften so kompliziert sein? Wieso trauen wir uns nicht 
zum Beispiel an einfache Onlineeingabemasken heran? 
Und schließlich: Warum schaffen wir nicht ein komplet-
tes Onlineverfahren, das ermöglicht, geringwertige For-
derungen niedrigschwellig, schnell und kostengünstig ge-
richtlich geltend zu machen?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Der gesamte Verfahrensablauf, vom Eingang der Klage-
schrift bis zum Urteil, könnte elektronisch erfolgen. Die 
Parteien könnten bei der Durchführung des Verfahrens 
zum Beispiel durch vorgefertigte Eingabemasken, über 
die die wesentlichen Verfahrensschritte durch Frage-Ant-
wort-Systeme abgefragt werden, unterstützt werden.

Hören Sie auf, die Debatten der Vergangenheit zu füh-
ren, und trauen Sie sich endlich an die Zukunft.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion Die 

Linke der Kollege Friedrich Straetmanns.

(Beifall bei der LINKEN – Alexander Ulrich 
[DIE LINKE]: Guter Mann!)

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Schon wieder diskutieren wir an dieser Stelle 
über die Wertgrenze bei Nichtzulassungsbeschwerden, 
die Sie jetzt bei 20 000 Euro festschreiben wollen, was 
wir ablehnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Katja 
Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Man kann mit Fug und Recht behaupten, dass Sie damit 
viele Bürgerinnen und Bürger daran hindern, sich Recht 
zu verschaffen. Seit 2011 laborieren Sie an dieser Wert-
grenze herum und haben deren Geltung auch fortlaufend 
verlängern lassen. Heute wollen Sie diese nun endgültig 
festschreiben. Meine Fraktion lehnt dieses Ansinnen ge-
nauso ab, wie wir die jeweilige Verlängerung der Wert-
grenze abgelehnt haben.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir sprechen uns gegen jegliche Wertgrenze bei der 

Nichtzulassungsbeschwerde aus und darüber hinaus auch 
gegen die Möglichkeit der Zurückweisung der Berufung 
ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss. Das 
Recht auf rechtliches Gehör, das heißt, in einem Streit 
auch ein Urteil zu bekommen, ist für unsere rechtsstaat-
liche Ordnung einfach zu wichtig, als dass es Ihrer Kos-
ten-Nutzen-Abwägung geopfert werden dürfte.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich komme nicht umhin, es Ihnen deutlich zu sagen: 

Allein in dieser Woche haben Sie dreimal die Axt an den 
Strafprozess und damit an die Beschuldigtenrechte und 
hier an den Zivilprozess gelegt; alles unter dem Vorwand, 
die Gerichte zu entlasten. Aber in Wirklichkeit geht es 

Ihnen darum, Geld zu sparen. Darüber hinaus können Sie 
bei keinem dieser Vorhaben nachweisen, dass Ihre Maß-
nahmen Erfolg versprechen. Was Reformen mit dieser 
Zielsetzung aber brachten und bringen, sind eine erheb-
liche Verunsicherung bei den Gerichten und damit ein 
Wust an uneinheitlicher Rechtsanwendung durch die Ge-
richte. An § 522 Absatz 2 Zivilprozessordnung, also der 
Zurückweisung von Berufungen ohne Urteil, konnte man 
das ganz exemplarisch beobachten. Nachdem diese zwi-
schenzeitlich zu Protest von Bürgerinnen und Bürgern 
und zu Petitionen führte, von denen ich die von Herrn 
Horst Glanzer noch einmal besonders hervorheben will,

(Beifall bei der LINKEN)
führte die damalige Bundesregierung schließlich auch 
hier die Nichtzulassungsbeschwerde ein. Bis dahin war 
der Rechtsfrieden durch diese falsche Politik allerdings 
erheblich geschädigt worden und ist es bis heute. Das 
haben Sie mit der Nichtzulassungsbeschwerde auch nicht 
wirklich repariert. Denn die Nichtzulassungsbeschwerde 
ist kein adäquater Ersatz für einen normalen Rechtsweg, 
und die Wertgrenze von 20 000 Euro ist viel zu hoch. Es 
ist Bürgerinnen und Bürgern nicht vermittelbar, dass 
ihnen bei einem geringeren Streitwert in der Regel der 
Rechtsweg verschlossen bleibt. Ich habe es hier schon 
einmal ausgeführt: Über hundert Jahre kam unser Zivil-
recht ohne diese Einschränkung der Rechtsmittel aus, und 
das sollte auch in Zukunft möglich sein.

(Beifall bei der LINKEN)
Sicherlich, die Aufhebung des § 522 Absatz 2 ZPO 

kann zu einer stärkeren personellen Belastung an den 
Rechtsmittelgerichten führen, und als Richter kann ich 
diese Sorgen auch verstehen. Aber das sollten uns der 
gleiche Zugang zum Recht und die Wahrung des Rechts-
friedens wert sein.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden diesen Gesetzentwurf daher ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist wiederum die 

Kollegin Katja Keul von Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Was Sie hier heute vorlegen, ist keine Reform 
der Zivilprozessordnung, sondern vielmehr das Einge-
ständnis eines Scheiterns. Seit einer gefühlten Ewigkeit 
verlängern Sie alle zwei Jahre die provisorische Streit-
wertgrenze für die Nichtzulassungsbeschwerde zum Bun-
desgerichtshof, obwohl sich schon damals alle einig wa-
ren, dass diese nur eine unzulängliche Notlösung sein 
kann, bis man eine sachgerechte Lösung gefunden hat. 
Und nun behaupten Sie 18 Jahre später, diese Notlösung 
habe sich bewährt, und schreiben sie dauerhaft ins Ge-
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setz, weil Ihnen nichts Besseres eingefallen ist. Sinn und 
Zweck der Revisionsinstanz ist es aber, Rechtseinheit, 
Rechtskonkretisierung und Rechtsfortbildung herzustel-
len, und dabei ist die Frage des Streitwertes letztlich irre-
levant.

Einziges Argument für die Streitwertgrenze ist die 
Angst vor einer Überlastung des BGH. Der erste und 
wichtigste Schritt wäre die Stärkung der mündlichen Ver-
handlung in der Berufungsinstanz durch die Abschaffung 
des § 522 Absatz 2 und 3 ZPO, wonach eine Berufung 
auch im schriftlichen Verfahren zurückgewiesen werden 
kann. Diese Vorschrift hat sich nach einhelliger Beurtei-
lung der Praxis nicht bewährt, zumal gegen diese 
schriftlichen Beschlüsse dann wiederum die Nichtzulas-
sungsbeschwerde zum BGH eröffnet sein muss. Auch die 
Präsidenten der Oberlandesgerichte haben uns bestätigt, 
dass der Verzicht auf die mündliche Verhandlung kaum 
Arbeitsentlastung schafft, dafür aber die Akzeptanz der 
Entscheidungen bei den Betroffenen schwächt, die umso 
mehr den Weg der Nichtzulassungsbeschwerde ergreifen.

Wenn wir also nicht von heute auf morgen auf die 
Streitwertgrenze verzichten wollen, könnten wir doch zu-
mindest die Herabsetzung der Streitwertgrenze von 
20 000 Euro auf, sagen wir mal, 5 000 Euro in Kombina-
tion mit einer Abschaffung des § 522 Absatz 2 und 3 ZPO 
beschließen und dann für einen befristeten Zeitraum die 
Auswirkungen dieser Rechtslage auf die Belastung des 
BGH auswerten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der FDP und des Abg. 
Friedrich Straetmanns [DIE LINKE])

Das wäre ein pragmatischer Schritt in die richtige Rich-
tung, der die rechtsstaatliche Bedeutung und Funktion der 
Revisionsinstanz achtet und nicht vor dem schlichten Ar-
gument der Arbeitsbelastung kapituliert.

Letztlich geht es um die Akzeptanz von Gerichtsurtei-
len und das Vertrauen der Bürgerinnen in unseren Rechts-
staat. Vor diesem Hintergrund ist auch die Ungleichbe-
handlung der Familienverfahren im Vergleich zu den 
sonstigen Zivilverfahren nicht hinzunehmen. Im Fami-
lienverfahren gibt es nach wie vor gar keine Nichtzulas-
sungsbeschwerde, selbst wenn das Berufungsgericht oh-
ne mündliche Verhandlung entschieden hat, und das in 
einem Bereich, der die Rechtssuchenden höchstpersön-
lich betrifft. Auch hier ist wieder das einzige Argument 
die sonst möglicherweise erforderliche Einrichtung eines 
zweiten Familiensenats am BGH. Das würde dann an-
geblich die Einheitlichkeit der Rechtsprechung gefähr-
den. Das kann schon deswegen nicht überzeugen, weil 
wir so bereits unterschiedliche Rechtsprechung an sämt-
lichen Oberlandesgerichten und dort auch noch Unter-
schiede zwischen den einzelnen OLG-Senaten haben. 
Und sollte es am BGH zu unterschiedlichen Rechtsauf-
fassungen zwischen zwei Familiensenaten kommen, wä-
ren diese mit den üblichen Verfahren zu bewältigen. 
Wenn es um die Stärkung des Rechtsstaates und das Ver-
trauen der Menschen in den Rechtsstaat geht, kann und 
darf das Argument des zusätzlichen Aufwandes nicht per 
se ausreichen, um Defizite hinzunehmen und fortzu-
schreiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP])

Es gibt genug sinnvolle Vorschläge, die zu diskutieren 
sich lohnt. Die Festschreibung der provisorischen Streit-
wertgrenze gehört nicht dazu.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP])

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank ebenfalls. – Letzter Redner in der Debatte 

ist Dr. Heribert Hirte für die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Heribert Hirte (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

haben jetzt sehr viel über die Abschaffung der bisher be-
fristeten Regelung hinsichtlich der Streitwertgrenze bei 
der Nichtzulassungsbeschwerde gehört. Was wir nicht 
gehört haben, ist, dass die zugelassene Revision keine 
Streitwertgrenze kennt und deshalb der Zugang zum 
obersten deutschen Gericht, dem Bundesgerichtshof, oh-
ne Weiteres auch für solche grundsätzlichen Fälle mög-
lich ist. Das gilt es in Erinnerung zu rufen.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Genau!)
Im Übrigen ist es völlig richtig – das will ich auch 

sagen –: Natürlich haben wir – und das sind dann auch 
die Fälle, die zum Bundesgerichtshof kommen – Fälle mit 
kleinen Streitwerten, aber von grundsätzlicher Bedeu-
tung, die in der Tat eine Klärung durch die oberste Instanz 
erfordern, und da brauchen wir möglicherweise auch an-
dere Ansätze. Da gibt es Hilfsmittel, zum Beispiel, dass 
man die Streitwertfestsetzung ein bisschen heraufsetzt, 
um auf diese Weise nach oben zu kommen. Und wir 
müssen auch – und da gibt es durchaus bedenkenswerte 
Anregungen in einigen der vorliegenden Anträge – bei 
den Verfahren des kollektiven Rechtsschutzes darüber 
nachdenken, ob alle die Fälle wirklich so erfasst werden, 
wie wir uns das am Ende vorstellen. Das ist ein Aspekt, 
und zu ihm wurde viel geredet.

Was mir wichtiger ist, ist, noch einmal darauf hinzu-
weisen – der Kollege Fechner hat es eingangs schon ge-
sagt –: Das Gesetz enthält eine ganze Reihe anderer Re-
gelungen, nämlich Regelungen zur Stärkung der 
Spezialisierung bei den Land- und Oberlandesgerichten. 
Da wollen wir bei Land- und Oberlandesgerichten zu 
Materien wie dem Presserecht, dem Erbrecht und dem 
Insolvenzrecht spezialisierte Kammern, spezialisierte Se-
nate vorsehen. Ich halte das für einen sehr guten, sehr 
wichtigen Schritt, weil das Materien sind, bei denen die 
Sachkompetenz zentralisiert leichter bei den Gerichten 
vorhaltbar ist. Das entlastet nicht nur die Gerichte – in 
der Tat, darum geht es –, es erleichtert auch dem Bürger 
den Zugang zur Justiz in diesen komplexen Materien.

Sicher, das führt auf der anderen Seite dazu, dass die 
Fachleute nur mit Fachleuten reden; dieses Problem muss 
man dann möglicherweise auch ins Auge fassen. Aber wir 
kennen das von den Kammern für Handelssachen. Bei 
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den Kammern für Handelssachen, die es schon seit weit 
über hundert Jahren gibt, haben wir große Erfahrungen 
damit. Aber: Was wir gerade bei den Kammern für Han-
delssachen sehen oder gesehen haben, ist: Dort gibt es 
auch Bedarf, möglicherweise zu spezialisierten Zivilkam-
mern zu gehen, zu Drei-Personen-Zivilkammern, die für 
Handelssachen zuständig sind, aber nicht „Kammern für 
Handelssachen“ heißen. Das ist längst geltendes Recht. 
Wir hätten das bei dieser Gelegenheit – das hätte ich mir 
gewünscht – auch im Gesetz klarstellen können. Das hätte 
eine gewisse Querbeziehung zum Insolvenzrecht aufge-
wiesen – denn das Insolvenzrecht ist gerade für Unter-
nehmen so etwas wie das verlängerte Handelsrecht, das 
verlängerte Wirtschaftsrecht –, und dann hätten wir diese 
beiden Materien unter Umständen auch ein bisschen 
besser zusammenfassen können. Das geht auch jetzt 
schon – das Justizministerium hat uns das erklärt –; denn 
die Spezialisierung der Gerichte, die Spezialisierung der 
Kammern und Senate erfordert ja nicht, dass sie aus-
schließlich mit einer Materie befasst sind. Wir können 
also wirtschaftsrechtliche Kammern und Senate zusam-
menfassen. Ich glaube, das ist eine Möglichkeit – wir 
haben es in der Anhörung gehört –, von der vor allem 
kleine Landgerichte auf dem Land – das ist die Justiz, die 
wir ja auch erhalten wollen – durchaus Gebrauch machen 
können.

Damit komme ich zu einem letzten Punkt. Das ist ein 
Punkt, der in der Tat eine Nummer größer war – wir haben 
es auch in der Anhörung angesprochen. Gerade wenn die 
insolvenzrechtliche Zuständigkeit jetzt bei den Gerichten 
stärker spezialisiert wird: Ich hätte mir gewünscht, dass 
wir bei dieser Gelegenheit auch über die Frage der höhe-
ren Kompetenz bei den Insolvenzgerichten nachgedacht 
hätten, wenn etwa größere Spruchkörper über die Verga-
be von Insolvenzverfahren, über die Bestellung von In-
solvenzverwaltern in Großverfahren vor allen Dingen, zu 
entscheiden haben. Man hätte über die Frage nachdenken 
können, ob man die Zuständigkeit für solche Groß-
verfahren von den Amtsgerichten auf die Landgerichte 
verlegt. Ich weiß, das ist komplex. Wir werden das im 
nächsten Gesetzgebungsverfahren weiter angehen; aber 
ich glaube, die Diskussion ist eröffnet. Hier tun wir einen 
ersten Schritt. Ich freue mich und bitte um Ihre Zustim-
mung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank, Herr Hirte. – Weitere Wortmeldungen 

liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Regelung 
der Wertgrenze für die Nichtzulassungsbeschwerde in 
Zivilsachen, zum Ausbau der Spezialisierung bei den Ge-
richten sowie zur Änderung weiterer zivilprozessrechtli-
cher Vorschriften. Der Ausschuss für Recht und Verbrau-
cherschutz empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/15167, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 19/ 
13828 in der Ausschussfassung anzunehmen.

Es gibt zwei Änderungsanträge; über sie müssen wir 
zuerst abstimmen. Der erste Änderungsantrag – Druck-
sache 19/15170 – stammt von der Fraktion der AfD. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? – Das ist die Frak-
tion der AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind alle übri-
gen Fraktionen des Hauses. Enthaltungen? – Keine. Da-
mit ist der Änderungsantrag mit großer Mehrheit gegen 
die Stimmen der AfD abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Drucksa-
che 19/15171. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? – 
Das sind neben der Fraktion der FDP die Fraktionen 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer stimmt da-
gegen? – Die Koalitionsfraktionen und die AfD. Damit ist 
der Antrag ebenfalls abgelehnt.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind alle Oppositionsfraktionen. Gibt es 
Enthaltungen? – Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter 
Beratung mit der Mehrheit der Koalition angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind, wie vorhin schon, alle Oppositionsfraktionen. 
Damit ist der Gesetzentwurf in dritter Beratung angenom-
men.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 23 b. Wir setzen 
die Abstimmung zu der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Recht und Verbraucherschutz auf Drucksa-
che 19/15167 fort. Der Ausschuss empfiehlt unter Buch-
stabe b seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des 
Antrags der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/14038 
mit dem Titel „Nichtzulassungsbeschwerde auch bei klei-
nen Streitwerten zulassen – Wertgrenze bei der Nichtzu-
lassungsbeschwerde wieder abschaffen“. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Die Koalitionsfraktionen 
und die AfD. Wer stimmt dagegen? – FDP, Bündnis 90/ 
Die Grünen und Die Linke. – Enthaltungen sehe ich nicht. 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Unter Buchstabe c empfiehlt der Ausschuss die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion der FDP auf Drucksa-
che 19/14037 mit dem Titel „Zivilprozesse modernisie-
ren – Für ein leistungs- und wettbewerbsfähiges 
Verfahrensrecht“. Wer stimmt für diese Beschlussemp-
fehlung? – Das sind die Koalitionsfraktionen und die 
AfD. Wer stimmt dagegen? – FDP, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Linke. Damit ist die Beschlussempfehlung 
mit der Mehrheit der Koalition und der AfD angenom-
men.

Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe d 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 19/ 
14028 mit dem Titel „Zivilprozess im 21. Jahrhundert – 
Verfahren und Abläufe effektiv gestalten“. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Die Koalitionsfraktio-
nen und die AfD. Wer stimmt dagegen? – FDP, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke. Damit ist die Be-
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schlussempfehlung mit der Mehrheit der Koalition und 
der AfD angenommen.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe e 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 19/ 
14027 mit dem Titel „Zivilprozess im 21. Jahrhundert – 
Strategischer Verhinderung der Revision entgegenwir-
ken“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Das sind die AfD, die FDP und die Koalitionsfraktionen. 
Wer stimmt dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. – Enthaltungen sehe ich nicht. Damit ist die Be-
schlussempfehlung angenommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 16 a bis 16 f sowie 
Zusatzpunkt 12 auf:

16 a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sevim Dağdelen, Heike Hänsel, Michel 
Brandt, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE sowie der Abgeordneten 
Katja Keul, Agnieszka Brugger, Katharina 
Dröge, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Lücken bei der Rüstungsexportkontrolle 
schließen – Kontrollpflicht für die techni-
sche Unterstützung von Rüstungsproduk-
tion erweitern, Rüstungsexportkontrolle 
auch bei kritischen Unternehmenser-
werben und -beteiligungen im Ausland 
einführen

Drucksache 19/14917

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Federführung strittig

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Liebich, Matthias Höhn, Heike 
Hänsel, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE

Militärische Zusammenarbeit mit Saudi- 
Arabien umgehend beenden

Drucksache 19/11236

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Liebich, Heike Hänsel, Michel 
Brandt, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE

Weitere Aufrüstung Algeriens stoppen

Drucksache 19/10291

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Federführung strittig

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sandra Weeser, Michael Theurer, 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Systematisches Wissen über die Folgen 
von Rüstungsexporten erarbeiten – Deut-
scher Rüstungsexportpolitik einen Kom-
pass geben

Drucksache 19/7457

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss Digitale Agenda

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Katja Keul, Dr. Franziska Brantner, 
Margarete Bause, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Deutsch-französisches Abkommen im 
Rüstungsbereich – Einschränkungen in 
der deutschen Exportkontrolle verhindern

Drucksache 19/15077

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Federführung strittig

f) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie (9. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Sevim 
Dağdelen, Heike Hänsel, Michel Brandt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE

Exporte von Kriegswaffen und sonsti-
gen Rüstungsgütern nach Ägypten 
stoppen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Sevim 
Dağdelen, Heike Hänsel, Michel Brandt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE

Keine Waffen an Konfliktparteien – 
Rüstungsexporte an Indien und Pakis-
tan stoppen

Drucksachen 19/10152, 19/14151, 
19/15165

ZP 12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Sevim 
Dağdelen, Heike Hänsel, Michel Brandt, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Rüstungsexporte stoppen – Missbrauch der 
europäischen Friedensidee verhindern

Drucksache 19/15048

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Federführung strittig
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Nach interfraktioneller Vereinbarung sind 38 Minuten 
für die Aussprache vorgesehen. – Kein Widerspruch, also 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als erste 
Rednerin die Kollegin Sevim Dağdelen für die Fraktion 
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sevim Dağdelen (DIE LINKE):
Herr Präsident! Sehr verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Wer hier im Bundestag die Bundesregierung nach 
Waffenexporten fragt, bekommt gebetsmühlenartig die 
Antwort zu hören oder auch zu lesen: „Die Bundesregie-
rung verfolgt eine restriktive“, also eine zurückhaltende, 
„und verantwortungsvolle Rüstungsexportpolitik“.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Ja! Wir 
können Sie ja nicht anlügen!)

Zugleich findet sich in den Antworten der Bundesregie-
rung auch regelmäßig folgender Textbaustein: „Die Be-
achtung der Menschenrechte im Empfängerland spielt bei 
der Entscheidungsfindung eine hervorgehobene Rolle.“ 
Zitat Ende. Die Realität, meine Damen und Herren, ist 
weit davon entfernt. Die Wahrheit ist nämlich, dass die 
Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung allein bei 
den deutschen Waffenschmieden die Champagnerkorken 
knallen lässt und bei niemandem sonst.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Polemik! 
Billige Polemik! – Klaus-Peter Willsch [CDU/ 
CSU]: Sie wollen doch nur eingeladen wer-
den!)

Im laufenden Jahr 2019 hat die Bundesregierung be-
reits Rüstungsexporte in Höhe von 7,4 Milliarden Euro 
genehmigt.

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Pfui!)
Das ist eine dramatische Steigerung im Vergleich zum 
letzten Jahr, 2018, als die Genehmigungen noch einen 
Wert von 4,8 Milliarden Euro hatten. Und das Jahr ist 
noch nicht einmal um. Man muss ja sagen: Es gibt ja noch 
zwei Monate.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Das ist 
doch überhaupt kein Kriterium!)

Vermutlich wird der bisherige Spitzenwert im Rekordjahr 
2015 von 7,9 Milliarden Euro bis zum Jahresende 2019 
auch noch getoppt. Sieht so eine zurückhaltende Rüs-
tungsexportpolitik aus?

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das sagt 
überhaupt nichts aus! Wenn Sie die Zielländer 
nicht nennen, sagt das nichts aus!)

Wohl kaum, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Wahrheit ist: Ihre Behauptung, eine zurückhalten-
de Rüstungsexportpolitik zu verfolgen, ist glatt gelogen; 
denn fast jeder Antrag der Rüstungsschmieden ist ein 
Treffer, meine Damen und Herren. Wer einen Waffenex-

portantrag bei Ihnen einreicht, der bekommt ihn auch ge-
nehmigt. 2018 wurden von über 11 000 Genehmigungen 
lediglich 88 abgelehnt,

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Pfui!)
und in den zehn Monaten dieses Jahres haben Sie von fast 
10 000 Anträgen gerade mal 56 abgelehnt. Das sind 
0,56 Prozent. Das ist doch nicht zurückhaltend. Das ist 
keine Genehmigungspraxis.

(Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD]: Das ist Un-
sinn, was Sie da reden!)

Das ist nur noch eine Durchwinkepraxis, was die Bun-
desregierung hier macht.

(Beifall bei der LINKEN)
Diese Durchwinkepraxis ist alles andere als zurückhal-

tend, alles andere als verantwortungsbewusst. Das ist nur 
ein Bombengeschäft für die Rüstungsschmieden. 
Schämen Sie sich einfach!

(Beifall bei der LINKEN)
Jetzt versuchen Sie auch noch, über den Aachener Ver-

trag, über ein deutsch-französisches Abkommen, entspre-
chende Vereinbarungen zu treffen, um die eigenen Rüs-
tungsexportrichtlinien über Gemeinschaftsprojekte mit 
Frankreich und anderen EU-Ländern zu umgehen, damit 
weiter Waffen geliefert werden können, wie beispielswei-
se über Frankreich an die islamistische Kopf-ab-Diktatur 
Saudi-Arabien, und damit das deutsche Waffenembargo 
umgangen wird.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Sie reden 
überhaupt nie über die Zielländer!)

Ich finde, das ist auch skandalös. Ihren Betrug werden wir 
immer wieder hier entlarven.

(Beifall bei der LINKEN)
Zum Zweiten versuchen Sie jetzt auch noch, sich der 

mangelhaften Kontrolle – es gibt ja gar keine Kontrolle; 
das sehen wir ja – für deutsche Rüstungskonzerne und 
ihre Exporte zu entledigen.

(Gisela Manderla [CDU/CSU]: Ja, was denn 
jetzt?)

Die üble Praxis der Auslagerung von Rüstungsfilialen ins 
Ausland wie im Fall von Rheinmetall, die dann tödliche 
Munition für den Jemen-Krieg nicht aus Deutschland, 
sondern aus Italien, aus Südafrika weiter liefern, ist skan-
dalös. Diese Praxis muss beendet werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Hören Sie auf, Ihre Augen davor zu verschließen. Ebenso 
skandalös ist die Lizenzproduktion deutscher Waffen in 
der Türkei oder Saudi-Arabien. Die Türkei, Ihr Partner, 
überfällt gerade mal völkerrechtswidrig ein Nachbarland 
mit deutschen Waffen. Schämen Sie sich nicht dafür, dass 
islamistische Terrorbanden deutsche Waffen von der Tür-
kei bekommen haben und dort gegen die Kurden vorge-
hen? Ich finde, das ist skandalös.

(Beifall bei der LINKEN)
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Deshalb haben wir mit den Grünen zusammen hier 
einen Antrag eingebracht, um diese Killerexporte und 
diese Gesetzeslücken endlich zu beenden.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Polemik! 
Billige Polemik!)

Hören Sie auf, Bundestag und Öffentlichkeit zu belügen.

(Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD]: Hören Sie 
auf! – Gisela Manderla [CDU/CSU]: Ja! Sie 
auch!)

Ihre Rüstungsexportpolitik blamiert sich anhand der Zah-
len.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Sie bla-
mieren sich! – Gisela Manderla [CDU/CSU]: 
Sie lügen und blamieren sich!)

Hören Sie auf mit dieser Praxis.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank, Frau Dağdelen. – Nächster Redner ist 

Klaus-Peter Willsch für die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Kommen wir nach diesem Ausfall von Frau 
Dağdelen jetzt zur Abteilung „sachliche Information“.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das ist 
gut!)

Das ist ja immer wieder schwer zu ertragen, was Sie hier 
aufführen. Aber ich will zum Ausdruck bringen, dass ich 
froh bin, dass wir in diesem Haus endlich mal wieder über 
Rüstungsexporte debattieren. Diesmal sind es gleich sie-
ben Anträge, und wieder mal wird hier der falsche Ein-
druck vermittelt – Frau Dağdelen, Sie machen das immer 
ganz besonders –, dass Deutschland die Rüstungsschmie-
de der Welt wäre. Das ist natürlich völliger Quatsch. Aber 
ich will hier trotzdem noch mal darstellen, weil die Men-
schen an den Bildschirmen und auch auf der Besucher-
tribüne ja nicht jedes Mal dabei sind, wenn wir dieses 
Thema hier diskutieren: Wir haben in Deutschland seitens 
der Bundesregierung eine restriktive und verantwor-
tungsvolle Rüstungsexportpolitik. Über die Erteilung 
von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet 
die Bundesregierung im Einzelfall und im Lichte der je-
weiligen Situation nach sorgfältiger Prüfung

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Jeder Antrag 
wird durchgewunken! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD]: Das ist nicht 
wahr! – Weiterer Gegenruf des Abg. 
Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Wenn es 
bloß so wäre!)

unter Einbeziehung außen- und sicherheitspolitischer Er-
wägungen. Grundlage hierfür sind die rechtlichen Vorga-
ben des Gesetzes über die Kontrolle der Kriegswaffen, 
des Außenwirtschaftsgesetzes, der Außenwirtschaftsver-
ordnung sowie die am 26. Juni 2019 in geschärfter Form 

verabschiedeten Politischen Grundsätze der Bundesre-
gierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen 
Rüstungsgütern, der Gemeinsame Standpunkt des Rates 
der Europäischen Union vom 8. Dezember 2008 betref-
fend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr 
von Militärtechnologie und Militärgütern und der Vertrag 
über den Waffenhandel, Arms Trade Treaty. Die Beach-
tung der Menschenrechte im Empfängerland spielt bei der 
Entscheidungsfindung eine herausgehobene Rolle. Wenn 
hinreichender Verdacht besteht, dass die zu liefernden 
Rüstungsgüter zur internen Repression oder zu sonstigen 
fortdauernden und systematischen Menschenrechtsver-
letzungen missbraucht werden, wird eine Genehmigung 
grundsätzlich nicht erteilt.

So weit erst mal die Faktenlage. Es ist eben nicht so, 
dass man hier zu Rheinmetall oder sonst wohin wie in 
einen Supermarkt gehen kann und sagen kann: „Ich suche 
mir jetzt mal raus, was ich brauche, und nehme das mit“, 
sondern das ist eindeutig geregelt, international, inner-
halb der EU und darüber hinaus auch weltweit. Es gibt 
in der internationalen Staatengemeinschaft eine Reihe 
von Waffenembargos, die gegen einzelne Staaten ver-
hängt wurden. Insgesamt stehen etwa 20 Staaten auf der 
Embargoliste, große Staaten wie China, Russland und der 
Iran, aber auch Kongo, Somalia und Sudan.

In ihren Anträgen fordert Die Linke, dass wir ein Waf-
fenembargo gegen Algerien, Ägypten, Indien und Pakis-
tan verhängen. Pauschale Embargos widersprechen aber 
nicht nur unserer, wie ich finde, richtigen Politik der Ein-
zelfallentscheidung, sondern sind auch mit europarecht-
lichen Vorgaben nicht vereinbar.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Dann entschei-
den Sie im Einzelfall mal dagegen!)

Die Genehmigungswerte für Rüstungsexporte für Alge-
rien und Ägypten fallen in den letzten Jahren – das wissen 
Sie auch sehr genau – nur deshalb so groß aus, weil es sich 
um Lieferungen von Fregatten bzw. im Falle von Ägypten 
um U-Boote handelt

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Das sagen Sie 
aber seit Jahrzehnten!)

und das eben einigermaßen ansehnliche Volumina sind. 
Ich weiß ja, dass Ihnen nicht gefällt, dass wir eine Politik 
hier machen, die restriktiv ist,

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Das sind 
Mordwerkzeuge!)

dass Sie eine ganz andere Politik wollen. Aber nehmen 
Sie doch einfach mal zur Kenntnis: Wir haben extra für 
Sie eine Expertenanhörung veranstaltet. Das war doch Ihr 
Wunsch. Und die Expertenanhörung hat natürlich erge-
ben, dass wir im internationalen Vergleich, im europä-
ischen Vergleich eine äußerst restriktive Politik verfol-
gen.

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Wir haben ja 
auch zwei Weltkriege zu verantworten! Das ist 
der Grund!)

– Ich habe keine zwei Weltkriege zu verantworten, Frau 
Dağdelen. Ich weiß nicht, was Sie für eine Erbsünde mit 
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sich rumtragen. Ich weiß schon, wie man verantwortlich 
Außenpolitik und Rüstungsexportpolitik macht.

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Als Lobby-
ist!)

Professor Krause hat sich in seiner Stellungnahme zu 
diesem Thema unmissverständlich geäußert. Er hat ge-
sagt:

… Produktionsverlagerung ins Ausland oder techni-
sche Unterstützung ausländischer Unternehmen sind 
ein unvermeidbares Folgeproblem einer deutschen 
Rüstungsexportpolitik, die deutlich restriktiver ist 
als die seiner europäischen Partnerländer. Eine zu 
strenge deutsche Genehmigungspraxis treibt Unter-
nehmen ins Ausland. In einer globalisierten Wirt-
schaft und einer integrierten europäischen Wirt-
schaftszone ist das kaum zu unterbinden.

Wichtig – und das ist ein positives Zeichen, auch für 
die zukünftige Rüstungszusammenarbeit in Europa – ist, 
dass wir im Vertrag von Aachen hierzu mit unseren fran-
zösischen Nachbarn klare Absprachen getroffen haben 
und das jetzt in Toulouse weiterentwickelt haben.

Am 23. Oktober ist das im Vertrag verabredete Ab-
kommen über Ausfuhrkontrollen im Rüstungsbereich in 
Kraft getreten. Wir haben dort glücklicherweise eine De- 
minimis-Regel vereinbaren können, die besagt, dass die 
Ausfuhrgenehmigung, wenn der Anteil unter 20 Prozent 
liegt, im Einvernehmen mit dem Hauptlieferanten, dem 
Land, in dem der Hauptwertschöpfungsanteil erstellt 
wird, erteilt wird, damit wir nicht wieder solche absurden 
Situationen erleben wie damals, als ein Hubschrauber 
nicht nach Usbekistan geliefert werden konnte, von wo 
aus wir alle unsere Transporte nach Afghanistan abge-
wickelt haben, weil ein deutscher Schleifring darin war 
und das nach unserem Reglement nicht möglich war; erst 
musste das ganze Fluggerät umdesignt werden.

Meine vereinbarte Redezeit läuft ab; deshalb höre ich 
jetzt auf,

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Danke!)
nicht ohne meiner Hoffnung Ausdruck zu verleihen, dass 
wir uns in Kürze schon wieder zu diesem spannenden 
Thema hier austauschen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Hansjörg Müller für die Fraktion der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Hansjörg Müller (AfD):
Hohes Präsidium! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die AfD-Fraktion hat das Ziel verstanden, das Linke und 
Grüne mit ihren Anträgen wirklich verfolgen:

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Super!)

die Deindustrialisierung Deutschlands.

(Bernhard Loos [CDU/CSU]: Das war heute 
Nachmittag! – Zurufe von der LINKEN und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oah!)

Ich erzähle Ihnen gern die Chronologie des Grauens der 
links-grünen Industrievernichtung: Erst wurde eine einst-
mals führende deutsche Energieversorgung kaputtge-
macht – Stichwort „Energiewende“ –, weiterhin dann 
das Bildungssystem auch noch prophylaktisch mit an 
die Wand gefahren,

(Zuruf von der SPD: Thema verfehlt!)
damit unser rohstoffarmes Land auch ja nichts mehr er-
finden kann; und nach der Automobilindustrie ist jetzt die 
Rüstungsindustrie dran. Ein weiterer Baustein deutscher 
Hochtechnologie wird auf dem Altar eurer Ideologie geo-
pfert.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Oah!)

Ja, ist doch klar: Wir hatten eigenständige und wettbe-
werbsfähige Kapazitäten in der deutschen Rüstungsin-
dustrie, welche in den letzten drei Jahrzehnten zusam-
mengestrichen wurden. „Kaputtsparen der Bundeswehr“ 
hieß das, und damit sind folgende Probleme entstanden:

(Zuruf der Abg. Sevim Dagdelen [DIE LIN-
KE])

Erstens. Nicht nur Großunternehmen wie Rheinmetall 
oder Krauss-Maffei Wegmann nehmen inzwischen in ih-
rer Bedeutung ab, sondern es trifft wie immer die vielen 
mittelständischen Zulieferbetriebe. Aber deren Existenz 
ist euch Ideologen von der wirtschaftsfeindlichen Seite ja 
völlig wurscht.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt reden Sie doch mal zum Thema!)

Das zweite Problem, das durch das Zusammenstrei-
chen entstanden ist – das ist ja genau zum Thema –, ist, 
dass die deutsche Rüstungsindustrie inzwischen zu klein 
geworden ist und ohne internationale Partner keine kom-
plexen Projekte mehr stemmen kann. Und jetzt, nachdem 
ihr diese internationale Zusammenarbeit durch das Zu-
sammenstreichen erst erzwungen habt, wollt ihr sie un-
möglich machen – zum einen die Links-Linken und zum 
anderen die Links-Grünen mit ihren Anträgen,

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Kommen Sie mal beim Ziel an! – Weiterer Zu-
ruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Schreien Sie doch nicht so!)

weil – das wissen Sie ganz genau, liebe Kolleginnen und 
Kollegen – die deutschen Wehrtechnikunternehmen ohne 
diese internationale Zusammenarbeit nicht mehr in der 
Lage sind, deutsche Soldaten mit dem notwendigen Gerät 
auszustatten, um damit die Bundesrepublik Deutschland 
verteidigen zu können, was ja grundgesetzlicher Auftrag 
ist.

(Beifall bei der AfD)
Wir haben auch Verpflichtungen gegenüber unseren 

europäischen Partnern, die auf die Verlässlichkeit 
Deutschlands bei internationalen Rüstungsprojekten 
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drängen, und wenn wir da nicht mitmachen, weil Sie da 
drüben die Exportmöglichkeiten für die deutschen Waf-
fensysteme einschränken, dann haben wir bald keine kon-
kurrenzfähigen Wehrtechnikunternehmen mehr, und 
dann haben wir den nächsten Baustein in dieser Chrono-
logie des Grauens der Deindustrialisierung Deutschlands.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Steffi 
Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie ha-
ben ein ganz anderes Problem!)

Das ist der Punkt, und das ist sehr wohl zum Thema.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt reden Sie mal über die internatio-
nale Verantwortung!)

Ein Staat, der sich militärisch verteidigen können will 
und dabei auf eine eigene Rüstungsproduktion verzichtet, 
sei undenkbar. – Wer hat das gesagt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Union? Das war Rupert Scholz, Ihr 
früherer CDU-Verteidigungsminister – in einer Zeit, als 
die Minister in der CDU noch geradeaus denken konnten.

(Beifall bei der AfD)

Wie ich sehe, hat die Bundesregierung wohl jetzt einer 
neuen Rüstungsvereinbarung mit Frankreich zugestimmt, 
wonach Zulieferungen bis zu 20 Prozent des Warenwertes 
keine Rüstungsexportgenehmigung aus dem Herkunfts-
land mehr benötigen. Aber das ist zu wenig. Das kann nur 
der Anfang sein. Was machen wir denn, wenn Frankreich 
unser neues gemeinsames europäisches Flugzeug an 
Drittländer verkauft? Dann muss der deutsche Anteil hö-
her sein. Da reichen 20 Prozent nicht. Warum machen wir 
nicht gleich 50 Prozent? Das ist richtige Industriepolitik, 
und wir von der AfD haben dabei auch ein ganz reines 
Gewissen,

(Lachen des Abg. Dr. Karl-Heinz Brunner 
[SPD] – Marianne Schieder [SPD]: Sie wissen 
doch nicht, was Gewissen ist! – Zurufe von der 
CDU/CSU: Ja, dabei! – Wissen Sie eigentlich, 
was Gewissen ist?)

weil bei diesen indirekten Rüstungsexporten nämlich ein 
deutsches Vetorecht enthalten sein muss, und das bedeu-
tet: keine Exporte in Kriegsgebiete sowie in Staaten, die 
das Existenzrecht Israels infrage stellen.

(Beifall bei der AfD)

– Jetzt frage ich mich schon, warum nur die AfD-Fraktion 
klatscht. Haben die anderen Fraktionen vielleicht ein 
Problem mit dem Existenzrecht Israels? Diese Frage 
muss ich dann schon stellen.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Ach du 
liebe Güte! Das ist ja lahm!)

Um die friedensromantischen Träume Ihrer Wähler zu 
befriedigen, Links-Grün, wollen Sie wahrscheinlich dann 
auch noch den Produktionsstandort von Rheinmetall De-
nel Munition in Südafrika schließen. Aber ich kann Ihnen 
sagen, dass die Welt dadurch – Sie nicken gerade – keinen 
Deut sicherer wird, und sie wird auch nicht dadurch si-
cherer, dass Deutschland vielleicht eine Rakete ohne 
Sprengstoff entwickelt, die aus ökologischen Gründen 

für Sie auch noch solarbetrieben fliegen wird. Das bringt 
es auch nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Tätä, 
Tätä!)

Es ist die Aufgabe der AfD, die Sicherheit Deutsch-
lands und seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu er-
halten. Unsere Rüstungsindustrie ist ein untrennbarer Be-
standteil davon.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist selbst Ihrer Fraktion peinlich, diese Re-
de! Die klatschen nicht mal!)

Ich bedanke mich für das lebendige Mitdiskutieren. 
Wiederschauen!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

SPD der Kollege Frank Junge.

(Beifall bei der SPD)

Frank Junge (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mei-

ne sehr geehrten Damen und Herren! Kehren wir nach der 
zweiten Märchenstunde zu den Fakten zurück. Ich möch-
te aus diesem Grund noch mal auf die Grundsätze, die 
meiner Fraktion bei Rüstungsexporten wichtig sind, hin-
weisen.

Zunächst ist es meiner Fraktion vordringlich nicht 
wichtig, wenn es sich bei Rüstungsexportentscheidungen 
um wirtschaftliche Zusammenhänge handelt. Meiner 
Fraktion ist es besonders wichtig, wenn es in allererster 
Linie um außen- und sicherheitspolitische Aspekte geht. 
Das sind die Kriterien, nach denen wir einordnen müssen, 
ob wir Rüstungsexporte stattfinden lassen oder nicht. Da-
bei ist uns auch und besonders wichtig, den Verpflichtun-
gen aus unseren Bündnissen, wie mit der NATO, oder 
unseren Partnerschaften innerhalb Europas verlässlich 
nachzukommen. Zum einen garantiert nur das unsere 
eigene Sicherheit, und zum anderen tragen wir so auch 
zur Stärkung unserer Bündnisse und zu unserem gemein-
samen Wertesystem bei, das uns verbindet. Genau das 
hilft uns auch – darauf will ich ausdrücklich hinweisen –, 
dass wir unter geopolitischen Gesichtspunkten gemein-
sam für mehr Sicherheit in Krisengebieten dieser Welt 
sorgen

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Nordsyrien!)
und zusammen unter globalen Gesichtspunkten auch 
ernstzunehmende Abrüstungsinitiativen anstoßen kön-
nen. Das sind Zusammenhänge, die von großer Bedeu-
tung sind, und das muss man an dieser Stelle auch so klar 
benennen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Deshalb sehe ich es gar nicht ein, warum wir an EU- 

Staaten und an NATO- oder der NATO gleichgestellte 
Länder, wie zum Beispiel Australien oder Neuseeland, 
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keine Rüstungsgüter liefern sollten. Ich hebe das deshalb 
noch mal so ausdrücklich hervor, liebe Fraktion Die Lin-
ke, weil Sie ja offenbar keine Gelegenheit auslassen, ein 
generelles Rüstungsexportverbot zu fordern. Das ist aus 
meiner Sicht in hohem Maße unrealistisch und welt-
fremd.

Anders, liebe Kolleginnen und Kollegen, verhält es 
sich nach unserer Auffassung durchaus, wenn es um 
Drittländer geht. Hier steht die SPD-Fraktion ganz klar 
für eine restriktive Rüstungspolitik, nach der unter ande-
rem nicht nur – das wurde hier schon erwähnt – jeder 
Einzelfall vor dem Hintergrund der Menschenrechtslage 
im Empfängerland geprüft werden soll; dem Verbleib von 
Rüstungsgütern wird auf unsere Initiative mit den Post- 
Shipment-Kontrollen auch nachgegangen, um zu prüfen, 
inwieweit die Empfängerländer die Waffen bei sich im 
Land behalten oder weiterveräußern.

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Wie viele 
Post-Shipment-Kontrollen gab es in den letzten 
drei Jahren?)

Vor diesem Hintergrund setzt sich meine Fraktion auch 
kritisch damit auseinander, wenn Entscheidungen des Si-
cherheitsrates getroffen werden, und wir glauben, dass 
wir beim Status quo durchaus noch weiterkommen kön-
nen. Ich erinnere daran, dass wir genau deshalb im 
Sommer dieses Jahres unsere geltenden Regelungen ver-
schärft und unter anderem geregelt haben,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

dass Kleinwaffen ab diesem Zeitpunkt nicht mehr in 
Drittländer exportiert werden, und ich denke, das wird 
auch Wirkung zeigen. Hier dürfen wir nicht stehen blei-
ben, liebe Kolleginnen und Kollegen. Wir brauchen nach 
meiner Auffassung ganz klar ein Rüstungsexportgesetz 
mit klaren und verbindlichen Kriterien.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Außerdem müssen wir uns dafür einsetzen, dass wir bei 
Gemeinschaftsprojekten mit europäischen Partnern, wie 
zum Beispiel Frankreich, mehr Grundsätze zur Geltung 
bringen, die uns wichtig sind.

Das sind zwei Punkte aus Ihrem Antrag, liebe Fraktion 
der Grünen, die wir für sehr, sehr sinnvoll halten. Ich 
denke aber, dass das nicht reicht, sondern dass wir zu-
künftig eine gemeinsame europäische Rüstungspolitik 
und abgestimmte Kontrollmaßnahmen brauchen. Und 
wir brauchen nach meiner Auffassung auch eine gemein-
same Rüstungsbeschaffungspolitik; denn meiner Mei-
nung nach muss es in Europa möglich sein, dass wir die 
Dinge, die wir unter diesem Aspekt brauchen, selber pro-
duzieren und dadurch von der globalen Situation unab-
hängiger werden.

Mir ist klar, dass das ureigene Interessen der europä-
ischen Nachbarstaaten berührt. Ich denke aber, dass wir 
vor dem Hintergrund einer geschlossenen Haltung Euro-
pas auch in dieser Frage geopolitisch ein noch größeres 
Gewicht erhalten würden und auf der Grundlage unseres 
Wertesystems auch noch mehr Einfluss in der Welt aus-

üben könnten. Aus meiner Sicht wäre das diese Mühen 
allemal wert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächste spricht für die Fraktion der 

FDP die Kollegin Sandra Weeser.

(Beifall bei der FDP)

Sandra Weeser (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Wieder einmal sehen wir uns heute hier im Parla-
ment einer Flut von Anträgen zu Rüstungsexporten ge-
genüber. Man müsste eigentlich bei vielen der Anträge 
sagen:

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Wer ist an der 
Regierung?)

– Genau. Lassen Sie mich bitte meine Ausführungen be-
enden, Frau Dağdelen. Wir sehen hier Anträge der Linken 
zur Beendigung jeglicher Rüstungsexporte;

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [DIE LINKE])

denn die Zielländer, die in Ihren Anträgen erwähnt wer-
den, reichen ja von Algerien über Indien bis nach Pakis-
tan.

Nicht, dass Sie mich falsch verstehen: Wir Freien De-
mokraten lehnen auch Waffenexporte in Krisengebiete ab

(Beifall bei der FDP)

und halten auch die Einbeziehung der Menschenrechte 
bei den Entscheidungen für absolut notwendig. Aber die 
Diversität dieses Antragspotpourris, was wir heute haben, 
offenbart uns doch das ganze Dilemma, das wir haben. 
Deutschland hat überhaupt keine klare Linie bei der Ex-
portkontrolle.

(Beifall bei der FDP – Sevim Dağdelen [DIE 
LINKE]: Gar keine!)

Die Linke fordert einfach mit jedem Kurzantrag pro 
Land den Stopp von Exporten und den Widerruf aller 
Genehmigungen. Die Grünen bohren in ihrem Antrag 
schon an der gerade erst geschlossenen Einigung zur 
De-minimis-Regelung. Wahrscheinlich würde die SPD 
das am liebsten auch tun; nur darf sie das nicht wegen 
der GroKo. Aber sie hat schon mal vorsorglich

(Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD]: Keine Mut-
maßungen!)

bei den Verhandlungen in Frankreich gegen einen höhe-
ren Prozentsatz in der De-minimis-Regelung gestimmt.

Wir müssen über Rüstungsexporte endlich offen, dif-
ferenziert und sachlich sprechen. Dabei gehört auch der 
Bundestag einbezogen. Als Parlament sollten wir uns 
doch die nötigen Werkzeuge an die Hand geben. Wir 
müssen von der Bundesregierung hier klare Entscheidun-
gen und eine klare Linie einfordern können.
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Erstens. Dazu gehören Transparenz und klare Ent-
scheidungsgrundlagen zu Rüstungsexporten.

(Beifall bei der FDP)
Ein Forschungsprogramm muss dringend notwendiges 
Hintergrundwissen erarbeiten. Dann kann die Bundesre-
gierung auch nicht einfach Ad-hoc-Entscheidungen aus 
dem Zauberhut präsentieren, ohne dass der Bundestag 
über die nötigen Informationen verfügt, um diese dann 
umfassend hinterfragen zu können.

Zweitens. Wir brauchen eine eigene Rüstungspolitik 
als wesentlichen Bestandteil deutscher sicherheitspoliti-
scher Verantwortung, und das in einem entsprechenden 
europäischen Kontext.

(Beifall bei der FDP)
Wir müssen uns mit unseren europäischen Partnern auf 
Rahmenbedingungen einigen.

Ich habe in den letzten Tagen, meine Damen und Her-
ren, viele Gespräche mit französischen Kollegen geführt. 
Glauben Sie mir: Die werden nicht auf uns warten. Es 
wird eine deutsche Verteidigungsindustrie in Zukunft nur 
im Rahmen einer europäischen Entente geben, oder es 
wird sie in der Zukunft überhaupt nicht mehr geben.

(Beifall bei der FDP – Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Genau das ist das Prob-
lem!)

Unsere Partner erwarten mehr von uns, und zwar erwar-
ten sie nicht mehr Zurückhaltung, sondern sie erwarten 
mehr Engagement und auch mehr Zuverlässigkeit.

(Beifall bei der FDP)
Drittens. Wir brauchen eine Länder- und eine Regio-

nalstrategie, nach Sicherheitslage und -interessen diffe-
renziert.

(Zuruf von der LINKEN: Mehr Waffen!)
Nur so können wir unseren europäischen und internatio-
nalen Partnern auch eine klare Ansage bei Rüstungsex-
porten machen. Beispiel: In Land A exportieren wir über-
haupt nicht, da Krisengebiet. Oder: Land B ist 
systemrelevant für die regionale Stabilität. Daher expor-
tieren wir defensive Waffen. Oder: Land C ist 
Bündnispartner und EU-Mitglied. Hier sollten sich 
eigentlich gar keine Fragen stellen.

Kurz: Die Freien Demokraten setzen sich für einen 
klaren Kompass zu Rüstungsexporten ein statt für unzu-
reichende Einzellösungen, wie wir sie heute hier wieder 
erleben und wie wir sie aktuell praktizieren.

(Beifall bei der FDP)
Unser Antrag, der heute vorliegt, detailliert die von mir 

angesprochenen Forderungen. Es wäre toll, wenn Sie die-
sen Antrag unterstützen würden, nicht zuletzt, damit es in 
Zukunft bessere Entscheidungsgrundlagen gibt. Wir wür-
den damit auch unser Parlament stärken. Das kann doch 
nur in Ihrem Interesse sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin Katja 

Keul für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Gemeinschaftsprojekt von Rheinmetall 
und Erdogan zum Bau eines türkischen Panzers ist zwar 
inzwischen de facto gescheitert, aber die Gesetzeslücke, 
die dort genutzt werden sollte, besteht immer noch fort. 
Das Entsenden eigener Mitarbeiter ins Ausland und die 
Beteiligung an ausländischen Rüstungsunternehmen ist 
für die deutsche Industrie bis heute immer noch völlig 
genehmigungsfrei, und das ist ein erhebliches Sicher-
heitsrisiko.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Die Bundesregierung hat hier keinerlei Kontrollmög-
lichkeiten und will sie auch offensichtlich gar nicht ha-
ben. Wer aber wirklich mehr Verantwortung in der Welt 
übernehmen will, muss sich dafür interessieren, was die 
eigene Rüstungsindustrie weltweit so treibt. Das machen 
sowohl die USA als auch Frankreich. Kein Amerikaner 
darf beispielsweise ohne die Genehmigung der US-Re-
gierung bei einem deutschen Rüstungskonzern arbeiten. 
Die angeblich immer so restriktiven deutschen Export-
kontrollnormen bleiben hier weit hinter denen unserer 
Bündnispartner zurück.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Auch der ehemalige Präsident des Bundesamtes für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Herr Dr. Wallraff, hat 
in der Anhörung diese Regelungslücke als solche benannt 
und konkrete Vorschläge gemacht, wie diese Lücke ge-
schlossen werden kann. Mangelnde Expertise können Sie 
unserem Antrag nun wirklich nicht vorwerfen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Sie werden ihn wie immer ablehnen. Aber ich sage Ihnen 
ganz klar: Wenn Sie diese Lücke nicht schließen, ist das 
sicherheitspolitisch unverantwortlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Unverantwortlich ist auch Ihr Zusatzabkommen zum 
Aachener Vertrag, mit dem Sie nun endgültig und aus-
drücklich die Grundsätze der Bundesregierung über die 
Rüstungsexportkontrollen aufheben und in die 70er-Jahre 
zurückfallen, als Helmut Schmidt und Michel Debré sich 
in die Hand versprochen haben, bei Rüstungsexporten des 
jeweils anderen nicht im Wege zu stehen.

In diesem Zusatzabkommen heißt es im Hinblick auf 
gemeinsame Rüstungsprojekte wörtlich – ich zitiere –:

Eine Vertragspartei widerspricht einer von der ande-
ren Vertragspartei beabsichtigten Verbringung oder 
Ausfuhr an Dritte nicht, außer in dem Ausnahmefall, 
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in dem ihre unmittelbaren Interessen oder ihre na-
tionale Sicherheit dadurch beeinträchtigt würden.

Hier wird nicht einmal mehr zwischen Bündnispartnern 
und Drittstaaten wie Saudi-Arabien differenziert.

Im Gegensatz dazu heißt es in den Grundsätzen der 
Bundesregierung, dass Rüstungsexporte an Drittstaaten 
grundsätzlich nicht zu genehmigen seien, es sei denn, 
dass besondere sicherheitspolitische Interessen eine Aus-
nahme rechtfertigen.

Das Zusatzabkommen besteht im Kern also darin, dass 
die Grundsätze der Bundesregierung im Verhältnis zu 
Frankreich nicht mehr gelten sollen.

Aber auch nach den Kriterien des Gemeinsamen Stand-
punktes der EU dürften Sie weder an Saudi-Arabien noch 
an die Vereinigten Emirate noch an die Türkei Rüstungs-
güter liefern. Und jetzt vereinbaren Sie, auf einen Wider-
spruch zu verzichten, auch wenn der jeweils andere diese 
verbindlichen Kriterien missachten sollte. Ein Hohn, dass 
Sie in dem Zusatzabkommen dann auch noch behaupten, 
Sie würden den Gemeinsamen Standpunkt der EU hoch-
halten und achten!

Diese gravierende Abkehr von bestehenden Grund-
sätzen vereinbaren Sie auch noch ohne jede Beteiligung 
des Bundestages. Rechtlich mag es Ihnen freistehen, Ihre 
eigenen Grundsätze abzuschaffen. Ich habe allerdings 
meine Zweifel, ob sie hier nicht auch im Widerspruch 
zu den gesetzlichen Regelungen des Kriegswaffenkon-
trollgesetzes und des Außenwirtschaftsgesetzes stehen.

Wie soll sich denn die zuständige Genehmigungsbe-
hörde künftig verhalten, wenn klar ist, dass die nach 
Frankreich zu liefernden Bauteile anschließend in Sau-
di-Arabien landen und dieser Export nach den gesetzli-
chen Genehmigungsvorschriften des Kriegswaffenkon-
trollgesetzes eigentlich nicht genehmigt werden dürfte? 
Soll sich die Behörde künftig anders verhalten, wenn die 
Bauteile über Frankreich geliefert werden, als wenn sie 
über Spanien oder über Italien laufen? Soll die Behörde 
etwa entgegen Recht und Gesetz genehmigen?

Ich fordere Sie auf, unmissverständlich klarzustellen, 
dass die Grundsätze der Bundesregierung auch im Ver-
hältnis zu Frankreich weiter gelten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Setzen Sie sich endlich dafür ein, dass die Einhaltung des 
Gemeinsamen Standpunktes der EU auch europäisch 
kontrolliert wird! Und legen Sie uns endlich ein Rüs-
tungsexportkontrollgesetz vor, damit sichergestellt ist, 
dass Sie Ihre eigenen Grundsätze nicht einfach so wieder 
abschaffen können!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Bernhard Loos für die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bernhard Loos (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren von der Opposition, 
fällt Ihnen nichts Neues ein? Immer wieder die gleiche 
alte Leier: überzogene Kritik an einer notwendigen Rüs-
tungszusammenarbeit bzw. an verantwortlichen Rüs-
tungsexporten Deutschlands.

(Auf der Tribüne wird ein Transparent entrollt)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Herr Loos, entschuldigen Sie bitte mal einen Augen-

blick. – Ich darf die Besucher auf der Tribüne bitten, das 
Plakat herunterzunehmen. Das ist nicht statthaft, wenn 
Sie an den Debatten des Deutschen Bundestages teilneh-
men. – Fahren Sie bitte fort.

Bernhard Loos (CDU/CSU):
Erst am 26. Juni hat die Bundesregierung neue ver-

schärfte Politische Grundsätze für Rüstungsexporte be-
schlossen. Das scheint Ihnen offenkundig entgangen zu 
sein.

Da zu den Rüstungsexporten – um mit Karl Valentin zu 
sprechen – schon alles gesagt wurde, nur nicht von jedem, 
möchte ich meine Redezeit für die internationale Rüs-
tungszusammenarbeit, besonders mit unseren französi-
schen Freunden, verwenden. Der französische Staatsprä-
sident hat unrecht, wenn er vom „Hirntod der NATO“ 
spricht. Natürlich meint er damit die Dominanz der 
USA im NATO-Bündnis und die Machtlosigkeit der eu-
ropäischen Partner, selbst im eigenen Vorhof, wie zum 
Beispiel in Syrien, sicherheitspolitisch tätig zu werden. 
Zu einem kraftvollen Europa gehört eben auch eine effek-
tive Zusammenarbeit Europas in der Rüstungsproduk-
tion.

Bereits im Vertrag von Aachen haben sich daher die 
Bundesregierung und die französische Regierung darauf 
verständigt, bei gemeinsamen Projekten einen gemeinsa-
men Ansatz für Rüstungsexporte zu entwickeln. Das Ab-
kommen über Ausfuhrkontrollen im Rüstungsbereich, am 
23. Oktober von der Bundesregierung beschlossen, gibt 
den Rahmen für die zukünftige Zusammenarbeit der deut-
schen und französischen Verteidigungsindustrie. Es ist 
ein elementarer Schritt für eine enge und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit und schafft vor allem auch Planungssi-
cherheit. Wichtiger noch: Es ein Schritt hin zu einer eu-
ropäischen Harmonisierung der Rüstungsexportpolitik, 
die wir alle wollen.

Die Union will den Dreiklang: erstens nationale Ver-
teidigungsfähigkeit und Gewährleistung der äußeren Si-
cherheit seiner Bürgerinnen und Bürger – also eine unab-
hängige Wehr- und Abwehrfähigkeit Deutschlands –, 
zweitens Erhalt einer eigenen leistungsfähigen deutschen 
wehrtechnischen Industrie – deutsche Hightechfähigkeit 
darf nicht unwiederbringlich verloren gehen; dazu brau-
chen wir eine Produktion –, drittens Zusammenhalt im 
Bündnis. Wir planen und produzieren als verlässliche 
Partner gemeinsame Rüstungsprojekte im Bündnis, die 
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wir selbst, aber auch unsere europäischen NATO-Partner 
alleine nicht wirtschaftlich produzieren könnten.

Daher ist es richtig, ein gemeinsames europäisches 
Kampfflugzeug – FCAS – mit Frankreich und Spanien 
zu bauen. Aber ich sage auch: Wir werden darauf achten, 
dass die deutschen Partner – wie wir dies im Maßgabebe-
schluss des Haushaltsausschusses festgelegt haben – auf 
Augenhöhe eingebunden sind, dass zum Beispiel MTU 
als Partner definiert ist und nicht still und heimlich Sub-
unternehmer eines französischen Partners wird.

Immer öfter macht bei der Rüstungskooperation das 
Schlagwort „German-free“ die Runde,

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: So ist es! 
Genau!)

weil man Angst hat, mit uns gemeinsam entwickelte Rüs-
tungsgüter nicht verkaufen zu können. Und hier setzt das 
neue deutsch-französische Regierungsabkommen an, in-
dem es Regeln und Verfahren zur Exportkontrolle von 
Rüstungsgütern in drei Fallgruppen setzt: regierungsamt-
liche Zusammenarbeit, industrielle Zusammenarbeit so-
wie Zulieferungen, die außerhalb von derartigen Koope-
rationen erfolgen.

Bei Zulieferungen greift bis zu einem Schwellenwert 
von 20 Prozent der De-minimis-Grundsatz, das heißt, es 
gilt ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren. Ausge-
nommen davon sind besonders sensible Zulieferungen, 
die in einer Ausnahmeliste im Abkommen definiert sind. 
Sie entspricht im Wesentlichen den für Zulieferungen 
relevanten Positionen der Kriegswaffenliste, darunter 
auch Kleinwaffen. Unter Beachtung von Konsultations-
vorgaben sind Ausnahmen möglich, wenn nationale Si-
cherheit bzw. nationale direkte Interessen beeinträchtigt 
sind. Ich sehe wirklich nicht, wo hier irgendwelche Um-
gehungen angelegt sein sollen.

Bei dieser Faktenlage die internationale Fähigkeit 
Deutschlands zur Zusammenarbeit zu beschädigen, das 
Vertrauen in geschlossene Kooperationsverträge in Zwei-
fel zu ziehen, -

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Herr Kollege, Sie müssen jetzt Ihren Schlusssatz spre-

chen. Sie haben schon deutlich überzogen.

Bernhard Loos (CDU/CSU):
– an die Wurzeln der deutschen wehrtechnischen In-

dustrie irreparabel die Axt anzulegen und damit Arbeits-
plätze in Deutschland zu vernichten, das ist nicht der Weg 
der Union.

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

SPD der Kollege Dr. Karl-Heinz Brunner.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD):
Sehr verehrter Herr Präsident! Meine Kolleginnen und 

Kollegen! Zu dieser Stunde komme ich mir vor wie in 
dem amerikanischen Film „Und täglich grüßt das Mur-
meltier“,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

weil wir diese Debatte in schöner Regelmäßigkeit immer 
wieder in diesem Hohen Hause führen.

(Sandra Weeser [FDP]: Deswegen müssen wir 
da was ändern!)

In dieser Debatte

(Zuruf von der LINKEN)

– Frau Kollegin Dağdelen, wenn Sie mir zuhören würden, 
dann könnten wir weitermachen -

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Ich habe 
nichts gesagt!)

geht es jedes Mal darum, dass Rüstungsgüter und Rüs-
tungsexport nicht den gleichen Regeln unterliegen wie 
die Herstellung und der Vertrieb von Brezeln. Das sind 
nämlich andere Handelsgüter. Rüstungsgüterexport be-
trifft völkerrechtliche, moralische und sicherheitspoliti-
sche Fragen und – daraus mache ich keinen Hehl – bedarf 
daher einer konsequenten Regulierung.

Daraus folgt ein Auftrag an die Politik. Dafür sind An-
träge als solche gut. Aber wer etwas bewegen will, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, der muss auch Verantwortung 
übernehmen, und die Sozialdemokraten und die Union 
haben das mit dem Koalitionsvertrag getan. Sie haben 
eine Regierung gebildet, die sie tragen, und in dem Koa-
litionsvertrag die Schärfung der bestehenden Rüstungs-
exportrichtlinien festgelegt.

Deshalb hat unser Auswärtiges Amt – ich sage Außen-
minister Heiko Maas an dieser Stelle herzlichen Dank – 
bereits im Jahr 2018, und zwar im Juni, also kurz nach 
Unterzeichnung des Koalitionsvertrags, einen Vorschlag 
an das federführende Ministerium gerichtet. Letztendlich 
hat das Bundeskabinett dann am 26. Juni 2019 die neuen 
politischen Grundsätze beschlossen, auf deren Grundlage 
nun die Rüstungsexportegenehmigungen erfolgen.

Meine Damen, meine Herren, das zeigt aber einmal 
mehr, dass die Koalitionsfraktionen und hier die SPD 
Motor dieser Regierung sind. Das werden wir auch wei-
terhin sein, und das wollen wir sein, indem wir den Rüs-
tungsexport in einem Rüstungsexportkontrollgesetz ma-
nifestiert haben wollen.

(Beifall bei der SPD)

Denn Rüstungsexport gehört nicht – das sage ich ganz 
deutlich – in die Zuständigkeit des Ministeriums für Wirt-
schaft. Rüstungsexport kann nur unter sicherheitspol-
itischen Gesichtspunkten geregelt werden, indem der 
Deutsche Bundestag die Leitlinien für die sicherheitspo-
litischen Regeln in einem Gesetz festlegt, das dann die 
Exekutive umsetzt.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Katja 
Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo er 
recht hat, hat er recht!)

Dass dies funktionieren kann, hat sich gezeigt. Unsere 
Initiative insbesondere beim Einsatz von Kleinwaffen 
trägt Früchte. Durch die Post-Shipment-Kontrollen, die 
Kleinwaffenkontrollen beim Export in Drittländer, sind 
nämlich – auch das ist ein Stück der Wahrheit – die Klein-
waffenexporte, die im Jahr 2017 noch bei 15,1 Millionen 
Euro lagen, auf derzeit weit unter 1 Million Euro gesun-
ken. Wer in diesem Hause ehrlich ist, muss sagen: Ein 
Flugzeugträger, ein Flugzeug oder eine Fregatte zur 
Grenzsicherung im Meer richtet weit weniger Schaden 
an als die vielen Millionen Kleinwaffen, die exportiert 
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: 
Wo er recht hat, hat er recht!)

Unsere Idee der Endverbleibskontrolle bewährt sich.

Erteilte Exportgenehmigungen sollten künftig befristet 
werden, auch damit die Bundesregierung auf die ent-
sprechenden Veränderungen reagieren kann.

Für all dies, meine sehr verehrten Damen und Herren – 
die Rüstungsexporte zu begrenzen, entsprechende Regel-
ungen zu schaffen, die EU und die NATO entsprechend 
zu berücksichtigen, unsere eigenen militärischen Fähig-
keiten zu erhalten und Forschung und Innovation in die-
sem Lande zu erhalten –, ist es notwendig, dass wir eine 
gute Endverbleibskontrolle und eine gute gesetzliche Re-
gelung bekommen.

Ich bin mir sicher, dass es uns Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten gelingt, gemeinsam mit unserem 
Koalitionspartner noch in dieser Legislatur den richtigen 
Weg und die richtige Richtung vorzugeben und ein Rüs-
tungsexportgesetz zu verabschieden, das dem Namen ge-
recht wird und das dann auch all diese Eckpunkte mitbe-
rücksichtigt.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Schon alles 
gemacht!)

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Letzte Rednerin in der Debatte ist die 

Kollegin Gisela Manderla für die Fraktion der CDU/ 
CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gisela Manderla (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen und Kollegin-

nen! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir debattieren 
heute über ein wichtiges und zugegebenermaßen auch 
schwieriges Themenfeld, und das zum wiederholten 
Mal: die militärische Zusammenarbeit und Rüstungsex-
porte.

Zum einen stellen Kooperationen mit wichtigen strate-
gischen Partnern einen elementaren Bestandteil unserer 
Außen- und Sicherheitspolitik dar. Und zum anderen, 
meine Damen und Herren, sind sie ein legitimes politi-
sches Instrument und liegen durchaus auch in unserem 
wirtschaftlichen Interesse.

(Zurufe von der LINKEN: Ah!)
Wenn ein Land einen Beitrag zu unserer Sicherheit sowie 
der Sicherheit unserer NATO-Partner leisten kann, dann 
ist der Rüstungsexport durchaus gerechtfertigt und legi-
tim.

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Türkei und 
Saudi-Arabien?)

Dies kann freilich nur unter der Voraussetzung gelten, 
dass die exportierten Güter nicht zur Begehung von Men-
schenrechtsverletzungen eingesetzt werden.

Was aber in der Debatte oftmals vergessen wird: Die 
Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung ist eine der 
verantwortungsvollsten und restriktivsten weltweit. Jeder 
einzelne Fall wird einer sorgfältigen Prüfung unterzogen, 
welche alle außen- und sicherheitspolitischen Erwägun-
gen inkludiert. Hierzu, meine Damen und Herren, exis-
tieren klare rechtliche Vorgaben in Form von Gesetzen, 
politischen Grundsätzen oder multilateralen Abkommen 
wie etwa dem Vertrag über den Waffenhandel. Aus den 
genannten Gründen verfügen wir über eines der strengs-
ten und transparentesten Rüstungsexportkontrollrechte 
weltweit, und das ist auch richtig so, sehr geehrte Kol-
legen und Kolleginnen.

Nach geltendem Recht existiert keine Grundlage für 
einen pauschalen Ausschluss von Rüstungsexporten in 
ein bestimmtes Empfängerland ohne Durchführung einer 
Einzelprüfung.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Was ist denn nun 
mit der Türkei?)

Klar ist aber: Wenn die Einzelprüfung ergibt, dass die von 
uns gelieferten Güter zur Unterdrückung der Bevölke-
rung vor Ort oder zu Menschenrechtsverletzungen miss-
braucht werden, dann wird eine Genehmigung versagt.

Gleiches gilt auch für bereits genehmigte Exporte, wie 
dies zuletzt bei Saudi-Arabien der Fall war. So wurden 
nach der Tötung des saudischen Regierungskritikers Ja-
mal Khashoggi alle deutschen Rüstungsexporte nach 
Saudi-Arabien unverzüglich gestoppt.

Dass gleichzeitig das Abkommen mit Saudi-Arabien 
zur Ausbildung von militärischem Personal bestehen 
bleibt, hat jedoch einen guten Grund: Diese Ausbildung 
ist ein wertvolles Instrument für uns, um unter anderem 
demokratische Wertvorstellungen zu vermitteln. Was soll 
hieran falsch sein, liebe Kolleginnen und Kollegen?

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Saudi-Arabien will doch gar keine demokrati-
schen Wertvorstellungen haben!)

Auf diesem Wege werden nämlich Tausenden Männern 
und Frauen die Rolle der Bundeswehr als Parlamentsar-
mee, das Prinzip der inneren Führung, die Bindung an die 
Verfassung, das humanitäre Völkerrecht sowie viele wei-
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tere Grundsätze eines demokratischen Rechtsstaates nä-
hergebracht, und das ist eine der Kernbotschaften dieser 
Debatte. Im Falle von Saudi-Arabien finden die Lehrgän-
ge übrigens in Deutschland statt. Eine Aussetzung dieser 
Lehrgänge wäre aus unserer Sicht ein Schritt in die fal-
sche Richtung.

Von daher sind die vorliegenden Anträge aus unserer 
Sicht abzulehnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Tagesordnungspunkte 16 a, 16 c und 16 e sowie Zu-
satzpunkt 12. Es handelt sich hierbei um einen gemein-
samen Antrag der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/ 
Die Grünen, um zwei Anträge der Fraktion Die Linke und 
um einen Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
bei denen die Federführung jeweils strittig ist.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/14917, 19/10291, 19/15077 und 
19/15048 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Die Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD wünschen Federführung jeweils beim Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie. Die Fraktionen Die 
Linke und Bündnis 90/Die Grünen wünschen Federfüh-
rung jeweils beim Auswärtigen Ausschuss. Ich lasse 
zuerst abstimmen über die Überweisungsvorschläge der 
Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen: Fe-
derführung jeweils beim Auswärtigen Ausschuss. Wer 
stimmt für diese Überweisungsvorschläge? – Das sind 
die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen, die AfD-Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Die Überweisungsvorschläge sind abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über die Überweisungsvor-
schläge der Fraktionen der CDU/CSU und SPD: Feder-
führung jeweils beim Ausschuss für Wirtschaft und Ener-
gie. Wer stimmt für diese Überweisungsvorschläge? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Über-
weisungsvorschläge sind mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen, der AfD-Fraktion und der FDP-Fraktion 
gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke und der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen angenommen.

Tagesordnungspunkte 16 b und 16 d. Interfraktionell 
wird die Überweisung der Vorlagen auf den Drucksa-
chen 19/11236 und 19/7457 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Tagesordnungspunkt 16 f. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie auf Drucksache 19/15165. Der Ausschuss emp-
fiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung die 
Ablehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 19/10152 mit dem Titel „Exporte von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern nach Ägyp-
ten stoppen“. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-

lung? – Das sind die Koalitionsfraktionen und die FDP- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktionen Die 
Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? – 
Die AfD-Fraktion. Die Beschlussempfehlung ist damit 
angenommen.

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion Die Linke auf Drucksa-
che 19/14151 mit dem Titel „Keine Waffen an Konflikt-
parteien – Rüstungsexporte an Indien und Pakistan 
stoppen“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Das sind die Koalitionsfraktionen und die FDP-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion Die Linke und die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? – Die 
AfD-Fraktion. Die Beschlussempfehlung ist damit ange-
nommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 19 a und 19 b auf:

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Änderungs-
richtlinie zur Vierten EU-Geldwäscher-
ichtlinie

Drucksache 19/13827

Beschlussempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 19/15163

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Fabio De Masi, Jörg Cezanne, Klaus Ernst, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE

Masterplan gegen Geldwäsche – Finanz-
kriminalität bekämpfen

Drucksachen 19/11098, 19/15163

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung liegen ein 
Änderungsantrag der Fraktion Die Linke sowie ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 27 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Dr. Jens Zimmermann für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Sepp 
Müller [CDU/CSU])

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Es ist uns gelungen, ein 

gutes und schlagkräftiges Paket zur Bekämpfung von 
Geldwäsche auf den Weg zu bringen. Wir zeigen damit 
deutlich, wie wichtig die Arbeit unseres Parlamentes ist, 
für faire Regeln in der analogen und auch in der digitalen 
Welt zu sorgen. Als SPD stärken wir damit, glaube ich, 
auch europäische Werte; denn wir überlassen nicht den 
Mächtigen einfach das Spielfeld, und wir gehen deutlich 
gegen diejenigen vor, die gegen unsere Regeln verstoßen.
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(Beifall bei der SPD)
Deswegen, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, haben wir in diesem Gesetzespaket auch 
zwei Dinge verbunden. Wir haben dafür gesorgt, dass es 
klare Regeln im Kampf gegen Geldwäsche gibt, und wir 
sorgen für faire Regeln im digitalen Markt.

Schauen wir uns an, was aktuell in Berlin passiert: 
77 Immobilien wurden im vergangenen Jahr beschlag-
nahmt, mit einem Wert von 9 Millionen Euro, und dabei 
ging es nur um einen einzigen Fall im Bereich der Geld-
wäsche. Das zeigt, der Immobilienbereich ist ein Hoch-
risikosektor. Deswegen hat die Koalition sich auch ent-
schlossen, in diesem Bereich stärker gegen Geldwäsche 
vorzugehen, den Behörden bessere Instrumente an die 
Hand zu geben und auch alle bei Immobilientransaktio-
nen Beteiligten stärker in die Verantwortung zu nehmen.

Es muss dafür gesorgt werden, dass Transparenz bei 
Immobilientransaktionen herrscht,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

dass der komplette Bereich dargelegt wird. Es kann ein-
fach nicht sein, dass man am Ende gar nicht weiß, wer da 
eine Immobilie erworben hat. Wir nehmen ganz bewusst 
auch die Notarinnen und Notare, die bei solchen Trans-
aktionen eine wichtige Rolle spielen, mit in die Verant-
wortung. Und, das ist mir besonders wichtig, wir stärken 
auch die wichtigste Stelle im Kampf gegen Geldwäsche, 
die Financial Intelligence Unit beim Zoll. Sie bekommt 
mehr Möglichkeiten, auch auf Daten zuzugreifen, damit 
sie ihre wichtige Arbeit am Ende auch erfüllen kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir ändern mit diesem Gesetz das Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetz – ein sperriger Name. Wir haben darüber 
lange diskutiert. Wir wollen mit diesem Gesetz auch da-
für sorgen, dass auch auf digitalen Märkten Regeln gel-
ten.

Ich finde, es ist ein guter Tag für dieses Parlament – das 
will ich einmal sagen, weil in den letzten Tagen hier ganz 
viel über dieses Gesetz diskutiert wurde und weil hinter 
den Kulissen mit sehr viel Lobbydruck gearbeitet wur-
de –, wenn wir dieses Gesetz heute hier verabschieden. 
Denn wir machen damit eine Sache klar: Der Gesetzgeber 
in unserem Land ist das Parlament, und wir sind das 
höchste Entscheidungsgremium, das Gesetze macht. Es 
sind eben nicht irgendwelche Unternehmen, die in Nacht- 
und-Nebel-Aktionen irgendwo anrufen und Gesetze ver-
hindern können. Das machen wir nicht mit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben hier klare Kante gezeigt, und das ist ein guter 
Tag für dieses Parlament. Das will ich ganz klar sagen.

Wir haben momentan an so vielen Stellen, gerade im 
Bereich Digitalisierung, zu kämpfen, und auch dieses 
Parlament hat schon an vielen Stellen gezeigt, dass es 
zum Beispiel nicht bereit ist, im Kontext von Libra ein-
fach zu akzeptieren, dass eine private Währung einge-

führt werden soll. Aus diesem Parlament heraus kommt 
auch ein Widerstand dagegen, dass wir beim Thema 5G 
das Ganze einfach laufen lassen. Der Finanzausschuss 
zeigt damit – wenn das Parlament heute hier zustimmt –, 
dass wir bei so etwas, was so leicht daherkommt wie eine 
„Zahlungsdiensteschnittstelle“, eben auch dafür stehen, 
dass in unserem Land fairer Wettbewerb gilt, und das 
kann doch nicht zu viel verlangt sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Insofern freue ich mich sehr, dass wir hier im parla-
mentarischen Verfahren ein Gesetz wirklich besser ge-
macht haben, und werbe um Ihre Unterstützung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Stefan Keuter für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich stehe hier, um für die AfD die Alarmglocke 
in diesem Land zu schlagen.

Was passiert hier? In einer verkürzten, 27-minütigen 
Debatte wird massiv an den Freiheitsrechten in diesem 
Land gesägt.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Ogottogott!)

Die Geldwäscherichtlinie, die vom Europäischen Parla-
ment und vom Europäischen Rat vorgegeben wurde, 
biegt links ab. Europa biegt links ab. Deutschland zahlt, 
und Deutschland folgt in den Sozialismus.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Bingo! – 
Marianne Schieder [SPD]: Ich finde, Sie haben 
vergessen: Die Flüchtlinge sind schuld!)

Was passiert hier? Was wollen Sie? Sie wollen die 
Vollkontrolle des Bürgers. Sie stellen den ehrlichen deut-
schen Bürger unter Generalverdacht. Sie haben bereits 
das Bankgeheimnis abgeschafft, und Sie arbeiten an der 
Eindämmung des Bargeldes. Das wollen wir als AfD 
nicht.

(Beifall bei der AfD)
Was will diese Richtlinie aus Brüssel? Sie schreibt vor, 

dass Edelmetallkäufe anonym nur noch bis 2 000 Euro 
erfolgen dürfen, nachdem die Grenze schon von 
15 000 Euro auf 10 000 Euro abgesenkt wurde.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Schwerer 
Schlag für den AfD-Goldshop!)

Sie verpflichtet Steuerberater, Lohnsteuerhilfevereine, 
Makler, Kunsthändler, sonstige Intermediäre zu Ver-
dachtsmeldungen, wenn sie von Geldwäsche ausgehen. 
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Das fördert ein Denunziantentum in diesem Land, was 
wir nicht gutheißen können.

(Beifall bei der AfD – Dr. h. c. [Univ Kyiv] 
Hans Michelbach [CDU/CSU]: Was reden Sie 
denn?)

Die anonyme Bargeldnutzung soll auf 10 000 Euro ab-
gesenkt werden. Es soll ein Bankkontenregister einge-
führt werden. Die Überwachung der Zahlungsströme 
und die Überwachung des Konsumverhaltens sind davon 
nur noch ein My entfernt. Das ist keine Terrorbekämp-
fung, das ist Drangsalierung, Bespitzelung und Überwa-
chung unserer Bürger. Meine Damen und Herren, das ist 
mit uns nicht zu machen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Jens Zimmermann 
[SPD]: Geldwäscher würden AfD wählen, das 
ist offensichtlich!)

Es gibt jetzt die FIU – Financial Intelligence Unit –, ein 
sexy englischer Name, weil „Finanzielle Intelligenzein-
heit“ nicht so sexy klingt. 2018 hat diese Einheit, die dem 
Zoll und dem Bundesfinanzministerium angegliedert ist, 
77 000 Verdachtsmeldungen bekommen. Davon sind 
50 000 Fälle immer noch nicht abschließend behandelt. 
Da frage ich mich: Was passiert mit diesen ganzen Daten, 
dem Datenmoloch? Die AfD ist, glaube ich, in diesem 
Parlament die einzige freiheitliche Partei.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der CDU/ 
CSU, der SPD und der LINKEN)

Wir lehnen diese Bespitzelung unserer Bürger ganz 
entschieden ab. Wir sind für den Erhalt der Privatsphäre 
und sagen: Der Staat muss nicht alles wissen.

Dann noch ein kleiner Kommentar zu Herrn Schäffler 
von der FDP. Sie meinten nach einer nichtöffentlichen 
Ausschusssitzung einen Tweet absetzen zu müssen: Die 
AfD hat unserem Änderungsantrag nicht zugestimmt, Mi, 
Mi, Mi. Die AfD ist für 2 000 Euro anonyme Goldkäufe. -

(Dr. Florian Toncar [FDP]: So war es auch! )
Ich sage es Ihnen ganz klar: Ihre Klientelpolitik, die auf 
eine ganz kleine Spitze zielt, tragen wir nicht mit.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Haben Sie doch 
gerade gefordert! Ich muss hier die FDP in 
Schutz nehmen!)

Solange Sie hier keinen großen Wurf machen, sind Sie 
besser still.

(Beifall bei der AfD)
Dann sage ich Ihnen noch etwas: Bürgerbespitzelnde 

Unrechtsregime hat es in der Vergangenheit schon gege-
ben. Alle sind bisher gescheitert,

(Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: Sehr un-
angenehm!)

nicht zuletzt vor 30 Jahren wenige Meter von hier.

Um auf die Eingangsrede zurückzukommen: Der 
Hochrisikofaktor in diesem Land ist die Große Koalition.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Sepp Müller hat für die CDU/CSU-Frak-

tion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Geldwäschebekämpfung ist Kriminalitätsbe-
kämpfung. Warum? Wenn Max als Drogenhändler He-
roin und Crystal Meth an Schülerinnen und Schüler in 
Berlin im Prenzlauer Berg verkauft, dann nimmt er dafür 
Geld ein,

(Martin Hebner [AfD]: Tun Sie was gegen Dro-
genhandel! Bekämpfen Sie den Drogenhan-
del!)

und dieses Geld nutzt er, um Immobilien hier in Berlin 
illegal zu erwerben, weil es illegales Geld ist. Er hat Im-
mobilien bis dato bar bezahlt. Uns als Großer Koalition 
war es wichtig, hier ein klares Signal zu setzen. Ich freue 
mich, dass das Finanzministerium dem Wunsch nach-
kommt und im Gesetzestext festschreibt, dass, wenn eine 
gewisse Bargeldobergrenze erreicht ist und mit einem 
Geldkoffer eine Immobilie bezahlt wird, wie das Max 
bis dato gemacht hat, der Notar eine Geldwäschever-
dachtsmeldung abgeben muss, damit diese Kriminalität 
bekämpft werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Jährlich – jährlich! – werden in Deutschland 100 Mil-

liarden Euro an kriminellen Geldern gewaschen. Deswe-
gen sagen wir: Wir müssen hier einen Riegel vorschieben. 
Dieser Riegel funktioniert auch mit dem Transparenzre-
gister, weil Transparenz dazugehört. Aber klar, als Große 
Koalition haben wir uns auch im parlamentarischen Ver-
fahren dazu entschieden, die ehrenamtlichen Vereine, 
500 000 an der Zahl, die gemeinnützig engagiert sind 
und im Transparenzregister eingetragen sind, von der Ge-
bühr für das Transparenzregister zu befreien; denn das 
Ehrenamt muss gestärkt und darf nicht bestraft werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Es gibt einen zweiten Punkt, den wir durchgesetzt ha-

ben. Wir haben die Zugriffsmöglichkeiten der Behörden 
gestärkt. Wir haben auch in Richtung Bundesrat, der heu-
te leider nicht vertreten ist, deutlich gemacht, dass, wenn 
Terrorverdächtige wie Anis Amri, der Attentäter auf dem 
Breitscheidplatz – er führte beispielsweise unterschied-
lichste Prepaidkarten mit sich; eine Meldung ging an die 
FIU –, in Länderdateien geführt werden, die FIU wissen 
muss, dass es ein potenzieller Terrorattentäter ist. Des-
wegen ist es richtig, dass eine Information aus den Län-
derdateien an die Ermittlungsbehörden und an die FIU 
erfolgt. Hier haben wir uns durchgesetzt; denn hier geht 
Sicherheit vor Nachsicht gegenüber einzelnen Interessen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir brauchen auch eine gemeinsame Kraftanstren-
gung. Wir haben deutlich gemerkt, dass die vielen Ver-
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pflichteten – Steuerberater, Autohändler, aber auch Fi-
nanzämter – aufgrund der Fülle, die sie den ganzen Tag 
zu bewältigen haben, gar nicht alle Fallkonstellationen 
von Geldwäsche im Fokus haben. Deswegen haben wir 
uns in der Großen Koalition dazu durchgerungen, ab 2024 
jeden einzelnen Verpflichteten online bei der FIU regist-
rieren zu lassen, damit es einen besseren Datenaustausch 
gibt, damit der Autohändler weiß, dass ein Hartz-IV- 
Empfänger keinen Ferrari fahren darf; schließlich ist auch 
Sozialleistungsmissbrauch eine kriminelle Tat. Deswe-
gen muss eine Geldwäscheverdachtsmeldung abgegeben 
werden. Wir gehen hier den richtigen Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Für uns ist weiterhin klar – das ist der vierte Punkt, den 
wir durchsetzen konnten –: Wer in Deutschland investie-
ren will, muss nach deutschen Spielregeln spielen. Jede 
GmbH, jeder Verein muss in Deutschland im Transpa-
renzregister eingetragen werden, und es muss klar sein, 
wer dahintersteht. Kommen ausländische Investoren, 
dann war bis dato nicht klar, wer dahintersteht. Wir als 
Große Koalition haben gesagt: Was für deutsche Unter-
nehmen beim Immobilienerwerb gilt, muss zukünftig 
auch für ausländische Investoren gelten.

Ich möchte Ihnen ein Beispiel geben: In der Stadt An-
naburg in meinem Wahlkreis gibt es regelmäßig bulgari-
sche Investoren, die dort Blöcke kaufen; aber keiner 
weiß, wer hinter dieser Kapitalgesellschaft aus Bulgarien 
steht. Ab Januar nächsten Jahres wird es so sein: Wenn 
der ausländische Investor nicht seine Hosen runterlässt 
und sagt, wer hinter dieser Kapitalgesellschaft steht, dann 
wird es vom Notar ein Beurkundungsverbot geben, weil 
klar ist: Wer auf dem deutschen Spielfeld steht, spielt 
nach deutschen Regeln.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Fritz 
Güntzler [CDU/CSU]: Das müsste der AfD 
eigentlich gefallen!)

Ich komme zum fünften Punkt. Max ist auch Fußball-
fan und hat bei der Weltmeisterschaft 2006 mitgefeiert: 
„Die Welt zu Gast bei Freunden“. Vor 13 Jahren gab es 
nicht einmal das iPhone; das kam später.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Müller, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung des Kollegen Meiser?

Sepp Müller (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Müller, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen. – Es geht bei diesem Punkt auch darum, tatsäch-
lich gleiche Spielregeln zwischen deutschen Banken, 
Sparkassen, und zum Beispiel Apple und Co im Zah-
lungsverkehr zu ermöglichen. Jetzt habe ich gelesen, dass 
es im Finanzausschuss eine Unterbrechung der Abstim-
mung gab, weil die US-Botschaft und Apple an diesem 
Punkt im Kanzleramt interveniert hätten. Mein Kollege 
De Masi wurde vom US-Botschafter sehr scharf dafür 

kritisiert, dass er das öffentlich gemacht hat. Wenn das 
zutrifft, halte ich das wirklich für empörend. Meine Fra-
ge: Stimmt das so, wie ich es dargestellt habe, und, falls 
ja, wie bewerten Sie als frei gewählter Abgeordneter, dass 
es eine solche Intervention im parlamentarischen Ablauf 
gibt?

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Herr Meiser, ich danke, dass die Frage von Ihnen 

kommt; sie ist nämlich berechtigt. Diese Frage ist des-
wegen berechtigt, weil wir uns über unser Selbstverständ-
nis als Parlamentarier klar sein sollten. Das Parlament 
hält sich eine Regierung, und nicht andersherum.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN und des Abg. Dr. Florian Toncar 
[FDP])

Die Parlamentarier sitzen auf dieser Seite des Hauses und 
bestimmen die Gesetze.

Ich kann Ihnen nicht sagen, was im Kanzleramt abge-
laufen ist; ich selbst war bei der historischen gestrigen 
Ausschusssitzung dabei. Aber eines ist klar: Wir in 
Deutschland bestimmen die Gesetze im Deutschen Bun-
destag und lassen sie uns von niemandem vorschreiben. 
Wenn das heute durchgeht, dann schaffen wir Waffen-
gleichheit zwischen Großkonzernen aus Amerika und 
China und unserer deutschen Finanzwirtschaft, den Spar-
kassen und Volksbanken. Wenn das durchgeht, dann hat 
dieses Parlament Rückgrat bewiesen, und dann ist das 
eine Sternstunde der Demokratie im Deutschen Bundes-
tag, weil wir uns nicht die Feder von Großkonzernen 
führen lassen.

Ich weiß – das möchte ich abschließend sagen –, dass 
bis zur letzten Minute Kolleginnen und Kollegen dieses 
Hohen Hauses in Größenordnungen belästigt werden von 
Herrschaften, von Rechtsanwälten,

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Rechts-
anwälte, das geht gar nicht!)

die die Absetzung dieses Tagesordnungspunkts verlangt 
haben. Das werden wir nicht zulassen. Wir werden diese 
zweite und dritte Lesung durchführen, um Waffengleich-
heit zu schaffen zwischen deutschen Sparkassen, deut-
schen Volksbanken, deutschen Privatbanken und Inter-
netkonzernen aus Amerika und China. Denn unser 
Selbstverständnis ist: gleiche Waffen, gleiche Spielre-
geln – auf deutschen Märkten wie auf internationalen 
Märkten. Danke für Ihre Frage!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und der LINKEN)

Lieber Herr Kollege, nun haben Sie mir meinen letzten 
Punkt fast weggenommen. Herzlichen Dank dafür. – Wir 
schärfen hier deutlich nach. Wir sagen: 100 Milliarden 
Euro pro Jahr sind 100 Milliarden Euro pro Jahr zu viel. 
Es ist richtig: Geldwäschebekämpfung ist Kriminalitäts-
bekämpfung. Lassen Sie uns das Thema nachschärfen; 
dafür sind wir da. Wir sind der Souverän!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Florian Toncar für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Florian Toncar (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es ist schon sehr richtig gesagt worden: 
Geldwäschebekämpfung ist Bekämpfung schwerster Kri-
minalität und – ich füge hinzu – auch Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus; denn auch für diese Finanz-
ströme gelten die Regeln des Geldwäschegesetzes. Ich 
glaube, dass es ein überragend wichtiges Ziel ist, eine 
effektive Geldwäsche- und Terrorismusbekämpfung zu 
haben. Deswegen ist es auch gut und richtig, dass wir 
diese Richtlinie heute hier umsetzen.

(Beifall bei der FDP)
Wir haben konstruktiv beraten. Es gab viel Gemein-

sames. Ich möchte auch betonen, dass der Bundestag 
und die Kolleginnen und Kollegen in den Ausschüssen 
nach meiner Beobachtung den Entwurf im parlamentari-
schen Verfahren noch besser gemacht haben, als er hi-
neingegangen ist. Das begrüßen wir Freie Demokraten 
ausdrücklich.

(Beifall bei der FDP)
Einige Dinge allerdings hätten wir – mit den entsprech-

enden Mehrheiten – anders geregelt, weil wir glauben, 
dass in diesen Bestandteilen des Gesetzes die Verhältnis-
mäßigkeit nicht immer ganz beachtet worden ist. Das be-
trifft beispielsweise die Frage der angesprochenen Re-
gistrierungspflicht für alle Verpflichteten. Die wurde 
damit begründet, dass man die Verpflichteten besser über 
ihre Pflichten informieren möchte. Das ist ein legitimes 
Ziel. Aber eine Registrierungspflicht und das Anlegen 
einer neuen Datei sind, wenn man so will, etwas, von 
dem ich glaube, dass es allein für den Zweck der Informa-
tion über die geltende Rechtslage unverhältnismäßig ist, 
und das wollen wir nicht.

(Beifall bei der FDP)
Wir haben vorgeschlagen, dass wir bei dem Thema 

Transparenzregister, in dem Daten und Angaben zu Un-
ternehmen und deren Eigentümerstruktur enthalten sind, 
klarstellen, dass die öffentliche Auskunft zwar gewährt 
wird – das verlangt die Richtlinie ja auch; darüber können 
wir nicht beliebig verfügen –, aber wir auch klarstellen, 
dass ein Auskunftsersuchen nur im Zusammenhang mit 
dem Thema Geldwäscheprävention gestellt werden darf 
und nicht bei jeder beliebigen anderen Thematik. Das ist 
bei dem Gesetz, das Sie heute beschließen wollen, nicht 
ausgeschlossen. Auch das hätten wir besser anders gere-
gelt.

(Beifall bei der FDP)
Es gibt dann selbstverständlich noch das Thema, was 

man auf Englisch als Gold Plating bezeichnet. Das be-
deutet im Grunde, dass an die Umsetzung von EU-Richt-
linien in Deutschland schärfere Anforderungen gestellt 
werden, als es die EU-Richtlinie verlangt. Das führt wie-
derum dazu, dass das Wettbewerbsumfeld innerhalb der 
Europäischen Union für die hiesigen Anbieter nachteilig 

ist. Das haben Sie zum Beispiel bei den Meldeschwellen 
für die Güterhändler gemacht. Auch da hätten wir klar 
empfohlen, bei dem zu bleiben, was die Richtlinie vor-
sieht, und das europaweit einheitlich zu handhaben.

(Beifall bei der FDP)
Unterm Strich wird es sowieso immer eher darauf an-

kommen, dass Geldwäschebehörden gut ausgestattet und 
in der Lage sind, Geldwäscherecht effektiv zu vollziehen; 
einige unserer Anträge haben darauf abgezielt. Das ist 
allemal wichtiger als Regelungsperfektionismus und ein 
hoher Detaillierungsgrad.

Das hat übrigens unsere Anhörung am Montag gezeigt, 
als beispielsweise die Vertreterin der Staatsanwaltschaft 
Berlin gesagt hat: Wir könnten mit mehr Personalausstat-
tung schon auf Basis der geltenden Rechtslage sehr viel 
mehr Fälle fangen. – Ich glaube, wir sollten bei allem 
Perfektionismus nie vergessen, Gesetze besser zu ma-
chen. Der Vollzug ist wichtiger als die Gesetze selber.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
So ist es!)

Daran muss stärker gearbeitet werden.

(Beifall bei der FDP)
Unterm Strich: Wir werden uns bei der Abstimmung 

über das Gesetz enthalten. Es hat gute und schlechte Sei-
ten.

Ich bedanke mich sehr für die kollegiale Beratung im 
Ausschuss.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Fabio De Masi für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Fabio De Masi (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! 

Deutschland ist ein Paradies für Finanzkriminalität. Es 
geht um etwa 100 Milliarden Euro schmutziges Geld, 
das Jahr für Jahr in Deutschland gewaschen wird. Die 
Party steigt in Betongold. Ölscheichs und Oligarchen 
kaufen ganze Hochhäuser und treiben die Mieten in die 
Höhe.

Herr Keuter, auch das muss hier gesagt werden: Sie 
sollten den Wählerinnen und Wählern verraten, dass die 
Kriminalbeamten in der Anhörung sagten, dass mit den 
Ideen der AfD ein Schutzraum für Terrorgelder, Kinder-
pornografie und Menschenhandel geschaffen wird. Ihre 
Wählerinnen und Wähler haben einen Anspruch, das zu 
erfahren.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Zum Geldwäschegesetz. Gut ist: Auf Druck der EU- 
Kommission wird das Transparenzregister der Eigentü-
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mer von Briefkastenfirmen öffentlich. Notare müssen bei 
Immobilienkäufen genauer hinschauen. Es soll eine Auf-
sicht über das Darknet der Finanzen – Crypto-Assets wie 
Bitcoins, vielleicht bald auch Libra und Co – erfolgen. 
Aber das ist zu wenig. Daher werden wir uns ebenfalls bei 
der Abstimmung über den Gesetzentwurf enthalten. Wa-
rum?

Erstens. Die Daten im Transparenzregister sind 
schlecht. Erst ab 25 Prozent Anteil an einer Briefkasten-
firma muss man als wahrer Eigentümer die Hosen runter-
lassen. Rocco und vier Brüder reichen daher, um anonym 
zu bleiben.

Zweitens. Es fehlt ein Register der wahren Eigentümer 
von Immobilien; in den Grundbüchern stehen die nämlich 
nicht drin.

Drittens brauchen wir dringend eine härtere Finanzauf-
sicht. Die BaFin ist oft Teil des Problems und nicht der 
Lösung. Im Nichtfinanzsektor – bei Juwelieren, Casinos 
oder Notaren – sind die Bundesländer zuständig. Nichts 
funktioniert da; es gibt kaum Kontrollen oder Strafen.

Viertens bleibt die Finanical Intelligence Unit mit etwa 
50 000 unbearbeiteten Geldwäscheverdachtsmeldungen 
ein Sicherheitsrisiko. Wir brauchen ein echtes Finanz- 
FBI in Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Landeskriminalämter müssen mit ihren Kriminali-
sten bei der ersten Analyse von Geldwäscheverdachts-
meldungen wieder einbezogen werden.

Wir haben einen Masterplan gegen Geldwäsche vorge-
legt und acht Änderungsanträge zum Geldwäschegesetz 
eingebracht. Bis ein Immobilienregister Transparenz 
schafft, sollen Behörden von jenen, die in den Grund-
büchern stehen, Auskunft über die wahren Eigentümer 
von Immobilien verlangen können; sonst müssen Immo-
bilien auch beschlagnahmt werden können.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich bin gegen die Abschaffung des Bargelds; aber es ist 

absurd, wenn ganze Immobilien auch weiterhin aus dem 
Rindslederkoffer bezahlt werden können.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Strau-
ßenleder wäre okay, oder wie?)

Die Abwicklung von Immobilienkäufen muss wieder 
über Notaranderkonten laufen.

(Beifall bei der LINKEN)
Zum Schluss – der Kollege Meiser hat das angespro-

chen, und ich finde, der Kollege Müller hat dazu das 
Nötige gesagt –: Gestern hat Apple im Kanzleramt offen-
bar interveniert, weil Apple bei der Abwicklung von 
Zahlungen die Tür für Sparkassen öffnen soll, wie es um-
gekehrt bereits der Fall ist. US-Botschafter Richard Gre-
nell hat mich dafür attackiert, dass ich dies öffentlich ge-
macht habe. Ich sage hier an seine Adresse ganz deutlich: 
Die Gesetze werden hier im Bundestag gemacht – von 
den frei gewählten Abgeordneten, nicht von Apple, nicht 
von Richard Grenell. Das wird er früher oder später ler-
nen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Dr. Irene 

Mihalic das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Geldwäschebekämpfung muss integraler 
Bestandteil unserer Sicherheitspolitik sein. Bei der Be-
kämpfung der organisierten Kriminalität ist das nicht 
nur Kür, sondern auch absolute Pflicht.

Die von der Bundesregierung vorgelegte erste Natio-
nale Risikoanalyse zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung zeigt jetzt noch einmal, wie 
groß der Handlungsbedarf inzwischen geworden ist. 
Deutschland ist seit Langem nicht nur für legale Investi-
tionen attraktiv, sondern bietet leider auch ideale Rah-
menbedingungen für Geldwäsche im Immobiliensektor.

Aus diesem Befund erwächst eine nationale, aber auch 
internationale Verantwortung, meine Damen und Herren;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn Geldwäsche schädigt redliche Wirtschaftsteilneh-
merinnen und -teilnehmer und macht internationale und 
schwerste Kriminalität überhaupt erst lohnenswert. Wir 
Grüne haben schon vor einiger Zeit auf diese Zusammen-
hänge aufmerksam gemacht und auch einen entsprech-
enden Antrag zur Bekämpfung von Geldwäsche im Im-
mobiliensektor vorgelegt. Schließlich drohen die ohnehin 
sehr aufgeheizten Immobilienpreise durch massive Inves-
titionen aus kriminellen Zusammenhängen noch weiter 
anzusteigen, was nicht zuletzt die Mieten noch weiter 
steigen lassen könnte. Das dürfen wir nicht zulassen, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung hat diesen As-
pekt anfangs noch sehr stiefmütterlich behandelt. Aber 
die Änderungen, die jetzt im parlamentarischen Verfah-
ren vorgenommen worden sind, lassen deutliche Verbes-
serungen erkennen; das will ich an dieser Stelle ausdrück-
lich loben. Sie haben zwei zentrale Forderungen von uns 
aufgenommen. So sollen Notare künftig stärker in die 
Pflicht genommen werden. Es sollen keine Beurkundun-
gen mehr stattfinden, wenn die eigentlichen Eigentümer, 
die sogenannten wirtschaftlich Berechtigten, nicht iden-
tifizierbar sind. Auch müssen zukünftig ausländische In-
vestoren bei Immobilienkäufen ins Transparenzregister 
eingetragen werden. Dadurch werden die Hintermänner 
offengelegt, und Mieterinnen und Mieter können in Er-
fahrung bringen, wem die Immobilien eigentlich gehören, 
in denen sie wohnen. Beides sind wichtige Bausteine ge-
gen Geldwäsche, und ich bin froh, dass sie nun aufge-
nommen werden.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Sepp Müller [CDU/CSU])

Leider greift der Gesetzentwurf aber an einigen Punk-
ten zu kurz oder setzt auf die falschen Akzente; das ist 
eben schon angesprochen worden. So soll trotz massiver 
Warnungen des Bundes Deutscher Kriminalbeamter und 
Stellungnahmen des Bundesrates die Financial Intelligen-
ce Unit Anfragen in besonders geschützten polizeilichen 
Datenbanken vornehmen dürfen. Herr Zimmermann, das 
hat nichts mit Befindlichkeiten oder dergleichen zu tun; 
denn was sich erst einmal sehr harmlos anhört, birgt enor-
me Sicherheitsrisiken. Herr Müller, dann geht es eben 
nicht darum, mehr Sicherheit zu schaffen,

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Natürlich!)
sondern dann ist das Risiko ist einfach sehr, sehr groß. 
Wir müssen uns vor Augen führen, dass es sich hier um 
sensibelste Daten zu Ermittlungen im Bereich der orga-
nisierten Kriminalität handelt, die selbst innerhalb der 
Polizei nicht von jedem eingesehen werden dürfen, son-
dern nur von einem sehr, sehr eng umrissenen Personen-
kreis.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Es geht doch nur 
um Treffer! – Dr. Jens Zimmermann [SPD]: 
Es werden überhaupt keine Daten übermittelt!)

Dass Sie hier so wenig Problembewusstsein haben, ist für 
mich einfach nicht nachvollziehbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sehr geehrte Damen und Herren, die Geldwäschebe-

kämpfung muss insgesamt gestärkt werden. Wichtig ist, 
dass die beschlossenen Maßnahmen einer regelmäßigen 
Revision unterzogen und noch weitere Schritte eingeleitet 
werden. Wir haben deshalb hier einen Entschließungsan-
trag vorgelegt, der auch zur Abstimmung steht. Ich bitte 
Sie, dem Entschließungsantrag zuzustimmen.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Metin Hakverdi für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Metin Hakverdi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bekämpfung der Geldwäsche steht auch 
im Zusammenhang mit den neuen Technologien der Di-
gitalisierung. Sogenannte Fintechs und Kryptowährun-
gen sind heute schon auf dem Markt – eine relevante 
Branche, in der weltweit über 160 Milliarden Dollar im 
Umlauf sind, die Tendenz ist stark steigend.

Facebook – es ist hier schon gesagt worden – will mit 
Libra ganz groß ins digitale Bezahlgeschäft einsteigen, 
und andere Big Techs stehen wahrscheinlich schon in 
den Startlöchern. Wir dürfen nicht zulassen, dass Platt-
formmonopolisten wie Facebook, Google, Apple, Ama-
zon, aber auch Alibaba, Alipay, Tencent, WeChat oder 

wie sie alle heißen Bezahldienstleistungen auf ihren Platt-
formen monopolisieren. Wir müssen sie gesetzlich zwin-
gen, ihre Plattformen für andere Anbieter zu öffnen.

Die regulatorische Unterscheidung zwischen der ana-
logen und der digitalen Welt macht in unserer Zeit in 
vielen Bereichen keinen Sinn mehr. Geldwäsche findet 
genauso analog wie digital statt.

(Marianne Schieder [SPD]: Genau!)

Wenn wir als Gesetzgeber nicht mit dem digitalen Fort-
schritt mithalten, dann werden illegale Geschäfte natür-
lich immer weiter in den digitalen Raum verlagert. Durch 
Regulierung müssen wir dafür sorgen, dass erstens ille-
gale Machenschaften verhindert werden und zweitens se-
riöse Anbieter im Kryptoverwahrgeschäft eben nicht dis-
kreditiert werden.

Deshalb nehmen wir das Kryptoverwahrgeschäft jetzt 
in den Katalog der Finanzdienstleistungen nach § 1 Ab-
satz 1a Satz 2 des Kreditwesengesetzes auf. Damit wird es 
erlaubnispflichtig und unterliegt der Aufsicht der BaFin; 
das ist schon heute gängige Praxis. Verwahrer von Kryp-
towährungen werden verpflichtet, bei Geldwäschever-
dachtsfällen die zuständigen Stellen zu informieren, und 
das ist auch gut so.

Übrigens: Regulierung in der digitalen Welt dient na-
türlich auch dem Verbraucherschutz. Wir tun also gut 
daran, auch bei der Regulierung mit der Zeit zu gehen 
und immer auf der Höhe der Zeit zu bleiben.

Ich bedanke mich in diesem Zusammenhang bei denen, 
die viel Zeit und Energie in dieses Gesetzesvorhaben ge-
steckt haben: den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Ministerien, der Fraktionen und der Bundestagsbüros. 
Besonders möchte ich heute Jens Zimmermann danken. 
Es war in diesem Prozess sehr hilfreich, jemanden dabei-
zuhaben, der sowohl im Ausschuss für Digitale Agenda 
als auch im Finanzausschuss unterwegs ist. Das hat uns 
sehr geholfen. Und ich möchte mich auch ganz ausdrück-
lich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern – bis an 
die Spitze – im Bundesministerium der Finanzen bedan-
ken, dass sie diesem enormen Druck standgehalten haben 
und nicht nachgegeben haben. Das war eine Werbeveran-
staltung für die Demokratie.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Alexander Radwan für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Meine Kollegen Vorredner haben ja schon den 
Zweck der Umsetzung der Richtlinie zur Geldwäsche an-
gesprochen: Es geht um Kriminalitätsbekämpfung, und 
es geht um die Bekämpfung der Finanzierung von Terro-
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rismus. Ich habe jetzt meinen Fokus darauf gelegt, dass 
dieses Gesetz auch in die Zukunft gerichtet ist.

Mein Vorredner, der Kollege Hakverdi, hat ja schon 
den Bereich der Kryptowährungen angesprochen, in 
dem zukünftig Verwahrgeschäfte, aber auch die Werte 
an sich durch das KWG erfasst werden. Das heißt, die 
BaFin wird erstmals Zuständigkeiten im Bereich der 
Kryptowährungen und der Entwicklung in diesem Be-
reich bekommen, damit diese eben nicht als Ausweich-
möglichkeiten genutzt werden, um das Geldwäschegesetz 
in der analogen Welt entsprechend zu umgehen.

(Beifall des Abg. Sepp Müller [CDU/CSU])
Neben der Ausweitung der Aufsicht durch die BaFin 

geht es – das wurde gestern schon im Ausschuss ange-
sprochen; Kollege Zimmermann hat es heute angespro-
chen – auch um die NFC-Schnittstelle mit digitalen Groß-
konzernen. Meine Damen und Herren, ich halte es für 
eine Sternstunde unseres Parlaments, dass sich trotz des 
Drucks und trotz entsprechender Interventionen – das 
sage ich gerade mit Blick auf die Linken – die Koalitions-
fraktionen gestern entsprechend entschieden haben, sich 
ein Stück Zeit zu nehmen. Dass Bedenken rechtlicher Art 
noch einmal geprüft werden, ist, glaube ich, selbstver-
ständlich; aber letztendlich ist man hier aufgestanden 
und hat diesen Weg beschritten.

(Beifall der Abg. Sepp Müller [CDU/CSU] und 
Metin Hakverdi [SPD])

Lassen Sie mich wie folgt anfangen. Es ging los mit der 
PSD2, die ja letztendlich die Banken momentan ver-
pflichtet, gegenüber Fintechs entsprechende Daten offen-
zulegen, um diesen eine Wettbewerbschance in diesem 
sich entwickelnden Markt zu geben. Umso wichtiger ist 
es, wenn sich neue Entwicklungen ergeben, entsprechen-
de gesetzliche Regelungen zu schaffen. Wir haben die 
Entwicklung, dass im Bereich der Digitalisierung, der 
Smartphones eine Art Monopolisierung entstanden ist 
und es neue Geschäftsmodelle bei Google, bei Apple, 
bei Amazon gibt.

Es ist keine Lex Apple, sondern betrifft den Bereich 
des gesamten neu entstehenden Marktes der Digitalisie-
rung, meine Damen und Herren. Darum ist es dringend 
notwendig, hier entsprechende gesetzliche Regelungen 
zu schaffen, die für Wettbewerbsgleichheit sorgen wer-
den. Denn alles, was dort zu Monopolen führt – das gilt 
für die analoge Welt wie zukünftig für die digitale Welt –, 
wird zum Nachteil der Bürger sein.

Darum ist es richtig, dass wir heute im Deutschen Bun-
destag ein eindeutiges Zeichen setzen, ein Zeichen für die 
Regulierung in Deutschland. Aber es muss auch ein Zei-
chen Richtung Brüssel sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Florian Toncar 
[FDP])

Denn diese Regelungen können wir in Deutschland zwar 
anstoßen, aber letztendlich ist es eine kartellrechtliche 
Frage auf europäischer Ebene. Es ist meine Aufforderung 
an die neue Kommission, dies entsprechend aufzuneh-
men, meine Damen und Herren.

Es geht über den Bereich der Finanzwirtschaft hinaus. 
Momentan beziehen sich unsere Regelungen auf die Re-
gionalbanken, auf die Genossenschaftsbanken, auf die 
Sparkassen. Aber wenn ich mir die Problematik an-
schaue, dass die Kundenbindung über die Digitalisierung, 
über die Smartphones stattfindet, dann wird klar, dass das 
den gesamten deutschen Mittelstand betrifft. Und der ge-
samte deutsche Mittelstand, die gesamte deutsche Wirt-
schaft braucht zukünftig dort, wo sie Dienstleistungen 
erbringt, einen fairen Zugang zum Endkunden, und das 
heißt Offenlegung der Schnittstellen zu einem verträgli-
chen Preis, zu einem fairen Preis, zu einem diskriminie-
rungsfreien Preis.

Auf die Diskussion mit den großen Fintechs – ob aus 
Asien/China oder aus den USA – freue ich mich schon. 
Sie haben ja mitbekommen, wie selbstbewusst deutsche 
Abgeordnete sein können. Sie sind herzlich eingeladen zu 
einem Dialog mit uns.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Meine Damen und Herren, wir haben extra festgelegt – 
die Kollegen haben ja zu Recht Wert darauf gelegt –, dass 
zukünftig Vereine zwar in das Register eingetragen wer-
den, aber von den Zahlungen befreit werden. Es ist richtig 
so. Wir wollen dadurch das Ehrenamt honorieren und 
stützen.

Meine Bitte an das Finanzministerium im Zusammen-
hang mit der Diskussion um Vereine – geben Sie es bitte 
an den Finanzminister weiter –: Ich bin der Meinung, 
zukünftig sollte die Gemeinnützigkeit von Vereinen nicht 
von der Mitgliedschaft abhängen, sondern nach wie vor 
vom Zweck. Ersparen Sie mir bitte die Diskussion, dass 
ich meinem katholischen Frauenbund vor Ort erklären 
muss, dass er mich jetzt aufnehmen muss, damit er zu-
künftig noch gemeinnützig ist.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das wäre 
die Höchststrafe!)

Geben Sie das bitte weiter, dann hat das auch noch einen 
entsprechenden Zweck.

Besten Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Tagesordnungspunkt 19 a. Wir kommen zur Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie 
zur Vierten EU-Geldwäscherichtlinie. Der Finanzaus-
schuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussemp-
fehlung auf den Drucksachen 19/15163 und 19/15196, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksa-
che 19/13827 in der Ausschussfassung anzunehmen.

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Die Lin-
ke auf Drucksache 19/15185 vor, über den wir zuerst ab-
stimmen. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? – Das 
ist die Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das 
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sind die Koalitionsfraktionen, die AfD-Fraktion und die 
FDP-Fraktion. Wer enthält sich? – Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Der Änderungsantrag ist damit abge-
lehnt.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt 
dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Das 
sind die FDP-Fraktion, die Fraktion Die Linke und die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der AfD-Fraktion bei Enthaltung der 
FDP-Fraktion, der Fraktion Die Linke und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 19/15186. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Das sind die Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Die Koa-
litionsfraktionen, die AfD-Fraktion und die FDP-Frak-
tion. Wer enthält sich? – Niemand. Der Entschließungs-
antrag ist abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 19 b. Beschlussempfehlung des 
Finanzausschusses zu dem Antrag der Fraktion Die Linke 
mit dem Titel „Masterplan gegen Geldwäsche – Finanz-
kriminalität bekämpfen“. Der Ausschuss empfiehlt unter 
Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung auf den Druck-
sachen 19/15163 und 19/15196, den Antrag der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 19/11098 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen, die AfD-Fraktion und die FDP- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion Die Linke. 
Wer enthält sich? – Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 18 a bis 18 c auf:

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem An-
trag der Abgeordneten Stephan Protschka, 
Thomas Ehrhorn, Franziska Gminder, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Den Einsatz chemischer Pflanzenschutz-
mittel wirksam reduzieren

Drucksachen 19/7429, 19/8462

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem An-
trag der Abgeordneten Stephan Protschka, 
Dr. Axel Gehrke, Kay Gottschalk, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Förderung einer gesundheitsbewussten 
Ernährung – Bessere Kennzeichnungs-
pflichten, hochwertigeres Schulessen, kei-
ne EU-Ausschreibungspflicht

Drucksachen 19/7033, 19/13639 Buch-
stabe a

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem An-
trag der Abgeordneten Thomas Ehrhorn, 
Peter Boehringer, Stephan Brandner, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Verbot von Tierexporten aus Deutsch-
land – Insbesondere in Nicht-EU-Länder, 
bei nicht EU-rechtskonformen Trans-
port-, Haltungs- und Schlacht-
bedingungen sowie Sicherstellung der 
Einhaltung der EU-Tiertransportvorga-
ben auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und Ausarbeitung von ge-
eigneten Straf- beziehungsweise Ord-
nungswidrigkeitsvorschriften für Verstö-
ße gegen die EU-Tiertransportvorgaben

Drucksachen 19/5532, 19/9107

Über die Beschlussempfehlungen des Ausschusses für 
Ernährung und Landwirtschaft auf den Drucksa-
chen 19/8462 und 19/9107 werden wir später namentlich 
abstimmen.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Max Straubinger für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir debattieren heute über die verschiedenen Anträge 
der AfD-Bundestagsfraktion zu – so der vollmundige Ti-
tel – wirksame Reduzierung beim Pflanzenschutzmittel-
einsatz, zu Tiertransporten und zu einer Förderung ge-
sundheitlicher Ernährung.

Ich möchte für uns auf alle Fälle zuerst einmal fest-
stellen – eines ist für uns natürlich klar –: Innovative und 
wirksame Pflanzenschutzmittel gehören zu einem moder-
nen, wettbewerbsfähigen und nachhaltigen Pflanzenbau, 
auch in der Zukunft und vor allen Dingen auch in unserem 
Land. Das ist sicherlich ein wichtiges und entscheidendes 
Kriterium. Gleichzeitig ist es auch Grundlage für gesun-
de, aber auch rückstandsfreie Lebensmittel. Das gehört 
hier dazu.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zum Glyphosateinsatzverbot in der Nähe von Gewäs-
sern, welches die AfD, also die neue alternative Verbots-
partei für Deutschland, in ihrem Antrag fordert, reicht ein 
auszugsweiser Blick in die Anwendungsbestimmungen, 
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werte Kolleginnen und Kollegen. Dort ist nämlich fest-
gehalten:

Zwischen behandelten Flächen mit einer Hangnei-
gung von über 2 % und Oberflächengewässern … 
muss ein mit einer geschlossenen Pflanzendecke 
bewachsener Randstreifen vorhanden sein. Dessen 
Schutzfunktion darf durch den Einsatz von Arbeits-
geräten nicht beeinträchtigt werden. Er muss eine 
Mindestbreite von …

– 5 bis 10 Metern –

haben. Dieser Randstreifen ist nicht erforderlich, 
wenn … die Anwendung im Mulch- oder Direktsaat-
verfahren erfolgt.

Das zeigt sehr deutlich: In den Anwendungsbestimmun-
gen ist die entsprechende Vorsorge schon getroffen. Des-
halb bedarf es nicht dieses Verbots, das hier gefordert 
wird.

Ich möchte mich mit einem weiteren Punkt befassen. 
Es wird auch ein monetäres Anreizprogramm für die Re-
duzierung von Pflanzenschutzmitteln gefordert. Ich glau-
be, das Monetäre ist von Haus aus die Grundlage, dass 
Pflanzenschutzmittel reduziert eingesetzt werden;

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
denn es ist das Geld der Bäuerinnen und Bauern, der 
Unternehmer, deshalb werden sie den Einsatz automa-
tisch reduzieren. Deshalb müssen wir hier nicht zusätz-
liche Programme diesbezüglich beschließen.

Ich möchte mich wegen der Aktualität auch damit be-
fassen, dass Pflanzenschutzmittel immer in die Ecke ge-
drängt werden, sie seien verantwortlich für weniger Bio-
diversität und sonstiges und vielleicht auch dafür, dass 
mit ihnen der Insektenschwund einhergeht. Sowohl in 
der neuen Studie der Technischen Universität München – 
wenn man sie ideologiefrei liest – als auch in der Krefel-
der Studie findet der Insektenschwund innerhalb eines 
Jahres statt. Das sollte uns veranlassen, auch bereit zu 
sein, über die Ursachen nachzudenken, statt hier immer 
nur Vermutungen anzustellen und über Ideologien zu dis-
kutieren.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Kollege Straubinger, gestatten Sie eine Frage oder 

Bemerkung des Kollegen Dr. Diether Dehm?

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Die All-
zweckwaffe der Linkspartei!)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Sicherlich, Herr Kollege.

Dr. Diether Dehm (DIE LINKE):
Herr Kollege Straubinger, ich weiß, dass Sie ein großer 

Freund der Tradition sind, und ich versuche, dem auch 
Rechnung zu tragen.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Das sieht man.

Dr. Diether Dehm (DIE LINKE):
Ist Ihnen denn nicht aufgefallen, dass es Unterschiede 

gibt zu der Zeit, als wir beide jung waren,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Damit haben wir nichts zu tun!)

als die Bienen noch überall gesummt haben, als die 
Schmetterlinge noch geflogen sind, als auf den Wiesen 
noch ein einziges Summen zu hören war? Ist Ihnen nicht 
der Gedanke gekommen, es könnte vielleicht an be-
stimmten Mitteln liegen, die zum sogenannten Pflanzen-
schutz verwendet werden, dass dies heute anders ist? 
Welche Erklärung haben Sie denn für den dramatischen 
Verlust unserer Lebensqualität und der Lebensqualität der 
Insekten? Ich weiß, dass Ihnen das genauso am Herzen 
liegt wie mir. Welche Erklärung haben Sie dafür?

Max Straubinger (CDU/CSU):
Es ist wahr, dass mir die Bienen sehr am Herzen liegen. 

Vor allen Dingen sind Sie offensichtlich einer Fehlinfor-
mation aufgesessen: Die Anzahl der Bienenvölker – das 
ist entscheidend – hat in den letzten zehn Jahren in 
Deutschland erheblich zugenommen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber in der 
Stadt! In der Stadt, Herr Straubinger!)

Das war auch die Falschbehauptung beim Volksbegehren 
in Bayern, dass die Bienen gefährdet seien. Im Gegenteil: 
Den Bienen ging es noch nie so gut wie heute. Lieber Herr 
Kollege, wir können uns darüber bei einem Bier austau-
schen, dann können wir die einzelnen Bienen durchzäh-
len. Das wird sicherlich eine interessante Unterhaltung 
werden, lieber Herr Kollege Dehm.

Interessant ist auch, dass es in den jüngsten Fest-
stellungen des Wissenschaftlichen Beirats des Bundes-
landwirtschaftsministeriums heißt: Die Landwirtschaft 
hat ihren Anteil daran; aber entgegen landläufiger Dar-
stellungen können beispielsweise nur 13 Prozent der Ver-
änderungen der Biodiversität der Insekten auf Pflanzen-
schutzmittel zurückgeführt werden. Herr Kollege, 
Beiratsmitglieder wie Herr Professor Taube oder Herr 
Professor Grethe stehen sicherlich nicht im Verdacht, 
Lobbyisten für die chemische Industrie zu sein und den 
Einfluss der Pflanzenschutzmittel schöngerechnet zu ha-
ben.

Ich glaube, das sind beredte Beispiele für richtigen und 
vor allen Dingen nach guter landwirtschaftlicher Praxis 
eingesetzten Pflanzenschutz;

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Glauben 
reicht nicht!)

dieser wird auch in Zukunft unabdingbar sein. In diesem 
Sinne werden wir diesen Antrag der AfD ablehnen, der 
letztendlich den Verbotsgeruch trägt, der auch bei ande-
ren Parteien feststellbar ist.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich könnte 
jetzt die Ministerin zitieren!)
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Stephan Protschka für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Habe die Ehre, Frau Präsident! Servus, liebe Kollegin-

nen und Kollegen der Alternative für Deutschland! Liebe 
bundesrepublikanische Einheitspartei! Also auf die Rede 
von Herrn Straubinger muss ich jetzt nicht unbedingt ein-
gehen; denn es ist klar, dass er unseren Antrag nicht ge-
lesen hat. Das hat er in seiner Rede kundgetan, und wie 
die Union zu den Landwirten steht, hat man in der Rede 
desselben Kollegen, Herrn Straubinger, ja gesehen. Bei 
Direktzahlungen hat er sich ganz aufopferungsvoll für die 
Landwirte und gegen diesen Gesetzentwurf ausgespro-
chen, und bei der namentlichen Abstimmung hat er natür-
lich für diesen Gesetzentwurf gestimmt.

(Stefan Keuter [AfD]: Pfui!)

Liebe Wählerinnen und Wähler, lasst euch von der Union 
nicht verarschen.

(Carina Konrad [FDP]: Von euch aber auch 
nicht!)

Hier reden sie so, wie Sie es hören wollen, und bei den 
Abstimmungen verhalten sie sich dann anders.

(Beifall bei der AfD – Stefan Müller [Erlangen] 
[CDU/CSU]: Peinlich! – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie reden im 
Ausschuss auch ganz anders als hier! Das hier 
ist in YouTube!)

Die Ernährungs- und Agrarpolitik der Großen Koali-
tion steht sinnbildlich für den allgemein maroden Zustand 
dieser Bundesregierung. Seit nunmehr 14 Jahren lähmen 
Sie mit halbherzigen und unwissenschaftlichen Entschei-
dungen diesen wichtigen Wirtschaftszweig.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Aha! AfD, die 
Wissenschaftspartei!)

Wie groß der Unmut mittlerweile ist, zeigen eindrucks-
voll die gegenwärtig stattfindenden Bauerndemonstratio-
nen in ganz Deutschland: vorgestern in Niederbayern, 
heute in Hamburg und am 26. November hier in Berlin. 
Die Bauern haben von eurer Politik die Schnauze gestri-
chen voll.

(Beifall bei der AfD)

Aber ganz ehrlich, liebe Landwirte: Wir stehen hinter 
euch! Wir helfen euch!

(Beifall bei der AfD)

Was viele hier im Hohen Haus anscheinend vergessen 
haben, ist, dass die Land- und Forstwirtschaft von einer 
Bruttowertschöpfung von etwa 20 Milliarden Euro spre-
chen. Jeder neunte Arbeitsplatz hängt direkt oder indirekt 
mit der Ernährungs- oder Landwirtschaft zusammen,

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Überprüfen 
Sie mal die Zahlen!)

ganz abgesehen von der Tatsache, dass die Landwirt-
schaft unsere hochwertigen Lebensmittel produziert, üb-
rigens auch für Vegetarier und Veganer, die gegen die 
Bauerndemonstrationen demonstriert haben. Auch sie be-
nötigen einen Landwirt dafür, dass ihr Salat wächst. An 
dieser Stelle möchte ich mich ganz herzlich bei unseren 
Landwirten bedanken, die unsere Lebensmittel so ver-
nünftig produzieren.

(Beifall bei der AfD)
Wir stimmen heute über drei Anträge der AfD aus dem 

Bereich Ernährung ab. Im ersten Antrag fordern wir die 
Bundesregierung auf, positive Anreize für diejenigen 
Landwirte zu schaffen, die den Einsatz chemischer Pflan-
zenschutzmittel verringern. Herr Straubinger, Sie wissen, 
in unserem Antrag steht: Wir wollen das unterstützen, 
wenn jemand darauf verzichtet. Wir wollen nichts ver-
bieten, da die Zulassung für Glyphosat 2023 vermutlich 
ausläuft, außer Ihre Ministerin stimmt der Verlängerung 
zu; es ist ja noch nicht sicher, was die Union vorhat.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

– Frau Künast, Sie haben Glyphosat eingeführt. Sie müs-
sen ganz still sein.

(Beifall bei der AfD)
Dass man die Landwirte schon jetzt unterstützen muss, 

wenn sie darauf verzichten, habt ihr wahrscheinlich wie-
der vergessen, genauso wie ihr es bei der Ferkelkastration 
vergessen habt. Da fällt euch kurzfristig wieder irgend-
etwas ein. Seid dankbar, dass es uns gibt. Wir weisen euch 
jetzt schon darauf hin, dass ihr etwas machen sollt für die 
Landwirtschaft, damit es Alternativen gibt, wenn sie da-
rauf verzichten müssen. So lange es keine chemischen 
Alternativen gibt – ihr seid auch für den Rückstau in 
der Zulassung mit verantwortlich –, müssen wir Anreize 
schaffen, dass sie es mechanisch anders machen.

Des Weiteren reden wir über einen Antrag, den Frau 
Mackensen von der SPD und Herr Ebner von den Grü-
nen – das wollte ich noch sagen – ja sehr gut gefunden 
haben. Ich bin gespannt, wie sie sich bei der namentlichen 
Abstimmung herauswinden, sodass sie ja nicht der AfD 
zustimmen müssen. Sie begründen es vermutlich nur par-
teipolitisch; denn inhaltlich ist es ja ein sehr guter Antrag.

(Carina Konrad [FDP]: Inhaltlich steht ja nichts 
drin!)

Sie müssten ja parteipolitisch gegen die AfD stimmen. 
Stellen Sie solche Anträge, dann stimmen wir auch zu.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Haben Sie 
den überhaupt gelesen?)

Außerdem fordern wir Sie heute auf, gemeinsam mit 
uns endlich die unwürdigen Tiertransporte in Drittländer 
zu beenden,

(Beifall bei der AfD)
solange vom Exporteur nicht lückenlos nachgewiesen 
werden kann, dass den Tieren auf dem gesamten Trans-
port keine unnötigen Leiden zugefügt werden. Dass sie in 
einem Land, welches den Tierschutz 2002 als Staatsziel 
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im Grundgesetz verankert hat, überhaupt noch möglich 
sind, ist für uns ein Skandal, meine Damen und Herren. 
Viele Bundesländer haben dieser unwürdigen Praxis aber 
zum Glück bereits einen Riegel vorgeschoben. Jetzt 
braucht es dringend eine bundeseinheitliche Regelung 
der Tiertransporte.

Meine Damen und Herren, Sie sind nur Ihrem Gewis-
sen verantwortlich. Sie sind nicht Ihrer Fraktion verant-
wortlich. Gehen Sie heute Abend mit reinem Gewissen in 
den Feierabend, und stimmen Sie unseren Anträgen zu.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ist noch gar kein 
Feierabend! – Dieter Stier [CDU/CSU]: Es ist 
noch lange kein Feierabend!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Protschka, ich mache Sie darauf aufmerksam: Ja, 

alle Abgeordneten sind ihrem Gewissen verpflichtet. 
Gleichzeitig bitte ich Sie, bei der Ihnen natürlich freiste-
henden Bewertung des Agierens der anderen Fraktionen 
sich zukünftig einer etwas parlamentarischeren Aus-
drucksweise zu befleißigen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Friedrich 
Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Kann er doch gar nicht!)

Das Wort hat die Abgeordnete Ursula Schulte für die 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ursula Schulte (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Der vorlie-
gende Antrag der AfD mit dem Titel „Förderung einer 
gesundheitsbewussten Ernährung – Bessere Kennzeich-
nungspflichten, hochwertigeres Schulessen, keine EU- 
Ausschreibungspflicht“ stammt aus dem Januar dieses 
Jahres. Die gestellten Forderungen der AfD haben kein 
Alleinstellungsmerkmal und sind durch Regierungshan-
deln teilweise schon überholt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber der Antrag gibt uns immerhin Gelegenheit, über das 
Thema gesunde Ernährung zu diskutieren. Dazu will ich 
gerne meinen Beitrag leisten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle wissen nur 
zu gut, dass 53 Prozent der Erwachsenen in Deutschland 
übergewichtig und 16 Prozent sogar adipös sind. Natür-
lich sind uns auch die gesundheitlichen Folgen und die 
Kosten für das Gesundheitssystem bekannt. Mich treibt 
besonders das Übergewicht bei Kindern und Jugendli-
chen um. Sie leiden nicht nur unter den Folgeerkrankun-
gen; sie leiden auch unter den damit verbundenen Hänse-
leien und Ausgrenzungen.

Vor diesem Hintergrund bin ich wirklich enttäuscht, 
dass sich unser Koalitionspartner nicht dazu durchringen 
kann, eine Regelung zu schaffen, die dafür sorgt, dass 
zumindest der Zuckeranteil in gesüßten Limonaden, ein 
Hauptdickmacher, verbindlich um 50 Prozent gesenkt 
werden muss. Hier reicht freiwillige Reduzierung wahr-
lich nicht aus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Heute ist Weltdiabetestag. Wenn man sich mit dieser 

Krankheit näher befasst, landet man ganz schnell beim 
Thema Zucker. Vor diesem Hintergrund haben unsere 
Forderungen noch einmal ein ganz anderes Gewicht. 
Freuen können wir uns immerhin, dass acht Vereinbarun-
gen im Rahmen der freiwilligen Reduktionsstrategie jetzt 
vorliegen. Ich gehe davon aus, dass weitere folgen wer-
den.

Die AfD fordert eine freiwillige Lebensmittelkenn-
zeichnung. Da kann ich nur sagen: Ist doch längst er-
ledigt. Der Nutri-Score kommt. Die Kennzeichnung 
befindet sich gerade im Notifizierungsverfahren. Mögli-
cherweise haben wir mit dieser Entscheidung sogar den 
Grundstein für eine europäische Kennzeichnung gelegt. 
Wir werden als Koalitionäre auch nicht müde, bei den 
Ländern für mehr Ernährungsbildung in den Schulen zu 
werben; denn Kindern und Jugendlichen Ernährungswis-
sen mit auf den Weg zu geben, ist gutes Rüstzeug für das 
spätere Leben. Davon bin ich zutiefst überzeugt.

(Beifall bei der SPD)
In diesem Zusammenhang möchte ich auch an den 

Ernährungsführerschein erinnern, den Kinder in der drit-
ten und vierten Klasse erwerben können, ein Angebot, 
das gut ankommt und das ebenfalls ein Erfolg ist. Viele 
Landfrauen engagieren sich hier. Herzlichen Dank dafür.

(Beifall bei der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Nationale Ak-

tionsplan für gesunde Ernährung und Bewegung, kurz: 
IN FORM, sorgt mit dafür, dass die DGE-Standards für 
die Schulverpflegung zur Anwendung kommen. Die 
wirklich gute Nachricht ist, dass eine Studie zeigt, dass 
Schulessen nach DGE-Standards nur ein paar Cents teu-
rer ist als die sonst üblichen Mahlzeiten. Jetzt müssen nur 
noch die Kommunen und die Schulleiter besser über diese 
Standards informiert werden. Das kann auch jeder von 
uns bei seinen Besuchen tun. Darum kümmern sich aber 
auch die Vernetzungsstellen, die wir noch mal finanziell 
gestärkt haben.

(Beifall bei der SPD)
Mit dem Institut für Kinderernährung und dem 

„1000 Tage Fenster“ nehmen wir die Ernährung unserer 
Jüngsten ganz gezielt in den Blick. Zudem sind mit dem 
Gute-KiTa-Gesetz die Handlungsfelder Ernährungsbil-
dung und Verpflegungsqualität noch einmal verankert. 
Da gilt mein besonderer Dank unserer Familienministerin 
Franziska Giffey.

(Beifall bei der SPD)
Worüber ich mich wirklich freue, ist, dass wir uns ge-

meinsam mit den Tafeln um die Ernährungsbildung der 
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überforderten Familien kümmern. Das ist genau die Ziel-
gruppe, die wir zwingend erreichen müssen. Gemeinsam 
mit meiner Kollegin Frau Landgraf und dem Parlamenta-
rischen Staatssekretär Fuchtel haben wir hier, finde ich, 
gute Arbeit abgeliefert.

(Beifall bei der SPD)
Ich hätte noch etwas anderes zu sagen, aber meine 

Redezeit rennt mir ein bisschen weg. Deswegen sage 
ich, dass mir wichtig war, auch mal aufzuzählen, was 
die Regierung, die Koalition, im Bereich gesunde Ernäh-
rung auf den Weg gebracht hat; denn da wird ja manchmal 
so getan, als wären wir vollkommen untätig.

Aber ich verschweige auch nicht, dass die SPD-Frak-
tion manches gerne anders, verbindlicher und schneller 
geregelt hätte. Damit komme ich auf den Anfang meiner 
Rede zurück. 50 Prozent weniger Zucker in gesüßten Li-
monaden, keine Werbung mehr für ungesunde Kinderle-
bensmittel und ein Verbot von Energydrinks für unter 16- 
Jährige – das wäre unter einer SPD-geführten Bundesre-
gierung schon beschlossen; da bin ich mir vollkommen 
sicher.

(Beifall bei der SPD – Stefan Keuter [AfD]: Da 
haben wir ja Glück gehabt!)

Dennoch kann sich das Erreichte sehen lassen. Kleine 
Schritte in die richtige Richtung sind auch ein Erfolg; 
da bin ich eher pragmatisch unterwegs.

Herzlichen Dank, dass Sie mir zugehört haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Carina Konrad für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Carina Konrad (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! – Was ist denn da los? Hört die Unionsfraktion 
nicht zu?

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Sie ha-
ben kein Recht auf Zuhören, aber Sie können 
gerne weiterreden!)

– Es kommt so eine Unruhe auf. Kann es sein, dass der 
Wirkungstreffer der FDP immer noch nicht verschmerzt 
wurde? Ich sage bezugnehmend auf die Debatte von 
gestern vielleicht mal: Kollege Färber, Kollege 
Auernhammer – der gerade wegläuft –, wer Freie Demo-
kraten in diesem Haus als Heuchler und als Populisten 
bezeichnet, nur um von der eigenen Konzeptlosigkeit und 
Hilflosigkeit in dieser Koalition abzulenken, der macht 
die wahren Populisten in diesem Haus stark. Und die 
nutzen gerade die Gunst der Stunde. Die legen heute drei 
Anträge vor, zwar ohne viel Inhalt, aber mit einem Ziel: 
Bauernfängerei.

(Beifall bei der FDP)
Die Kollegen der AfD fordern von der Bundesregie-

rung ein Konzept, das bis Ende des Jahres ein monetäres 

Anreizsystem für die Landwirte schaffen soll, die den 
Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmittel reduzieren. 
Das zeigt aber wiederum, wie wenig die AfD von prakti-
scher Landwirtschaft versteht; denn das monetäre Anreiz-
system, das finanzielle Anreizsystem, Pflanzenschutz-
mittel einzusparen, besteht darin, den Einsatz von 
Pflanzenschutzmittel zu reduzieren. Das spart direkt Geld 
im Geldbeutel der Landwirte. Kein Landwirt setzt Pflan-
zenschutzmittel ein, die nicht nötig sind. Vielmehr setzt er 
sie nur dort ein, wo sie gebraucht werden.

(Beifall bei der FDP)
In Ihrem Antrag ist kein Satz zur Lösung vorhanden. 

Sie reduzieren sich auf einzelne Mittel – dazu komme ich 
gleich noch –, aber Sie schreiben keinen Satz zur Lösung.

Die Böden sind die Grundlagen für die Landwirte. Sie 
haben kein Interesse daran, diese Böden in irgendeiner 
Art und Weise nachhaltig zu schädigen; denn Landwirte 
denken in Generationen und nicht in Legislaturperioden, 
wie man das hier ziemlich oft erleben kann.

(Beifall bei der FDP)
Die Landwirte brauchen dringend mehr als Lippenbe-

kenntnisse oder die Symbolpolitik der Koalitionsfraktio-
nen.

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Oh!)
– Ja, es muss mal Schluss sein mit diesem grünen Light, 
das hier veranstaltet wird, bei dem das Bauchgefühl über-
handnimmt und Wissenschaft und Erfahrungen völlig 
ausgeblendet werden.

Pflanzenschutzmittel sind ein Baustein, um Pflanzen 
erfolgreich anzubauen und hochwertige Lebensmittel zu 
produzieren. Die Folgen dieser grünen Lightpolitik sind 
ja bereits real. Man kann sie besichtigen. Da verbieten 
Kommunen Glyphosat und setzen dann die 82-fache 
Menge hochtoxischer Pelargonsäure ein. Ist das die Zu-
kunft?

Da hat diese Bundesregierung dem Verbot von neon- 
kotinoiden Wirkstoffen zugestimmt, und die Folge davon 
ist: Saatgut wird jetzt nicht mit einer ganz geringen 
Wirkstoffmenge gebeizt bzw. krustiert, stattdessen wer-
den Landwirte dazu gezwungen, mehrfach mit der Pflan-
zenschutzspritze auszurücken, wenn die Insekten kom-
men und die Ernte bedrohen. Das ist der Erfolg dieser 
Politik, und das ist eine Gefahr für die Umwelt und keine 
Verbesserung.

(Beifall bei der FDP)
Wir gehen im Moment rückwärts und nicht vorwärts.

Die Landwirtschaft ist eine hoch innovative, eine neu-
gierige Branche. Dort ist im Moment jede Menge in der 
Pipeline. Das kann man in dieser Woche auf der Agri-
technica besichtigen. Aber es wird der Landwirtschaft 
überhaupt nicht die Chance gegeben, sich weiter-
zuentwickeln, nach vorne zu sehen und noch mehr zu 
tun. Stattdessen werden in Deutschland jeden Tag nach 
wie vor 60 bis 70 Hektar aus der Produktion genommen, 
indem man sie zubetoniert und allein die Landwirtschaft 
dafür verantwortlich macht, dass geringere Artenvielfalt 
und Insektenschwund vorherrschen. Das ist nicht ehrlich. 
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So kann man mit den Leuten nicht umgehen. Das treibt 
die Leute auf die Straße.

(Beifall bei der FDP)

Wir Freien Demokraten stehen an der Seite der Land-
wirte. Ich würde mich freuen, wenn auch die Unionsfrak-
tion diese Haltung einnehmen würde.

(Beifall bei der FDP – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Wir wollten zumindest nicht die 
Direktfinanzierung abschaffen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Kirsten Tackmann für die Fraktion 

Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Gäste! Es geht in der Debatte um Pflanzenschutz, 
Ernährung und Tiertransporte. Das sind unzweifelhaft 
Zukunftsthemen der Landwirtschaft. Aber der Versuch 
der AfD, sich mit den vorliegenden Anträgen einen gut-
bürgerlichen Heiligenschein zu verpassen, ist doch allzu 
durchsichtig.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Als Linke wollen wir chemische Pflanzenschutzmittel 
nicht nur reduzieren, sondern minimieren. Dabei müssen 
wir mit den für den Menschen und für die Natur gefähr-
lichsten Wirkstoffen beginnen. Oder besser: Solche Wirk-
stoffe sollten erst gar nicht zugelassen werden. Aber ge-
nau das passiert immer wieder.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist auch in der öffentlichen Anhörung zur Petition 
von Thomas Radetzki von der Aurelia Stiftung vor weni-
gen Wochen noch einmal sehr deutlich geworden. Dort 
wurde eine lange Liste der Lücken im Zulassungsverfah-
ren vorgelegt. Dabei geht es nicht nur um Defizite bei 
Transparenz und Unabhängigkeit, sondern auch um Un-
vollständigkeit der Prüfung, weil zum Beispiel Langzeit-
studien völlig fehlen. So kommt es immer wieder zu Feh-
lern. Aktuell geht es zum Beispiel um den Wirkstoff 
Thiacloprid. Die Zulassung dieses Pestizidwirkstoffes 
kann Schäden bei ungeborenen Kindern sowie an Tieren 
und Umwelt verursachen. Trotzdem war Thiacloprid bis 
2017 zugelassen. Weil die Neubewertung nicht rechtzei-
tig vorgelegen hat, ist dieses Pestizid sogar bis April 2020 
weiter zugelassen. Ich finde, so geht das nicht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Chlorpyrifos ist ein anderer Pestizidwirkstoff. Er wur-
de 2006 zugelassen aufgrund von fehlerhaften Studien, 
wie wir heute wissen, und obwohl es seit 2011 Hinweise 
gab, dass er Gehirnschädigungen beim Menschen auslö-
sen kann. Das wurde übrigens im August 2019 von der 
EFSA, der zuständigen Lebensmittelsicherheitsbehörde, 

bestätigt. Die Zulassung läuft trotzdem erst im Januar 
2020 aus.

Also: Ohne Verbesserung des EU-Zulassungsverfah-
rens werden höchstens Symptome gelindert. Als Linke 
wollen wir aber die Ursachen beseitigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Außerdem darf es nicht nur um den Ersatz von Wirks-
toffen gehen, sondern auch um vorbeugende Konzepte, 
zum Beispiel um Anbausysteme, in denen sich unter-
schiedliche Anbaukulturen gegenseitig stärken und 
schützen. Gute Böden sind wichtig. Auch Pflanzenstär-
kungsmittel sind ein wichtiges Thema; denn auch bei 
Pflanzen gilt: Defizite befördern Erkrankungen. Auch 
die Digitalisierung kann hier sinnvoll helfen, wenn zum 
Beispiel Pflanzenerkrankungen frühzeitig erkannt wer-
den und kleinräumig bekämpft werden oder Beikräuter 
mit modularen Maschinensystemen mechanisch be-
kämpft werden.

Ja, die Umstellung zu einer anderen Landwirtschaft ist 
nicht einfach, aber die Zeit der Ausreden muss jetzt vor-
bei sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch bei Tiertransporten darf es nicht länger um Kos-
metik gehen, und zwar im Interesse der Tiere, aber auch 
zur Unterstützung der Vollzugsbehörden. Welches Vete-
rinäramt kann schon sicherstellen, dass bis zu den EU- 
Außengrenzen und darüber hinaus die EU-Tierschutzbe-
stimmungen eingehalten werden? Aber genau das fordert 
ein aktuelles Urteil des Europäischen Gerichtshofs. Und 
als Tierärztin frage ich mich: Wieso müssen lebende Tiere 
überhaupt so lange transportiert werden, statt Schlacht-
körper, Spermien oder Eizellen zu transportieren?

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Als Linke denke ich gleichzeitig an die prekären Ar-
beitsbedingungen der Fahrerinnen und Fahrer bei solch 
langen Transporten. Deswegen sage ich ganz klar: Das ist 
weder sozial noch ökologisch sinnvoll und muss beendet 
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber auch in unserem Land müssen Tiere immer länger 
transportiert werden, weil es immer weniger, dafür immer 
größere Schlachthöfe gibt. Ich finde diese Entwicklung 
vollkommen absurd. Deswegen sagen wir Linke: Wir 
wollen nicht nur Symptome lindern, sondern das System 
und die strukturellen Ursachen beseitigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dazu tragen regionale Kreisläufe bei, gerade bei der 
Tierhaltung. Natürlich dürfen Erzeugerpreise keine Al-
mosen von großen Schlachthofkonzernen oder Lebens-
mittelkonzernen sein. Um fairen Handeln geht es auch 
direkt vor unserer eigenen Haustür, und zwar im Interesse 
von Mensch, Natur und Tier.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des Abg. Friedrich Ostendorff 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Renate Künast für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Kirsten Tackmann, meine Vorrednerin, hat über die 
AfD, über deren Anträge wir hier diskutieren, gesagt: 
Sie versucht nur, sich ein gutbürgerliches Image zu ge-
ben.- Ich wollte eigentlich an dieser Stelle mit Ihrem 
Lieblingsthema, dem Wolf, antworten.

(Carina Konrad [FDP]: Der steht jetzt gar nicht 
in den Anträgen! – Zuruf von der AfD: Spre-
chen wir über Glyphosat, das Sie zugelassen 
haben!)

– Sagen Sie einmal den gleichen Satz außerhalb des Ple-
nums, dann meldet sich der Anwalt bei Ihnen wegen einer 
Gegendarstellung und einer Unterlassungserklärung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Eigentlich wollte ich über Ihr Lieblingsthema reden. 
Das heißt, dass Sie wieder einmal als Wolf im Schafspelz 
daherkommen, meine Damen und Herren. Sie haben qua-
si aufgeschrieben, was überall schon steht, ohne etwas 
ganz konkret vorzulegen. Ich glaube, dass wir uns einer 
Sache an dieser Stelle bewusst sein müssen, nämlich dass 
beim Thema „Agrarwirtschaft, Landwirtschaft und Er-
nährung“ die Luft brennt. Die Bauern und Bäuerinnen 
gehen immer öfter auf die Straße – heute wieder in Ham-
burg –, die Unruhe ist groß. Aber auch die Städterinnen 
und Städter gehen auf die Straße. Beide fragen nach ihrer 
Zukunft.

Die Bauern fragen: Was ist mit meinem Betrieb? Wo-
hin geht die Reise? Sie stellen grüne Kreuze auf. Sie 
haben Wut über den Kampf mit der Bürokratie. Aber 
ich glaube, das ist gar nicht der Kern. Die Frage ist, ob 
Bauernfamilien in diesem Land eine Vorstellung davon 
haben, wohin die Gelder gehen und wo ungefähr ihre 
Zukunft ist. Das betrifft die Leute.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Städter fragen sich: Was ist mit unserer Ernährung? 
Sie wissen um die Verantwortung für das, was auf dem 
Land passiert, und zwar in jeder Hinsicht: betrieblich, für 
die Umwelt, den Boden, das Wasser, die Luft, die Arten-
vielfalt. Sie sagen: Wir wollen gute und gesunde Lebens-
mittel. – Sie wollen eher Lebensmittel vom Bauern als die 
hochverarbeiteten Lebensmittel einer internationalen Le-
bensmittelindustrie. Unsere Aufgabe ist es, beides zusam-
menzubringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alles andere nützt den Bauern gar nichts. Wir sollten 
die Landwirtschaft an der Stelle nicht alleinlassen, son-
dern sagen: Wir müssen klar die Wahrheit sagen. Wir 
dürfen niemanden hinter die Fichte führen, sondern müs-
sen ernsthaft miteinander über Lösungen reden, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich muss an der Stelle allerdings auch sagen: Wenn 

einige demonstrieren, wie vergangenen Sonntag passiert, 
und dabei Redakteure von Zeitungen heimsuchen und 
noch vor der Haustür sitzen bleiben, wenn der Journalist 
schon bei der Arbeit ist und Frau und Kinder Angst ha-
ben, dann ist das nicht in Ordnung. Das ist keine politi-
sche Debatte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Man muss auch einer Kommunalpolitikerin keinen 
Mist vor die Haustür werfen oder eine Petition machen 
und die Entlassung einer Agrarredakteurin beim Bayeri-
schen Rundfunk fordern, weil einem der Bericht nicht 
passte. Lassen Sie uns alle miteinander über Lösungen 
reden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich verstehe ja, dass man unruhig ist, weil nichts pas-
siert, und zwar in allen Punkten. Bei der Tierwohlkenn-
zeichnung weiß keiner, was kommt. Jetzt hat der Handel 
die erste Stufe der Initiative „Tierwohl“ verlängert. Was 
ist das? Das sind quasi Ausnahmeregelungen des Tier-
schutzgesetzes. Kein Mensch weiß, wie lange sie noch 
gelten. Das entscheiden die Gerichte. Die Ministerin hat 
Werbemittel in Höhe von 70 Millionen Euro, aber kein 
Konzept, wie man Qualität am Markt verkauft, wie man 
Tierschutz verkauft. Das wäre gut für die Bauern und 
Städterinnen und Städter, die einkaufen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Kükenschreddern sollte doch zu Ende sein. Nichts ist 

passiert. Glyphosat – wo ist die Ausstiegsstrategie? Man 
verweist darauf, dass es möglicherweise in Europa keine 
Verlängerung der Einsatzerlaubnis mehr geben wird. Der 
Chef vom Bundesamt für Verbraucherschutz, der bisher 
in der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln geübt ist, soll 
sich nicht um das Management des Verbraucherschutzes 
kümmern.

Ich sage Ihnen: Wir brauchen eine ganz andere Diskus-
sion. Wir brauchen die guten Produkte der Bauern, wir 
brauchen sowohl Produktqualität als auch Prozessquali-
tät. Wir brauchen Preise, die Absatzmöglichkeiten mitten 
in Europa und in Deutschland schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Künast, achten Sie auf die Zeit?

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir brauchen eine Agrarreform in Europa und in 

Deutschland. Wir brauchen ein Konzept für die Tierhal-
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tung der Zukunft. Darüber müssen wir diskutieren. Es 
geht nicht darum, die Emotionen von irgendjemandem 
hochzuschaukeln. Emotionen haben wir alle selber ge-
nug.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dieter Stier [CDU/CSU]: Das ist ja eine neue 
Erkenntnis für die Grünen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat die Kollegin Ingrid 

Pahlmann das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingrid Pahlmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Darüber, wer hier Emotionen hochschaukelt, 
Frau Künast, müssen wir reden.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war doch ein sachlicher Beitrag!)

Ich denke, wir produzieren momentan die besten, sicher-
sten und günstigsten Lebensmittel überhaupt.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir debattieren heute über drei Anträge der AfD-Frak-
tion. Es geht um Pflanzenschutzmittel und um Tiertran-
sporte. Ich werde mich mit dem Antrag zur gesunden 
Ernährung befassen.

Der Antrag enthält Forderungen wie eine erweiterte 
Nährwertkennzeichnung und hochwertige Essensversor-
gung in Schulen und Kitas. Über diesen Antrag haben wir 
Ende September im Agrarausschuss schon einmal debat-
tiert, und es kam die Kritik auf, dass vieles, was im Antrag 
gefordert wird, schon längst auf den Weg gebracht wurde. 
Sie werden sich vielleicht wundern: Diese Kritik kam 
nicht etwa aus unseren Reihen, nein, sie kam von einer 
Kollegin der Linksfraktion. Nun mag man vieles über Die 
Linke sagen, aber ihr zu unterstellen, dass sie unsere 
Koalition ohne Grund lobt, das geht wirklich nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das 
stimmt! Wir loben nur, wenn es stimmt!)

Aber die Kollegin hatte recht: Die Koalition hat im Be-
reich Ernährungspolitik bereits einiges umgesetzt, auch 
wenn unser Koalitionspartner das vielleicht manchmal 
anders sieht. Wir hätten auch gerne oftmals etwas anders 
gestaltet, stellen das aber nicht unbedingt hier im Plenum 
zur Schau; so viel zu unserem Koalitionspartner.

Wir haben die Nationale Innovations- und Reduktions-
strategie für Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten 
auf den Weg gebracht. Der Anteil an Fertigprodukten 
steigt, sie sind voll im Trend, und deshalb ist es wichtig, 
in diesem Bereich in Zusammenarbeit mit der Ernäh-
rungswirtschaft zu Verbesserungen bei den Inhaltsstoffen 
zu kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein Schwerpunkt der Strategie liegt hierbei bei Produkten 
für Kinder. Dazu gehört zum Beispiel auch das Verbot 
von Zucker in Säuglings- und Kindertees.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Umsetzung dieser Strategie wird von einem wissens-
basierten Produktmonitoring umfassend flankiert. Erste 
Ergebnisse hierzu werden im März 2020 vorliegen.

Dann werden im Antrag gesunde Mahlzeiten in Schule 
und Kita gefordert. Im Gute-KiTa-Gesetz haben wir die 
Stärkung der Ernährungsbildung im Vorschulbereich und 
die Verpflegungsqualität als einen Baustein mit aufge-
nommen. Dann gibt es das Schulprogramm der Euro-
päischen Union. Im Rahmen dessen werden bereits seit 
vielen Jahren frisches Obst, Gemüse, Milch und Milch-
produkte kostenlos oder stark vergünstigt an die Schulen 
abgegeben. Die Verantwortlichen in den Kommunen ha-
ben dazu die regionalen Anbieter schon längst ins Boot 
geholt und achten weiterhin aus eigenem Antrieb darauf, 
Caterer, die frisch, gesund und ausgewogen kochen, zu 
verpflichten. Ich bin selbst noch kommunalpolitisch tätig 
und kann Ihnen versichern, dass wir großen Wert auf eine 
gute Schulverpflegung legen. Dazu brauchen wir keinen 
Antrag der AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zur Lebensmittelkennzeichnung. Auch hier kommt der 
Antrag zu spät. Die erweiterte Lebensmittelkennzeich-
nung, wie im Koalitionsvertrag festgelegt, ist bereits in 
der Pipeline und wird in Kürze eingeführt. Damit bekom-
men die Verbraucher mithilfe eines farbigen Logos, dem 
Nutri-Score, eine schnelle und leicht verständliche Orien-
tierung über die Zusammensetzung vieler Lebensmittel; 
momentan nur auf freiwilliger Basis, aber unsere Bundes-
ministerin Julia Klöckner setzt sich für ein EU-weit ein-
heitliches System ein, und wir unterstützen sie dabei.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber ich sage: Der Nutri-Score ist nur eine vereinfach-
te Richtlinie. Uns ist bewusst, dass Ernährungsbildung 
und -aufklärung für erwachsene Konsumenten einen 
weitaus höheren Stellenwert bekommen muss. Denn ei-
nes ist auch klar: Um die Ernährungskompetenz von Kin-
dern und Jugendlichen zu fördern, können wir uns nicht 
nur auf Schulen und Kitas beschränken. Kinder und Ju-
gendliche lernen von uns Erwachsenen, und damit sind in 
erster Linie die Eltern gefragt, mit gutem Beispiel voran-
zugehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die stärkste Prägung in Sachen Ernährung geht nun mal 
von der Familie aus. Deswegen gibt es viele weitere aus 
Bundesmitteln finanzierte Projekte für alle Lebenspha-
sen. Als Beispiel nenne ich das Projekt IN FORM. Das 
ist längst etabliert und seit Jahren auf dem Markt. Auch 
hier greift der AfD-Antrag mal wieder viel zu kurz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das einzig Gute an dem AfD-Antrag zur Ernährungs-
bildung ist die Möglichkeit, öffentlich über das wichtige 
Thema Ernährung zu sprechen, inhaltlich können wir 
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dem schwachen Antrag der AfD aber beileibe nicht zu-
stimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dieter Stier [CDU/ 
CSU]: Wirklich nicht!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Isabel Mackensen für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Isabel Mackensen (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Lie-

be Kollegen! Liebe Zuschauerinnen! Liebe Zuschauer! 
Ich komme aus Rheinland-Pfalz, aus der Vorderpfalz. 
Ich bin zwar kein Bauernkind, aber mit der Landwirt-
schaft, genauer: mit dem Weinbau, aufgewachsen. Es 
heißt zwar immer, es gebe nur noch Großbetriebe, doch 
ich kann Ihnen sagen: Bei mir in der Heimat gibt es noch 
die Bandbreite an kleinen landwirtschaftlichen Betrieben, 
und gerade diese zu unterstützen, ist das Ziel der SPD- 
Bundestagsfraktion:

(Beifall bei der SPD)
die Gemüsebauern, die den Pfalzmarkt beliefern, die Zu-
ckerrübenbauern, die die regionale Zuckerproduktion er-
möglichen, die Obstbauern mit den Apfelbäumen, vor 
allem aber die Winzer, die uns mit ihrem herrlichen Re-
bensaft versorgen.

Die Bedeutung der Landwirtschaft als Branche brau-
che ich Ihnen nicht zu erläutern. Sie versorgt uns tagtäg-
lich mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln. In wel-
chem Ausmaß der chemische Pflanzenschutz in Zukunft 
notwendig ist, muss in der Gesellschaft diskutiert werden, 
und das selbstverständlich mit der Landwirtschaft auf 
Augenhöhe. Dabei müssen die Bewirtschaftungsmaßnah-
men des integrierten Pflanzenschutzes vermehrt Auf-
merksamkeit bekommen und die Erkenntnisse aus dem 
Ökolandbau genutzt werden bis hin zum zielgenauen und 
sehr dosierten Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, um 
Kulturpflanzen zu schützen. Bei mir zu Hause beispiels-
weise wird der Einsatz von Drohnen im Weinbau erprobt.

Es besteht Handlungsbedarf; denn das Insektensterben 
hat ein drastisches Ausmaß angenommen, was die Studie 
der TU München erst kürzlich bestätigt hat. Die Ursachen 
sind multifaktoriell. Deshalb müssen die Lösungen ge-
nauso vielfältig sein.

(Beifall bei der SPD)
Im derzeit erarbeiteten Aktionsprogramm Insektenschutz 
der Bundesregierung werden neben der Landwirtschaft 
unter anderem auch Bereiche wie Siedlungsentwicklung, 
Lichtverschmutzung und die Verkehrsinfrastruktur adres-
siert. Als größter Landnutzer trägt die Landwirtschaft ei-
nen wesentlichen Beitrag zum Insektenschwund bei, und 
daher können die vorhandenen Probleme nur gemeinsam 
mit den Landwirtinnen und Landwirten gelöst werden.

(Beifall bei der SPD)

Die vorliegenden Anträge zur Reduzierung von chemi-
schen Pflanzenschutzmitteln und zum Verbot von Tierex-
porten aus Deutschland greifen zu kurz. Beim Antrag zu 
den Tiertransporten werden keine Lösungen der prakti-
schen Probleme aufgezeigt. Wir sollten die deutsche EU- 
Ratspräsidentschaft im nächsten Jahr nutzen, um die eu-
ropäische Tiertransportverordnung zu überarbeiten. Ge-
nerell muss das Ziel sein, Tiertransporte weitgehend zu 
vermeiden, zu züchterischen Zwecken jedoch können 
Spermien, Embryos oder befruchtete Eier transportiert 
werden.

(Beifall bei der SPD)

Die im Antrag enthaltenen Vorschläge zum Pflanzen-
schutz sind überholt; denn das kommende Aktionspro-
gramm Insektenschutz und die aktuell erarbeitete Acker-
baustrategie sind die Grundlage für die Reduzierung von 
chemischen Pflanzenschutzmitteln.

Wir können die Sorge der Landwirtinnen und Land-
wirte wegen der bevorstehenden Veränderungen in der 
Landwirtschaft durch das eben erwähnte Insektenschutz-
programm, die Anpassung der Düngeverordnung und das 
Klimaschutzpaket nachvollziehen. Die Herausforderun-
gen, mit denen wir alle konfrontiert sind, sind nicht 
plötzlich aufgetreten. Der Rucksack, der jetzt auf den 
Schultern der Landwirte sitzt, hat sich über die Jahre im-
mer praller gefüllt. Der Druck steigt und führt zu Verun-
sicherungen. Dafür haben wir absolut Verständnis. Aber 
die Landwirtinnen und Landwirte sollten auch einmal 
hinterfragen, ob ihre Interessenvertretung auch wirklich 
ihre Interessen, die aller Landwirtinnen und Landwirte, 
vertritt.

(Beifall bei der SPD)

Die Landwirtschaft in Deutschland ist heterogen. Da-
her ist eine differenzierte Sicht der Dinge notwendig. Das 
ist nur im Dialog möglich. So wird es schon nächste 
Woche einen runden Tisch der Bundesregierung zum In-
sektenschutzprogramm geben, bei dem gemeinsam mit 
den Interessenvertretern der Branche die genaue Umset-
zung erarbeitet wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um 

Aufmerksamkeit für den letzten Redner in dieser Debatte, 
den Kollegen Dieter Stier für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dieter Stier (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine Damen und Herren! Herr Protschka, zunächst 
freue ich mich sehr, dass die Kolleginnen und Kollegen 
der AfD nun auch das Thema Landwirtschaft für sich 
entdeckt haben und damit ihren thematischen Fokus et-
was breiter aufstellen wollen.
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Wir alle wissen, wie kontrovers zurzeit über die grund-
sätzliche Ausrichtung unserer Landwirtschaft gestritten 
wird. Jeder ernstgemeinte Beitrag ist daher durchaus will-
kommen. Aber sehen wir uns Ihre Kernforderungen ein-
mal an: erstens Pflanzenschutzmittel reduzieren, zweitens 
gesundheitsbewusste Ernährung fördern, drittens Tierex-
porte verbieten. Das klingt beim ersten Lesen wie ein 
recht alter Antrag der Grünen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, nicht von uns!)

Das hat mich dann doch überrascht.

Beispiel Pflanzenschutzmittel – wenn ich jetzt einmal 
zu den Einzelheiten kommen darf –: Die dringende Not-
wendigkeit einer Reduzierung, meine Damen und Herren, 
wird heute wohl von niemandem mehr ernsthaft bestrit-
ten. Aber – und darauf kommt es an – eine Landwirtschaft 
ohne Glyphosatwirkstoffe ist zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht praktikabel; denn alle verfügbaren Wirkstoffe sind 
mit einem vielfach höheren Risiko verbunden. Das ist 
eine Tatsache, die Sie bewusst außen vor lassen und die 
bei Ihnen gegenwärtig nicht vorkommt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zurufe von der AfD)

Im Gegensatz zu Ihrem Antrag, meine Damen und 
Herren, sprechen Sie sich in Ihrem eigenen Bundespro-
gramm für ein Totalverbot von Glyphosat aus. Jetzt frage 
ich Sie heute einmal: Was gilt denn nun eigentlich? Ihr 
Antrag – dort wollen Sie das nämlich nur sehr einge-
schränkt – oder Ihr Bundesprogramm? Woher kommt 
denn diese plötzliche 180-Grad-Wende?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Reinhard Houben [FDP] – Zurufe von der AfD)

Eine echte Lösung für unsere Landwirte, die heute prak-
tikabel ist, bleiben Sie leider schuldig. Leider! Doch ge-
nau die brauchen wir, wenn es auch morgen noch Land-
wirtschaft in Deutschland geben soll. Und dass es sie 
morgen noch gibt, das wollen wir zumindest, und dafür 
setzen wir uns auch in dieser Koalition ein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Um die Glyphosatproblematik wirksam anzugehen, 

erarbeitet das Bundeslandwirtschaftsministerium – Herr 
Staatssekretär Fuchtel sitzt hier – bereits sehr gründlich 
eine Ackerbaustrategie. Und hier setzt unsere Lösung an: 
Ergebnis dieser Ackerbaustrategie wird eine erkennbare 
Reduzierung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes sein.

Im Übrigen – auch das dürfen wir nicht ausblenden – 
sind bereits drei Neonikotinoide EU-weit verboten wor-
den. Das dürfte Ihnen allen bekannt sein. Ich will es der 
Vollständigkeit halber hier dennoch erwähnt haben.

Außerdem hat sich die Bundesregierung im Aktions-
programm Insektenschutz für das Ende des Glyphosatein-
satzes bis 2023 ausgesprochen. Damit ist klar: Wir haben 
bereits gehandelt, meine Damen und Herren, und weitere 
Verbesserungen werden folgen.

Lassen Sie mich abschließend noch auf Ihre Idee des 
Verbots von Tierexporten in Nicht-EU-Länder eingehen. 
Sie wollen ein Verbot, wenn Tierschutzstandards im Aus-

land nicht eingehalten werden. Dramatische Bilder und 
einschlägige Berichte aus Gebieten außerhalb der EU be-
legen Handlungsbedarf. Richtig ist: Wer gegen EU-Tier-
transportvorgaben verstößt, muss Sanktionen zu spüren 
bekommen. Das sehe ich ganz genauso.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Der Vorwurf der Tatenlosigkeit geht ins Leere.

Um die Situation zu verbessern, hat die Ministerin 
schon eingelenkt. Um Veterinären künftig bessere Ent-
scheidungsbedingungen zu bieten, wurde mit den Agrar-
ministern der Länder die Schaffung einer speziellen Da-
tenbank vereinbart. Informationen über Transportrouten 
werden künftig Grundlage sein, ob ein Tiertransport in 
Drittstaaten genehmigt oder untersagt wird. Das ist ein 
guter Ansatz, den bisher verbliebenen Defiziten entschie-
den entgegenzutreten, meine Damen und Herren. Wir 
werden auch weiter dafür eintreten, die Wirksamkeit 
der Länderkontrollen durch den Bund zu erhöhen.

Wie Sie sehen, haben wir vielen der aufgeschriebenen 
Dinge schon Rechnung getragen. Deshalb sind Ihre An-
träge entbehrlich, und wir werden sie selbstverständlich 
heute ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zunächst zu Tagesordnungspunkt 18 b. 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Ernährung und Landwirtschaft zu dem An-
trag der Fraktion der AfD mit dem Titel „Förderung einer 
gesundheitsbewussten Ernährung – Bessere Kennzeich-
nungspflichten, hochwertigeres Schulessen, keine EU- 
Ausschreibungspflicht“. Der Ausschuss empfiehlt unter 
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa-
che 19/13639, den Antrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 19/7033 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen, die FDP-Fraktion, die Fraktion Die Linke und die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Frank Magnitz [AfD]: Wie bei der Einheits-
partei!)

Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Niemand. Die Beschlussempfehlung ist angenom-
men.

Wir kommen jetzt zu Beschlussempfehlungen, zu de-
nen namentliche Abstimmung verlangt wurde. Ich mache 
Sie darauf aufmerksam, dass entsprechend unseren Ver-
abredungen zum Schichtwechsel jetzt vier Abstimmungs-
urnen zur Verfügung stehen: rechts und links an den Sei-
ten vom Präsidium aus gesehen, eine hier vorne und eine 
hinten an den Türen.

Tagesordnungspunkt 18 a. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit 
dem Titel „Den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel 
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wirksam reduzieren“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/8462, den An-
trag der Fraktion der AfD auf Drucksache 19/7429 abzu-
lehnen. Wir stimmen auf Verlangen der Fraktion der AfD 
nun namentlich über die Beschlussempfehlung ab. Ich 
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die vorge-
sehenen Plätze einzunehmen. – Sind alle Schriftführer an 
ihrem Platz? – Ich eröffne die Abstimmung.

Soweit wir das von hier vorn aus beurteilen können, 
würde es helfen, wenn Kolleginnen und Kollegen, die 
ihre Stimme abgegeben haben, den Platz rund um die 
Abstimmungsurnen räumen, sodass die Kolleginnen 
und Kollegen, die noch abstimmen wollen, die Urnen 
auch erreichen können.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, welches 
seine Stimme zur Beschlussempfehlung auf Drucksa-
che 19/8462 nicht abgegeben hat? – Das scheint der Fall 
zu sein. Dann bitte ich, das jetzt zu vollziehen.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, welches 
seine Stimme zur ersten namentlichen Abstimmung nicht 
abgegeben hat? – Das ist nicht der Fall. Ich schließe die 
Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis 
wird Ihnen später bekannt gegeben.1)

Tagesordnungspunkt 18 c. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft zu dem Antrag der Fraktion der AfD zum 
Verbot von Tierexporten aus Deutschland. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa-
che 19/9107, den Antrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 19/5532 abzulehnen. Wir stimmen über die Be-
schlussempfehlung auf Verlangen der Fraktion der AfD 
namentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. – 
Sind alle Schriftführerinnen und Schriftführer an ihrem 
Platz? – Das ist der Fall. Ich eröffne die zweite nament-
liche Abstimmung, und zwar über die Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 19/9107.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, welche 
seine Stimme zur zweiten namentlichen Abstimmung 
nicht abgegeben hat? – Solange das noch der Fall ist, bitte 
ich diejenigen Kolleginnen und Kollegen, die den weite-
ren Debatten hier folgen wollen, schon mal Platz zu neh-
men, damit wir zügig weiterverhandeln können.

Ich frage noch einmal: Ist noch ein Mitglied des Hauses 
anwesend, welches seine Stimme zur zweiten namentli-
chen Abstimmung nicht abgegeben hat? Diese Frage rich-
tet sich natürlich auch an die Schriftführerinnen und 
Schriftführer. – Das ist nicht der Fall. Ich schließe die 
Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, mit der Auszählung zu beginnen.2) Die Ergebnisse 
der Abstimmung werden Ihnen später bekannt gegeben.

Ich bitte jetzt, zügig die notwendige Ordnung herzu-
stellen. Dies gilt für die Regierungsbank, aber auch für 
alle Fraktionen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 12 a und 12 b auf:

a) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD

One World. One Net. One Vision. – Inter-
net Governance Forum für ein offenes und 
freies globales Netz

Drucksache 19/15059

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Jimmy Schulz, Manuel Höferlin, Frank Sitta, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP

Internet Governance langfristig denken – 
Internationale Zusammenarbeit stärken

Drucksache 19/15054

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss Digitale Agenda (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Federführung strittig

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Tankred Schipanski für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Tankred Schipanski (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Mit dem Antrag wollen wir die Aufmerksamkeit auf die 
Bedeutung des freien, offenen und sicheren Internets 
richten. Zeitlicher Anlass ist das Internet Governance 
Forum der Vereinten Nationen, kurz IGF, das in diesem 
Jahr vom 25. bis zum 29. November in Berlin stattfindet. 
Das IGF findet unter dem Motto „One World. One Net. 
One Vision.“ statt. Daher auch der Titel unseres Koali-
tionsantrags. Erstmalig findet das IGF in Berlin statt. Das 
ist ein großer Erfolg, und dafür haben sich die Digitalpo-
litiker der Union und der damalige Kanzleramtschef Peter 
Altmaier in der letzten Legislatur besonders eingesetzt.

Meine Damen und Herren, bei einigen Staaten be-
obachten wir mit Sorge, dass es Tendenzen zur Fragmen-
tierung des Internets gibt, Tendenzen zur Schaffung von 
nationalen Intranets oder regional geschlossenen Syste-
men.

Das neue Internetgesetz, das Anfang dieses Monats in 
Russland in Kraft trat, ist jüngster Ausdruck davon und 
dient unserer Auffassung nach dem Ziel, das Netz voll-
ständig unter staatliche Kontrolle zu bekommen. Und das 
erfüllt uns mit Sorge.

Oder blicken wir nach China. Freier Netzzugang exis-
tiert hier nicht mehr. Internetzensur findet aus verschie-
denen Gründen statt. Zum einen werden Informationen 
über ausländische, westliche Ideen begrenzt. Zum ande-
ren dient die Kontrolle dem Wirtschaftsprotektionismus 
in China. Der Zugang zu bestimmten Webseiten ist nur 
über einen VPN-Tunnel möglich.

1) Ergebnis Seite 15940 D 
2) Ergebnis Seite 15944 A 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, blicken wir in die 
Türkei. Internetzensur ist auch hier an der Tagesordnung. 
Im August 2019 hat ein Gericht die Sperrung von mehr 
als 130 Webseiten von Oppositionellen aus Politik, Me-
dien und Kunst angeordnet. Zusätzlich wurde eine neue 
Regelung zur Kontrolle von Internetplattformen einge-
führt, die Filme, Videos und Radioinhalte verbreiten. Wi-
kipedia ist seit mehr als zwei Jahren in der Türkei nicht 
mehr aufrufbar.

Das sind Tendenzen, denen wir als Deutscher Bundes-
tag und im Rahmen des IGFs klar entgegentreten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, auch die Bestrebungen ei-
niger Akteure, Entscheidungen stärker in staatlich domi-
nierte Gremien wie die ITU, also die International 
Telecommunications Union, zu verlagern, sehen wir kri-
tisch. Einzelne Regierungen rücken dort Themen wie die 
Kontrolle von Inhalten und Einschränkungen des freien 
Datenflusses in den Vordergrund und wollen ihre Version 
eines abgeschotteten und zensierten Netzes etablieren. 
Dem stellen wir unsere Version eines offenen Netzes ent-
gegen. Dabei setzen wir auf einen Multi-Stakeholder-An-
satz, um einen gleichberechtigten und konstruktiven 
Dialog zwischen Interessenvertretern aus Staaten, inter-
nationalen Organisationen, der Wirtschaft, der Wissen-
schaft, der technischen Community und der Zivilgesell-
schaft zu ermöglichen.

Das IGF ist jene offene Diskussionsplattform der Ver-
einten Nationen zu zentralen rechtlichen, politischen, so-
zialen und technischen Fragen des Internets.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, IGF ist gut!)

Der Multi-Stakeholder-Ansatz bringt dabei alle relevan-
ten Gesellschaftsgruppen an einen Tisch, insbesondere 
auch bislang unterrepräsentierte Vertreter aus Entwick-
lungs- und Schwellenländern.

Auf rein parlamentarischer Ebene wirkt so beispiels-
weise auch die Parlamentarische Versammlung der 
OSZE, in der einige Kollegen dieses Hauses aktiv mit-
arbeiten. Dieses Gremium hat jüngst einen eigenen Be-
richterstatter für die Digitale Agenda benannt. Das The-
ma „Digitalisierung und freies Internet“ rückt also auch 
bei diesem multilateralen Gremium in den Fokus.

Meine Damen und Herren, seit nun fast 15 Jahren exis-
tiert mit dem IGF ein Forum der Verständigung, in dem 
global über die politischen Herausforderungen des Inter-
nets diskutiert wird. Das IGF kann globale politische 
Konflikte auf dem Feld des Internet Governance viel-
leicht nicht lösen, aber es kann, befreit von Entschei-
dungszwängen, dazu beitragen, ein gemeinsames Ver-
ständnis der Konflikte zu gewinnen und Lösungsansätze 
dafür zu entwickeln; und das ist der Wert an sich, auch 
wenn die Empfehlungen des IGFs unverbindlich sind.

Auch der Deutsche Bundestag wird sich am IGF betei-
ligen. Am Tag Zero wird ein Parlamentariertreffen statt-
finden, zu dem Parlamentarier aus der ganzen Welt, die 

am IGF teilnehmen, eingeladen sind. Am letzten Tag wird 
der Deutsche Bundestag auf einem abschließenden Parla-
mentariertreffen die Vorschläge und Empfehlungen des 
IGFs 2019 in Empfang nehmen und diese im Anschluss 
an das Ausrichterland des IGFs 2020, an Polen, überge-
ben.

Vielen Dank an die Kollegen aus der Arbeitsgruppe 
Wirtschaft für die Zusammenarbeit, insbesondere aber 
auch an Ronja Kemmer, die dieses Thema als Berichter-
statterin im Ausschuss Digitale Agenda betreut. Mein 
Kollege Hansjörg Durz, der Mitglied beider Ausschüsse 
ist, wird noch zu uns sprechen. Auch ihm sei gedankt für 
diesen Antrag wie auch unserem Koalitionspartner, der 
Treiber bei diesem Antrag war.

Ich freue mich auf das IGF und spreche nochmals eine 
herzliche Einladung an die Kolleginnen und Kollegen 
aus, sich zahlreich an diesem Forum zu beteiligen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Abgeordnete Joana Cotar für die AfD- 

Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Joana Cotar (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Ende 

November tagt das Internet Governance Forum in Berlin. 
Netzexperten aus der ganzen Welt werden zusammen 
über politische, rechtliche und technische Fragen des In-
ternets diskutieren – eine tolle Sache, die der Ausschuss 
Digitale Agenda aktiv begleitet.

CDU/CSU und SPD nutzen dieses Ereignis nun für 
einen Antrag, der da lautet: „… Internet Governance Fo-
rum für ein offenes und freies globales Netz“. Sie ver-
zeihen, dass ich schon beim Titel lachen muss, werte 
Kollegen von der Koalition. Ausgerechnet Sie, die Par-
teien, die in den letzten Jahren mit Hingabe die Bekämp-
fung der Freiheit im Internet vorangetrieben haben, aus-
gerechnet Sie fordern jetzt ein freies und globales Netz. 
So viel Chuzpe muss man erst mal haben!

(Beifall bei der AfD)
Ausgerechnet Sie, die Erfinder des NetzDGs und Durch-
peitscher der Uploadfilter, reden davon, das freie Internet 
erhalten zu wollen. Wie dreist kann man eigentlich sein?

(Beifall bei der AfD)
Sie stellen hier Schaufensteranträge, die toll klingen, die 
den Bürgern weismachen sollen: „Schaut, wir kümmern 
uns um euch, wir kämpfen für die Freiheit“, und in Wirk-
lichkeit tun Sie das genaue Gegenteil.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das 
können sie ja!)

Beispiel Netzwerkdurchsetzungsgesetz: ein in weiten 
Teilen verfassungswidriges Gesetz, das wie kein anderes 
die Meinungsfreiheit im Internet einschränkt. Um nicht 
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gesperrt zu werden und die Löschung des eigenen Profils 
zu riskieren, schreiben viele Menschen nicht mehr das, 
was sie denken.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Lächerlich, 
Frau Kollegin!)

Die Studien der letzten Zeit zeigen es: Die Mehrheit der 
Deutschen fühlt sich in ihrer Meinungsfreiheit eingeengt, 
bei bestimmten Themen müsse man vorsichtig sein, was 
man sagt. – Nie im Leben hätte ich gedacht, dass es in 
einem freien und demokratischen Land wie Deutschland 
wieder einmal so weit kommen kann.

(Beifall bei der AfD)
Wir haben letzte Woche 30 Jahre Mauerfall gefeiert. 

Anstatt aus der Geschichte zu lernen, feiern in Deutsch-
land das Denunziantentum und die Zensur Wiederaufer-
stehung.

(Lachen des Abg. Tankred Schipanski [CDU/ 
CSU])

Aber wissen Sie was, einigen diente Ihr fabelhaftes 
Gesetz tatsächlich als Vorlage: Autoritäre Regime wie 
Venezuela, Vietnam, Belarus, Russland oder Honduras, 
sie haben das NetzDG kopiert und nutzen es als Tarnung 
für die Zensur und Unterdrückung ihrer eigenen Bürger. 
„Herzlichen Glückwunsch“, kann man da nur sagen! Wir 
haben einen neuen Exportschlager. Ich hoffe, Sie sind 
stolz darauf.

(Beifall bei der AfD)
Wir von der AfD haben bereits im Dezember 2017 

einen Gesetzentwurf zur Aufhebung des NetzDGs vorge-
legt. Er wurde jetzt zum fünften Mal von der Tagesord-
nung des Ausschusses gestrichen, nachdem er bereits 
2018 zigmal abgesetzt wurde.

(Zurufe von der SPD)
Sie wollen sich damit nicht beschäftigen, weil Ihnen die 
jetzige Beschneidung der Meinungsfreiheit noch nicht 
weit genug geht. Sie arbeiten bereits an einer Verschär-
fung des NetzDGs. Gummiparagrafen sollen dann jeden 
notwendigen Spielraum bieten, um missliebige Mei-
nungsäußerungen zu bestrafen.

Wissen Sie, wann mir der Begriff „Hetze“ zum ersten 
Mal begegnet ist? Mein Vater wurde in Rumänien unter 
der Herrschaft von Ceausescu zu zwölf Jahren Haft ver-
urteilt – angeblich, weil er gegen den Staat gehetzt hat. 
Merken Sie etwas, meine Damen und Herren? Merken 
Sie, was passiert, wenn die Politik bestimmt, was Hetze 
ist?

Auch im neuen UN-Bericht des Beauftragten für Mei-
nungsfreiheit taucht das NetzDG wieder auf – als Nega-
tivbeispiel. Es sei unscharf formuliert und führe zu Over-
blocking. Der damit verbundene Handlungsdruck führt 
automatisch zum Einsatz von Uploadfiltern, Technolo-
gien, die Inhalte sperren, noch bevor sie auf den Platt-
formen landen.

Und da sind wir beim zweiten Thema: Uploadfilter. 
Vor der Abstimmung auf EU-Ebene haben sich Internet-
pioniere wie der Erfinder des World Wide Web, Tim Ber-

ners-Lee, öffentlich an die EU-Abgeordneten gewandt. 
Uploadfilter würden aus dem offenen und freien Internet 
„ein Werkzeug für die automatisierte Überwachung und 
Kontrolle der Nutzer machen“. Plattformen würden ge-
zwungen, eine „Infrastruktur für die Überwachung und 
Zensur tief in ihre Netze einzubetten“. Das hat Sie nicht 
interessiert. Der Haupttreiber der Uploadfilter auf EU- 
Ebene war Axel Voss, CDU-Mitglied; Katarina Barley 
von der SPD hat zugestimmt. Und Sie beschweren sich 
in Ihrem Antrag jetzt tatsächlich darüber, dass das offene 
und freie Netz weltweit bedroht ist? – Stimmt, auch durch 
Sie, liebe Vertreter der Regierungsparteien!

(Beifall bei der AfD)

Da müssen Sie nicht mit dem Finger auf Russland oder 
China zeigen; es zeigen drei Finger auf sie zurück.

Ihr jetziger Antrag wirkt auf mich wie blanker Hohn. 
Dass die Regierungsparteien jetzt auch noch von der Re-
gierung, also Ihren eigenen Leuten, einen schnellen Inter-
netausbau fordern – plus 24 weitere Forderungen –, weil 
die Regierung, also Ihre eigenen Leute, seit Jahren in 
Sachen Digitalisierung ihre Hausaufgaben nicht macht, 
rundet das Absurde für mich ab.

Der FDP-Antrag geht dagegen in die richtige Richtung: 
Wahrung der Meinungsfreiheit, Ende-zu-Ende-Ver-
schlüsselung, keine Nachschlüssel für Internetprotokolle, 
keine Backdoors oder Zero-Day-Exploits. Das hat die 
AfD bereits im Mai dieses Jahres in ihrem Antrag „Frei-
heit im Internet – Bürgerrechte stärken" gefordert.

(Manuel Höferlin [FDP]: Wir auch! Schon 
lange!)

Schön, dass wir uns da einig sind, liebe Kollegen.

(Beifall bei der AfD)

Die Koalition sollte dagegen im Duden den Begriff 
„Freiheit“ noch einmal nachschlagen. Vielleicht hilft 
Ihnen auch ein Zitat von Nestroy:

Die Zensur ist das lebendige Geständnis der Großen, 
daß sie nur verdummte Sklaven …, aber keine freien 
Völker regieren können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Bevor wir in der Debatte fortfahren, gebe ich Ihnen die 

von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelten 
Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen bekannt.

Bei der Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft zu 
dem Antrag „Den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmit-
tel wirksam reduzieren“ – Drucksachen 19/7429 und 
19/8462 – wurden 627 Stimmkarten abgegeben. Mit Ja 
stimmten 547 Abgeordnete, mit Nein 80, es gab keine 
Enthaltung. Die Beschlussempfehlung ist damit ange-
nommen.
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Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            625;
davon

ja:                                      545
nein:                                    80

Ja
CDU/CSU
Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Peter Altmaier
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe- 

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Astrid Freudenstein
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig

Eberhard Gienger
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Christian Hirte
Dr. Heribert Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Andreas G. Lämmel

Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Gisela Manderla
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans 

Michelbach
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Elisabeth Motschmann
Axel Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Petra Nicolaisen
Michaela Noll
Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Eckhardt Rehberg
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff

Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Anita Schäfer (Saalstadt)
Dr. Wolfgang Schäuble
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Tankred Schipanski
Christian Schmidt (Fürth)
Dr. Claudia Schmidtke
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Peter Stein (Rostock)
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Gero Storjohann
Stephan Stracke
Max Straubinger
Karin Strenz
Dr. Peter Tauber
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith
Kerstin Vieregge
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries
Kees de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Nina Warken
Kai Wegner
Albert H. Weiler
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Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß (Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Marian Wendt
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Oliver Wittke
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD
Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Nezahat Baradari
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Lothar Binding 

(Heidelberg)
Dr. Eberhard Brecht
Leni Breymaier
Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde
Martin Burkert
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Dr. Edgar Franke
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Michael Groß
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut

Gabriela Heinrich
Marcus Held
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk
Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Cansel Kiziltepe
Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz-Emre
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Kirsten Lühmann
Isabel Mackensen
Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Markus Paschke
Christian Petry
Detlev Pilger
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde

Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Swen Schulz (Spandau)
Andreas Schwarz
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Ute Vogt
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Joe Weingarten
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

FDP
Grigorios Aggelidis
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Nicole Bauer
Jens Beeck
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Dr. Marco Buschmann
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Hartmut Ebbing

Dr. Marcus Faber
Otto Fricke
Thomas Hacker
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Torsten Herbst
Katja Hessel
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Ulla Ihnen
Olaf In der Beek
Dr. Christian Jung
Karsten Klein
Dr. Marcel Klinge
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Kulitz
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte
Christian Lindner
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Till Mansmann
Dr. Jürgen Martens
Christoph Meyer
Alexander Müller
Roman Müller-Böhm
Frank Müller-Rosentritt
Dr. Martin Neumann 

(Lausitz)
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. Stefan Ruppert
Dr. h. c. Thomas 

Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly
Frank Sitta
Judith Skudelny
Dr. Hermann Otto Solms
Bettina Stark-Watzinger
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich

juris Lex QS
19052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15943 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Johannes Vogel (Olpe)
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm

DIE LINKE
Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Simone Barrientos
Lorenz Gösta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm-Förster
Christine Buchholz
Dr. Birke Bull-Bischoff
Jörg Cezanne
Sevim Dağdelen
Fabio De Masi
Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Heike Hänsel
Andrej Hunko
Ulla Jelpke
Kerstin Kassner
Dr. Achim Kessler
Jan Korte
Jutta Krellmann
Caren Lay
Sabine Leidig
Ralph Lenkert
Michael Leutert
Stefan Liebich
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Cornelia Möhring
Niema Movassat
Norbert Müller (Potsdam)
Zaklin Nastic
Dr. Alexander S. Neu
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Tobias Pflüger
Martina Renner
Bernd Riexinger
Eva-Maria Schreiber
Dr. Petra Sitte

Helin Evrim Sommer
Kersten Steinke
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti
Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Andreas Wagner
Harald Weinberg
Katrin Werner
Hubertus Zdebel
Pia Zimmermann

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Lisa Badum
Margarete Bause
Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Ekin Deligöz
Katja Dörner
Harald Ebner
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Erhard Grundl
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Uwe Kekeritz
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Sylvia Kotting-Uhl
Oliver Krischer
Stephan Kühn (Dresden)
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Monika Lazar
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Dr. Tobias Lindner
Dr. Irene Mihalic
Claudia Müller
Beate Müller-Gemmeke
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz

Omid Nouripour
Friedrich Ostendorff
Cem Özdemir
Filiz Polat
Tabea Rößner
Corinna Rüffer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Margit Stumpp
Markus Tressel
Dr. Julia Verlinden
Daniela Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Gerhard Zickenheiner

Fraktionslos
Marco Bülow

Nein
AfD
Dr. Bernd Baumann
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Petr Bystron
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Dr. Gottfried Curio
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von 

Gronow
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Dr. Anton Friesen
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Franziska Gminder
Kay Gottschalk
Armin-Paulus Hampel
Mariana Iris Harder-Kühnel
Verena Hartmann
Dr. Roland Hartwig
Jochen Haug

Martin Hebner
Udo Theodor Hemmelgarn
Waldemar Herdt
Lars Herrmann
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Martin Hohmann
Dr. Bruno Hollnagel
Leif-Erik Holm
Johannes Huber
Fabian Jacobi
Dr. Marc Jongen
Jens Kestner
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen
Frank Magnitz
Jens Maier
Dr. Lothar Maier
Dr. Birgit Malsack- 

Winkemann
Corinna Miazga
Andreas Mrosek
Hansjörg Müller
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Jan Ralf Nolte
Ulrich Oehme
Gerold Otten
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Roman Johannes Reusch
Ulrike Schielke-Ziesing
Dr. Robby Schlund
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Detlev Spangenberg
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Wolfgang Wiehle
Dr. Heiko Wildberg
Dr. Christian Wirth

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.
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Bei der Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft zu 
dem Antrag „Verbot von Tierexporten aus Deutschland – 
Insbesondere in Nicht-EU-Länder, bei nicht EU-rechts-
konformen Transport-, Haltungs- und Schlacht-
bedingungen sowie Sicherstellung der Einhaltung der 
EU-Tiertransportvorgaben auf dem Gebiet der Bundes-

republik Deutschland und Ausarbeitung von geeigneten 
Straf- beziehungsweise Ordnungswidrigkeitsvorschriften 
für Verstöße gegen die EU-Tiertransportvorgaben“ wur-
den 625 Stimmkarten abgegeben. Mit Ja stimmten 546 
Abgeordnete, mit Nein 79, Enthaltungen gab es keine. 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            625;
davon

ja:                                      546
nein:                                    79

Ja
CDU/CSU
Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Peter Altmaier
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe- 

Land)

Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Astrid Freudenstein
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir fahren nun in der Debatte fort. Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Jens Zimmermann für die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Am ver-

gangenen Wochenende haben wir hier in Berlin gefeiert, 
dass die Mauer eingerissen wurde. Wir wollen auch ein 
globales Internet ohne Mauern.

Da muss ich mich doch gleich mal zu Beginn zu den 
Kolleginnen und Kollegen von der AfD herüberlehnen. 
Sind es denn nicht Sie, die mit Besuchen bei Herrn Assad 
in Syrien und auf der besetzten Krim immer wieder klar-
machen, was Sie von Freiheit, von Ländern und von Ak-
teuren halten, die diese Freiheit auch im Internet mit Fü-
ßen treten?

(Widerspruch bei der AfD)

Es war verräterisch, meine Damen und Herren, was Sie da 
eben von sich gegeben haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

In zwei Wochen findet hier bei uns in Berlin eine Kon-
ferenz der Vereinten Nationen statt, das Internet Gover-
nance Forum. Im 70. Jahr des Bestehens des Grund-
gesetzes sind wir alle stolz auf unsere Verfassung. Die 
Stärke dieser Verfassung ist die Rechtsstaatlichkeit und 
das Bekenntnis zu fundamentalen Grundprinzipien der 
Demokratie. Der Erhalt eines offenen und freien Netzes 
ist ein wesentlicher Bestandteil des Internet Governance 
Forums. Wir als SPD-Fraktion sagen ganz klar: Wir wol-
len dieses freie Internet erhalten, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich kann alle Kolleginnen und Kollegen nur einladen, 
an dieser Konferenz teilzunehmen. Das ist ein spannen-
des Format. Wir waren im vergangenen Jahr mit dem 
Ausschuss in Paris und haben dort teilgenommen. Es ist 
wirklich ein Format, an dem alle gesellschaftlichen Grup-
pen teilnehmen,

(Manuel Höferlin [FDP]: Das stimmt!)

wo wir als Parlamentarierinnen und Parlamentarier ge-
nauso Rederecht haben wie andere gesellschaftliche 
Gruppen.

Ich glaube, wir haben eine gute Chance, drei wichtige 
Themen zu setzen: Wir müssen unsere europäischen Wer-
te in diesem weltweiten Format vertreten. Wir müssen 
auch unsere Rolle als Gastgeber gut ausrichten. Wir müs-
sen auch dafür sorgen, dass der Austausch zwischen den 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern besser wird. 
Das haben wir beim letzten Mal in Paris erlebt.

Deswegen freue ich mich sehr, dass es in diesem Jahr 
explizit ein Zusammenkommen aller teilnehmenden Kol-
leginnen und Kollegen aus aller Welt geben wird. Dafür 
möchte ich insbesondere auch Jimmy Schulz, unserem 
Ausschussvorsitzenden, sehr herzlich danken, der sehr 
viel Herzblut in diese Sache hineingesteckt hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich möchte ich ebenso dem Präsidium des Deut-
schen Bundestages danken, das dies finanziell ermög-
licht, und auch der Bundesregierung und dem Haushalts-
gesetzgeber für die Finanzierung des IGF. Das ist nicht 
selbstverständlich.

Man muss einfach noch einmal klar sagen: Wir alle 
nehmen es für selbstverständlich, dass wir ein freies Inter-
net haben. Aber schauen wir in andere Länder. Ob es die 
große chinesische digitale Firewall ist oder ob es das ist, 
was wir jetzt aus Russland hören, ein Internet, das eben 
keins mehr sein wird, das komplett abgehängt wird: Das 
sind Entwicklungen, die uns Sorgen machen müssen. 
Diesem digitalen Autoritarismus werden wir uns entge-
genstellen. Dafür werden wir auch das Internet Gover-
nance Forum nutzen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es ist richtig und wichtig, dass Deutschland das 
IGF 2019 als Chance nutzt. Wir haben mit dem Antrag, 
den wir jetzt diskutieren, für uns als Koalition ein digi-
talpolitisches Pflichtenheft vorgelegt. Das ist auch immer 
wieder wichtig. Wir wollen Digitalisierung auf nationa-
ler, europäischer und internationaler Ebene gestalten. Un-
ser Ziel ist und bleibt ein freies und offenes Netz. Wir 
werden Maßnahmen gegen eine Fragmentierung des In-
ternets ergreifen.
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Zimmermann, Sie müssen zum Schluss 

kommen.

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Wir bauen – das ist der Geist der Vereinten Nationen – 

auf den Dialog, damit wir dieses Ziel gemeinsam verfol-
gen können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Zimmermann. – Bevor 

ich dem Abgeordneten Höferlin das Wort erteile: Sie se-
hen, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass die Sitzungs-
leitung gewechselt hat.

Ich will auf Folgendes hinweisen: Ab 22 Uhr werde ich 
keine Zwischenfragen und keine Kurzinterventionen 
mehr zulassen. Momentan liegt das errechnete Sitzungs-
ende bei 2 Uhr. Alle Bemühungen der Parlamentarischen 
Geschäftsführer, die Dauer zu reduzieren, haben bisher 
nicht gefruchtet. Ab 22 Uhr, wie gesagt, keine Zwischen-
fragen und keine Kurzinterventionen.

Ich bitte darum, die Redezeiten einzuhalten. Das pas-
siert wie folgt: Zehn Sekunden vor Ablauf der Redezeit 
blinkt dieses kleine Gerät am Rednerpult. Zwei bis drei 
Sekunden nach Ablauf der Redezeit werde ich darum 
bitten, zum Ende zu kommen, und spätestens 15 Sekunden 
nach Ende der Redezeit werde ich das Wort entziehen – 
damit das zwischen allen Beteiligten klar ist. Es muss hier 
mal ein bisschen Geschwindigkeit reinkommen.

Als nächster Redner hat das Wort der Kollege Manuel 
Höferlin, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Ich freue mich wirklich sehr, dass es 
gelungen ist, das 14. Internet Governance Forum oder 
auch IGF, wie es mehrfach genannt wurde, nach Deutsch-
land zu holen. Es wurde auch Zeit, dass es hierherkommt. 
Ich freue mich sehr darüber. Letztes Jahr haben wir es in 
Paris besucht. Es war, ehrlich gesagt, ein sehr interessan-
tes Erlebnis. Ich freue mich, dass wir dieses Forum dieses 
Mal hier haben werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Für mich ist das Internet mehr als eine der größten 
technologischen Errungenschaften unserer Zeit. Die ge-
samte Welt, in der wir leben, hat sich durch das Internet 
verändert. Mehr noch: Es ist Ausdruck des Strebens nach 
einer offenen und freien Gesellschaft – hier, aber auch 
ganz besonders in vielen Teilen der Welt.

Menschen können plötzlich im wahrsten Sinne 
Schranken und Grenzen des Wortes überwinden. Genau 
diesem Kerngedanken des Internets trägt das IGF Rech-

nung, weil es eine Plattform für alle Teile der Gesellschaft 
weltweit ist, die das Internet und die Zukunft des Internets 
gestalten wollen. Beim IGF geht es also um mehr als nur 
um technische Aspekte oder regulatorische Rahmenbe-
dingungen. Es geht um eine Vision unserer digitalen Welt 
der Zukunft.

(Falko Mohrs [SPD]: Sie immer mit Ihren 
Smart-Dingen!)

Der Antrag der Großen Koalition hat leider keine Vi-
sion von der Zukunft und der Gestaltung des Internets. 
Wahrscheinlich haben die Kolleginnen und Kollegen 
auch deshalb das Motto des IGF abgeschrieben: „One 
World. One Net. One Vision“. Ihr Antrag liest sich aber 
nicht so, sondern eher wie ein Hausaufgabenheft. Kollege 
Zimmermann selbst hat es gerade „Pflichtenheft“ ge-
nannt. Ich muss sagen: in diesem Sinne schon wieder 
eines.

Das Sammelsurium der netzpolitischen Aufgaben, die 
in dem Antrag stehen, hat leider keine klare Linie. Es gibt 
keinen Hinweis darauf, wann diese Aufgaben erledigt 
werden sollen. Es ist schon genannt worden: Es sind teil-
weise leider auch Aufgaben, die schon längst hätten erle-
digt werden sollen oder müssen. Gerade nationale Auf-
gaben sind schon genannt worden.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist das!)

Das hat nichts mit Visionen zu tun, sondern das ist, wie 
gesagt, erneut das Abarbeiten eines Pflichtenheftes.

(Beifall bei der FDP)
Wer aber keine Vision hat, der kann auch keine Ideen 

für die Zukunft entwickeln. Gerade das ist jetzt so wich-
tig, weil wir erkennen, dass die Freiheit im Internet in 
Gefahr ist. In China wird mithilfe des Internets die Bevöl-
kerung überwacht. In Russland will die Regierung das 
Volk in einem eigenen Netz von der Welt abschotten, 
zunächst einmal für den Notfall und als Pilotprojekt. Aber 
wohin das läuft, kann sich jeder denken.

In der Türkei – das ist auch schon erwähnt worden – 
wird in das Netz massiv eingegriffen. Dort wird sogar das 
Netz benutzt, um Bürger mit Spionage-Apps zu bespit-
zeln. Das funktioniert nicht nur dort, sondern auch bei 
uns. Aber nicht nur autoritäre Staaten missbrauchen das 
Netz. Diese Staaten machen es vor und liefern dadurch 
anderen einen Vorwand, das nachzumachen.

Auch in Europa ist das freie Netz in Gefahr. Sie haben 
dem freien Netz mit einigen Dingen, die die Freiheit des 
Netzes einschränken, etwa durch Regelungen, die die 
Freiheit des Netzes zumindest in Gefahr bringen, einen 
Bärendienst erwiesen, zum Beispiel die Uploadfilter, das 
NetzDG, aber auch die wiederholten Versuche, das Inter-
net immer wieder zu kontrollieren und die Kommunika-
tion zu überwachen. Genau das ist nicht Freiheit des Inter-
nets.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Es ist uns deshalb ein wichtiges Anliegen gewesen, 
einige Anstöße für eine wirkliche Vision des Internets 
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vorzugeben. Eine Vision des Internets besteht für mich 
aus folgenden Pfeilern:

Erstens: die uneingeschränkte Gültigkeit der Mei-
nungs- und Pressefreiheit in der gesamten digitalen Welt. 
Zweitens: die universelle Beachtung der Privatsphäre im 
Netz. Dazu gehört vor allen Dingen eine sichere Ende-zu- 
Ende-Verschlüsselung ohne staatliche Eingriffe in diese 
Kommunikation.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Drittens. Wir sollten wirklich darauf hinarbeiten, dass wir 
völkerrechtliche Regelungen auch zur Steigerung der IT- 
Sicherheit haben.

Dazu gehören eben auch die Diskussion und der Drang, 
Beschränkungen des Einsatzes von digitalen Waffen vor-
zunehmen. Wir haben vorgeschlagen, einen ABCD-Waf-
fensperrvertrag für atomare, biologische, chemische und 
eben auch digitale Waffen vorzunehmen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Manuel Höferlin (FDP):
Das IGF bietet unserer Bundesregierung jetzt die Mög-

lichkeit, Deutschland in der Vorreiterrolle zu positionie-
ren. Ich bitte Sie, das zu machen. Nutzen Sie es!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Höferlin. Alles ausgenutzt 

bis zum Schluss. – Als nächste Rednerin hat die Kollegin 
Anke Domscheit-Berg, Fraktion Die Linke, das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Anke Domscheit-Berg (DIE LINKE):
Prost!

(Die Rednerin erhebt ihr Glas Wasser in Rich-
tung des Vizepräsidenten)

Sehr geehrter Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Dieser Tage ist viel von Krisen die Rede: von der 
Klimakrise, von der Krise der Demokratie. Ich sehe auch 
das Internet in einer Krise. Das frühe Internet – wir hätten 
es mit einem Wort beschrieben: Dezentralität –, die glo-
bale Vernetzung von Computern, das war und das ist 
revolutionär. Es hat Wissen demokratisiert. Wissen ist 
Macht in einer Wissensgesellschaft. Klassische Medien 
haben ihre Funktion als Relevanzfilter verloren. Jeder 
Mensch, der Zugang zu Computern und Internet hatte, 
konnte zum Medium werden, kann das auch heute noch 
und so eine Stimme bekommen für diejenigen, die bis 
dahin keine hatten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Viele neue Geschäftsmodelle sind entstanden, von E- 
Commerce bis Social Media. Das frühe Internet stand 
auch für Kreativität und Innovationen.

Heute erleben wir im Internet gigantische Monopole, 
vor allem aus den USA. Google, Amazon, Apple, Face-
book und Microsoft haben gemeinsam einen Marktwert, 
der so groß ist wie die gesamte Wirtschaftsleistung 
Deutschlands im Jahr 2018. Um es uns noch mal vor 
Augen zu führen: Facebook allein hat 2,4 Milliarden Nut-
zer – durch den Kauf von WhatsApp sind es weitere 
1,6 Milliarden – und will gerade weltweit eine elektro-
nische Währung, Libra, einführen.

Egal ob wir suchen, einkaufen oder soziale Kontakte 
im Internet pflegen: Alles ist monopolisiert. Die Politik 
weltweit ließ zu, dass es zu einer gnadenlosen Kommer-
zialisierung selbst menschlicher Beziehungen im Internet 
kam. Ich halte das für gefährlich. Die bisherige Gover-
nance hat schlicht versagt.

(Beifall bei der LINKEN)
Das Internet ist in einer Krise. Monopole behindern 

den Wettbewerb. Sie kaufen überall Talente auf; sie kau-
fen Start-ups, um Wettbewerb zu verhindern. Sie inves-
tieren Millionen in Lobbyismus, damit Regulierung ihnen 
am besten gefällt. Sie zahlen aber kaum Steuern und 
schaden damit direkt und indirekt dem Gemeinwesen. 
Sie profitieren bewusst von Geschäftsmodellen, die radi-
kalisieren, uns spalten und die Demokratie schwächen. 
Sie behandeln uns Nutzerinnen und Nutzer als Rohstoff-
lieferanten für Daten. Sie brechen Gesetze, lügen in Par-
lamenten und lachen über Strafzahlungen. Ich sage: 
Langsam reicht es damit. Es ist höchste Zeit, zu handeln.

(Beifall bei der LINKEN)
Es ist höchste Zeit, das Internet wieder zu dezentrali-

sieren, die Macht der Monopole zu brechen und sie im 
Zweifel auch zu zerschlagen und als Regulierer Zähne zu 
zeigen. Es braucht ein Ende der Ohnmacht von Nutzerin-
nen und Nutzern auf der ganzen Welt. Das Gemeinwohl 
und die Gemeinwohlorientierung müssen wieder gestärkt 
werden. Natürlich sagen wir auch Nein zu staatlicher 
Kontrolle im Internet, wie wir sie in der Türkei, in China 
oder in Russland erleben.

(Beifall bei der LINKEN)
Das Internet Governance Forum als wichtigste globale 

Debattenplattform zur Zukunft des Internets ist eine Ge-
legenheit, wo wir mit Parlamentarierinnen und Parlamen-
tariern, der Techcommunity und der Zivilgesellschaft 
weltweit Antworten auf wichtige Fragen unserer Zeit su-
chen können: Wie kann man den Monopolen beikom-
men? Wie verhindert man die Schwächung der Demokra-
tie? Wie schaffen wir mehr Nutzen für alle, Teilhabe und 
Inklusion auch des globalen Südens? Wie schaffen wir 
ein wirklich soziales Netz, das nicht von Profitmaximie-
rung lebt? Und wie sichern wir ein offenes, freies und 
neutrales Internet – oder erhalten es wieder zurück – für 
alle überall auf der Welt?

(Beifall bei der LINKEN)
Das Internet ist in einer Krise. Aber mein Motto ist 

„Never waste a crisis!“: Verschwenden wir keine Krise! 
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Deshalb fordere ich die Bundesregierung auf, eben nicht 
nur schön zu reden, sondern auch zu handeln, und dazu 
gehört: Legen wir uns mit den Großen an!

Im Übrigen bin ich der Meinung: Informationen zu 
Schwangerschaftsabbrüchen haben nichts im Strafrecht 
verloren. § 219a gehört abgeschafft.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Domscheit-Berg. Ich sehe, 

dass Sie von Ihrer Fraktion mit Flüssigkeit versorgt wor-
den sind. Insofern bin ich beruhigt. – Als nächster Redner 
hat der Kollege Dr. Konstantin von Notz, Bündnis 90/Die 
Grünen, das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der effektive Schutz digitaler Infrastrukturen und der 
Privatheit der Kommunikation von Bürgern, Unterneh-
men und Behörden sind längst zentrale politische Fragen, 
und diesen Fragen müssen wir uns endlich mit aller Ernst-
haftigkeit zuwenden, national wie international. Aber – 
auch wenn Tankred Schipanski heute Abend hier klingt 
wie ein Netzaktivist – diese Ernsthaftigkeit vermissen wir 
bei der Bundesregierung leider bis zum heutigen Tag, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Manuel Höferlin [FDP]: Ja, das stimmt!)

Es ist doch für Deutschland schlicht hochnotpeinlich, 
dass es bis heute keine angemessene Koordinierung digi-
talpolitischer Belange aufseiten der Exekutive gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

In wenigen Wochen schreiben wir das Jahr 2020, und Sie 
lassen jeden Ehrgeiz vermissen, die Digitalisierung im 
Sinne von Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit end-
lich zu gestalten. So geht es nicht, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und wer national nichts koordiniert und wichtige Grund-
satzentscheidungen meidet, kann auch international nicht 
glaubhaft auftreten.

Erklären Sie von der Koalition mal: Wie wollen Sie 
Praktiken wie die hier zu Recht beschriebenen von China, 
Russland und Nordkorea kritisieren, wenn man sich 
gleichzeitig mit diesen Ländern auf dem Schwarzmarkt 
für Sicherheitslücken gegenseitig überbietet? Wie soll 
man glaubhaft den totalitären Anspruch dieser Staaten 
bei der digitalen Überwachung kritisieren, wenn man 
gleichzeitig unserem Innenminister zuhört, der sich für 
Hintertüren in allen Geräten des Internets der Dinge 
starkmacht und die Ausweitung der Gesichtserkennung 
im öffentlichen Raum herbeisehnt? Und wie soll man den 
längst entbrannten Cyberwar ernsthaft kritisieren, wenn 

man selbst Hackbacks propagiert? – All das passt schlicht 
nicht zusammen. All dies ist Gift für die IT-Sicherheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Anke Domscheit-Berg [DIE 
LINKE])

Zu all dem gibt es Alternativen. Wir müssen sie endlich 
nutzen, meine Damen und Herren. Nur so können wir ein 
wirklich ernstzunehmender Gesprächspartner auf inter-
nationaler Bühne werden. Ich würde mir das sehr wün-
schen. Wir müssen uns sehr viel stärker an die Seite derer 
stellen, die für den Schutz eines offenen Internets und die 
Durchsetzung von Rechtsstaatlichkeit kämpfen.

Die Bundesregierung hat sich in etlichen internationa-
len Kooperationen ja sehr weit gehend selbst verpflich-
tet – unter anderem in der Freedom Online Coalition –, 
nämlich zum Einsatz für Grund- und Menschenrechte, zu 
mehr Transparenz und Open Government und zu einer 
umfassenden Beteiligung der Zivilgesellschaft. Diesen 
selbst eingegangenen Verpflichtungen wird man noch im-
mer nicht gerecht. Während andere Länder seit vielen 
Jahren Ministerinnen und Minister zu den einschlägigen 
Runden schicken, glänzt diese politische Ebene von uns 
allzu häufig durch Abwesenheit.

Wir müssen uns viel stärker in Internet-Governance- 
Strukturen engagieren. Darauf hat schon die lichtweisen-
de Enquete „Internet und digitale Gesellschaft“ vor zwei 
Wahlperioden hingewiesen, Kollege Höferlin.

(Manuel Höferlin [FDP]: Wir erinnern uns!)
Deswegen begrüßen auch wir – das sage ich ausdrück-
lich –, dass es gelungen ist, das IGF nach Berlin zu holen. 
Darauf haben viele Menschen viele Jahre gut hingearbei-
tet und daran mitgewirkt. All ihnen gilt unser ausdrück-
licher Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Manuel Höferlin [FDP])

Wir freuen uns auf die Gäste und Diskussionen. Wir 
freuen uns auch, wenn die Bundesregierung das IGF jetzt 
zum Anlass nimmt – so klingt es hier an, Herr Kollege 
Schipanski –, ihr internationales Engagement endlich zu 
intensivieren. Ihr Antrag macht dazu einige vernünftige 
Vorschläge, die wir sehr gerne mit Ihnen ernsthaft disku-
tieren werden.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. von Notz. – Als näch-

ster Redner hat der Kollege Hansjörg Durz, CDU/CSU- 
Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hansjörg Durz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Über alle Frak-
tionen hinweg eint die Digitalpolitiker ein Ziel: Wir wol-
len digitalpolitische Themen zu den Themen dieses Par-
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laments und zum Inhalt deutscher Politik machen. Die 
Begeisterung dafür, die ich als kommissarischer Aus-
schussvorsitzender bei den Kollegen aller Fraktionen 
wahrnehme, ist ungebrochen.

Als ein Resultat dieser Begeisterung hat der Bundestag 
bereits vor einiger Zeit die Bundesregierung aufgefordert, 
sich um die Ausrichtung des Internet Governance Forums 
zu bewerben. Peter Altmaier hat das IGF nach Deutsch-
land geholt. Dass es in diesem Jahr in Berlin tagt, zeigt, 
dass wir erfolgreich waren. Diese Chance werden wir 
nutzen, nicht nur um das IGF hierzulande bekannter, son-
dern auch stärker zu machen.

Der Ausschuss Digitale Agenda hat im vergangenen 
Jahr erstmals mit einer Delegation am IGF teilgenom-
men. Bei dem Zusammentreffen in Paris ist uns klar ge-
worden, was zu tun ist. Die Debatten aus dem IGF müssen 
in die Parlamente und auch in unser Parlament getragen 
werden. Denn lange Zeit fanden diese Debatten nicht den 
Weg in unser Hohes Haus. Lediglich vereinzelt haben 
sich Politiker mit den Diskussionen des IGF befasst.

Herauszuheben ist dabei ein Politiker, der schon in der 
Vergangenheit dafür gesorgt hat, dass Digitalpolitik ihren 
Platz im deutschen Parlament findet; das ist genau jener 
Mann, den ich im Amt des Vorsitzenden des Digitalaus-
schusses seit Beginn der Legislatur vertrete: Jimmy 
Schulz. Jimmy Schulz hat schon seit Jahren regelmäßig 
am IGF teilgenommen. Die Änderungen, die wir bei der 
diesjährigen Ausrichtung des IGF vornehmen, sind des-
halb auch seinem Engagement zu verdanken. Ich weiß, 
dass er selbst gerne hier heute gesprochen hätte, und sage 
von hier aus deshalb ganz herzlich: Danke schön.

(Beifall im ganzen Hause)
Das IGF ist dank der Vielfalt der Beteiligten die größte 

globale Bürgerversammlung der digitalen Welt. Bei solch 
einer Veranstaltung darf das Parlament nicht fehlen. Erst-
mals werden sich im Vorfeld nun Parlamentarier aus aller 
Welt treffen, um ebenfalls über die Zukunft des Netzes zu 
debattieren. Am letzten Tag werden die Ergebnisse dann 
zusammengefasst den Vertretern Polens, des nächstjähri-
gen Ausrichters des IGF, übergeben werden. Wir hoffen 
damit eine neue Traditionslinie setzen zu können.

Auf den ersten Blick mögen die Debatten nur Tech-
nerds betreffen. Doch das Internet ist die Grundlage für 
unser digitales Zeitalter. Damit sind solche Debatten nicht 
nur technischer, sondern auch politischer, rechtlicher und 
sozialer Natur. Denn die Gestaltung des Netzes von heute 
entscheidet über unser Leben von morgen.

Trotz dieser Tragweite dürften viele Menschen das IGF 
kaum kennen. Dabei versammeln sich bei der diesjähri-
gen Tagung des IGF, das unter dem Dach der UN ge-
gründet wurde, Vertreter von Staaten, internationalen Or-
ganisationen, von Wirtschaft, Wissenschaft, technischer 
Community und Zivilgesellschaft, um eines zu tun: um 
darüber zu streiten, wie die freie und offene Struktur des 
Internets erhalten und gefördert werden kann. Die Ein-
bindung der Parlamentarier soll auch die Wertschätzung 
für dieses Forum ausdrücken.

Unterstützung ist bitter nötig. Schließlich ist eine de-
zentrale, offene und freie Netzstruktur kein Naturgesetz. 

Im Gegenteil, sie ist zunehmend Angriffen ausgesetzt. Es 
wurden Beispiele genannt. Schon im Jahr 2014 hat China 
mit dem Aufbau einer alternativen Weltinternetkonferenz 
begonnen. Es mag wenig verwundern, dass dort wenig 
über ein Internet der Freiheit diskutiert wird, vielmehr 
über ein Internet, wie es auch dem russischen Präsidenten 
vorschwebt. Anfang dieses Monats trat dort ein Gesetz in 
Kraft, das das russische Internet faktisch zum Intranet 
macht.

In Deutschland haben wir vor wenigen Tagen den Fall 
der Mauer gefeiert, die die Menschen hier in Berlin vor 
30 Jahren niedergerissen haben. Heute müssen wir dafür 
kämpfen, dass solche Mauern nicht digital wieder aufge-
baut werden. Wir sollten deshalb darauf achten, die De-
batte um digitale Souveränität immer mit einer klaren 
Bejahung des freiheitlichen Netzes zu verbinden, an des-
sen Gestaltung die Zivilgesellschaft Anteil hat. In ande-
ren Ländern mögen allein die Herrscher souverän sein. In 
Europa muss jedoch auch im Digitalen gelten: Der Bürger 
ist Souverän.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Deshalb halte ich die Debatten zu Data Governance auf 
dem IGF, aber auch bei uns hier in Deutschland, auch im 
Parlament, für besonders wichtig. Wie wir den Umgang 
mit Daten regeln, bestimmt, welche Rechte wir unseren 
Bürgerinnen und Bürgern, unseren Unternehmen zuge-
stehen. Deshalb müssen wir in Deutschland und Europa 
den Umgang mit Daten in einer Datenstrategie festlegen. 
Auch Datentreuhänderstrukturen, mit denen Bürger ein-
fach und souverän über die Verwendung ihrer Daten be-
stimmen können, müssen wir vorantreiben. Und das kön-
nen wir Europäer. Schließlich haben wir es in Europa 
immer wieder geschafft, die Souveränität des Volkes über 
den Machtanspruch Einzelner zu stellen. Schon deshalb 
müssen wir Parlamentarier uns an der globalen Debatte 
über die Zukunft des Netzes beteiligen.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Mario Brandenburg [Südpfalz] 
[FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Durz. – Als letzter Redner 

in dieser Debatte hat das Wort der Kollege Falko Mohrs, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Falko Mohrs (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wir haben es jetzt mehrfach gehört: Demnächst ist 
das Internet Governance Forum, das IGF, bei uns in Ber-
lin zu Gast. Das ist positiv. Es freut mich vor allem, weil 
es eben auch auf das Engagement von Kolleginnen und 
Kollegen aus diesem Haus zurückgeht, dass das IGF in 
Deutschland tagt und dass wir als Deutsche damit ein 
klares Bekenntnis abgeben, dass für uns ein freies Internet 
die Maßgabe und der Maßstab ist.
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Es ist wichtig, dass das IGF in einem Multi-Stakehol-
der-Ansatz abgehalten wird, das heißt, dass sowohl Poli-
tik wie Zivilgesellschaft wie auch Wirtschaft dort mitei-
nander darüber diskutieren, wie die Governance, also die 
Art und Weise der Regelbildung im Internet, aussehen 
und sich verändern muss.

Meine Damen und Herren, das Internet ist eigentlich 
mit eines der großen Freiheitsversprechen der letzten 
Jahrzehnte. Das zeigt auch, welches Potenzial im Internet 
steckt. Wir haben an verschiedenen Stellen gesehen, wie 
es Revolutionen, Freiheitskämpfe ermöglicht hat. Gleich-
zeitig sehen wir aber eben auch, welche Risiken eine 
Technologie wie das Internet bereithalten kann, wenn 
nämlich genau diese Grundidee der Freiheit gefährdet ist.

Meine Damen und Herren, wir haben in den letzten 
Monaten erleben müssen – das Beispiel Russland ist ge-
nannt worden –, wie Staaten die Freiheit des Internets 
eingrenzen, um für sich politisch Meinungen, Kommuni-
kation zu kontrollieren. Wir haben im Sommer bei den 
Oppositionsprotesten einen entsprechenden Vorge-
schmack darauf bekommen, wie plötzlich genau in den 
Bereichen, wo die Proteste stattgefunden haben, keine 
Kommunikation mehr möglich war. Das zeigt, welche 
repressiven Möglichkeiten auch im Internet stecken. Des-
wegen ist es richtig und wichtig, zu sagen: Für uns steht 
das freie Internet ganz oben, und das, meine Damen und 
Herren, muss so bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Wir erleben aber auch, dass die Freiheit der Einzelnen 
teilweise bedroht ist im Internet: durch Hass, durch Het-
ze, man muss sagen: insbesondere von rechts. Frau Cotar, 
da wundert es mich dann auch nicht, dass Sie insbeson-
dere das NetzDG hier kritisieren – ist doch genau eine 
Funktion des NetzDGs, Hass und Hetze aus dem Internet 
herauszubekommen.

(Gustav Herzog [SPD]: Sehr richtig!)

Da das einer der Kommunikationswege ist, die Sie nut-
zen, ist wirklich nicht überraschend, dass Sie hier mit 
Ihrer Kritik ansetzen.

(Zuruf von der AfD)

Ich sage Ihnen: Sie werden damit bei uns keinen Erfolg 
haben, und das, meine Damen und Herren, ist auch gut so.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Wozu Hass und Hetze im Internet führen können, das 
haben wir vor einigen Tagen auch in Niedersachsen er-
lebt, in einer, finde ich doch, wirklich perversen Art und 
Weise. Mike Finke, bis vor Kurzem Vorsitzender des 
Landeselternrates in Niedersachsen, also jemand, der 
wirklich ganz klassisch ehrenamtlich aktiv ist, um sich 
für die Bedürfnisse von anderen ehrenamtlich zu enga-
gieren, ist vor einigen Tagen zurückgetreten, weil auch er 
als Vorsitzender des Landeselternrates tagtäglich mit 
Hass und Hetze im Internet konfrontiert wurde. Das, mei-
ne Damen und Herren, ist doch wirklich die absolute Per-
version: wenn diejenigen, die sich für die Gesellschaft 

einsetzen, am Ende die Opfer von solchen Angriffen wer-
den.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Uwe Schulz 
[AfD])

Das darf nicht akzeptiert werden, meine Damen und Her-
ren.

Und wir haben es – das ist eben deutlich geworden – 
natürlich auch mit neuen Herausforderungen zu tun, näm-
lich der Frage, wie wir eigentlich auch bei uns in Deutsch-
land, in Europa und weltweit mit der Frage eines neuen, 
modernen Datenrechts umgehen. Das, meine Damen und 
Herren, wird auch eine der Aufgaben von uns sein: ein 
modernes Datenrecht für uns in Deutschland und Europa 
zu gestalten.

Also: Es geht für uns um ein freies Internet ohne Zen-
sur, das die Freiheit aller Menschen sichert und fördert. 
Das, meine Damen und Herren, ist unser gemeinsames 
Ziel.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Mohrs. – Damit schließe 

ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 19/ 
15059 mit dem Titel „One World. One Net. One Vision – 
Internet Governance Forum für ein offenes und freies 
globales Netz“. Wer stimmt für diesen Antrag? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist dieser 
Antrag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei 
Enthaltung der übrigen Fraktionen des Hauses angenom-
men.

Tagesordnungspunkt 12 b. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 19/15054 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Die Federführung ist jedoch strittig. Die Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD wünschen Federführung beim 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie. Die Fraktion der 
FDP wünscht Federführung beim Ausschuss Digitale 
Agenda.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion der FDP: Federführung beim 
Ausschuss Digitale Agenda. Wer stimmt für diesen Über-
weisungsvorschlag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltun-
gen? – Keine. Dann ist dieser Überweisungsvorschlag mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Oppositionsfraktionen abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD: Feder-
führung beim Ausschuss für Wirtschaft und Energie. 
Wer stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? – Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Keine. Dann ist die-
ser Überweisungsvorschlag mit den Stimmen von CDU/ 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                           15952 

Falko Mohrs 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



CSU- und SPD-Fraktion gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen dieses Hauses angenommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 20 a bis 20 c auf:

a) Erste Beratung des von den Fraktionen FDP, 
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurfs eines … Geset-
zes zur Änderung des Bundeswahlgesetzes

Drucksache 19/14672

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Roman Johannes Reusch, Stephan Brandner, 
Marcus Bühl, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs 
eines … Gesetzes zur Änderung des Bun-
deswahlgesetzes

Drucksache 19/15074

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Albrecht Glaser, Tobias 
Matthias Peterka, Thomas Seitz, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Wahlrechtsreform jetzt – Bundestag auf 
eine definitive Mandatszahl verkleinern

Drucksachen 19/14066, 19/15133

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen 
Widerspruch hierzu. Dann ist das so beschlossen.

Dann eröffne ich die Aussprache und erteile als erstem 
Redner dem Kollegen Dr. Stefan Ruppert, FDP-Fraktion, 
das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Stefan Ruppert (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! 2017 hat Wolfgang Schäuble als Präsident des Deut-
schen Bundestages eine Kommission zusammengerufen, 
um Vorschläge zu machen, wie dieses Parlament arbeits-
fähiger und kleiner wird. Wir haben getagt. Wir haben 
Überlegungen angestellt, und es ist Zeit, zu Ergebnissen 
zu kommen. Deswegen legen heute drei Fraktionen, Lin-
ke, Grüne und Freie Demokraten, einen Gesetzentwurf 
zur Verkleinerung des Deutschen Bundestages vor.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Er sieht folgende Maßnahmen vor – die Bertelsmann- 
Stiftung hat uns bescheinigt, wir erreichen unser Ziel –:

(Timon Gremmels [SPD]: Na dann!)

Wir reduzieren die Zahl der Wahlkreise auf 250, erhöhen 
die Regelgröße auf 630 und lassen das sogenannte Min-
destkontingent wegfallen. Damit sind wir die Einzigen, 
die bisher einen Vorschlag gemacht haben, und wir war-
ten auf Vorschläge der Koalition oder auch der AfD; denn 
sie haben bisher leider keinen entsprechenden Gesetzent-
wurf vorgelegt.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Es ist eine ureigene Aufgabe des Parlaments, sich um 
solche Dinge zu kümmern; aber leider wurde bisher allen 
Vorschlägen der Union ihre Verfassungswidrigkeit be-
scheinigt, weil Sie nämlich bei allen anderen gekürzt ha-
ben, außer bei sich selbst. Ein gutes Wahlrecht muss aber 
darauf achten, dass es proportional bei jeder Fraktion 
gleichmäßig Sitze abschmilzt.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Wir müssen Ihnen deswegen sagen: Sie werden auch in 
Zukunft Wahlen nicht am Taktiktisch gewinnen, sondern 
Sie werden Wählerstimmen erreichen müssen, um ent-
sprechend mehr Sitze zu erreichen. Also: Ändern Sie Ihre 
Haltung. Geben Sie Ihre Blockade auf, und geben Sie 
diesem Parlament seine Glaubwürdigkeit zurück, indem 
Sie einen eigenen Vorschlag machen oder auf uns zukom-
men, um über Kompromisse zu reden.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Für uns gilt: Das bestehende Wahlrecht hat sich be-
währt. Es ist demokratisch. Jede Stimme ist gleich viel 
wert in unserem Land, und es wird von den Menschen 
akzeptiert.

(Manuel Höferlin [FDP]: Das ist das Wich-
tigste!)

Was die Menschen nicht akzeptieren werden, ist, dass in 
diesem Haus irgendwann 850, 870 Parlamentarier sitzen. 
Sie können hundert Deutsche fragen: Wollt ihr lieber ei-
nen etwas größeren Wahlkreis, oder wollt ihr lieber, dass 
850 Parlamentarier in diesem Haus sitzen? Ich kann 
Ihnen sagen: Alle werden antworten: Wir nehmen den 
größeren Wahlkreis in Kauf, um die Arbeitsfähigkeit 
des Parlaments zu erhalten.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN – Mahmut Özdemir [Duisburg] 
[SPD]: Wie viele Direktmandate haben Sie?)

Wir müssen als Vertreter kleinerer Parteien schon heute 
viele Wahlkreise zusätzlich betreuen. Ich glaube, das wer-
den Sie auch schaffen. Deswegen sagen wir Ihnen: Sie 
haben in den letzten Jahren die Parteienfinanzierung er-
höht. Sie haben die Fraktionsfinanzierung erhöht. Sie ha-
ben die Mitarbeiterpauschale erhöht. Sie haben sich also 
unabhängig vom Wähler gemacht. Ihnen kann es mittler-
weile finanziell egal sein, wie viele Stimmen Sie errei-
chen, weil Sie finanziell immer wieder auf die gleichen 
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Ressourcen zugreifen können. Das setzt das Demokratie-
prinzip außer Kraft, und deswegen müssen Sie davon ab-
rücken.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf der Abg. Kerstin 
Kassner [DIE LINKE])

Insgesamt geht es also darum, dass wir die Glaubwürdig-
keit bewahren und zeigen, dass wir unsere eigenen An-
gelegenheiten selbst regeln können.

Nun hat Herr Minister Altmaier, der eben noch da war, 
Ihnen eine Art exekutive Nachhilfe gegeben, indem er 
gesagt hat: Die Zahl der Abgeordneten soll alle vier Jahre 
um 40 Abgeordnete reduziert werden. – Auch er ist uns 
leider die Erklärung schuldig geblieben, wie er das ma-
chen will. Insofern: Jede Stimme muss gleich viel zählen. 
Der Bundestag muss kleiner werden, und die Union muss 
ihre Blockade aufgeben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Ruppert. – Als nächster 

Redner hat für die CDU/CSU-Fraktion das Wort der Kol-
lege Ansgar Heveling.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Es 

war einmal …“ So fangen in der Regel Märchenerzählun-
gen an. Ja, es waren einmal die Bundestagswahlen in der 
Bonner Republik: zwei große Volksparteien, mal die eine 
vorn, mal die andere; beide mit Wahlergebnissen, die cum 
grano salis mit den Erststimmenergebnissen korrespon-
dierten; darum herum kleinere Parteien.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vorbei!)

Es war die hohe Zeit des personalisierten Verhältniswahl-
rechts.

Und dann kam die Nachwahl bei der Bundestagswahl 
2005 in Dresden. Weniger Stimmen für die CDU haben 
damals zu einem zusätzlichen Mandat von der Liste der 
CDU in Nordrhein-Westfalen geführt. Dieses negative 
Stimmgewicht hat das Bundesverfassungsgericht mit 
Urteil vom 3. Juli 2008 für verfassungswidrig erklärt. 
CDU/CSU und FDP sind seinerzeit den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts mit der Wahlrechtsnovelle 
2011 nachgekommen.

Die anderen Fraktionen im Bundestag zogen dann ge-
gen die unveränderte Beibehaltung ausgleichsloser Über-
hangmandate erneut nach Karlsruhe. Das Bundesverfas-
sungsgericht bezog daraufhin mit Urteil vom 25. Juli 
2012 weitere inverse Effekte in das negative Stimmge-
wicht ein und verlangte erneut eine Neuregelung des 
Wahlrechts zum Deutschen Bundestag.

In einem Konsens aller Fraktionen wurde dann das 
Wahlrecht 2013 so geändert, dass jede Fraktion ihre Vor-
stellungen verwirklicht sah. Den Preis einer nichtkalku-
lierbaren Größe des Bundestages hat man dabei dann aber 
in Kauf genommen. Die Frage ist nun: Gibt es im System 
des personalisierten Verhältniswahlrechts eine Lösung, 
bei der die Größe des Bundestages kalkulierbar begrenzt 
werden kann und wieder gleichzeitig alle Interessen an-
gemessen berücksichtigt werden können? Ich fürchte, 
nein.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Alle berechtigten Interessen!)

Ist damit die Geschichte des personalisierten Verhält-
niswahlrechts auserzählt, wie manche Staatsrechtler mei-
nen? Ich glaube, ebenfalls nein. Das personalisierte Ver-
hältniswahlrecht ist durchaus noch reformierbar. Aber der 
Vorschlag der AfD-Fraktion, entstehende Überhangman-
date einfach zu streichen, ist sicherlich die schlechteste 
Option. Ihr Vorschlag legt die Axt an das personale Ele-
ment unseres Wahlrechts. Uns ist dagegen die Repräsen-
tanz durch in Wahlkreisen gewählte Abgeordnete außer-
ordentlich wichtig. Damit wird ein unmittelbarer Bezug 
zur Wahlbevölkerung sichergestellt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wahlkreisabgeordnete vertreten das ganze Volk, aber ha-
ben gleichzeitig eine sichtbare Rückkopplung an ihre 
konkrete Wahlbevölkerung. Das ist ein wichtiges Zeichen 
demokratischer Repräsentanz. Wir wollen keine Abge-
ordneten, die überwiegend innerhalb des S-Bahn-Rings 
unter ihrer Käseglocke leben

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Na, na! Wir machen alle unseren Job!)

und für den Wähler nur noch über Social Media und 
YouTube zu erleben sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Nach der von den anderen Oppositionsfraktionen vor-
geschlagenen Reduktion auf 250 Wahlkreise wird der ein-
zelne Wahlkreis allerdings so groß, dass eine angemesse-
ne Repräsentanz durch Wahlkreisabgeordnete nicht mehr 
gewährleistet werden kann.

(Dr. Jens Brandenburg [Rhein-Neckar] [FDP]: 
Das ist doch Quatsch, was Sie sagen! Blöd-
sinn!)

Die von Ihnen als selbstverständlich geforderte vollstän-
dige Proportionalität zwischen dem Ergebnis nach den 
Zweitstimmen und der Sitzverteilung im Deutschen Bun-
destag ist, anders als Sie vorgeben, keinesfalls verfas-
sungsrechtlich geboten, ganz im Gegenteil.

Das Bundesverfassungsgericht hat im Urteil vom 
25. Juli 2012 ausdrücklich festgestellt, dass die mit der 
ausgleichslosen Zuteilung von Überhangmandaten ver-
bundene Differenzierung des Erfolgswertes durch das be-
sondere Anliegen einer mit der Personenwahl verbunde-
nen Verhältniswahl gerechtfertigt sein kann. Ich darf 
zitieren:
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Auf diese Weise möchte der Gesetzgeber die Ver-
bindung zwischen Wählern und Abgeordneten, die 
das Volk repräsentieren, stärken und zugleich in ge-
wissem Umfang der dominierenden Stellung der 
Parteien bei der politischen Willensbildung des Vol-
kes … ein Korrektiv im Sinne der Unabhängigkeit 
der Abgeordneten … entgegensetzen. …

Dieses Ziel kann nur verwirklicht werden, wenn der 
erfolgreiche Kandidat sein Wahlkreismandat auch 
dann erhält, wenn das nach dem Proporz ermittelte 
Sitzkontingent der Landesliste seiner Partei zur Ver-
rechnung nicht ausreicht ...

Das Anliegen der Personenwahl und das mit der 
Verhältniswahl verfolgte Ziel weitgehender Propor-
tionalität stehen mithin in einem Spannungsverhält-
nis, das sich nur durch einen vom Gesetzgeber vor-
zunehmenden Ausgleich beider Prinzipien auflösen 
lässt. Im Rahmen des ihm insoweit zukommenden 
Gestaltungsspielraums darf der Gesetzgeber das An-
liegen einer proportionalen Verteilung der Gesamt-
zahl der Sitze grundsätzlich zurückstellen und Über-
hangmandate ohne Wiederherstellung des Proporzes 
zulassen.

So das Bundesverfassungsgericht.

Nicht akzeptabel ist für uns auch die von Ihnen vorge-
schlagene vollständige faktische Verrechnung von Über-
hangmandaten mit Listenmandaten in anderen Ländern. 
Dies widerspricht schon dem föderalen Charakter unserer 
Bundestagswahl als in 16 Bundesländern stattfindende 
Wahl.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Dennoch glaube ich, dass eine Lösung möglich ist. 

Herr Ruppert hat die Kommission angesprochen, aber 
verschwiegen oder nicht gesagt, dass auch die anderen 
Oppositionsfraktionen den Vorschlag des Bundestagsprä-
sidenten abgelehnt haben. Ich glaube – –

(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist deutlich abgelaufen. – 

Ich habe Ihnen das Wort entzogen. Bitte nehmen Sie 
Platz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ansgar Heveling [CDU/CSU]: 
Es ist doch noch nicht 22 Uhr, Herr Präsident!)

Als nächster Redner hat das Wort der Kollege Albrecht 
Glaser, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Albrecht Glaser (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit Beginn 

dieser Wahlperiode steht das Thema Bundeswahlrecht 

auf der Agenda. Dies hat seinen Grund darin, dass die 
Bundestagswahl 2017 zu 111 zusätzlichen Mandaten ge-
führt hat, über die 598 hinaus, die gesetzgeberisch der 
Normalfall sein sollen. Bei den bestehenden politischen 
Kräfteverhältnissen würde die Wahl 2021 – es ist gesagt 
worden – über 800 Mandate ergeben.

Nachdem die Wahlrechtsreformkommission, die der 
Bundestagspräsident einberufen hatte, im Frühjahr 2019 
gescheitert war, herrscht seither untätiges Schweigen. Die 
Untätigkeit derer, die stets von Verantwortung reden, 
wird und soll Fakten schaffen für das Mammutparlament, 
das angeblich niemand will.

Die Gefahr haben 102 Staatsrechtslehrer erkannt und 
deshalb am 20. September an den Bundestag appelliert, 
die Reform des Bundeswahlrechts in Angriff zu nehmen. 
Das derzeitige Wahlrecht habe – Zitat – „als wichtigste 
demokratische Äußerungsform paradoxerweise einen ge-
radezu entdemokratisierenden Effekt“, schreiben sie. Es 
dürfe auf keinen Fall der Eindruck entstehen, vielen Ab-
geordneten sei das eigene Hemd wichtiger als der Rock 
des Gemeinwohls. Es lägen Vorschläge auf dem Tisch, 
die ohne die aufwendige Vergrößerung der Wahlkreise 
auskämen.

Der Wirtschaftsminister erklärt öffentlich, die Verklei-
nerung des Bundestages sei „seit zehn Jahren überfällig“. 
Das politische System unseres Landes befinde sich in 
einer Dauerkrise.

Aus all diesen Gründen hat die AfD-Fraktion Anfang 
Oktober ihren bereits in der Kommission vorgelegten Re-
formvorschlag als Beschlussantrag in den Bundestag ein-
gebracht. Danach könnte man einen Bundestag auch mit 
weniger als 500 Abgeordneten festlegen. Reflexartig 
stürzten sich diejenigen, die sich selbst exklusiv „demo-
kratische Parteien“ nennen, unter Einschluss der Clara- 
Zetkin-Kommunisten, auf das Werkstück.

(Beifall bei der AfD)
Der Angriff gegen die rationale Problemlösung der 

AfD wurde auf seltsame Weise geführt. Die AfD habe 
ihren Vorschlag nicht paraphiert vorgelegt, sondern wolle 
hierfür die Bundesregierung beauftragen; das ginge schon 
gar nicht.

(Timon Gremmels [SPD]: Stimmt ja auch!)
Denn Wahlrechtsänderungen müssten aus der Mitte des 
Parlaments kommen. Das sei schon immer so gewesen; 
nur die AfD wisse das nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Timon Gremmels [SPD]: Stimmt!)

– Seien Sie vorsichtig mit dem Beifall!

Eine Nachschau in der Literatur führt zur Darstellung 
eines Ministerialdirektors und nachmaligen Professors, 
der schreibt: „Bis vor wenigen Jahren erfolgten Änderun-
gen des BWG in der Staatspraxis ganz überwiegend auf 
der Grundlage von Vorlagen der Bundesregierung.“

(Jörn König [AfD]: Hört! Hört! – Dr. Stefan 
Ruppert [FDP]: Es ist nicht verboten, selbst 
zu arbeiten!)
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Diese Bemerkung bezieht sich auf 14 Wahlrechtsno-
vellen – 14! Die neuere Praxis, merkt der Autor an, sei 
qualitativ nicht überzeugend. Zudem läge die Vermutung 
nahe, dass diese Entwürfe auf Vorarbeiten des Fachminis-
teriums beruhten.

(Timon Gremmels [SPD]: Nein!)
So viel Hybris muss schon sein bei den „wahren Demo-
kraten“.

Die Große Koalition der kleinen Parteien legt heute 
einen eigenen Reformentwurf vor. Er umfasst rund zwei 
Textseiten – zwei! – und enthält drei markante Regelun-
gen: Die Verkleinerung des Bundestages soll dadurch er-
reicht werden, dass die Zahl der Mandate im § 1 BWG 
von – nach bisheriger Festlegung – 598 auf 630 erhöht 
wird. – Ja, Sie haben richtig gehört: die Verkleinerung des 
Parlaments durch die Erhöhung der Mandatszahlen; ver-
steht jeder.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Und parallel dazu soll die Zahl der Wahlkreise von 299 
auf 250 herabgesetzt werden.

Der dritte markante Punkt findet sich im Überleitungs-
recht. Er ist jedoch der allerwichtigste. Dort steht – Zitat –: 
„Die Wahlkreiskommission ... hat dem Deutschen Bun-
destag bis zum Ablauf des dritten Monates“ nach Ver-
kündung dieses Gesetzes eine Wahlkreiseinteilung für 
250 Wahlkreise vorzulegen.

Alles, was in diesem Entwurf steht, ist nicht wichtig. 
Wichtig ist allein die Dreimonatsfrist zur Neueinteilung 
aller Wahlkreise. Hierdurch wird der Eindruck erweckt, 
als könnte ab heute – heute! – bis März 2020 eine Wahl-
rechtsreform auf die Beine gestellt werden, und das des-
halb, weil diese Antragsteller die Initiative ergriffen hät-
ten.

Die Wahrheit hingegen ist, dass der vorgelegte Vor-
schlag weder eine Problemlösung enthält noch bis 
März 2020 ein Neuzuschnitt aller Wahlkreise praktisch 
möglich sein wird.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Haben wir schon 
mehrfach gemacht!)

Warum März 2020? Ab dem 25. März 2020 können nach 
geltendem Recht Kandidaten für die Bundestagswahl 
2021 aufgestellt werden. Sobald dieses Datum also er-
reicht ist, ist eine Wahlrechtsreform in dieser Legislatur-
periode nicht mehr möglich, und das wissen die Antrag-
steller. Es geht also darum, einen Schuldigen für das 
demokratische Desaster zu finden, wenn die Reform ver-
tändelt wird, liebe Freunde.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Albrecht Glaser (AfD):
Ich komme in einem Satz zum Schluss. – Die AfD legt 

deshalb einen Gesetzentwurf vor, der uns allen drei zu-
sätzliche Monate an Zeit verschafft, um vielleicht doch 
noch ein Wahlrechtsreformgesetz hinzubekommen. Stim-
men Sie diesem bitte zu!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat das Wort der 

Kollege Mahmut Özdemir, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Die Ausführungen des Kollegen von der AfD

(Zuruf von der AfD: Der hat einen Namen!)
führen dazu, dass ich etwas tun muss, was ich ungern tue.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, würden Sie Ihre Rede freundlicherweise 

mit „Herr Präsident!“ beginnen und dann anfangen zu 
reden?

(Heiterkeit bei der SPD)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Das mache ich gleich. – Herr Präsident! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Die Ausführungen des Kollegen 
von der AfD führen dazu, dass ich etwas tun muss, was 
ich ungern tue. Ich muss Konrad Adenauer zitieren:

Wir leben alle unter dem gleichen Himmel, aber wir 
haben nicht alle den gleichen Horizont.

(Beifall bei der SPD)
Wir reden heute erneut über die Geschäftsgrundlage 

unserer Demokratie; aber bedauerlicherweise besteht 
nicht der Wille, einvernehmlich hier und heute einen An-
trag auf Änderung einzubringen. Stattdessen haben sich 
einige Oppositionsfraktionen zusammengeschlossen und 
das aufgeschrieben, was ihnen nützt. Das finde ich be-
fremdlich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD])

Als Regierungsfraktion wären wir ebenso in der Lage 
gewesen, einen Gesetzentwurf hier und heute einzubrin-
gen,

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Dann machen Sie 
es!)

der lediglich uns nützt. Deshalb betone ich gerne einige 
Spielregeln.

Wir sollten diese Debatte zum Anlass nehmen, das 
Wahlrecht parteiübergreifend zu bewerten, um eine ge-
meinsame Lösung und ein anständiges Verfahren zu fin-
den. Jede Änderung, egal wer sie auch vorschlägt, muss 
schließlich auch einer verfassungsrechtlichen Überprü-
fung standhalten.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Thorsten 
Frei [CDU/CSU] – Katja Keul [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Es müssen alle gleichbehan-
delt werden!)

Das Wahlrecht sichert schließlich die Möglichkeit, dass 
auch eine Minderheit zur Mehrheit in diesem Land wer-
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den kann. Daher mahne ich mit Nachdruck: Wir tragen 
nicht nur Verantwortung für die Parteien, die in diesem 
Haus mit Fraktionen vertreten sind, sondern für alle Par-
teien in diesem Land, die zu Bundestagswahlen zugelas-
sen werden.

Blicken wir zurück, wie es überhaupt dazu kam, dass 
das Bundeswahlrecht in dieser Wahlperiode stetig auf die 
Tagesordnung gekommen ist.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir wollen lieber wissen, was die SPD 
will!)

Wir beobachten, dass die Gesamtzahl der Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages stetig gewachsen ist. Dies hat 
verschiedene Gründe: das Wahlrecht selbst, durch Ver-
fassungsstreitigkeiten errungene Veränderungen und 
letztlich auch – das ist der unumstößlichste Grund – die 
Entscheidungen des Wahlvolkes bei den Wahlen. Eine 
Feststellung ist mir wichtig, weil der Eindruck erweckt 
ist, dass es nicht so sei: Wir haben verfassungsrechtlich 
keinen Handlungszwang.

Nun wird ein Bundestag, der 800 Mitglieder und mehr 
zählen könnte – das sind alles Rechenspiele; jeder hat 
irgendeine Studie oder einen Wissenschaftler, der das be-
legt –, von Ihnen zur Begründung genommen und diese 
wiederum zum Selbstzweck erhoben, um Veränderungen 
einzufordern. Das ist schlicht töricht; der Gedankengang 
ist aus meiner Sicht fehlerhaft.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und Sie wollen die 800 Mitglieder? – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das sichert der SPD Mandate! – Gegenruf des 
Abg. Timon Gremmels [SPD]: Ach Gott! Hö-
ren Sie doch zu!)

Ich warne auch dringend davor, Begriffe wie „Bläh-Bun-
destag“ zum Ausgangspunkt für angestrebte Veränderun-
gen zu machen. Denn die Größe des Deutschen Bundes-
tages ist das Ergebnis davon, dass man der Stimme von 
jeder Wählerin und jedem Wähler Gewicht in der ge-
nauen Zusammensetzung des Deutschen Bundestages 
verleiht. Sie verwechseln schlicht Ursache und Wirkung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Rechtfertigen muss sich jede Veränderung insbesonde-

re im Hinblick auf das Verhältnis von Zählwert und Er-
folgswert von Stimmen. Jede abgegebene Stimme wiegt 
gleich viel. Wenn wir jedoch die abgegebenen Stimmen 
auf den Deutschen Bundestag und – genauer genommen – 
auf Landeslisten verteilen, stellen wir fest, dass es mehr 
Erst- oder Zweitstimmen gibt. Wir stellen aber auch fest, 
dass eine Partei nicht genug Stimmen auf sich vereinigen 
konnte, um beispielsweise den Einzug in dieses Haus zu 
erreichen. Auch diese Stimmen müssen aus meiner Sicht 
in der Erfolgswertung berücksichtigt werden.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

Diejenigen, die allerdings eine Verkleinerung des 
Deutschen Bundestages verlangen und die Begrenzung 
mit einer starren Höchstzahl fordern, müssen wissen 
und den Menschen da draußen erklären, dass sie in die 

Kraftentfaltung jeder abgegebenen Stimme eingreifen, 
weil sie dieses Stimmgewicht in der Wirkung auf die 
Zusammensetzung des Deutschen Bundestages erheblich 
verkürzen, und das muss verfassungsrechtlich gerechtfer-
tigt werden.

(Beifall bei der SPD)
Wir brauchen ein Wahlsystem, das die Menschen ken-

nen. Sie müssen die Zusammensetzung hier in diesem 
Haus verstehen. Überhangmandate, Ausgleichsmandate 
und Sitzkontingente müssen verständlicher Sprache und 
einfach erkennbaren Mechanismen, wie es zur Zusam-
mensetzung in diesem Haus kommt, weichen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, genau!)

Mit Ihrem Gesetzentwurf schlagen Sie vor, die Zahl der 
Direktwahlkreise auf 250 zu kürzen und die reguläre Ge-
samtzahl der Sitze des Bundestages moderat zu erhöhen. 
So wollen Sie also zugunsten des Verhältniswahlrechts 
Direktwahlkreise schleifen.

(Widerspruch bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin direkt gewählter Abgeordneter aus Duisburg und 
fühle mich geehrt, meinen Wahlkreis hier vertreten zu 
dürfen. Bei den Worten fängt es schon an: Während Sie 
beispielsweise von „Wahlkreise betreuen“ sprechen, lebe 
und arbeite ich dafür, hier meinen Wahlkreis zu vertreten

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Timon Gremmels [SPD]: Nicht nur du!)

– Sie haben zu früh geklatscht, Kollege –, und mit mir 
zusammen ganz viele Kolleginnen und Kollegen über 
Parteigrenzen hinweg, außer in der FDP. Für eine Kür-
zung der Zahl von Direktwahlkreisen werde ich mich 
persönlich nicht in meiner Fraktion aussprechen. Ich wer-
de nicht dafür werben, ich werde genau das Gegenteil tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aha!)

Eine solche Kürzung bedeutet nämlich, dass wir 49-mal 
die Vertretung von im Durchschnitt 250 000 Einwohnern 
umschichten müssen. Wir müssen Wahlkreise neu zu-
schneiden, wir müssen Wahlkreise neu einteilen. Das 
heißt, Sie wollen die direkte Vertretung von 12,5 Millio-
nen Einwohnern umverteilen auf weniger Abgeordnete. 
Kürzen bei den Direktwahlkreisen bedeutet Kürzen bei 
der direkten Demokratie in unserem Land.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Ist das ein Geeier! 
Mannomann!)

5 von 69 Abgeordneten sind bei den Linken direkt ge-
wählt, 1 von 67 bei den Grünen, bei der FDP ist von 
80 Abgeordneten niemand direkt gewählt. Daher geht 
es Ihnen leicht von der Hand, die Zahl der Direktwahlk-
reise kürzen zu wollen,

(Timon Gremmels [SPD]: So ist es!)
weil sich Ihre Fraktion bis auf wenige hochgeschätzte 
Ausnahmen aus den Landeslisten speist.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Das zeigt im Übrigen auch: Bei Direktmandaten gibt es 
keine kleinen und großen Parteien. Es gibt nur Direkt-
bewerber, die sich mit ihrer Persönlichkeit und mit ihrer 
Partei als Einheit oder als Einzelbewerbung der Wahlau-
seinandersetzung stellen.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist aber theoretisch! – Gegenruf des Abg. 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Wo er recht hat, hat 
er recht!)

In der Gesamtschau ist es sinnvoll und notwendig, über 
das stetige Anwachsen der Bundestagsgröße zu reden und 
Vermeidungsmöglichkeiten zu beraten. Dieses Ziel gilt es 
jedoch mit einem Verfahren zu erreichen, bei dem alle 
Fraktionen gemeinsam beraten

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was tut denn die SPD dafür? – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Am Sankt-Nimmerleins-Tag!)

und den Drang zur Eigenbegünstigung, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den Grünen, auch ablegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Als Sozialdemokraten sind wir dazu bereit, an diesem 
Ziel zu arbeiten. Wir stellen aber auch fest, dass das gel-
tende Bundeswahlrecht verfassungsgemäß ist und jeder 
Stimme größtmögliche, vielleicht sogar übermäßige Er-
folgsgarantie gibt. Unsere Pflicht ist es, sicherzustellen, 
dass jede Wahlentscheidung auf jedem Stimmzettel in 
unserem Land die gleiche Kraft entfaltet, zu bestimmen, 
wer hier Platz nehmen darf.

Wir streben eine Lösung an, die nach Möglichkeit ohne 
Verringerung der Anzahl von Direktwahlkreisen aus-
kommt, da wir die Nähe von Abgeordneten und Wahlvolk 
bestmöglich wahren möchten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die Festlegung einer starren Obergrenze bei Überhang-
mandaten hingegen muss sich hierbei einer kritischen 
wissenschaftlichen Bewertung von meinetwegen wahr-
scheinlich vorhersehbaren Wahlausgängen stellen. Wir 
Sozialdemokraten wollen eine Veränderung des Wahl-
rechts, die den abgegebenen Stimmen und ihrem Wert 
dient.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann macht doch mal einen Vor-
schlag! – Dr. Christoph Hoffmann [FDP]: 
Macht doch mal!)

Eine Wahlrechtsänderung, die jedoch nur den Verfassern 
dient, lehnen wir ab.

Ich entschuldige mich beim Präsidenten, dass ich ihn 
nicht zuvörderst gegrüßt habe. Jetzt steht es, glaube ich, 
unentschieden, weil er mir das letzte Mal drei Sekunden 
vor Ende meiner Redezeit das Mikrofon abgedreht hat. 
Deswegen sage ich: Unentschieden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Özdemir, das kann eigentlich gar nicht 

sein. Wahrscheinlich haben Sie die Uhr nicht richtig im 
Auge gehabt.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ist doch nicht wichtig!)

Aber ansonsten nehme ich Ihre Entschuldigung an.

Der nächste Redner ist für die Fraktion Die Linke der 
Kollege Friedrich Straetmanns.

(Beifall bei der LINKEN)

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Zur Beratung liegt der gemeinsame Gesetzent-
wurf der Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen 
und der FDP zur Verkleinerung des Bundestages vor. Vor-
ab herzlichen Dank an die miteinbringenden Fraktionen! 
Ich denke, dies zeigt: Trotz großer Unterschiede gibt es 
auch demokratische Gemeinsamkeiten,

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der FDP)

eine wichtige Erkenntnis in einer Zeit zunehmenden 
Rechtspopulismus. Bezeichnend ist, dass die AfD diesen 
Weg genauso wenig mitgehen konnte wie CDU/CSU und 
SPD.

Unser Vorschlag der Reduzierung auf 250 Wahlkreise, 
des Ausgleichs der Überhangmandate erst auf Bundes-
ebene und der maßvollen Anhebung der Regelgröße des 
Bundestages auf 630 Sitze würde auf der Basis des Wah-
lergebnisses von 2017 zu einer Gesamtzahl von rund 
630 Abgeordneten im Bundestag führen. Das ist ein wich-
tiger Schritt in die richtige Richtung und berücksichtigt 
sowohl die verfassungsrechtlichen Vorgaben wie auch 
den eindeutigen Wunsch der Bevölkerung nach Verklei-
nerung des Bundestages.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Dr. Stefan Ruppert [FDP])

Ich will nicht verhehlen, dass dieser Vorschlag auch 
uns als Fraktion und Partei schmerzhaft treffen würde, 
aber er zeichnet sich eben dadurch aus, dass er allen Par-
teien gleichermaßen wehtut. Aus meiner Zeit als Richter 
habe ich eine Erkenntnis mitgenommen: Ein guter Ver-
gleich verlangt allen Beteiligten etwas ab. Das tut unser 
gemeinsamer Gesetzesvorschlag eben auch, und das ist 
gut so.

(Beifall bei der LINKEN, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Vorschlag berücksichtigt aber auch die Erkenntnis-
se der Wahlrechtskommission, die unter der Leitung des 
Bundestagspräsidenten tagte; das ist wichtig festzuhalten. 
Viele andere Vorschläge zur Verkleinerung des Bundes-
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tages sind eben nicht mit den verfassungsrechtlichen Vor-
gaben in Übereinstimmung zu bringen.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: So ist es!)
Deshalb war es hilfreich, die Aussagen der juristischen 
und wahlmathematischen Experten aus der Kommission 
für die Entwicklung unseres Gesetzesvorschlages nutzen 
zu können.

Wichtig ist für mich persönlich auch, dass die fast ein-
jährige Tätigkeit in dieser Kommission nicht gänzlich 
vergebens war. Die Bevölkerung darf zu Recht erwarten, 
dass wir als Abgeordnete uns der Aufgabe zuwenden, die 
Zahl der Mandate im Bundestag zu verringern. Ich weiß: 
Zum Teil werden Kosten der Demokratie für die Verklei-
nerungsbemühungen angeführt. Hiervon möchte ich mich 
ausdrücklich distanzieren. Nach allem kann Demokratie 
nie zu teuer sein.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Mir ist jedoch ein anderes Argument wichtig, nämlich 
die Frage der Akzeptanz des Parlaments in der Bevölke-
rung. Wie kann es gelingen, die parlamentarische Demo-
kratie zu stärken und sie so zugleich zu verteidigen?

(Zuruf der Abg. Gabriele Hiller-Ohm [SPD])
Ich finde, hierfür müssen wir als Parlament sichtbarer 
werden und mehr Rechenschaft ablegen.

Meine Fraktion hat eine Reihe von Vorschlägen ge-
macht, die dabei helfen würden. Zum einen brauchen 
wir mehr Öffentlichkeit, und zwar das ganze Jahr über. 
Das beginnt mit grundsätzlich öffentlichen Ausschusssit-
zungen und deren Übertragung im Internet.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Genauso müssen wir zum anderen aber auch über uns 
selbst Rechenschaft ablegen, zum Beispiel durch die Ein-
führung eines verbindlichen Lobbyregisters.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nur ein Parlament, das zum einen die Breite der Mein-
ungen widerspiegelt und zum anderen eben nicht als 
Selbstbedienungsladen gesehen wird, kann erfolgreich 
arbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)
Dass bei einer Reform die Wahlkreise größer werden, 

ist unangenehm – ich will das nicht verhehlen –, darf aber 
einer Reform letztlich nicht entgegenstehen. Hier werden 
sich in der weiteren Beratung aber sicher Lösungen fin-
den lassen. Daher ist dieser Gesetzentwurf zugleich auch 
eine Einladung an die bisher nicht beteiligten Fraktionen, 
sich in die Diskussion einzubringen. Lassen Sie uns dies-
mal eine Gesetzesinitiative mit ausreichender Zeit und 
Expertise angehen. Bei der Anhebung der Parteienfinan-
zierung haben Sie, wie wir wissen, beides gerade nicht 
getan. Die Reform des Wahlrechts wäre eine gute Gele-
genheit, es anders zu machen.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Straetmanns. – Als nächste 

Rednerin hat das Wort die Kollegin Britta Haßelmann, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Kolleginnen und Kollegen! Die Zeiten der alten 
Bonner Republik sind vorbei. Wir sind im Jahr 2019. 
Die Parteienlandschaft hat sich verändert,

(Siegbert Droese [AfD]: Die hat sich zum Po-
sitiven verändert!)

und vor allen Dingen die Kräfteverhältnisse der Parteien 
haben sich erheblich verändert.

Da hier alle das personalisierte Verhältniswahlrecht be-
schwören, führt das auch dazu, dass wir uns dringend der 
Frage stellen müssen, wie wir auf der Grundlage des per-
sonalisierten Verhältniswahlrechts alle gemeinsam unse-
re Verantwortung wahrnehmen, um auf dieser Grundlage 
einen arbeitsfähigen Bundestag, der nicht mit bis zu 
800 Abgeordneten arbeitet, zustande zu bringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Meine Damen und Herren, wir Abgeordnete haben alle 
eine Verantwortung für unser Parlament, für die Akzep-
tanz unseres Parlamentes, für die Akzeptanz unseres 
Wahlrechtes und für das Funktionieren unserer parlamen-
tarischen Demokratie. Daran will ich insbesondere bei 
SPD und CDU/CSU appellieren. Was nicht geht, ist, zu 
sagen: Wir wollen das akzeptierte personalisierte Verhält-
niswahlrecht beibehalten; denn es ist hochakzeptiert, es 
ist die Grundlage unserer Rechtsprechung. Aber eigent-
lich wollen wir nichts ändern.

Sie halten hier ein Loblied ausschließlich auf die Di-
rektmandate. Jede und jeder, die oder der sich mit dem 
Wahlrecht befasst, weiß, dass die Diskrepanz zwischen 
der Zahl der Direktmandate, die Sie erzielen – insbeson-
dere bei der Union –, und dem Zweitstimmenergebnis zu 
dem Überhang führt. Und der muss wiederum für alle 
Fraktionen ausgeglichen werden. Meine Damen und Her-
ren, der einzige Weg, die Zahl dieser Überhangmandate 
und Ausgleichsmandate nicht so überbordend werden zu 
lassen, ist die Reduzierung der Zahl der Wahlkreise.

(Timon Gremmels [SPD]: Die Vergrößerung 
der Wahlkreise bedeutet das auch!)

Das weiß jede und jeder, die oder der sich mit dem Wahl-
recht schon mal beschäftigt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                                                                                                                                                                                          15959 

Friedrich Straetmanns 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



Meine Damen und Herren, unser Vorschlag fußt auf 
dem personalisierten Verhältniswahlrecht und sieht vor: 
die Reduzierung der Wahlkreise von 299 auf 250,

(Timon Gremmels [SPD]: Vergrößerung der 
Wahlkreise!)

die Abschaffung der Sitzkontingentverfahren und die mo-
derate Erhöhung der Gesamtsitzzahl von 598 auf 630. 
Insgesamt, meine Damen und Herren, sollten wir alle 
die Verantwortung wahrnehmen, an einer gemeinsamen 
Lösung zu arbeiten. Da nutzt die Methode der SPD – 
„Kopf in den Sand“ – gar nichts.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Meine Damen und Herren, für uns gilt der Grundsatz: 
Jede Stimme muss uns gleich viel wert sein. Deshalb kann 
eine Partei, die 29 Prozent erzielt, auch nur für 29 Prozent 
in den Bundestag einziehen. Alles andere verzerrt das 
Zweitstimmenergebnis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und der LINKEN)

Warum versteht die SPD das nicht?

(Heiterkeit bei der AfD)

In Ihrer Lage müssten Sie flammend für das personal-
isierte Verhältniswahlrecht werben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN – Zuruf von der AfD: Wenn man ein-
stellig ist!)

Meine Damen und Herren, unser Vorschlag trifft alle Par-
teien proportional gleich. Wann verstehen Sie das? Rech-
nen Sie das einfach mal nach!

Dann sage ich Ihnen noch was zu den Direktkandida-
tinnen und -kandidaten, den Direktmandatierten und den 
Listenmandaten.

(Timon Gremmels [SPD]: Sie vergrößern die 
Wahlkreise!)

In Ihrer Fraktion sind 153 Abgeordnete,

(Siegbert Droese [AfD]: Sehr richtig, Frau 
Kollegin! Viel zu viele!)

95 Abgeordnete davon sind über Listen eingezogen. Wie 
reden Sie hier eigentlich über die Leute?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und der LINKEN)

Ich finde diese Abschätzigkeit unfassbar. Das gilt für alle 
Kolleginnen und Kollegen hier im Deutschen Bundestag. 
Wir sind 709 Abgeordnete, 410 davon sind über Listen 
der Parteien eingezogen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich verbitte mir dieses abfällige Gerede über Abgeord-

nete. Es gibt nicht Abgeordnete erster und zweiter Klasse.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Haßelmann. – Als nächster 

Redner hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion der Kol-
lege Michael Frieser.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Frieser (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Es ist noch nicht mal alter Wein in neuen Schläuchen, 
sondern es ist immer noch der alte Wein in den alten 
Schläuchen.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Sie haben gar kei-
nen Wein! – Zuruf des Abg. Dr. Konstantin von 
Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine typische Haßelmann, mit dem ersten Satz zu sa-
gen: „Wir stehen zum personalisierten Verhältniswahl-
recht“, und sich das Reden über Listenmandatsträger zu 
verbitten

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das abfällige, habe ich gesagt!)

und im selben Satz das Direktmandat und die direkt legi-
timierten Abgeordneten dieses Hauses niederzureden. 
Frau Haßelmann, so geht es nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – La-
chen bei der AfD – Widerspruch beim BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie hat sich 
gegen Diskreditierung gewehrt!)

Das ist unglaubwürdig und inkonsistent.

Ich muss Ihnen sagen: Sie wollen mit Ihrem Vor-
schlag – das ist die Wahrheit, die Sie den Wählerinnen 
und Wählern nicht erzählen – zum Wahlrecht von 2008 
zurück; Kollege Heveling hat es angesprochen. Wir ha-
ben uns damals mit der absoluten Mehrheit dieses Hau-
ses, mit Ihrem Zutun, dazu entschlossen, den wesentli-
chen Punkt, das negative Stimmengewicht, zu reduzieren. 
Im Ergebnis machen Sie es jetzt sogar noch schlimmer: 
Sie öffnen die Tür wieder für das negative Stimmenge-
wicht und nehmen noch 50 Wahlkreise weg. Das ist im 
Grunde die Verdoppelung dessen, was wir eben nicht zu-
lassen sollten.

(Beifall des Abg. Hermann Gröhe [CDU/ 
CSU])

Und warum? Ohne jede Gewähr dafür, dass dieser 
Bundestag wirklich kleiner wird. Jeder, der in dieser 
Wahlreformkommission saß, weiß anhand der Zahlen 
ganz genau: Selbst mit Ihrem Vorschlag ist ein Bundestag 
von 700, 750 Personen möglich, weil Sie nicht an das 
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zugrundeliegende Problem herangehen. Sie lösen gar 
nichts, Sie nehmen nur Wahlkreise weg.

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Sie legen gar nichts 
vor!)

Schon heute sitzen in diesem Deutschen Bundestag 
40 Prozent Wahlkreisdirektabgeordnete und 60 Prozent 
Listenmandatsträger. Die tragen alle zur Demokratie bei,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, danke!)

überhaupt keine Frage. Nur, man kann doch nicht allen 
Ernstes behaupten, es gehe hier um eine Gleichberechti-
gung; denn die Wähler, die ihre Erststimme abgegeben 
haben, sind nach dem personalisierten Verhältniswahl-
recht eben nicht gleichberechtigt in diesem Bundestag 
vertreten. Genau das ist es, was Sie im Grunde in Marmor 
meißeln wollen.

In Wahrheit geht es darum, das zu verstetigen, wovon 
Sie die Größe Ihrer Fraktionen wirklich abhängig ma-
chen, nämlich das Listenmandat als Ausgleichsmandat. 
Dafür nehmen Sie die demokratisch legitimierten Direkt-
wahlkreise weg. Das ist die Wahrheit. Nur, das wollen Sie 
dem Wähler tatsächlich nicht erzählen. Da können und 
wollen wir definitiv nicht mitmachen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Und was wollen 
Sie? Gar nichts!)

Was Sie mit mathematischen Tricks gewinnen, ist eine 
ganz andere Frage. Sie müssen sehr tief in die Trickkiste 
hineingreifen, damit Sie so tun können, als könnten Sie 
den Deutschen Bundestag tatsächlich verkleinern. Das 
wird nicht funktionieren.

Und jetzt wird es wirklich krude. Weil man sich selber 
nicht ganz traut, geht man in dem Oppositionsantrag noch 
einen Schritt weiter und sagt: Wir könnten uns auch einen 
Bestenwahlkreismodus vorstellen. – Da sind wir verdäch-
tig nah am Vorschlag der AfD. Aus meiner Sicht macht 
das Ihren Vorschlag nicht unbedingt glaubwürdiger.

(Jörn König [AfD]: Doch, weil unser Vorschlag 
einfach gut ist!)

Stellen Sie sich dem Wettbewerb vor Ort! Vor was 
haben Sie denn Angst? Es ist doch nicht in Marmor ge-
meißelt, dass irgendjemand von der SPD oder von der 
Union einen Wahlkreis gewinnt. Stellen Sie sich dem 
Wettbewerb und dem Kampf!

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie wissen ganz genau, dass selbst bei 30 Wahlkreisen 
weniger keine Verwaltungsbezirkgrenze mehr zu halten 
ist. Sie wissen, dass bei 50 Wahlkreisen weniger selbst die 
Ländergrenzen nicht mehr zu halten sind. Sie wissen, was 
Sie diesem Land an dieser Stelle antun: Sie legen die Axt 
an die Grundlage der Demokratie.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Wi-
derspruch des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zurufe von 
der AfD: Oh!)

Deshalb lade ich Sie ein und sage: Kommen Sie mit, 
lassen Sie uns ein Modell finden, das den Bundestag 
wirklich begrenzt, ohne nur so zu tun.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Frieser. – Als letzter Redner 

hat der Kollege Axel Müller, CDU/CSU-Fraktion, das 
Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bitte, Herr Müller! Sagen Sie jetzt 
mal, was Sie machen!)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident Kubicki! Sehr geehrter 

Herr Parlamentspräsident Schäuble! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Grundkonsens ist – das hat die De-
batte gezeigt –, dass wir nach Wegen suchen müssen und 
sollten, die das Parlament weg von den derzeit 709 Mit-
gliedern in die Nähe seiner gesetzlichen Sollstärke von 
598 Mitgliedern führt.

Dass wir neben den 299 in personalisierter Verhältnis-
wahl direkt gewählten Abgeordneten weitere 410 durch 
reine Verhältniswahl bestimmte Abgeordnete haben und 
damit über den Zahlen liegen, hängt – entgegen dem, was 
der Gesetzentwurf behauptet – nicht allein mit den so-
genannten Überhangmandaten zusammen, sondern auch 
mit einem falschen Verständnis, wie diese auszugleichen 
sind. Nach dem Bundesverfassungsgericht, Frau 
Haßelmann, muss das eben nicht eins zu eins geschehen, 
sondern kann in einem begrenzten Maße erfolgen.

(Friedrich Straetmanns [DIE LINKE]: Das 
wäre ein CDU-günstiger Vorschlag!)

Etwa 15 ausgleichslose Überhangmandate werden seitens 
des Bundesverfassungsgerichts als zulässig angesehen.

Die weiteren rechtlichen und systematischen Einzel-
heiten haben die Vorredner dargelegt. Ich möchte mich 
daher dem Thema von einer ganz anderen Seite nähern, 
nämlich der tatsächlichen, und damit aufzeigen, warum 
auch in dieser Frage die normative Kraft des Faktischen 
eine richtige Antwort auf das gibt, was geht und was nicht 
geht. Ich will Ihnen das anhand von zwei Beispielen dar-
legen und damit auch auf das Bezug nehmen, was der 
Kollege Heveling gesagt hat: Wie stellt man denn den 
Bezug zum Wahlkreis und zu den Menschen her?

Erstes Beispiel. Diese Woche hatte ich, wie viele von 
uns, eine Besuchergruppe aus dem Wahlkreis hier zu 
Gast: 50 ehrenamtlich engagierte Menschen aus allen 
Teilen meines Wahlkreises Ravensburg. Rückreise nach 
Süddeutschland: morgens um 7.30 Uhr. Um 6.30 Uhr bin 
ich mit dem Fahrrad in den Ostteil der Stadt gefahren – 
10 Kilometer vom Reichstag entfernt –, um ihnen eine 
gute Heimreise zu wünschen. Warum mache ich das? 
Weil ich mich ihnen, diesen Menschen, verbunden fühle, 
weil ich ihr Vertreter, ihr Repräsentant hier bin.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweites Beispiel. Im Frühsommer dieses Jahres habe 
ich mir einen gebrauchten VW-Bus gekauft, bin damit 
während der parlamentarischen Sommerpause zusätzlich 
zu den vielen anderen Terminen, die ich das Jahr über 
wahrnehme, in allen Städten, Gemeinden, Ortschaften 
meines Wahlkreises gewesen. Vor Kirchen, Rathäusern, 
auf Marktplätzen,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Das muss ich mir 
aufschreiben! Wir kommen da gar nicht drauf! – 
Frank Sitta [FDP]: Toll, was Sie alles machen!)

vor Dorfgemeinschaftshäusern und Sportplätzen habe ich 
zusätzliche Bürgersprechstunden angeboten.

(Timon Gremmels [SPD]: Hauptsache: ein E- 
Bus!)

Ein Wahlkreis, der 1 500 Quadratkilometer groß ist und 
im Übrigen das abbildet, was § 3 des Bundeswahlgesetzes 
verlangt, nämlich die politischen Verwaltungsgrenzen des 
Landkreises.

Viele Wochen war ich mit „Politik auf Achse“ unter-
wegs; hundertfach habe ich Gespräche geführt.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie sind ja ein toller Hecht!)

Viele Menschen haben gesagt: Ich bin nicht politikver-
drossen, aber ich kritisiere den Berufsstand der Politiker.

(Dr. Christoph Hoffmann [FDP]: Axel-Müller- 
verdrossen! – Heiterkeit bei Abgeordneten der 
FDP)

Ein Vorwurf, den Sie sicher auch öfter zu hören bekom-
men, wiederholte sich. Er lautete: Politiker und Parteien 
würden sich meistens nur vor Wahlen sehen lassen. – 
Dem habe ich meine „Politik auf Achse“-Tour gegen-
übergestellt und wurde dafür durchweg gelobt.

Meine Damen und Herren, der direkt gewählte Abge-
ordnete ist für mich der Kümmerer

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha! Wir nicht, oder was?)

für die Menschen aus dem Wahlkreis, gleich, wer sie sind 
und um was es dabei geht. Er ist einer von ihnen. Er ist ihr 
Sprachrohr.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was ist das für ein Schwachsinn?)

Aber mitnehmen kann man nur, wenn man vor Ort ist, um 
abzuholen. Und das kann niemand besser als der direkt 
gewählte Abgeordnete.

(Dr. Sascha Raabe [SPD]: Man liest doch nicht 
ab als Abgeordneter!)

Ich finde es nicht fair, Herr Dr. Ruppert, wenn jemand 
hier sagt: Machen wir die Wahlkreise doch etwas größer; 
es fällt doch leicht, dem Rechnung zu tragen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was bilden Sie sich eigentlich ein?)

Meine Damen und Herren, diese Zustimmung der 
Mehrheit der Menschen meiner Heimat, deren Vertreter 
ich hier bin, schafft auch Unabhängigkeit in Berlin. Sie 
bildet ein festes Fundament für den – so steht es im 
Grundgesetz – freien und an Weisungen nicht gebunde-
nen Abgeordneten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Axel Müller (CDU/CSU):
Vor diesem Hintergrund finde ich es schon befremd-

lich, dass gerade von denjenigen, die sonst mehr direkte 
Demokratie fordern, dieselbe gekürzt werden soll.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist eine Frechheit! – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich finde es 
toll, wie Sie morgens schon um halb sieben 
Fahrrad fahren!)

Das stößt bei mir nicht nur auf Verwunderung – –

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Stefan Ruppert 
[FDP]: Wann legt ihr irgendwas vor?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz dieser bemer-

kenswerten Rede des Kollegen Müller möchte ich darauf 
hinweisen, dass ab 22 Uhr keine Zwischenfragen und 
keine Kurzinterventionen mehr zugelassen werden. Ich 
gehe ohnehin davon aus, dass alle Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages ihre Verantwortung in eigener 
Hoheit wahrnehmen und niemand dem anderen nachst-
eht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der FDP und der LIN-
KEN – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist nicht 
die Aufgabe des Präsidenten! – Gegenruf des 
Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist die Aufgabe des Präsidenten! 
Ganz bestimmt!)

Ich schließe damit die Aussprache, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt keine Abgeordneten erster und 
zweiter Klasse!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, noch einmal: Kein 
Abgeordneter des Deutschen Bundestages muss sich hin-
ter einem anderen verstecken. Insofern gehe ich davon 
aus, dass dieser Werbeblock beendet worden ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Tagesordnungspunkte 20 a und 20 b. Interfraktionell 

wird Überweisung der Gesetzentwürfe auf den Drucksa-
chen 19/14672 und 19/15074 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt noch nicht einmal einen CDU- 
Abgeordneten aus Bielefeld! – Weiterer Zuruf 
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der Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

– Frau Haßelmann, ich kann Ihre Erregung verstehen, 
frage aber trotzdem: Gibt es weitere Überweisungsvor-
schläge? – Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie 
vorgeschlagen.

Tagesordnungspunkt 20 c. Wir kommen zur Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Inneres und Heimat zu 
dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel „Wahl-
rechtsreform jetzt – Bundestag auf eine definitive Man-
datszahl verkleinern“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/15133, den An-
trag der Fraktion der AfD auf Drucksache 19/14066 ab-
zulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Wer stimmt dagegen? – Ich stelle fest, dass diese Be-
schlussempfehlung gegen die Stimmen der AfD-Fraktion 
mit den Stimmen der übrigen Fraktionen des Hauses an-
genommen worden ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD

Kinder weltweit schützen – Ausbeuterische 
Kinderarbeit verhindern

Drucksache 19/15062

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin das Wort der Kollegin Dr. Bärbel Kofler, SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Bärbel Kofler (SPD):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir beraten leider zu sehr später Stunde einen wichtigen 
Antrag. Es geht um die Frage, wie wir Kinder weltweit 
schützen wollen und wie es uns gelingen kann, ausbeu-
terische Kinderarbeit zu verhindern. Das ist ein extrem 
wichtiges Thema, und unser vorliegender Antrag stellt 
dieses Thema auch in den Mittelpunkt, um klarzumachen, 
dass der Schutz von Kindern weltweit ein wichtiger Be-
standteil unserer Außenpolitik, unserer Entwicklungspo-
litik, unserer Menschenrechtspolitik und auch der huma-
nitären Hilfe ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber wir müssen dieses Engagement verstärken, auch 
das bringt dieser Antrag zum Ausdruck; denn Kinder-
rechte sind Menschenrechte,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

und sie müssen immer gelten, überall und für jedes Kind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir wissen genau, dass es viele Bereiche gibt, in denen 
das leider noch nicht zutrifft. Wir alle kennen die Zahlen 
von Kindern, die in keine Schule gehen können. Wir wis-
sen von dem Unrecht, das Kindern in bewaffneten Kon-
flikten widerfährt, und wir kennen das Leid von Kindern 
auf der Flucht und in ausbeuterischer Arbeit.

Der Antrag hat einen Hintergrund und eine Genese. Ich 
freue mich, dass viele, die einen Anstoß und Anregungen 
zu diesem Antrag gegeben haben, zu so später Stunde 
noch auf der Tribüne sind. Es sind nämlich zivilgesell-
schaftliche Organisationen wie „Brot für die Welt“, die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft und ganz vie-
le junge Menschen, die sich für dieses Thema starkge-
macht und eingesetzt haben. Herzlich willkommen!

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Idee basiert auf einer Kampagne des indischen 
Friedensnobelpreisträgers Kailash Satyarthi, der mit sei-
ner Kampagne „100 Million“ dem entgegenwirken möch-
te, dass Kinder weltweit vernachlässigt werden. Das Ziel 
ist klar: Jedes Kind an jedem Ort der Welt, wie er selbst 
sagt, „free, safe and educated“, also frei, sicher und in der 
Chance auf Bildung, aufwachsen zu lassen.

(Beifall bei der SPD)
Die Realität sieht anders aus: Im 21. Jahrhundert zeich-

net die Internationale Arbeitsorganisation ein entsetzli-
ches Bild. Fast jedes zehnte Kind weltweit arbeitet; das 
sind 152 Millionen Kinder und Jugendliche. 73 Millionen 
verrichten besonders gefährliche Tätigkeiten – um diese 
besonders gefährlichen Tätigkeiten geht es gerade auch – 
in Steinbrüchen, in Bergwerken, auf Kakaoplantagen, 
beim Goldabbau. Viele Kolleginnen und Kollegen aller 
Fraktionen hier haben das bereits persönlich gesehen und 
diesen Kindern in die Augen geschaut. Ich sage Ihnen aus 
persönlicher Erfahrung: Diese Augen vergisst du nicht. – 
Es ist wichtig, gegen ausbeuterische Kinderarbeit vorzu-
gehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Deshalb brauchen wir gesetzliche Regelungen. Ich bin 
zutiefst überzeugt: Diese Regelungen brauchen wir auch 
für die Einfuhr von Produkten aus ausbeuterischer Kin-
derarbeit. Auch das muss geächtet und verhindert werden. 
Es gibt Länder in Europa, die vorangehen. Ich denke an 
die Niederlande, die ein explizites Gesetz zum Kampf 
gegen ausbeuterische Kinderarbeit erlassen haben. Ich 
denke in einem größeren Rahmen aber auch an Länder 
wie Frankreich, Großbritannien, einige US-Bundesstaa-
ten, Australien und auch Länder wie Kanada, die Regel-
ungen vorbereiten, um Lieferketten zu unterbinden, Men-
schenrechte zu stärken und Kinderarbeit generell zu 
verhindern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. Unser Antrag 
enthält ein Bündel an Forderungen und ein Bündel an 
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Ideen und Maßnahmen, um zu einer Verhinderung von 
ausbeuterischer Kinderarbeit zu kommen. Ich bitte Sie 
alle, diesen Antrag zu unterstützen.

Danke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Kofler. – Als nächster 

Redner hat das Wort der Kollege Ulrich Oehme, AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich Oehme (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! In wenigen Tagen begehen wir die Jubiläen des 
70. Jahrestags der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte und des 30. Jahrestags des Übereinkommens über 
die Rechte des Kindes, der Kinderrechtskonvention. Ein 
Anlass zum Feiern sind sie allerdings nicht; denn nach all 
dieser Zeit sieht die Realität düster aus.

Einigkeit darüber, dass Kinderarbeit abgeschafft ge-
hört, besteht in diesem Haus zweifelsohne. Wie aber lässt 
sich diese abschaffen? Und wer ist dafür verantwortlich? 
Entsprechend lehnen wir nicht das Ziel dieses Antrages 
ab, sondern bemängeln die darin enthaltenen Schlussfol-
gerungen.

Die Internationale Arbeitsorganisation, die ILO, 
schätzt die Zahl der von ausbeuterischer Kinderarbeit be-
troffenen Kinder 2017 auf circa 152 Millionen. Andere 
Schätzungen gehen von bis zu 250 Millionen Kindern 
aus. 71 Prozent davon, circa 108 bis 177 Millionen Kin-
der, arbeiten in der Agrarwirtschaft, und – das ist sehr 
bedenklich – 4,3 Millionen befinden sich in Zwangs- 
und Sklavenarbeit.

Kinderarbeit entstand und entsteht ausschließlich aus 
ökonomischem und finanziellem Druck. Die Kinder ge-
hen nicht oder nur selten in die Schule, und es beginnt ein 
Teufelskreis aus Armut, schlechter Bildung und schlech-
ter Bezahlung. In vielen unserer Gebrauchsgüter kann ein 
Stück Kinderarbeit stecken, unter anderem die Rohstoffe 
Kobalt und Gold in elektronischen Geräten und damit 
auch in der Elektromobilität der Bundesregierung. Kin-
derarbeit steckt auch in der täglichen Tasse Kaffee oder 
Tee, in der Schokolade, vielfach in der Kleidung, die wir 
tragen, und in den Steinen, die wir im Baumarkt günstig 
einkaufen.

Bestrebungen, diese Zustände zu verbessern, gab es 
viele. Im Antrag selbst sind der Zertifikate- oder Siegel-
dschungel und das Lieferkettengesetz genannt. Alle ha-
ben bisher nicht zum gewünschten Ziel geführt und wer-
den auch nicht zum gewünschten Ziel führen, da sie die 
Symptome der Kinderarbeit, aber nicht deren Ursachen 
bekämpfen.

Nehmen wir zum Beispiel den Fairen Handel: Verbrau-
cher, die Produkte dieser Siegel kaufen, glauben, etwas 
Gutes für die Erzeuger zu tun. Schließlich handelt es sich 
um fair gehandelte Produkte. Wenn man sich jedoch mit 

der Geschichte des Labels genauer beschäftigt, stellt man 
ganz schnell fest, dass das, was damals geplant war, näm-
lich den Bauern zu einem soliden Einkommen zu verhel-
fen, verfehlt wurde.

1994, bei der Einführung von Fairtrade, lag der Welt-
marktpreis für eine Tonne Kakao bei 1 200 US-Dollar. 
Heute müsste der Preis inflationsbereinigt bei 8 000 US- 
Dollar liegen. Aktuell steht er jedoch bei 2 190. Wie sol-
len Erzeuger angesichts solcher Preise ihren Lebensunter-
halt bestreiten? Für die Familien ist die Mitarbeit der 
Kinder lebensnotwendig.

Der planwirtschaftliche Eingriff in die Regelungen ei-
nes Marktes mit Premiumzahlungen durch Zertifikate 
und Ertragssteigerungen führte in den letzten Jahren zu 
einer Überproduktion. Zu diesem Schluss kommt das Ka-
kao Barometer 2018. Das Gleiche gilt für Kaffee. Kleinst-
betriebe können auch sonst nicht mit großflächigen Plan-
tagen beim Preis konkurrieren.

Warum glorifizieren wir also diese Art der Produktion? 
Fairtrade und andere Siegel verschleiern hinter relativ 
kostenaufwendigen und intransparenten Strukturen, dass 
die Kinderarbeit eben nicht reduziert wurde, während das 
Gewissen des Konsumenten jedoch aufgrund des höheren 
Preises beruhigt wird.

(Beifall bei der AfD – Uwe Kekeritz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist völliger Un-
sinn, was Sie da reden!)

Das ist moderner Ablasshandel, an dem auch das neue 
Siegel von Herrn Müller, der Grüne Knopf, nichts ändern 
wird. Schon 2015 bescheinigte der Beirat für Technikfol-
genabschätzung, dass Zertifikate nichts bis kaum etwas 
an der Situation innerhalb einer Lieferkette ändern und 
meist nur als Feigenblatt der Industrie gelten.

Die neuesten Ideen des Nationalen Aktionsplanes, 
NAP, und des eventuell folgenden Lieferkettengesetzes 
werden ebenfalls nicht zur gerechten Entlohnung von 
Arbeitern und zur Abschaffung von Kinderarbeit führen. 
Die Nachweispflichten für Unternehmen über die Liefer-
ketten, die sie zusätzlich belasten, werden den Wettbe-
werb zwischen großen Konzernen und kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen weiter verzerren und deutsche 
Unternehmen weltweit benachteiligen.

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So, und jetzt sagt uns der Herr Oehme 
mal die Lösung!)

Solange die Regierungen der Erzeugerländer keine so-
ziale, ökonomische und vor allem rechtliche Verantwor-
tung für ihre Länder übernehmen, wird sich wenig bis 
nichts ändern. Dies gilt vor allem für die 54 Staaten, die 
bis zu zwei Drittel ihres Haushaltes durch internationale 
Hilfsgelder finanzieren.

Kinderarbeit wurde in Deutschland und Europa vor 
allem dadurch eingedämmt, dass die Schulpflicht durch 
den Staat durchgesetzt wurde, das Bevölkerungswachs-
tum zurückging, damit die finanzielle Belastung 
schrumpfte und die Eltern ein existenzsicherndes Ein-
kommen generieren konnten.
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Wir lehnen diesen Antrag ab, da er ein Weiter-so als 
Lösung des Problems ansieht. Wir sollten aufhören, uns 
weiter eines Entwicklungsmodells der 60er-Jahre zu be-
dienen, um die Probleme des 21. Jahrhunderts zu lösen.

(Beifall bei der AfD)
Gern können Sie, so Sie Mitglied der deutschen Dele-

gation des Europarates sind, meine zweite Motion zu die-
sem Thema mitzeichnen. Die erste hatten Sie und die 
Leitung des Europarates abgelehnt.

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als nächster Redner hat 

für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege Dr. Wolfgang 
Stefinger das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Sascha Raabe [SPD])

Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eine siebenköpfige Bauernfamilie verdient mit 
der Kakaoernte etwa 100 Euro im Monat. 100 Euro für 
sieben Personen im Monat! Das Geld reicht nicht. Die 
Folge: Armut, Hunger und in vielen Fällen Kinderarbeit. 
Von diesen Beispielen gibt es viele. Rund 150 Millionen 
Kinder müssen weltweit arbeiten, um das Überleben ihrer 
Familie zu sichern.

Die Kinderrechtskonvention wird nächste Woche 
30 Jahre alt. Ihr Ziel: die Lage der Kinder weltweit zu 
verbessern und deren Rechte zu schützen. In den vergan-
genen 30 Jahren – das möchte ich schon betonen – ist viel 
passiert. Die Kinderarbeit konnte nämlich halbiert wer-
den. Unser Ziel ist aber – und es gibt noch viel zu tun –, 
die ausbeuterische Kinderarbeit ganz zu beenden;

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

denn wir müssen feststellen, dass weltweit noch immer 
über 70 Millionen Kinder unter ausbeuterischen Bedin-
gungen arbeiten müssen.

Kinder schuften in Afrika auf Kakaoplantagen, damit 
die Schokolade bei uns im Supermarkt günstig ist. Kinder 
riskieren ihre Gesundheit und ihr Leben in den Minen, um 
Coltan für unsere Smartphones und auch für unsere E- 
Autos zu gewinnen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das stimmt!)
Die Kinder schleppen in Bergwerken in Peru und in 
Steinbrüchen in Indien schwere Lasten, um Gold und 
Steine für unseren Markt zu gewinnen. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, das wollen und müssen wir ändern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Um die Kinderarbeit wirksam zu bekämpfen, müssen 

wir vor allem an drei Stellen ansetzen. Erstens. Wir müs-
sen die Armut bekämpfen und für existenzsichernde Löh-
ne für die Erwachsenen, die Eltern, sorgen. Zweitens 

müssen wir den Kindern die Chance auf Bildung ermög-
lichen. Schließlich müssen wir, drittens, unser Konsum-
verhalten überdenken und auch unsere Unternehmen in 
die Pflicht nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In erster Linie sind natürlich selbstverständlich die 
Länder gefordert. Es sind staatlich-hoheitliche Aufgaben 
in souveränen Staaten zu erfüllen. Die Regierungen die-
ser Staaten müssen Kinderrechte durchsetzen und ge-
währleisten. In vielen Fällen ist hier aber unsere Unter-
stützung notwendig, beispielsweise beim 
Arbeitsmarktaufbau und auch beim Aufbau sozialer Si-
cherungssysteme.

Ich möchte betonen: Die Armutsbekämpfung ist und 
bleibt ein Schwerpunktthema der Entwicklungszusam-
menarbeit. Wir müssen den Teufelskreis durchbrechen. 
Häufig erleben wir: Eltern hatten keine Bildung, und da-
durch bekommen die Kinder auch keine. Schulgebühren 
sind zu hoch und Schulbücher zu teuer. Aber nur mit einer 
guten Ausbildung können die Kinder ihr Leben gestalten 
und – vor allem – die Nationen, die Länder, vorankom-
men. Deswegen fordern wir in unserem Antrag eine in-
tensivere Unterstützung der Bundesregierung für ein 
funktionierendes Bildungssystem in diesen Ländern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zu uns, 
zu unserem Konsumverhalten. Und ich komme auch da-
zu, dass wir auch die unternehmerische Verantwortung 
sehen müssen; denn wir alle, egal ob Verbraucher oder 
Unternehmer, können dazu beitragen, dass die ausbeute-
rische Kinderarbeit gestoppt wird.

Deshalb müssen wir uns fragen: Muss es wirklich im-
mer das Schnäppchen sein? Benötigen wir wirklich noch 
ein neues T-Shirt oder schon wieder ein neues Handy? 
Wenn ja, was sind wir bereit dafür zu zahlen? Ist Geiz 
wirklich geil, wie es uns die Werbung immer vorgibt? 
Wollen wir weiter akzeptieren, dass Kinderarbeit verrich-
tet wird und Hungerlöhne gezahlt werden, damit wir Ba-
nanen, Kaffee, Schokolade, Kleidung und so manches 
Elektrogerät günstig kaufen können?

Wir fordern eine gezielte Aufklärung zu den Produk-
ten, die transparent macht, was unter Einhaltung sozialer, 
ökologischer und nachhaltiger Standards produziert wor-
den ist. Liebe Kolleginnen und Kollegen, es braucht klare 
Regeln. Es braucht Zertifizierungssysteme, Siegel, die 
eine verlässliche Orientierungshilfe für den Verbraucher 
sind, und es braucht auch eine besondere Verantwortung 
der Unternehmen.

Die Unternehmen sind in besonderer Weise gefordert, 
in ihren Lieferketten sicherzustellen, dass sie Produkte 
ohne Kinderarbeit und nicht unter ausbeuterischen Bedin-
gungen produzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte hier sagen, dass es viele Unternehmen gibt, 
die diese Verantwortung bereits wahrnehmen. Sie achten 
in ihrer Lieferkette darauf, dass Umwelt-, Sozial- und 
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Menschenrechtsstandards eingehalten werden. An dieser 
Stelle diesen Unternehmen ein herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Derzeit läuft eine Unternehmensbefragung zur Liefer-

kette. Ich kenne, wie Sie alle, die Debatte dazu nur zu gut, 
vor allem auch die Widerstände zum Thema Lieferketten-
gesetz. Von verschiedener Seite höre ich, ein Nachweis 
sei ganz schwierig und es geht alles überhaupt nicht. Eine 
große Aufregung bei verschiedenen Verbandsvertretern, 
die meiner Meinung nach die Zeichen der Zeit nicht er-
kannt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Eine Vielzahl von Unternehmen haben die Zeichen der 
Zeit erkannt und nehmen auch ihre Verantwortung war. 
Sie zeigen, dass es geht. Auch wir zeigen, dass es mit dem 
stattlichen Textilsiegel „Grüner Knopf“ geht. Wir haben 
gezeigt, dass es geht: ein Siegel, klare Standards, Mehr-
wert für Unternehmen, Mehrwehrt für den Verbraucher, 
aber vor allem Mehrwert für die Menschen vor Ort, vom 
Baumwollfeld bis zur Textilfabrik.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir setzen natürlich auf die Freiwilligkeit und auf ge-

meinsame Lösungen mit der Wirtschaft. Aber ich sage 
noch einmal ganz deutlich, auch in Richtung aller Ver-
bände. Die Lösung kann nicht heißen: blockieren, ver-
zögern und am Ende gar nichts machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich bin überzeugt: Am Ende werden auch die Verbrau-
cher abstimmen und entsprechende Nachweise erzwin-
gen. Wir fordern die Bundesregierung auf, das Thema 
Lieferketten im Rahmen der EU-Ratspräsidentschaft 
nächstes Jahr zum Thema zu machen. Deutschland ist 
stark, aber mit Europa sind wir noch stärker.

Herr Präsident, ich komme zum Ende. Wir sprechen oft 
von Fairness, von Fairness im Umgang, von Fairness 
beim Sport oder bei Entscheidungen. Wir haben es in 
der Hand, für faire Bedingungen zu sorgen, und zwar 
aus Verantwortung für die Menschen vor Ort, aus Verant-
wortung für die Kinder.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN – Dr. Gerd 
Müller [CDU/CSU]: Sehr gute Rede!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als nächster Redner hat 

das Wort der Kollege Till Mansmann, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Till Mansmann (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Ausbeuterische Kinderarbeit ist weltweit 
ein großes Problem, und im Antrag der Großen Koalition 
ist es richtig und empathisch beschrieben. Wir Freie De-

mokraten begrüßen es, dass Sie dieses wichtige Thema 
auf die Tagesordnung gesetzt haben.

(Beifall bei der FDP)
Steigen wir also in die Diskussion ein. Das Problem der 

Kinderarbeit und die Frage der Armut können nur ge-
meinsam gelöst werden. Wo die Leistung der Kinder 
zur Existenzsicherung der Familie notwendig ist, wird 
sich die Kinderarbeit nicht bekämpfen lassen. Wer Kin-
derarbeit bekämpfen möchte, muss die Armut bekämp-
fen. Herr Kollege Dr. Stefinger, Sie haben das auch ganz 
richtig benannt.

(Beifall bei der FDP)
Und da kommen wir zur Kritik an Ihrem Antrag. Die 

Problematik ist gut beschrieben. Als Lösung schlagen Sie 
letztlich aber ein deutsches Lieferkettengesetz vor. Wir 
müssen nun erst einmal richtig darüber diskutieren, ob 
das wirklich der richtige Weg ist. Wir fürchten nämlich, 
dass es am Ende nicht funktionieren wird, die verfehlte 
Arbeitspolitik anderer Länder ins deutsche Recht, sogar 
ins deutsche Strafrecht hinüberzuziehen und deutschen 
Unternehmern aufzubürden. Bei großen Konzernen mag 
das eine gewisse Wirkung erzielen. Im deutschen Mittel-
stand, den wir doch in viel größerem Maße als Investoren 
in EZ-Partnerländern gewinnen wollen, wird das nicht 
funktionieren. Dort werden Sie nur eines bewirken: einen 
Rückzug aus den Investitionen, die diese Länder doch so 
dringend brauchen. Das heißt: weniger Jobs, weniger Dy-
namik und am Ende mehr Armut, mehr Kinderarbeit.

(Beifall bei der FDP)
Wohlstand und sozialen Fortschritt werden wir nur er-

reichen können, wenn wir den freien Markt bestärken. 
Deutschlands Unternehmen sind nicht Teil des Problems. 
Deutsche Unternehmen sind wichtige Partner zur Lösung 
des Problems. Privatwirtschaftliche Investitionen schaf-
fen Jobs und lösen eine positive wirtschaftliche Dynamik 
aus. Nehmen wir ein Beispiel, bei dem von den politisch 
Handelnden die Privatwirtschaft bewusst zurückgedrängt 
wurde. Venezuela. Laut Zahlen des Arbeitsministeriums 
der Vereinigten Staaten müssen dort über 100 000 Kinder 
zwischen 10 und 14 Jahren arbeiten. Der Grund ist die 
von der sozialistischen Planwirtschaft ausgelöste schwere 
Wirtschaftskrise im Land.

(Beifall bei der FDP)
Wir glauben übrigens auch, dass die Ebene nicht 

stimmt. In unserem Binnenmarkt legt die Europäische 
Union die Regeln für den Außenhandel fest. Sie argumen-
tieren aber über den Nationalen Aktionsplan auf national-
staatlicher Ebene. Das ist nicht richtig passend.

Liebe Kollegen der Großen Koalition, Ihre Intention ist 
über jeden Zweifel erhaben, aber das alleine reicht nicht 
aus. Über die richtigen Instrumente müssen wir noch in-
tensiv diskutieren. Es ist wie beim Klimaschutz: Natio-
nale Alleingänge werden das Problem nicht lösen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das ist wie 
immer!)

Lassen Sie mich zum Schluss noch ein aktuelles Bei-
spiel für die moralische Verantwortung nennen, die wir 
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durchaus in den sich entwickelnden Ländern einfordern 
müssen: Bolivien. Gerade ist Evo Morales ins Exil ge-
gangen. Er ist ein Sozialist, der in Bolivien maßgeblich 
das sogenannte Gesetz Nr. 548 zu verantworten hatte. Ein 
Gesetz, das Kinderarbeit nicht nur bekämpft, sondern so-
gar noch explizit legalisiert. Morales hat über die Ab-
schaffung der Kinderarbeit gesagt – Zitat –, sie käme 
der Abschaffung des sozialen Gewissens der Kinder 
gleich.

Vor ein paar Tagen hat die Fraktion der Linken eine 
Ergebenheitsadresse an Morales geschickt, in der zu lesen 
war, die Absetzung des Präsidenten sei – Zitat – „ein 
Anschlag auf die sozialen Errungenschaften Boliviens“.

(Bettina Stark-Watzinger [FDP]: Aha!)
Da musste ich schon schlucken.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir müssen in unseren Ausschüssen dringend über 
Kinderarbeit diskutieren, auch ganz grundsätzlich.

Bei diesem Antrag werden wir uns enthalten, weil das 
Thema zwar richtig, der vorgezeichnete Weg aber frag-
würdig ist.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Mansmann. – Die Kollegin 

Helin Evrim Sommer, Fraktion Die Linke, und der Kolle-
ge Uwe Kekeritz, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, ha-
ben ihre Reden zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der SPD)
Deshalb rufe ich als nächsten Redner den Kollegen 

Dr. Sascha Raabe, SPD-Fraktion, auf.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Sascha Raabe (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Ich war in dieser Legislaturperiode dienstlich unter 
anderem in Madagaskar, Togo, Ghana und jüngst in der 
Demokratischen Republik Kongo. Wenn man vor Ort 
sieht, wie zum Beispiel in Madagaskar Kinder in einem 
Eimer in einem Loch versenkt werden, das einen Meter 
breit ist, und nach ein paar Stunden wieder hochgeholt 
werden, weil sie dort ein paar Diamanten klopfen müssen, 
wenn man sieht, wie in der Elfenbeinküste, in Ghana und 
in Togo 2 Millionen Kinder auf Kakaoplantagen mit Ma-
cheten in der sengenden Hitze arbeiten, nicht zur Schule 
gehen können, nicht spielen können, wenn man im Kongo 
sieht – ich bin vor vier Wochen aus dem Kongo zurück-
gekommen – unter welch fürchterlichen Bedingungen in 
den Minen Gold, Kobalt und andere Mineralien abgebaut 
werden, wie Kinder dort ganz schwere Lasten tragen 
müssen, dann macht einen das fassungslos. Denn auf 

dem Papier hat sich die Weltgemeinschaft schon längst 
verpflichtet, dass es so was gar nicht mehr geben darf.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: So ist es!)
Deswegen dürfte es unseren Antrag heute eigentlich 

gar nicht geben; denn auch die Länder selbst haben sich 
verpflichtet, das zu unterbinden.

Nur nützt es nichts, wenn wir das hier nur beklagen. 
Wir müssen dann auch – hier geht meine Kritik an den 
sonst geschätzten Kollegen Herrn Mansmann von der 
FDP – die Unternehmen, die viel Geld damit verdienen, 
in die Pflicht nehmen. Genauso müssen wir die Regie-
rungen der Länder in die Pflicht nehmen. Das ist nicht ein 
Gegeneinanderausspielen, sondern beides muss kommen.

Ich bin froh und dankbar, dass Entwicklungsminister 
Müller zusammen mit Hubertus Heil, unserem Arbeits-
minister, Initiativen ergreift: Lieferkettengesetze, den Na-
tionalen Aktionsplan für Menschenrechte verbindlich 
machen wollen. Wir können doch nicht sagen: Bitte, bitte, 
seht zu, dass keine Kinder für euch schuften! – Das ist ein 
Menschenrecht, das wir einfordern müssen. Das muss 
verbindlich und verpflichtend sein, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir haben Gott sei Dank Unternehmen, die anders den-
ken als das Motto der FDP lautet: Wenn jeder für sich 
selbst sorgt, ist für alle gesorgt. – Sie sagen: Wir wollen 
auch verantwortungsvoll sein, damit wir ein Level- 
Playing-Field haben, damit wir faire Wettbewerbsbedin-
gungen haben. Sie sagen: Wir wollen unser Geld nicht mit 
Blutgold oder mit blutigen T-Shirts verdienen, sondern 
wir wollen verantwortungsvoll handeln. – Deswegen 
glaube ich, dass es nach wie vor eine große Bereitschaft 
bei vielen verantwortungsvollen und ehrbaren Kaufleuten 
gibt, auch gesetzliche Regelungen zu unterstützen. Das 
werden wir hier auch einfordern, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Gleichzeitig müssen wir die Regierungen auch in die 
Pflicht nehmen. Deshalb sage ich schon seit Langem – es 
ist gut, dass es in unserem Antrag steht –, dass wir in 
einem Handelsabkommen so etwas verbindlich machen 
müssen. Wir müssen auch Regierungen, die dagegen ver-
stoßen, drohen, dass wir die Zollfreiheit für die Importe in 
die Union stoppen. Wir müssen sagen: Dann müsst ihr 
Zölle zahlen. – Dann sieht man auch – in Kambodscha 
gibt es ein Überprüfungsverfahren, weil dort gegen Ar-
beitnehmerrechte verstoßen wird –: Auf einmal reagieren 
sie. Wenn Eliten, Regierungen und Politiker, die oft Ge-
schäfte mit den Bergbauunternehmen, mit der Textilin-
dustrie, mit den Schokoladenfabrikanten machen, mer-
ken, dass es ihnen am Ende wirtschaftlich schlechter 
geht, dann werden sie etwas tun.

Heute war der kongolesische Präsident zu Besuch. Als 
ich in Kinshasa war, habe ich einen Reichtum gesehen, 
den Sie sich gar nicht vorstellen können. Eine Pizza kostet 
20 Euro, ein Bier kostet 5 Euro. Die Kinder der Politiker 1) Anlage 10 
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gehen in die Ballettschule. Sie werden in großen SUVs 
abgeholt. Gleichzeitig schuften Kinder in den Minen dort.

Wir müssen den Ländern deutlich machen: Wenn ihr 
wollt, dass wir als Europäische Union mit euch Handel 
treiben und Zollfreiheit vereinbaren, dann kann das nur 
ein fairer Handel sein, kein freier Handel. Auch das steht 
in unserem vorliegenden Antrag. Deshalb bitte ich Sie 
alle, unseren Antrag zu unterstützen. Wir brauchen ver-
bindliche gesetzliche Regelungen. Dafür werden wir 
kämpfen, damit wir im nächsten Jahr -

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie zum Schluss, bitte?

Dr. Sascha Raabe (SPD):
– oder spätestens im Jahr 2021 – wenn das die Ziel-

setzung der Vereinten Nationen ist – Kinderarbeit end-
gültig ausrotten. Das ist keine Frage der Moral oder der 
freiwilligen Verpflichtung.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Sascha Raabe (SPD):
Vielmehr muss das ein Menschenrecht sein, das wir 

durchsetzen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als letzter Redner hat das Wort zu diesem Tagesord-

nungspunkt der Kollege Dr. Georg Kippels, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ottmar von Holtz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kurz und 
Knapp!)

Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich glaube, dass am Ende der Debatte relativ zwanglos 
festgehalten werden kann, dass eine vollkommene Über-
einstimmung gegeben ist, dass bei der Hinnahme von 
Kinderarbeit das Ende der Geduld schon lange erreicht 
ist. 100 Jahre ist die ILO nun mit diesem Thema befasst. 
Die Kinderrechtskonvention ist 30 Jahre alt. Nach all den 
Jahrzehnten, in Zeiten, in denen wir eine gute wirtschaft-
liche und technologische Entwicklung haben, ist es 
eigentlich ein undenkbarer Zustand, dass trotzdem noch 
für Gegenstände, die keineswegs für den notwendigen 
Lebensbedarf bestimmt sind, sondern häufig zu den Lu-
xusgütern gehören, Kinder arbeiten müssen, ihre Gesund-
heit ruinieren, ihre Zukunft ruinieren und damit in eine 
Abwärtsspirale getrieben werden.

Offensichtlich gibt es bei diesem Thema eine geradezu 
brisante Spannung zwischen verschiedenen Instrumen-
ten, die angewendet werden können und angewendet wer-
den müssen. Wir haben verschiedene Ansätze von den 
verschiedenen Fraktionen gehört. Auf der einen Seite gibt 
es die Vorstellung, man müsse mit Brachialgewalt auf die 

Unternehmen zugehen und diese in die Verantwortung 
nehmen und darüber hinaus ihnen die Möglichkeit neh-
men, mit Produkten, die aus Ländern mit unsicheren Ar-
beitsverhältnissen kommen, zu handeln. Andere wiede-
rum, so wie wir von der CDU/CSU-Fraktion, bauen 
wesentlich mehr auf die positive Dynamik des Marktes, 
nämlich insoweit, dass der Verbraucher im Zusammen-
wirken mit den Unternehmen erkennt, dass bestimmte 
Produktions- und Vertriebsbedingungen einfach nicht 
mehr tolerabel sind und dadurch intensiver Druck aus 
dem Verbraucherbereich kommt.

Ich wünsche mir im Moment, in einer Zeit der Sensibi-
lität der Menschen, der Verbraucher im Umgang mit Res-
sourcen, mit Menschenrechten und auch im Umgang mit 
unserer Umwelt, dass eine gleiche Dynamik wie jetzt ge-
rade bei der Klimadiskussion aufkommt. Vor zwei Stun-
den war ich bei einer Veranstaltung, die Misereor zum 
Thema Kinderrechtskonvention durchgeführt hat. Dort 
war eine Gruppe von Schülern einer 9. Klasse eines Neu-
köllner Gymnasiums, die sich intensiv mit der Frage der 
Kinderrechte und der Kinderarbeit beschäftigt haben. Sie 
haben ihrerseits ihre Vorstellungen, vor allen Dingen ihre 
Wünsche artikuliert und sind sehr aktiv in die Diskussion 
gegangen. Ich bin zuversichtlich, dass aus einem derarti-
gen Antrieb auch ein Anschub in unseren Markt kommt, 
wodurch sich die produzierenden Unternehmen ihrer Ver-
antwortung bewusst werden.

Ich bin der felsenfesten Überzeugung, dass unsere heu-
tigen technologischen Möglichkeiten der Überwachung 
von Produktflüssen und Vorprodukten es ohne Weiteres 
zulassen, zu erkennen, woher ein Vorprodukt kommt und 
unter welchen Bedingungen es produziert worden ist. 
Diese Verantwortung müssen wir anmahnen, diese Ver-
antwortung müssen wir ansprechen, und diese Verant-
wortung müssen wir natürlich auch mit den Ländern in-
tensiv diskutieren, in denen die entsprechenden 
Produktionen stattfinden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Kollege Stefinger hat es eben deutlich hervorgehoben: 
Die Ursache ist die Armut. Aber wenn wir von einer 
Minute auf die andere alle Handelsbeziehungen mit die-
sen Ländern ultimativ abbrechen, ist die Möglichkeit ei-
ner Umstellung von Produktionsbedingungen nicht mehr 
gegeben. Insofern muss ein intensiver Austausch auf Re-
gierungsebene und auf der Ebene der beteiligten Unter-
nehmen stattfinden.

Als nach dem Ereignis von Rana Plaza, das auch die 
Produktionsbedingungen erfasste, Minister Müller die 
Initiative für das Textilsiegel ergriffen hat, wurden von 
vielen Seiten Zweifel an der Wirksamkeit geäußert. Aber 
nach recht kurzer Zeit gab es ein hohes Maß an Beteili-
gung, weil die Erkenntnis gewachsen war, dass unter hu-
manitären Gesichtspunkten aus ethischen und morali-
schen Gründen eine elementare Verpflichtung besteht, 
die Erträge und das Kapital nicht auf Kosten des Lebens 
und der Gesundheit von Arbeitern und Arbeiterinnen und 
natürlich auch nicht junger Menschen zu verdienen. So ist 
die konsequente Weiterführung des Siegels Grüner Knopf 
nur die logische Folge. Ja, wir vertrauen darauf, dass aus 
einer Erkenntnis in der Freiwilligkeit die notwendigen 
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Maßnahmen ergriffen werden. Aber wir haben unmiss-
verständlich deutlich gemacht, dass dann, wenn nicht 
kurzfristig Erfolge erkennbar werden, die logische Kon-
sequenz ein Regulativ in Form einer gesetzgeberischen 
Maßnahme ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dieses Damoklesschwert schwebt nun über der deut-
schen Wirtschaft. Ich glaube, dass diese Erkenntnis mitt-
lerweile vorhanden ist. Reaktionen im positiven Sinne 
konnten schon kürzlich im Beschaffungswesen der öf-
fentlichen Hand festgestellt werden. Das Universitätskli-
nikum Schleswig-Holstein in Lübeck hat verkündet, dass 
künftig grundsätzlich nur noch Bettwäsche mit dem Grü-
nen Knopf beschafft wird. Das sind die positiven Bei-
spiele, die entsprechenden Handlungsdruck erzeugen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das sind Eis-
brecher! Die gehen voran!)

Der Weg, den wir mit dem vorliegenden Antrag vor-
gezeichnet haben, ist der richtige. Wir werden ihn konse-
quent verfolgen. Damit werden wir das Problem im Laufe 
der Zeit schnell und effektiv lösen können.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kippels. – Mit dem beson-

deren Lob für das UKSH in Schleswig-Holstein beende 
ich die Debatte.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der SPD auf Drucksa-
che 19/15062 mit dem Titel „Kinder weltweit schützen – 
Ausbeuterische Kinderarbeit verhindern“. Die Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD wünschen Abstimmung in der 
Sache. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wünscht 
Überweisung an den Ausschuss für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD muss sich entscheiden. 
Gleichzeitig dafür und dagegen, das geht nicht.

(Zurufe von der AfD: Überweisung!)

Dann ist dieser Überweisungsantrag mit den Stimmen 
von CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der übrigen 
Fraktionen des Hauses abgelehnt.

Wir kommen daher zur Abstimmung über den Antrag 
auf Drucksache 19/15062 in der Sache. Wer stimmt für 
diesen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen der 
CDU/CSU und der SPD bei Enthaltung der Fraktion der 
FDP gegen die Stimmen der anderen Fraktionen des Hau-
ses angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Cornelia 
Möhring, Doris Achelwilm, Gökay Akbulut, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Gewalt an Frauen und Mädchen systematisch 
bekämpfen – Grundlagen zur erfolgreichen 
Umsetzung der Istanbul-Konvention schaffen

Drucksache 19/14380

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre hierzu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin das Wort der Kollegin Cornelia Möhring, Fraktion 
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Cornelia Möhring (DIE LINKE):
Danke. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Als der Europarat vor einigen Jahren die Istanbul- 
Konvention ins Leben rief, war das ein starkes Signal. Mit 
diesem Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt wurde 
anerkannt, dass Gewalt an Frauen und Mädchen eine 
Menschenrechtsverletzung ist. Es geht aber um noch 
mehr; denn das Abkommen zielt zudem auf eine Beendi-
gung dieser Gewalt, und zwar durch eine koordinierte 
Gesamtstrategie. Bis auf zwei Länder haben mittlerweile 
die übrigen 45 Mitgliedstaaten des Europarats die Kon-
vention unterzeichnet. In 34 Ländern wurde sie ratifiziert,

(Beifall bei der LINKEN)

auch in Deutschland mit einem einstimmigen Beschluss 
des Bundestages vom 1. Juni 2017. Seit Februar 2018 ist 
das Menschenrechtsabkommen geltendes Recht. Es gibt 
aber noch keine koordinierte Gesamtstrategie und auch 
keinen Aktionsplan. Nachhaltige Maßnahmen zum Aus-
bau des Hilfesystems sind nicht in Sicht.

Fragt man die Ministerin nach den Fortschritten, wird 
man erstens auf die Zuständigkeit der Länder verwiesen 
und zweitens auf das Hilfetelefon. Keine Frage, das Hil-
fetelefon ist eine richtig gute Sache, aber es reicht bei 
Weitem nicht aus. Es muss endlich mehr passieren.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Lage und die 
Anzahl der betroffenen Frauen haben sich nicht verbes-
sert.

Mindestens jede vierte Frau in der Bundesrepublik hat 
schon einmal häusliche Gewalt erlebt. Jährlich werden 
22 000 Frauen und ihre Kinder in Frauenhäuser aufge-
nommen. Mindestens genauso viele finden keinen Platz 
und müssen abgewiesen werden. Es gibt bundesweit eine 
eklatante Unterversorgung. Wir brauchen endlich mehr 
Anstrengungen, um das Hilfesystem auszubauen und fi-
nanziell abzusichern.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Istanbul- 
Konvention wird von den Staaten zu Recht der Schutz 
aller Gewaltopfer gefordert. Gemeint sind damit auch ge-
flüchtete Frauen, Frauen mit einem unsicheren Aufent-
haltsstatus, Frauen mit Behinderungen, Frauen, die ob-
dachlos sind, Frauen ohne Papiere. Der Schutz aller 
Frauen ist gemeint, und das ist auch richtig so.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb muss die Bundesregierung die Vorbehalte gegen 
Artikel 59 streichen, weil sie diese Zahlen nämlich nicht 
laufend und vor allem nicht systematisch erhebt.

Nein – ich habe gerade meinen Zettel verdödelt.

(Heiterkeit bei der SPD – Zuruf von der SPD: 
Das passiert!)

Aber ich will Ihnen nicht vorenthalten, was ich noch sa-
gen wollte. – Ich wollte Sie nämlich auf die wichtige 
Tatsache hinweisen, dass im Jahr 2019 bereits 147 Frauen 
ermordet wurden. Meist haben die Opfer mit dem Täter 
unter einem Dach gelebt. Mindestens 147 Femizide in 
zehneinhalb Monaten, das heißt, jeden zweiten Tag wird 
eine Frau ermordet, weil sie eine Frau ist. Die genauen 
Zahlen und die konkreten Gründe kennt die Bundesregie-
rung nicht, weil sie diese Zahlen nämlich nicht laufend 
und vor allem nicht systematisch erhebt. Sie will es nicht 
wissen, vielleicht nach dem Motto: Wer keine Probleme 
sieht, muss auch nicht handeln. – Wir fordern die Bun-
desregierung deshalb mit unserem Antrag auf, endlich 
hinzusehen und die Grundlagen zur Umsetzung der Istan-
bul-Konvention zu schaffen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dafür braucht es eine staatliche Stelle, die die Maß-
nahmen der Ministerien und Länder koordiniert, eine un-
abhängige Monitoringstelle und eine externe unabhängi-
ge Forschungsstelle, die Daten erhebt und ein jährliches 
Lagebild erstellt.

(Beifall bei der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, an dieser Stelle woll-
te ich eigentlich kräftig über das Schneckentempo der 
Regierungskoalition meckern. Aber ich habe gehört, dass 
in den Haushaltsberatungen ein Antrag der Regierungs-
fraktionen auf dem Tisch liegt, der offensichtlich die Mit-
tel für Monitoring und Koordinierung bereitstellt. Wenn 
das nicht nur ein Gerücht ist, wäre das natürlich absolut 
großartig und ein guter Schritt zur Umsetzung der Istan-
bul-Konvention.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vielen Dank.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Möhring. – Als nächste 

Rednerin hat das Wort die Kollegin Sylvia Pantel, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sylvia Pantel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Alle Formen von Gewalt gegenüber Frauen sind in-
akzeptabel. Wir treten dem mit unserem Tun aktiv und 
ganz entschieden entgegen.

Mit der Bekämpfung der häuslichen Gewalt haben un-
sere Kolleginnen und Kollegen bereits vor über 25 Jahren 
begonnen. Vor 22 Jahren wurde die Vergewaltigung in der 
Ehe strafbar. Ich kann mich noch sehr gut an die hitzigen 
Diskussionen damals erinnern. Viele konnten sich diese 
Form von Gewalt zu Hause überhaupt nicht vorstellen. Es 
gibt sie leider noch, und es ist gut, dass die eheliche Ver-
gewaltigung als Verbrechen geahndet wird.

Das im März 2013 gestartete bundesweite Hilfetelefon 
gegen Gewalt an Frauen ist ein nach wie vor akzeptiertes 
und richtiges Angebot, um von Gewalt betroffenen 
Frauen direkt zu helfen und sie zu beraten. Beim Hilfe-
telefon erhalten betroffene Frauen rund um die Uhr kos-
tenlos und anonym in 17 Sprachen kompetente Beratung 
durch Fachkräfte, und auf Wunsch kann eine Weiter-
vermittlung an Unterstützungspunkte vor Ort erfolgen. 
Das Beratungsangebot kann telefonisch, per E-Mail oder 
als Onlineberatung, auch mit der Möglichkeit der Hinzu-
ziehung eines Gebärdendolmetschers, genutzt werden. 
Viele von uns haben gerade in dieser Woche für das Hilfe-
telefon mit der Rufnummer – ein kleiner Werbeblock – 
08000 116 016 geworben.

Mit der Reform des Sexualstrafrechts in 2016 haben 
wir bei sexuellen Übergriffen auf Frauen eine weitere 
massive Änderung im Strafrecht erreicht. Die „Nein heißt 
Nein“-Regelung schreibt vor, dass sich jeder strafbar 
macht, der gegen den erkennbaren Willen der betroffenen 
Person eine sexuelle Handlung vornimmt.

Sexuelle Straftaten an widerstandsunfähigen Personen 
haben wir mit § 177 StGB verschärft. Ferner wurde der 
Begriff des Tatbestandes der Vergewaltigung deutlich er-
weitert. Außerdem enthält § 184i einen neuen Straftatbe-
stand, sexuelle Belästigung betreffend. Zusätzlich wurde 
ein neuer Straftatbestand – § 184j StGB – eingeführt, mit 
dem Personen bestraft werden, die in einer Gruppe ge-
meinsam eine andere Person bedrängen, wenn es also zu 
einer Straftat nach § 177 oder 184i StGB kommt.

Das am 1. Juli 2017 in Kraft getretene Prostituierten-
schutzgesetz ist die Grundlage für ein gezieltes Vorgehen 
gegen Ausbeutung von und Gewalt gegen Frauen in der 
Prostitution. Die Ausgestaltung dieses Gesetzes liegt nun 
in der Zuständigkeit der Länder. Es sei an dieser Stelle 
angemerkt, dass die Umsetzung des Gesetzes in manchen 
Bundesländern leider zu zögerlich gehandhabt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber leider liegt das nicht in unserer Kompetenz.
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Wir haben am 12. Oktober 2017 die Istanbul-Konven-
tion ratifiziert, nach der Gewalt gegen Frauen auf allen 
staatlichen Ebenen bekämpft werden soll, und sind in der 
praktischen Arbeit dabei, mit einem Bündel von Maßnah-
men weiter gegen alle Formen von Gewalt gegenüber 
Frauen vorzugehen.

Heute haben wir beschlossen, dass eine diskrete Spu-
rensicherung bei Misshandlungen und sexualisierter Ge-
walt von den gesetzlichen Krankenkassen finanziert wird. 
Dabei haben wir zur Sicherstellung der Anonymität da-
rauf geachtet, dass kein konkreter Bezug zu einer betrof-
fenen Frau als versicherter Person hergestellt werden 
kann. Die gesetzlichen Krankenkassen sollen demnächst 
die Kosten einer vertraulich-diskreten Spurensicherung 
in Arztpraxen oder Kliniken erstatten; bislang mussten 
die Opfer die Kosten der Spurensicherung zumeist selber 
tragen. Damit werden wir die Erfolgsaussichten der Opfer 
vor Gericht, die Täter zu überführen, in erheblichem Ma-
ße verbessern.

Das Aktionsprogramm zur Prävention und Unterstüt-
zung für von Gewalt betroffene Frauen und Kinder kann 
der Bund nur gemeinsam mit den Ländern und Kommu-
nen voranbringen. Deshalb ist der von der Bundesminis-
terin einberufene Runde Tisch gegen Gewalt an Frauen 
genau der richtige Ansatz. Ein Programm ohne die Län-
der und Kommunen würde zu keinem Erfolg führen. Der 
Runde Tisch sowie das im Jahre 2019 aufgelegte Bundes-
förderprogramm „Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen“ 
sind zwei wichtige Bausteine des Aktionsprogramms. 
Ziele des Runden Tisches von Bund, Ländern und Kom-
munen sind der bedarfsgerechte Ausbau von Frauenhäu-
sern, die Errichtung digitaler Strukturen, die eine verbes-
serte Koordinierung von freien Plätzen ermöglichen, und 
ambulante Hilfs- und Betreuungseinrichtungen für von 
Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder.

Mit dem Bundesförderprogramm will der Bund im 
Rahmen seiner Förderkompetenzen Länder und Kommu-
nen bei der bedarfsgerechten Weiterentwicklung des Hil-
fesystems unterstützen und weitere Hilfsangebote an-
schieben. Im Rahmen des Bundesförderprogramms sind 
in 2019 bereits die ersten fünf Maßnahmen in Form von 
innovativen modellhaften Projekten auf Bundesebene 
gestartet, die für das gesamte Hilfs- und Beratungssystem 
relevant sind.

Die von der Bundesregierung geförderten Frauenhaus-
koordinierungsstellen und die des Bundesverbandes der 
Frauenberatungsstellen und der Frauennotrufe sind wich-
tige Vernetzungsorgane sowohl für die Frauenhäuser als 
auch die ambulanten Frauenberatungsstellen in Deutsch-
land. Dass wir nichts tun, stimmt also nicht.

In Zusammenhang mit dem Bundesförderprogramm 
sollen auch Maßnahmen im Bereich der Forschung zu 
Gewalt gegen Frauen berücksichtigt werden. Die in Arti-
kel 10 genannten Aufgaben der Koordinierungsstelle auf 
Bundesebene werden bereits durch die zuständigen Bun-
desressorts innerhalb der Bundesregierung gemeinsam 
wahrgenommen. Zudem wird derzeit geprüft, ob und 
durch welche strukturellen Maßnahmen sich die Koordi-
nierung, die Beobachtung und Bewertung der Maßnah-
men zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen auf Bundesebene noch weiter verbessern lassen. 
Für den Schutz von Frauen vor Gewalt gibt es im Minis-
terium aktuell 15,85 Stellen. Das zeigt, wie wichtig uns 
diese Aufgabe ist.

Als weitere Maßnahme wurde die Datenerhebung mit 
einer geänderten Polizeilichen Kriminalstatistik weite-
rentwickelt. Neben der Erfassung aller der Polizei be-
kanntgewordenen strafrechtlichen Sachverhalte unter 
dem jeweiligen Straftatschlüssel erfolgt seitdem eine 
auf Bundesebene einheitliche Erfassung weiterer Anga-
ben zu Tatverdächtigen, Opfern sowie Opfer-Tatverdäch-
tigen-Beziehungen. Dies erlaubt eine differenzierte Erhe-
bung und Dokumentation von Delikten häuslicher 
Gewalt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Sylvia Pantel (CDU/CSU):
Seit November 2018 liegen zum dritten Mal eine sol-

che Kriminalstatistik und ihre Auswertung vor.

Die Bemühungen des Bundes habe ich gerade aufge-
zeigt. Wir tun sehr viel. Insofern weisen wir diesen An-
trag zurück.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächste Rednerin ist für 

die AfD-Fraktion die Kollegin Mariana Harder-Kühnel.

(Beifall bei der AfD)

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! In der Istanbul-Konvention haben sich die Unter-
zeichnerstaaten unter anderem dazu verpflichtet, gegen 
Genitalverstümmelung, Zwangsheirat, Ehrenmorde und 
sexuelle Gewalt vorzugehen. Gewalt an Frauen und Mäd-
chen zu verhindern und zu bekämpfen: Das muss uns 
allen eine Herzensangelegenheit sein,

(Beifall bei der AfD)
aber als Selbstzweck und nicht als Mittel zur Durchset-
zung einer Ideologie der „Gleichstellung der Geschlech-
ter“, wie es im Antrag der Linken und auch in der Istan-
bul-Konvention zum Ausdruck kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie denn sonst?)

Setzen Sie sich doch einmal ideologiefrei mit den wahren 
Ursachen für die massiv angestiegenen Gewaltphänome-
ne gegen Frauen und Mädchen in Deutschland auseinan-
der, neue Phänomene, die wir früher hier nicht kannten!

(Zuruf von der SPD: Da bin ich mal gespannt!
Beispiel „Weibliche Genitalverstümmelung“. Diese 

bestialische Praxis
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(Zuruf von der SPD: Die Nummer hatten wir 
schon!)

bringt jährlich weltweit Tausenden von kleinen Mädchen 
den qualvollen Tod. Jedes zehnte Kind stirbt dabei, und 
die Spätfolgen führen für die Überlebenden oft zu lebens-
langem Leid. Die Zahl dieser Verstümmelungen nimmt in 
den letzten Jahren dramatisch zu. Laut Terre des Femmes 
sind über 17 000 Mädchen akut bedroht, und das nicht nur 
in der Dritten Welt, sondern auch hier, mitten in Deutsch-
land. 70 000 genitalverstümmelte Frauen leben derzeit 
unter uns, und diese Zahl ist seit 2016 um sage und schrei-
be 44 Prozent gestiegen. Hauptherkunftsländer der Be-
troffenen: Eritrea, Irak, Somalia, Ägypten, Äthiopien.

Beispiel „Zwangsheirat“. Allein in Berlin werden jedes 
Jahr circa 6 000 Frauen zwangsverheiratet; das sind 16 
am Tag.

Beispiel „Kinderehen“. Zwei Jahre nach Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Bekämpfung von Kinderehen sind in 
Deutschland zwar 813 Fälle registriert, aber nur 10 Kin-
derehen aufgehoben worden. Die Datenerhebung verläuft 
völlig unkoordiniert. In manchen Bundesländern – 
Bayern – wurden fast 370 Fälle registriert, in anderen – 
Berlin – nur 3. Die Dunkelziffer liegt laut Terre des Fem-
mes bundesweit exorbitant darüber. Hauptherkunftslän-
der der Betroffenen: Syrien, Bulgarien, Türkei, Irak etc.

Beispiel „Sogenannte Ehrenmorde“. Hier gab es zu-
letzt 2011 eine bundesweite statistische Erhebung. Nie-
mand kennt aktuelle Zahlen. Von der steigenden Zahl an 
Gruppenvergewaltigungen, sexuellen Übergriffen, Mes-
sermorden etc. will ich gar nicht erst anfangen.

(Beifall bei der AfD – Nicole Gohlke [DIE 
LINKE]: Wo bleiben die Herkunftsländer?)

Zudem fehlen Zehntausende von Plätzen in Frauenhäu-
sern, und dieser Platzmangel ist häufig tödlich; denn auch 
die Zahl der Fälle häuslicher Gewalt nimmt drastisch zu. 
140 000 Fälle gab es allein in 2017. Versuchen Sie einmal, 
sich mit den Frauen in den Frauenhäusern auf Deutsch zu 
unterhalten! Fast 70 Prozent der untergebrachten Frauen 
haben einen Migrationshintergrund.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist das denn für ein Quatsch?)

So viel zu den Fakten! Zunehmende Gewalt gegen 
Frauen und alle Bürger in Deutschland ist leider eine 
bittere Realität, die wir nicht länger leugnen können.

(Beifall bei der AfD)

Ja, wir brauchen dringend bundesweite staatliche Da-
tenerhebungen zur Genitalverstümmelung, zu Zwangs- 
und Kinderehen, zu sogenannten Ehrenmorden etc.; denn 
für eine wirksame Gewaltprävention müssen wir genau 
wissen, wer welche Art von Gewalt gegen wen ausübt,

(Beifall bei der AfD)

welchen Hintergrund – auch Migrationshintergrund – Tä-
ter und Opfer haben. Und ja, wir brauchen dringend bun-
desweite Koordinierungsstellen, die die Hilfs- und Prä-
ventionsmaßnahmen im Kampf gegen die Gewalt 
koordinieren.

Was wir aber nicht brauchen, meine Damen und Her-
ren, ist die Verquickung von Gewalt gegen Frauen mit 
genderistischer Quacksalberei,

(Beifall bei der AfD)
wie es die Istanbul-Konvention vorsieht und wie sie auch 
im Antrag der Linken vorkommt. Dort heißt es nämlich, 
dass die zunehmende Gewalt gegen Frauen – ich zitiere – 
„Ausdruck der ungleichen Geschlechterverhältnisse“ in 
Deutschland sei. Diese Behauptung ist entweder dreist 
oder naiv;

(Tino Chrupalla [AfD]: Genau! Ist einfach 
doof!)

denn Fakt ist, dass wir viele Gewaltphänomene bis vor 
wenigen Jahren im nicht gegenderten und geschlechtlich 
nicht gleichgestellten Deutschland gar nicht kannten,

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: So ein 
Quatsch!)

weder Genitalverstümmelung noch Zwangs- oder Kin-
derehen, weder Gruppenvergewaltigungen noch Ehren-
morde.

Aber so ist das eben, wenn man innerhalb weniger 
Jahre beträchtliche Teile der Dritten Welt zu sich holt. 
Dann bekommt man eben auch leider sehr schnell Pro-
bleme der Dritten Welt, und dann geht es eben sehr 
schnell nicht mehr um das x-te Geschlecht, sondern leider 
um den x-ten Ehrenmord. Dann geht es eben sehr schnell 
nicht mehr um queerfeministischen Klimawandel, son-
dern um die mindestens 70 000 Mädchen und Frauen, 
die in Deutschland auf bestialische Weise genitalverstüm-
melt sind.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der LIN-
KEN)

Dann geht es sehr schnell nicht mehr um die Ehe für alle, 
sondern dann reden wir von Kinderehen und Zwangshei-
rat.

(Nezahat Baradari [SPD]: Da wollen Sie sich 
drum kümmern?)

Wir importieren Konflikte,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist Ihnen doch selber peinlich! Die Rede ist 
Ihnen doch selber peinlich!)

wir importieren Traditionen, wir importieren Frauenbil-
der, die mit den freiheitlich-demokratischen Werten un-
seres Grundgesetzes unvereinbar sind, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD – Nezahat Baradari [SPD]: 
Gut, dass Sie nicht Vizepräsidentin geworden 
sind!)

Es ist Ihre Politik der grenzenlosen Migration, mit der 
immer häufiger auch archaische Vorstellungen, Sitten und 
Gebräuche in Deutschland Einzug gehalten haben, die 
Frauen und Mädchen zu Menschen zweiter Klasse degra-
dieren. Schaffen Sie also endlich die geforderten bundes-
weiten staatlichen Datenerhebungs- und Koordinierungs-
stellen, aber nicht zur Durchsetzung der vom Gender- 
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Mainstreaming missbrauchten Istanbul-Konvention, son-
dern zum Schutz vor Zwangs- und Kinderheirat,

(Zuruf von der SPD: Das, was Sie da erzählen, 
hat gar nichts damit zu tun!)

vor Genitalverstümmelung, vor Massenvergewaltigun-
gen, vor Messer- und Ehrenmorden!

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: So peinlich! – 
Tino Chrupalla [AfD]: Das sind Tatsachen! – 
Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Machen Sie sich einfach mal ein bisschen 
schlau! Sie sind wirklich an der Stelle mega 
inkompetent!)

Denn angesichts Tausender Opfer unter Frauen, Kindern 
und auch Männern muss endlich Schluss sein mit der 
Multikultiideologie und dem großflächigen Versagen 
des Rechtsstaates.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, 

will ich nur ankündigen, dass ich mit Blick auf die fort-
geschrittene Zeit – es geht auf Mitternacht zu – keine 
Kurzinterventionen mehr gestatte und keine Zwischen-
fragen mehr zulasse, und wer die Redezeit um mehr als 
15 Sekunden überschreitet, muss damit rechnen, dass das 
Mikrofon abgestellt wird. Ich werde also die harte 
Kubicki-Linie hier fortsetzen und bitte um Verständnis.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Nächste Rednerin ist die Kollegin Gülistan Yüksel für 
die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren, die uns even-
tuell noch zuschauen! Jede vierte Frau in Deutschland ist 
einmal in ihrem Leben Opfer von körperlicher oder se-
xueller Gewalt geworden. Gewalt findet überall statt: im 
privaten wie öffentlichen Raum und verstärkt auch im 
digitalen. Es ist die Aufgabe des Staates, darauf zu rea-
gieren und seine Bürgerinnen und Bürger vor Gewalt zu 
schützen.

(Siegbert Droese [AfD]: Ja, dann tut es doch 
endlich!)

Was die Rechte und den Schutz von Frauen und Mäd-
chen angeht, haben wir in den letzten Jahren über Partei-
grenzen hinweg einiges erreicht. Aber wir sind noch nicht 
am Ziel; denn jede Frau, die Opfer einer Gewalttat wird, 
ist eine zu viel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Bettina Margarethe Wiesmann [CDU/ 
CSU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ratifizierung der 
Istanbul-Konvention im November 2017 – könnten Sie 
bitte auf der rechten Seite ein bisschen ruhiger sein; dan-
ke -

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

bestärkt uns alle darin, entschieden zu handeln. Sie ver-
pflichtet uns, umfassende Maßnahmen zur Prävention, 
zur Intervention, zum Schutz und zu rechtlichen Sanktio-
nen gegen geschlechtsspezifische Gewalt zu ergreifen.

Die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, an der sich der Bund 
weiter verstärkt beteiligen muss. Deshalb haben wir in 
dieser Legislaturperiode bereits entscheidende Maßnah-
men auf den Weg gebracht. Zum Beispiel hat die Bun-
desregierung den Runden Tisch gegen Gewalt an Frauen 
ins Leben gerufen. Wir haben uns zum Ziel gesetzt, den 
bedarfsgerechten Ausbau und die adäquate finanzielle 
Absicherung der Arbeit von Frauenhäusern und ambulan-
ten Hilfs- und Betreuungsmaßnahmen zu verbessern. Ge-
nau so haben wir das im Koalitionsvertrag auch festge-
schrieben.

Die Hauptverantwortung für die Finanzierung von 
Frauenhäusern liegt aber bei den Ländern und Kommu-
nen; das sieht unser föderales System so vor.

(Bettina Margarethe Wiesmann [CDU/CSU]: 
Genau so ist es!)

Dennoch sind wir alle verpflichtet, im Sinne der Frauen 
zu handeln. Ich begrüße es daher sehr, dass beim Runden 
Tisch der Bund, alle 16 Bundesländer und die kommuna-
len Spitzenverbände zusammenkommen und die beste-
henden Probleme gemeinsam angehen.

Sehr geehrte Damen und Herren, wer Gewalt an Frauen 
entschieden angehen will, muss dafür Geld in die Hand 
nehmen. Gemeinsam mit unserer Bundesfamilienminis-
terin Franziska Giffey haben wir durchgesetzt, dass ab 
2020 jedes Jahr 30 Millionen Euro zum Ausbau und zur 
Sanierung von Frauenhäusern bereitgestellt werden.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Bettina 
Margarethe Wiesmann [CDU/CSU])

Unser Ziel ist es, dass zukünftig keine Frauen und ihre 
Kinder mehr wegen Platzmangels oder eines fehlenden 
barrierefreien Zugangs abgewiesen werden.

Als weitere wichtige Maßnahme haben wir heute 
Mittag im Bundestag beschlossen – Sie sind ja schon da-
rauf eingegangen, Frau Kollegin –, dass Frauen, die Opfer 
von geschlechtsspezifischer Gewalt wurden, das Recht 
auf eine anonymisierte Spurensicherung bekommen, das 
heißt eine gerichtsfeste Dokumentation ihrer Verletzun-
gen, ohne sich dem mutmaßlichen Täter offenbaren zu 
müssen. Dafür haben wir hart gekämpft; denn häufig 
kommt es aus Scham oder Furcht vor dem Täter gar nicht 
erst zur Anklage.

Wir wollen aber nicht nur die Symptome von Gewalt 
bekämpfen, sondern auch die Ursachen. Deshalb starten 
wir am 25. November eine bundesweite Öffentlichkeits-
kampagne zur Ächtung von Gewalt gegen Frauen, um das 
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Thema auch in das Bewusstsein der breiten Öffentlichkeit 
zu tragen. Frauen müssen ermutigt werden, das 
Schweigen zu brechen, sich Hilfe zu holen und Gewalt 
anzuzeigen. Gleichzeitig darf niemand wegschauen, son-
dern jede Person muss befähigt werden, Gewalt zu erken-
nen und Hilfe zu leisten.

Die Istanbul-Konvention sieht auch die Schaffung ei-
ner unabhängigen Monitoring- und Koordinierungsstelle 
vor, worauf ja unsere Kollegen von der Fraktion Die Lin-
ke auch eingegangen sind. In den Haushaltsverhandlun-
gen haben wir Frauenpolitikerinnen der SPD uns hierfür 
stark eingesetzt, und wir lassen auch in der Bereinigungs-
sitzung nicht locker, die ja aktuell noch tagt. Wir hoffen, 
wir bekommen gleich noch grünes Licht. Eine unabhän-
gige Stelle mit dem Monitoring zu beauftragen, ist näm-
lich ein Ausweis von Rechtsstaatlichkeit, Transparenz 
und guter Regierungsführung.

Auf internationaler Ebene hat der UN-Sicherheitsrat 
auf deutsche Initiative hin ein energischeres Vorgehen 
gegen sexuelle Gewalt in Krisengebieten gefordert. 
Deutschland hat 2020 den Vorsitz im Europarat. Ich wün-
sche mir, dass Deutschland den Vorsitz als Chance nutzt, 
Gewalt gegen Frauen auch auf europäischer Ebene ver-
stärkt als Thema zu platzieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, Gewalt – in welcher Form auch immer – 
darf in unserer Gesellschaft keinen Platz haben. Lassen 
Sie uns gemeinsam dafür kämpfen, dass Frauen nicht 
länger schweigen!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin 

Nicole Bauer für die Fraktion der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Nicole Bauer (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Manche Dinge kann man kaum glauben. Man hält sie 
nicht für möglich, man denkt, sie beträfen einen nicht, 
sie seien weit weg – bis zu einem bestimmten Punkt im 
Leben, bis zu einem bestimmten Ereignis, bis zu einer 
bestimmten Begegnung. Ich konnte mir lange nicht vor-
stellen, dass Gewalt in Partnerschaften, häusliche Gewalt 
mitten in unserer Gesellschaft so weit verbreitet ist, bis 
ich ein Frauenhaus in meinem Wahlkreis besucht und eine 
Frau, eine Ingenieurin wie ich, kennengelernt habe. Sie 
hat mir ihre Geschichte eindrücklich erzählt. Ich war 
sprachlos und fassungslos zugleich. Diese Gewalt müs-
sen wir beenden – als Gesellschaft und als Politik.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Der Status quo ist sehr erschreckend: 2017 haben wir 
die Istanbul-Konvention ratifiziert; 2018 ist sie in Kraft 
getreten. Seither haben wir einen ganz klaren Auftrag, 
und der lautet: Handeln!

(Beifall bei der FDP)

Die Bundesregierung kommt diesem Auftrag aktuell aber 
nur begrenzt nach. Worauf warten Sie? Das möchte ich 
Sie fragen! Nach wie vor fehlen Zahlen, Daten, Fakten. 
Noch immer fehlt eine fundierte Analyse, wo wir über-
haupt stehen oder wo wir hinwollen. Noch immer fehlt 
eine zentrale Koordinierungsstelle für die Zusammenar-
beit mit den beteiligten Bundesministerien und zwischen 
den Ländern, und noch immer fehlt eine Gesamtstrategie.

Was haben Sie denn eigentlich konkret schon gemacht? 
Ja, ich weiß schon: Jetzt kommt das Bundesförderpro-
gramm oder der Runde Tisch gegen Gewalt an Frauen. 
Aber wissen Sie was, der Runde Tisch hat jetzt drei- von 
fünfmal getagt. Trotzdem fehlen in Deutschland immer 
noch mehr als 10 000 Frauenhausplätze, und das ist noch 
milde gerechnet. Also: 10 000 Einzelschicksale, 10 000- 
mal ist der Staat seiner eigentlichen Schutzaufgabe nicht 
nachgekommen! Menschen, die häusliche Gewalt erle-
ben – seien es Frauen, Männer oder Kinder –, brauchen 
unseren Schutz.

(Beifall bei der FDP)

Das ist die Grundvoraussetzung für ein freies und selbst-
bestimmtes Leben, meine Damen und Herren.

Damit müssen wir uns auch in der Gesellschaft ent-
sprechend auseinandersetzen. Wir brauchen also einen 
umfassenden Ansatz mit Maßnahmen in verschiedenen 
Bereichen – Prävention, Schutz, Hilfesysteme, Beratung, 
Betreuung, Rechtsschutz und Strafverfolgung –, und wir 
brauchen vor allem die Zusammenarbeit der verschiede-
nen Ebenen und Akteure: der Frauenhäuser, der Fachbe-
ratungsstellen, der Ärzte, der Polizei und der Justiz in 
Bund, Ländern und Kommunen. Das ist es, was wir brau-
chen, meine Damen und Herren. Also, loslegen und han-
deln!

(Beifall bei der FDP)

Es gibt genau drei Dinge zu tun:

Erstens. Wir brauchen eine übergreifende Koordinie-
rungsstelle als einen zentralen Ansprechpartner, der ge-
nau weiß, was die linke und die rechte Hand tun.

Zweitens. Wir brauchen Transparenz in den Zahlen, in 
den Unterdeckungen, in den Bedarfen und in den Ziel-
größen. Auf welcher Grundlage wollen wir denn am Ende 
entscheiden, und nach welchen Grundlagen wollen wir 
denn bewerten? Man mag manchmal den Eindruck ge-
winnen, Sie hätten Angst vor einem Monitoring.

Drittens. Wir brauchen ein Gesamtkonzept des Bun-
des, eine Strategie. Auch wenn die Länder eigentlich 
für die Umsetzung zuständig sind – das ist richtig –, 
bringt es uns nichts, wenn diese immer nur vor sich hin-
arbeiten. Die Länder schauen erwartungsvoll auf den 
Bund.
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(Nezahat Baradari [SPD]: Ja, dann machen Sie 
mal was in Nordrhein-Westfalen, wo Schwarz- 
Gelb in der Verantwortung steht!)

Orientierung und Koordinierung sind gerade in einem 
föderalen System sehr wichtig.

Mit der Istanbul-Konvention haben wir einen ganz kla-
ren Auftrag. Also: Machen Sie endlich ihre Hausaufga-
ben, meine Kollegen der Großen Koalition!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Letzte Rednerin in der Debatte ist die 

Kollegin Ulle Schauws, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In elf Tagen ist der Internationale Tag gegen 
Gewalt an Frauen. Jedes Jahr hören wir an diesem Tag die 
nahezu gleichen erschreckenden Zahlen – Zahlen zu Ge-
walttaten gegenüber Frauen, meist von Tätern aus ihrem 
direkten Umfeld verübt.

„Gewalt gegen Frauen“ umschreibt, dass Frauen auf-
grund ihres Geschlechts von bestimmten Gewaltformen 
überproportional betroffen sind und dass die Täter über-
proportional häufig männlich sind. Jedes Jahr zeigen wir 
darüber die gleiche Empörung. Aber Empörung reicht 
nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir sind gefordert, nach Lösungen zu suchen; denn Ge-
walt gegen Frauen findet weiter und überall und jeden 
Tag statt. Sie hat viele Gesichter und beginnt nicht erst 
mit tätlichen Übergriffen. Das Recht auf ein Leben ohne 
Gewalt ist ein Menschenrecht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland gehörte 
2011 – vor nunmehr acht Jahren – zu den Erstunterzeich-
nern der Istanbul-Konvention. Erst seit Februar 2018 
wird die Konvention in Deutschland nun endlich schritt-
weise ratifiziert. Die Bundesregierung hat sich hierfür 
viel zu viel Zeit gelassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Cornelia Möhring [DIE LINKE])

Dabei besteht erheblicher Handlungsbedarf in der Um-
setzung.

Alle im vorliegenden Antrag der Linken genannten 
Forderungen sind zentrale Forderungen der Istanbul- 
Konvention, die wir Grüne unterstützen. Es sind keine 
neuen Forderungen. Sämtliche Frauen- und Menschen-
rechtsverbände haben durchdekliniert, was die Bundesre-
gierung zur Umsetzung der Istanbul-Konvention tun 
muss.

Ich sage darum in Richtung Regierung: Sie haben eine 
hervorragende Expertise an ihrer Seite – Sie haben das 
Deutsche Institut für Menschenrechte, die Frauenbera-
tungsstellen und Frauennotrufe, den Dachverband Da-
Migra, die Frauenhaus-Dachverbände –, dennoch han-

deln sie viel zu wenig. Obwohl glasklar ist, was getan 
werden müsste, wollen Sie für das kommende Jahr nicht 
mal Haushaltsmittel zur Einsetzung der unabhängigen 
Monitoringstelle gemäß der Istanbul-Konvention einfüh-
ren. Sie wollen sie nur prüfen. Ich wiederhole noch ein-
mal: Das ist definitiv zu wenig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was kommen soll, 
sind investive Mittel in Höhe von 35 Millionen Euro für 
Maßnahmen gegen Gewalt an Frauen ab 2020 – vor allem 
für bauliche Veränderungen. Das ist ohne Frage ein wich-
tiges Vorhaben. Insbesondere die Barrierearmut in 
Frauenhäusern muss über bauliche Maßnahmen verbes-
sert werden. Woran es nach wie vor fehlt, sind bundesweit 
mehr Frauenhausplätze und ein unbürokratischer Zugang 
zu einem Schutzraum für Frauen in Not. Wenn Sie als 
GroKo bei diesem Mangel ausschließlich auf Länder 
und Kommunen verweisen, entziehen Sie sich der Mit-
verantwortung als Bund.

Wir Grüne fordern Sie auf, die Istanbul-Konvention 
ernst zu nehmen, und zwar lösungsorientiert. Und wir 
fordern: Nehmen Sie endlich Ihren Vorbehalt gegen Arti-
kel 59 der Istanbul-Konvention zurück, damit geflüchtete 
oder migrierte und von Gewalt betroffene Frauen endlich 
die so wichtige Aufenthaltserlaubnis bekommen, wenn 
sie in einem Strafverfahren als Zeugin aussagen. Jede 
Frau, die von Gewalt betroffen oder bedroht ist, muss in 
Deutschland eine staatlich gesicherte Möglichkeit haben, 
eine Schutzeinrichtung aufzusuchen. Welchen Aufent-
haltstitel sie hat oder wo sie untergebracht ist, darf dabei 
überhaupt nicht ausschlaggebend sein. Für alle Frauen 
muss gelten: Schutz geht vor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Deswegen: Artikel 59 der Istanbul-Konvention muss vor-
behaltlos ratifiziert werden.

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, wir Grünen be-
antragen im Haushalt die Einsetzung der jetzt schon viel 
genannten unabhängigen Monitoringstelle und eine staat-
liche Koordinierungsstelle als wichtigen Grundpfeiler der 
Istanbul-Konvention. Machen Sie das jetzt möglich! 
Stimmen Sie diesen Anträgen zu, oder legen Sie Ihre da-
zu; denn Empörung über Gewalt gegen Frauen allein 
reicht nicht aus!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Dr. Silke Launert, CDU/CSU, und 

Josephine Ortleb, SPD, geben ihre Reden zu Protokoll.1)

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

1) Anlage 11 
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Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/14380 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann wird 
so verfahren wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 sowie Zusatz-
punkt 13 auf:

14. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD

ESA-Ministerratskonferenz 2019 – Satelliten-
gestützte Erdbeobachtung intensivieren, Eu-
ropas Rolle im All stärken, nationales Raum-
fahrtprogramm aufwerten

Drucksache 19/15060

ZP 13 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Reinhard Houben, Michael Theurer, Thomas L. 
Kemmerich, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Horizonte erweitern – Tempo für die Raum-
fahrt

Drucksache 19/15056

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Erster Redner der Debatte ist Thomas Jarzombek für 
die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Thomas Jarzombek (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich freue 

mich, dass wir auch zu späterer Stunde die Gelegenheit 
haben, über die Raumfahrt und über die ESA- 
Ministerratskonferenz, die in zwei Wochen stattfinden 
wird, zu sprechen.

Die Raumfahrt ist ein Thema, deren Inhalte viele nicht 
sehen können und das für unser Leben ziemlich elementar 
ist. Kein Smartphone würde funktionieren, keine Drohne 
würde fliegen, kein Auto könnte sein Ziel erreichen ohne 
Satellitennavigation. Wir wüssten nicht viel über den Kli-
mawandel und darüber, wie die Polkappen aussehen, 
wenn wir keine Erdbeobachtungssatelliten hätten. Man 
könnte nicht einmal „Das Dschungelcamp“ sehen, weil 
dieses exzellente Fernsehprogramm gar nicht aus Austra-
lien übertragen werden könnte.

(Reinhard Houben [FDP]: Ist das denn wirklich 
ein Verlust? – Dr. Kirsten Tackmann [DIE LIN-
KE]: Das ist ja ein Verlust!)

– Ob das wirklich ein Verlust wäre, Herr Kollege, weiß 
ich nicht. – Das zeigt die Spannbreite dessen, was an 

Infrastruktur durch die Raumfahrt vorhanden ist und 
wie wichtig sie auch für uns ist.

Es gibt nicht wenige Leute, die sagen, dass die Raum-
fahrt heute vielleicht an der Stelle ist, wo die Luftfahrt vor 
50 oder 60 Jahren war: eine Sache mit sehr viel Manu-
fakturanteil, an der relativ wenige arbeiten, die aber auf 
dem Sprung in die nächste große Industrie hinein sein 
könnte. Deshalb, glaube ich, müssen wir uns dafür rüsten 
und die richtigen Rahmenbedingungen setzen, damit wir 
an all dem, was uns unter New Space und Industrialisie-
rung der Raumfahrt bevorsteht, teilhaben können.

Ich möchte Ihnen heute mal fünf Schwerpunkte nen-
nen, mit denen wir in die Verhandlungen auf der 
Ministerratskonferenz gehen. Wir haben ein Budget von 
fast 3 Milliarden Euro, und es geht um Entscheidungen 
für die nächsten drei bis fünf Jahre.

Der erste Schwerpunkt, den wir hier setzen, ist nicht 
der Mond, der Mars oder was auch immer, sondern der 
Mittelstand. Die Bundesregierung setzt ganz klar auf den 
Raumfahrtmittelstand. Das ist hierbei für uns das wich-
tigste Thema. Wenn wir auf die letzten Ministerratskon-
ferenzen zurückblicken, dann sehen wir: Wegen der groß-
en Projekte wie ISS und Ariane fehlten manchmal die 
Gelder für die Technologieprogramme GSTP und AR-
TES. Hier wollen wir ganz dezidiert einen Schwerpunkt 
setzen.

Das zweite Thema sind die Start-ups, New Space, In-
novationen und alles, was sich dahinter verbirgt. Wir wer-
den auch die Titel deutlich erhöhen, in denen es darum 
geht, Unternehmensgründungen zu ermöglichen. Die 
Business-Application-Programme der ESA werden wir 
auch im Sinne eines BIC 2.0 ausbauen.

Wir werden aber auch dafür sorgen, dass neue Techno-
logien, wie zum Beispiel Micro-Launcher, wofür es in 
Deutschland mehrere Initiativen gibt, zum Einsatz kom-
men werden, indem wir nicht in die Entwicklung hinein-
gehen, wie wir das bisher aus der Raumfahrt kannten, 
sondern indem wir neue Strategien anwenden, die wir 
von der NASA kennen, und Aufträge generieren, Produk-
te abnehmen und damit einen Markt schaffen.

Als dritten Schwerpunkt werden wir in den Bereich der 
Erdbeobachtung investieren. Hier ist Deutschland bislang 
führend. Wir sind beim COPERNICUS-Programm vorne 
dabei. All die Dinge, die mit Klimaschutz zu tun haben, 
sind Ergebnisse der Erdbeobachtung. Wir werden hier 
unsere Stellung halten und auch neue Technologien aus-
bauen.

Der vierte Schwerpunkt – jetzt kommen wir zu dem, 
was wahrscheinlich die meisten direkt unter Raumfahrt 
verstehen – wird die Beteiligung an der Mondmission der 
Amerikaner, an ARTEMIS, sein. Wir finden es faszinie-
rend, dass 2024 wieder Menschen den Mond betreten 
sollen, und wir wollen natürlich auch, dass es dann einen 
europäischen Astronauten

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Einen 
Deutschen!)

oder – vielleicht noch viel besser – eine Astronautin ge-
ben wird.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Alex Gerst!)

– So, jetzt sagen schon die Ersten, es müsse eine deutsche 
Astronautin, ein deutscher Astronaut werden. Genau das 
ist eben auch unser Ziel.

Wir sind Teil der Mondmission der Amerikaner, indem 
wir etwas liefern, bei dessen Namen die Finanzpolitiker 
schon kribbelig werden. Es heißt ESM. Es handelt sich 
hier aber nicht um Rettungsprogramme für Griechenland, 
sondern es geht darum, dass die Technikplattform für das 
Raumschiff „Orion“, mit dem die Amerikaner zum Mond 
fliegen werden, wirklich Hightech „Made in Europe“ und 
vor allem „Made in Germany“ ist. Die meisten Kompo-
nenten werden in Bremen gebaut. Jeder Astronaut, der 
künftig zum Mond fliegt, wird das auf der Plattform eines 
deutschen bzw. europäischen Raumschiffs tun.

Wir wollen zusätzlich auch eine robotische Mondmis-
sion. Wir wollen die Ariane-Rakete mondfähig machen, 
und wir werden hier in Oberflächenprogramme investie-
ren, mit denen man tatsächlich für die astronautischen 
Missionen herausfinden kann, wie die Beschaffenheit 
des Mondes genau ist. Das ist kein einfaches Unterfan-
gen. Einige Nationen haben es schon versucht, viele sind 
hart gelandet. Es wird für uns eine komplexe Aufgabe 
sein, das Ganze wirklich ans Laufen zu bringen.

Der letzte, der fünfte, Punkt. Es geht um das Thema 
„Kontinuität in den Programmen“. Damit meine ich ins-
besondere auch den europäischen Launcher, die Ariane. 
Ende nächsten Jahres wird die Ariane 6 fertiggestellt. Das 
Kabinett hat gestern auf unsere Initiative hin beschlossen, 
dass künftig alle institutionellen Starts der Bundesrepub-
lik Deutschland mit unserem europäischen Träger unter-
nommen werden sollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und des Abg. Reinhard Houben 
[FDP])

Das klingt eigentlich selbstverständlich, ist es aber 
nicht, weil wir uns einem harten Preiswettbewerb gegen-
über den amerikanischen Trägern ausgesetzt sehen, der 
sehr viel mit institutionellen Mitteln gefördert wird. Wir 
glauben, dass der unabhängige Zugang zum Weltraum 
weiterhin ein wichtiges Thema ist, aber gar nicht so sehr 
für kommerzielle Anwendungen. Mit Galileo haben wir 
ein Navigationssystem geschaffen, das uns unabhängig 
macht. Angesichts der Entwicklungen, die wir sehen, 
müssen wir es in der Zukunft möglicherweise auch 
schützen.

Um genau solche Dinge tun zu können, brauchen wir 
einen eigenen Zugang zum All.

Am Ende danke ich dem Team des DLR-Raumfahrt-
managements für viel harte Arbeit in den letzten Wochen 
und Monaten im Vorfeld dieser Ministerratskonferenz 
und dem Team im Bundeswirtschaftsministerium. Ich 
danke aber auch den eigenen Kollegen – insbesondere 
dem Kollegen Willsch – dafür, diesen Antrag hier vorbe-
reitet zu haben. Insofern freue ich mich darauf, dass wir 
hier zu guten Ergebnissen kommen werden.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht der Kollege Frank 

Magnitz für die Fraktion der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Frank Magnitz (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Raum-

fahrt ist Technologie- und Konjunkturmotor, ein wichti-
ger Wirtschaftsfaktor, und sie verbindet Schlüssel-
technologien des Industrie- und Informationszeitalters. 
In dieser Eigenschaft löst sie Wertschöpfung in anderen 
Wirtschaftsbereichen aus. Die deutsche Industrie ist in 
diesem Segment gut aufgestellt. Die allgemeinen Raum-
fahrtaktivitäten und die Anzahl staatlicher Akteure und 
Wettbewerber nehmen jedoch zu.

Eine strategische Grundvoraussetzung für die Souve-
ränität europäischer Staaten ist der unabhängige Zugang 
zum All. Aber diese Souveränität braucht Regeln. Noch 
fehlt ein umfassendes und aktuelles deutsches Weltraum-
gesetz. Es ist jedoch im Koalitionsvertrag vereinbart.

Der FDP-Antrag ist trotz einiger Schwächen geeignet, 
Exporthemmnisse abzubauen, das Abwandern deutscher 
Unternehmen zu verhindern und private Initiativen in der 
Raumfahrt zu stärken. Wir sind aber der Auffassung, dass 
ein Weltraumgesetz analog zur Flugsicherheit auch straf-
bewehrt sein sollte. Trotzdem stimmen wir diesem Antrag 
grundsätzlich zu. Solange ein internationaler Rechtsrah-
men noch nicht in Sicht ist, bedarf es zunächst klarer 
nationaler Regelungen; aber das wissen wir ja spätestens 
seit 2015.

Ein weiterer Aspekt, für den die Politik zu sorgen hat, 
sind faire Wettbewerbsbedingungen für deutsche Unter-
nehmen. Die Praxis sieht leider anders aus. Die europä-
ische Ausschreibungspflicht steht gegen den Buy Ameri-
can Act oder „Make in India“. Schade, dass die 
Benachteiligung durch „Make in India“ offenbar erst be-
merkt wurde, nachdem der Raumfahrtnation Indien 1 Mil-
liarde Euro geschenkt wurde.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Ist ja eine fulminante Rede!)

Infant-Industry Protection lässt Entwicklungshilfe-
zahlungen an die Raumfahrtnation China zumindest frag-
würdig erscheinen. Es kann und darf keine Freund-
schaftsgeschenke an Wettbewerber geben. Zukünftig ist 
grundlegend zu prüfen, was unseren nationalen Interes-
sen dient.

Meine Damen und Herren, der Wettbewerb wird härter, 
und eine weitere Förderung von Start-ups sowie der Aus-
bau der Business Incubation Centres wie jetzt in Bremen 
und Berlin sind richtig und notwendig. Es ist geboten, an 
der bewährten Zusammenarbeit mit der ESA festzuhal-
ten.

Deutsche Einflussnahmemöglichkeiten sind im Sinne 
deutscher Interessen wahrzunehmen. Der Regierung dazu 
einen klaren Auftrag zu erteilen, ist ein sinnvoller Ansatz. 
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Hierzu zählt auch, bei der anstehenden ESA-Minister-
ratskonferenz nur Anwendungsprogramme zu zeichnen, 
durch die auch messbarer Nutzen für Deutschland ent-
steht.

Die Mission Athena ist unabhängig vom ESA-Wissen-
schaftsprogramm sicherzustellen, da sie der Gemeinsa-
men Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU dient.

Wir treiben immensen Aufwand für Entwicklungshil-
fe, Flüchtlinge und UN-Missionen. Dass Raumfahrt-
programme Orientierung für Hilfsorganisationen oder 
UN-Blauhelmsoldaten leisten sollen, während der 
Grenzschutz unerwähnt bleibt, ist unverständlich.

(Johann Saathoff [SPD]: Das gehört nicht zum 
Thema!)

Angeblich kann die deutsche Grenze nicht gesichert wer-
den. Einen Bahnhof oder Flughafen können wir nicht 
bauen – aber die Welt vor einem Meteoritenschwarm 
schützen, das können wir? Bitte neben Space Safety auch 
in Border Safety, also in Grenzschutz, investieren! Die 
realen Bedrohungen für Wohlstand und Sicherheit errei-
chen uns derzeit auf dem Landweg und nicht über das All.

Falsch ist weiterhin die Annahme:

Mit dem Copernikus-Programm der EU stehen diese 
Daten zudem erstmals kostenfrei zur Verfügung.

Deutsche, französische und andere Steuerzahler haben 
diese Daten bezahlt. Die Open-Data-Strategie bedeutet, 
dass wir für das zahlen, was andere kostenlos bekommen.

Wir treten dafür ein, Startdienstleistungen mit europä-
ischen Trägern zu vermarkten. Dazu sind Möglichkeiten 
zu schaffen, von weltweiten Ausschreibungen abzusehen. 
Neben Ariane 6 sind Mini-Launcher mit 500 bis 1 000 Ki-
logramm Nutzlast die Zukunft. Hier muss ergebnisoffen 
und unter Berücksichtigung strengster Sicherheitsaspekte 
die Möglichkeit eines nationalen Startpunktes gesucht 
werden. Die neuen Marktteilnehmer sind HyImpulse, Isar 
Aerospace, Rocket Factory Augsburg und andere. Es ist 
eine zukunftsfähige Mini-Launcher-Infrastruktur bereit-
zustellen.

Im Großen und Ganzen gehen die Anträge in die rich-
tige Richtung. Daher werden wir ihnen zustimmen, trotz 
einiger bedenklicher Punkte.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht für die Fraktion 

der SPD der Kollege Johann Saathoff.

(Beifall bei der SPD)

Johann Saathoff (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Zukunft liegt in den Sternen; so doppel-
deutig würde ich jetzt mal die Anträge der Koalition, aber 
auch der FDP zusammenfassen,

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Toll!)

denn das eint unsere Anträge auch. Man kann feststellen: 
Alle Antragsteller sind sich der zunehmenden Bedeutung 
der Raumfahrt absolut bewusst.

Im Vorfeld der ESA-Ministerratskonferenz – Herr 
Jarzombek hat darauf hingewiesen – Ende November in 
Sevilla fassen wir als Koalitionsfraktionen die zentralen 
Handlungsfelder bei der Raumfahrt jetzt noch einmal zu-
sammen. Ich möchte mich an dieser Stelle für die ange-
nehme Zusammenarbeit bedanken, Herr Willsch. Es hat 
richtig Spaß gemacht mit Ihnen – als Energiepolitiker 
kann man das nicht zu jedem Tagesordnungspunkt so 
sagen.

(Beifall bei der SPD – Heiterkeit bei der CDU/ 
CSU)

Die Luft- und Raumfahrt, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ist eine Schlüsselbranche für die deutsche Wirt-
schaft. Sie stellt eine Verbindung zwischen den Hoch-
technologien des modernen Informations- und Industrie-
zeitalters dar und hat eindeutig strategische Bedeutung 
für den Wirtschaftsstandort Deutschland.

Durch die Raumfahrt werden grundlegende Infrastruk-
turen und Innovationen bereitgestellt, die eine Wert-
schöpfung in vielen Bereichen erst möglich machen, 
zum Beispiel wäre ohne Luft- und Raumfahrttechnik au-
tonomes Fahren einfach nur Science-Fiction. Ohne Luft- 
und Raumfahrttechnik gäbe es keinen Flugverkehr, wür-
den keine Schiffe fahren, die Wetterdienste würden nicht 
funktionieren, und fast jedes Telefon hat heute ein Navi-
gationsmodul, das nicht funktionieren würde, wenn es 
keine Satelliten gäbe; ohne Satelliten wäre die moderne 
Wirtschaft einfach nicht mehr funktionabel.

Einen erheblichen Beitrag leistet die Luft- und Raum-
fahrttechnik zur Erfüllung der Klimaschutzziele. Das Kli-
mamonitoring erfolgt nämlich maßgeblich über satelli-
tengestützte Erdbeobachtung, und dort kann man sehen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der AfD: Es gibt ihn 
doch, den menschengemachten Klimawandel.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Martin Patzelt [CDU/CSU] – Zurufe 
von der AfD: Ah!)

Aber nicht nur wissenschaftlich, sondern auch gesell-
schaftlich ist die Raumfahrt megainteressant. Ich erinnere 
nur an die beeindruckenden Bilder von Alexander Gerst 
aus dem Erdorbit in die sozialen Netze hinein,

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Von Greta!)

aber nicht nur in die sozialen Netze hinein, sondern auch 
in die Köpfe und in Herzen der Menschen hinein, vor 
allen Dingen der jungen Menschen, die erkannt haben, 
was der Klimawandel für die Erde eigentlich bedeutet.

Ich kann mich erinnern, wie Ulf Merbold bei mir in der 
Schule zu Besuch war. Er hat schon damals, Mitte der 
80er-Jahre, darauf hingewiesen, wie unglaublich dünn 
die Atmosphäre um die Erde herum ist, die für das Über-
leben aller notwendig ist. Hätten wir diese Warnungen 
von Ulf Merbold Mitte der 80er-Jahre doch ein bisschen 
ernster genommen!
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(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Martin 
Patzelt [CDU/CSU])

Ein Schwerpunkt unseres Antrags ist der Bereich 
Space Safety, also die Abwehr von Gefahren im Welt-
raum und aus dem Weltraum. Da geht es um Welt-
raumschrott im Orbit, aber es geht genauso auch um die 
Überwachung von Asteroiden und vor allen Dingen dann 
auch, wenn diese der Erde gefährlich nahe kommen, um 
Asteroidenabwehr.

Raumfahrt, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist Indust-
riepolitik. Als Landesgruppenvorsitzender Niedersach-
sen/Bremen richte ich das Auge dabei besonders auf Bre-
men. Dort gibt es nämlich viel Hightech und eine Vielzahl 
guter Arbeitsplätze,

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: City of 
Space!)

und die wollen wir auch erhalten, sowohl im Bereich der 
Trägersysteme Ariane 5 und Ariane 6 als auch beim Bau 
von Satelliten bis hin zur Orion-Mission, die nach über 
50 Jahren endlich wieder den Mond als nächstes Ziel an-
steuert.

Nicht nur in Bremen, sondern in ganz Deutschland ist 
Luft- und Raumfahrttechnik wichtig. Die wenigsten wis-
sen, dass 90 Prozent der Satelliten eine Positionierungs-
optik aus Jena haben. Das ist also auch ein gesamtdeut-
sches Thema.

Wir haben uns in beiden Anträgen klar dafür ausge-
sprochen, dass es für unsere Schlüsselindustrie wichtig 
ist, dass bei zukünftigen institutionellen staatlichen Mis-
sionen die europäische Trägerrakete Ariane 6 genutzt 
wird, also die europäische Präferenz durchgesetzt wird. 
Es ist industriepolitisch wichtig, dass das nationale Pro-
gramm und der deutsche Beitrag für die Programmzeich-
nung bei der ESA kontinuierlich erhöht werden, also 
mehr Geld für Luft- und Raumfahrt ausgegeben wird. 
In diesem Zusammenhang danke ich meinem Kollegen 
Thomas Jurk und dem Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz. Im Bereich Raumfahrt ziehen wir an einem 
Strang, in die gleiche und in die richtige Richtung.

Mehr Geld braucht diese Branche, aber sie braucht 
auch mehr Aufmerksamkeit. Zu Galileo ist immer wieder 
zu hören: Das kommt zu spät, dauert zu lange, ist zu 
teuer. – Als Galileo dann initialisiert wurde, wusste kaum 
einer, dass man tatsächlich Galileo nutzt. Die allermeisten 
von uns nutzen ihr Handy mit einem Galileo-System.

Unser Antrag sollte auch dazu dienen, dass mehr Auf-
merksamkeit für die Raumfahrttechnik erzeugt wird. 
Denn, wie ich schon sagte: Die Zukunft liegt in den Ster-
nen. Oder auf Plattdeutsch: Uns Tokunft liggt in de 
Steerns.

Besten Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Reinhard Houben 

für die Fraktion der FDP.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Thomas 
Jarzombek [CDU/CSU])

Reinhard Houben (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Zu später 

Stunde“, haben Sie gesagt, Herr Jarzombek. Ja, warum 
denn zu später Stunde? Ursprünglich war dieser Tages-
ordnungspunkt für 15 Uhr vorgesehen. Dann hat am 
Montag der BDI nicht so reagiert, wie man sich das ge-
wünscht hat; er hat gesagt, die Vorschläge, die Sie ein-
bringen, seien nicht so toll. – Also versenken wir diesen 
Tagesordnungspunkt auf nach 23 Uhr, mit der entsprech-
enden Resonanz.

Wenn Sie, Herr Jarzombek und Herr Saathoff, dann 
breit vorstellen, wie wichtig das Thema Weltraum ist, 
wie wichtig diese Technologie ist, wie wichtig es ist, 
das breit in die Bevölkerung zu tragen, warum konnten 
Sie dann nicht sicherstellen, dass dieser Tagesordnungs-
punkt zur Primetime im Bundestag beraten wird statt mit-
ten in der Nacht?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der SPD: Wahrscheinlich wegen Ihrer Re-
de!)

Das müssen Sie sich doch fragen lassen. Entschuldigen 
Sie bitte, das ist doch ein bisschen schizophren.

Dann bekommt man also einen Antrag: elf Seiten mit 
neun Seiten Vorlauf Ministeriallyrik. Super, das kennen 
wir doch alle, ganz toll, ganz viele Forderungen, die alt-
bekannt sind, die in Ihrem Koalitionsvertrag stehen. Das 
Einzige, was Sie nun wirklich umsetzen, ist der Einstieg, 
dass wir die Ariane 6 auch wirklich national und in Eu-
ropa komplett nutzen für die Einsätze, die wir vergeben 
können, und nicht in einen merkwürdigen, falschen Wett-
bewerb mit privaten Anbietern aus den USA eintreten, die 
ja quersubventioniert werden. Das ist das einzige Ergeb-
nis. Ich würde mich an Ihrer Stelle schämen, Entschuldi-
gung,

(Beifall bei der FDP)

ich würde mich schämen, einen Antrag einzubringen, in 
dem wiederum steht, es sei jetzt wichtig, zu beschließen, 
ein Weltraumgesetz einzuführen. Das steht doch schon in 
Ihrem Koalitionsvertrag, das haben Sie doch vor zwei 
Jahren schon beschlossen. Warum liegt denn dieses Ge-
setz hier nicht vor? Warum können wir darüber nicht 
diskutieren?

(Beifall bei der FDP)

Nein, wir gefallen uns in Allgemeinplätzen darüber, wie 
wertvoll die Raumfahrt für uns alle ist.

(Johann Saathoff [SPD]: Wo ist denn Ihr Ent-
wurf?)

Und dann beziehen Sie sich auf eine Raumfahrtstrate-
gie. Das freut uns Liberale natürlich besonders; denn sie 
ist aus dem Jahr 2010 und stammt von Minister Rösler. 
Ich finde es klasse, dass diese Bundesregierung sich im-
mer noch auf ein solches Konzept bezieht.
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(Michael Theurer [FDP]: Da sieht man, wie 
weitsichtig das war!)

Ich fände es ehrlicherweise zielführender, wenn man nach 
ungefähr zehn Jahren mal prüft, ob denn das, was seiner-
zeit entwickelt worden ist, wirklich noch aktuell ist. Ich 
glaube, nicht.

(Beifall bei der FDP)
Wir können in diesem Zusammenhang aus unserem 

Antrag noch einmal die Frage der Wagniskapitalfinanzie-
rung aufgreifen; das ist bei uns ein Dauerbrenner; das 
fehlt auch in der privaten Raumfahrt. Dort könnte man 
aktiv werden. Man könnte auch andere Möglichkeiten 
finden, die Raumfahrtindustrie zu unterstützen, vor allen 
Dingen private Unternehmen und Start-ups.

Last, but not least lassen Sie mich eines sagen – es ist 
angesprochen worden –: Astronautinnen. Zwei gab es bei 
der ESA – eine Französin und eine Italienerin –, keine 
einzige aus Deutschland. Natürlich steht Eignung immer 
im Vordergrund, gar keine Frage. Aber in 40 Jahren gab 
es keine einzige Frau. Das muss besser gehen, meine 
Damen und Herren. Wir Freien Demokraten fordern des-
wegen eine erste deutsche Frau im Weltraum.

(Beifall bei der FDP – Zuruf von der AfD: Wo 
ist denn der Weltraumbahnhof?)

Meine Damen und Herren, diese Technologie lässt es 
nicht zu, lange zu warten. Deswegen müssen wir nicht 
über den Weltraum reden, sondern diese Bundesregierung 
muss konkret handeln, statt sich in langatmigen Anträgen 
zu gefallen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Johann Saathoff [SPD]: 
Die FDP führt Parität ein!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Eine Frau auf dem Mond wäre schön, aber auf der 

Landesliste wäre auch nicht schlecht, nicht?

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD)

Klaus Ernst gibt seine Rede zu Protokoll, Dieter 
Janecek ebenfalls.1)

Klaus-Peter Willsch hat als Letzter hier das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Bin schon da, jawohl. – Ehe wir jetzt noch personali-

sieren, wen wir auf den Mond schießen wollen, lassen wir 
das Thema lieber.

Herr Präsident! Meine sehr verehrten lieben Kollegen! 
Liebe Zuschauer! Auf der Tribüne haben wir nur noch 
zwei Zuschauer, aber an den Fernsehschirmen schaut uns 
die Weltraumcommunity zu, Herr Houben. Weltraumfah-
rer, das sind ausgeschlafene Kerlchen – und Mädels auch, 
hoffentlich. Deshalb werden wir auch heute zu dieser 

Uhrzeit eine entsprechende Wirkung haben. Auch ich 
hätte mir gewünscht, wir wären früher dran gewesen, aber 
Sie wissen ja, wie das ist. Immerhin ist hier heute noch 
keiner umgefallen.

Ich bin froh, dass wir das Thema Raumfahrt diskutie-
ren und dass wir uns ein bisschen Zeit dafür nehmen. 
Denn es ist wichtig, und das ist von allen Rednern betont 
worden. Ich will auch noch mal dem Kollegen Saathoff 
danken; das war wirklich ein angenehmes Zusammenwir-
ken. Daran sieht man: Wenn man sich auf dem richtigen 
Feld begegnet, funktioniert das gut.

Ich will auch Thomas Jarzombek, unserem Raumfahrt-
koordinator der Bundesregierung, danken, der aus dem 
Parlament heraus die Treiberrolle auf diesem Feld hat. 
Die Raumfahrtpolitik wird zwar stark von der Exekutive 
vorangetrieben; aber letztlich sind es wir in den nationa-
len Parlamenten, die die Mittel bereitstellen müssen. Wir 
müssen dafür die Hand heben und den Menschen zu Hau-
se erklären, warum wir für Raumfahrt Geld ausgeben.

Ich glaube, das ist heute viel leichter zu erklären als 
früher. Wir alle haben ein Smartphone in der Tasche. Das 
muss man nur hochhalten und sagen: Überleg dir mal, wie 
viel der Funktionalität davon du ohne Raumfahrtanwen-
dungen nutzen könntest! – Das wäre nur ein Bruchteil. 
Deshalb ist es wichtig, dass wir diesem Thema heute hier 
Raum geben und deutlich machen, dass die Raumfahrt 
Grundvoraussetzungen für unser modernes Leben legt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Herr Houben, entgegen dem, was Sie dargestellt haben, 
ist vonseiten des BDI – ich habe Anfang der Woche an 
einem gemeinsamen Frühstück teilgenommen – durchaus 
eine positive Stimmung rübergekommen. Die Meldungen 
über Mittelkürzungen und Ähnliches, die kolportiert wur-
den, stimmen ja nicht; das wissen Sie. Es sind für die 
Jahre 2020 und 2021 115 Millionen Euro zusätzlich für 
den ESA-Bereich mobilisiert worden.

Ich denke, wenn auf der Konferenz „Space19+“ in Se-
villa gute Ergebnisse erzielt werden, dann kann man auch 
noch mal reden. Aber wichtig ist jetzt erst mal, dass un-
sere Regierung die Delegation mit einer im Haushalt fi-
nanziell unterlegten Zusage dorthin schickt, damit 
Deutschland weiterhin eine führende Rolle in der europä-
ischen Raumfahrt einnimmt. In diesem Geiste schicken 
wir unsere Delegation nach Sevilla und hoffen, dass dort 
ein gutes Ergebnis erzielt wird.

Raumfahrt ist in Deutschland eine Spitzentechnologie. 
Sie ist zugleich ein Technologie- und Konjunkturmotor, 
sie verbindet verschiedene Schlüsseltechnologien: Elekt-
ronik, Robotik, künstliche Intelligenz, Mess-, Steuer-, 
Werkstoff-, Regeltechnik. Vieles, was wegen spezieller 
Probleme – Leichtigkeit des Materials, Festigkeit des Ma-
terials, Temperaturfestigkeit des Materials – für die 
Raumfahrt entwickelt worden ist, hat später in viele Le-
bensbereiche Eingang gefunden und ist zum State of the 
Art geworden.

Es sind insgesamt 9 300 Beschäftigte in dem Bereich, 
und es werden 3 Milliarden Euro Umsatz erzielt. Das alles 
ist relativ klein. Dem gegenüber steht aber das, was da-1) Anlage 12 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                           15980 

Reinhard Houben 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



durch induziert wird: Raumfahrt ist ein Ermöglicher, 
Raumfahrtinfrastruktur ist ein Ermöglicher für neue Ge-
schäftsmodelle, für neue Möglichkeiten, wirtschaftliche 
Wertschöpfung zu generieren und Dienstleistungen anzu-
bieten, die uns jeden Tag das Leben leichter machen. Wir 
haben eine Rendite von 9 : 1 für jeden in der Weltraum-
forschung investierten Euro. Das heißt, durch das, was 
wir dort tun, wird ein Vielfaches induziert.

Raumfahrt hat natürlich eine strategische Bedeutung, 
eine sicherheitspolitische Bedeutung. Wir haben mit dem 
zivilen Satellitennavigationsprogramm Galileo, das Herr 
Saathoff schon angesprochen hat, ein präziseres System 
als das vielzitierte GPS, nur leider reden zu wenige darü-
ber. Wir arbeiten heute mit Galileo. Das ist in der Tat 
wahr.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Unsere Handys berechnen den Standort mit Galileo-Da-
ten. Das müssen wir auch bekannt machen, wir müssen 
zeigen, dass wir hier als Europa wirklich vorne sind.

Was den autonomen Zugang angeht – deshalb war das 
Bekenntnis noch einmal wichtig –: Wir haben sowohl mit 
Vega im kleinteiligeren Bereich als auch mit Ariane einen 
europäischen Zugang, der wichtig ist und mit dem wir 
angefangen hatten, weil wir in den 70er-Jahren mit den 
Franzosen zusammen einen Satelliten ins All schießen 
wollten, uns gegenüber dem amerikanischen Träger aber 
verpflichten mussten, dass wir den Satelliten nicht kom-
merziell nutzen, sondern nur für Wissenschaftszwecke. 
Das war anders vorgesehen. Dann haben wir gesagt: Eu-
ropa braucht einen eigenständigen Zugang ins All, um in 
dieser Kategorie und in dieser Liga mitspielen zu können.

Ich glaube, dass wir mit dem Beschluss, den Thomas 
Jarzombek eben kurz vorgestellt hat – vielen Dank noch 
mal dafür –, nämlich einer Präferenz bei institutionellen 
Starts für den europäischen Launch, die Ariane, genau 
den richtigen Schritt gehen. In vielen anderen Ländern 
auf der Welt käme niemand auf die Idee, das anders zu 
machen. Natürlich macht man institutionelle Starts mit 
der eigenen Rakete und gibt ihr damit auch ein bisschen 
Grundlast, was es überhaupt erst möglich macht, eines 
Tages auch kommerziell erfolgreich zu werden.

Wir haben es mit interessanten Entwicklungen und mit 
Markterweiterungen in dem Bereich zu tun, die atembe-
raubend sind. Wir haben private Akteure, die auf den 
Markt drängen, in den USA vor allen Dingen, aber auch 
hier bei uns.

Die Mittelstandskomponente ist angesprochen worden. 
Dort ist in der Tat viel Musik drin, wir erleben Start-ups, 
neue Unternehmen, junge Unternehmen, die dort hinein-
gehen und mit Daten, Erkenntnissen, die im All gewon-
nen werden, neue Geschäftsmodelle kreieren. Damit nut-
zen sie den Verbrauchern und auch der Wissenschaft.

Wir haben heute im Plenum ein bisschen die fraktions-
übergreifende Mission erlebt, die von diesem Thema aus-
geht. Schade, dass die Grünen ihre Reden zu Protokoll 
gegeben haben; sie wären wahrscheinlich nicht viel an-
ders ausgefallen.

Das Gleiche erleben wir auch international. Ich kann 
Ihnen sagen: Als ich Alex Gerst nach Baikonur begleitet 
habe, haben wir bei seinem ersten Start einen Moment 
lang die Luft angehalten. Das war nämlich kurz nachdem 
die Russen die Krim besetzt hatten. Da habe ich mich 
gefragt, ob das alles wohl gutgehen wird. Wir sind nach 
Moskau geflogen und von Moskau aus mit einer Roskos-
mos-Maschine nach Baikonur, und dann ging die Rakete 
hoch mit einem Deutschen, mit einem Russen und mit 
einem Amerikaner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Wenn Sie die Geschichte zu Ende erzählen wollen, 

müssen Sie langsam zum Schlusssatz kommen.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Wes das Herz voll ist, des geht das Maul über. Ich kann 

gar nicht aufhören, wenn ich über Raumfahrt rede. Aber 
ich will natürlich Ihre Ermahnung ernst nehmen und zum 
Schluss kommen.

Lassen Sie uns gemeinsam auch Probleme angehen wie 
die Beseitigung von Weltraumschrott oder die Abwehr 
von Asteroiden, wenn sie sich auf einer gefährlichen 
Bahn bewegen. Bruce Willis ist in meinem Alter. Dass 
das wie in „Armageddon“ noch lange klappt mit ihm, 
davon müssen wir uns vielleicht verabschieden. Das müs-
sen wir in Zukunft anders lösen.

Herr Präsident, ich spüre Ihren ermahnenden Blick im 
Rücken und höre auf, auch wenn es mir leidtut. Ich hätte 
noch ein bisschen weitermachen können. Es hat mir Freu-
de gemacht.

Stimmen Sie zu! Es ist ein toller Anfang.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der AfD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nezahat Baradari hat ihre Rede zu 

Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb liegen weitere Wortmeldungen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 19/ 
15060 mit dem Titel „ESA-Ministerratskonferenz 2019 – 
Satellitengestützte Erdbeobachtung intensivieren, Euro-
pas Rolle im All stärken, nationales Raumfahrtprogramm 
aufwerten“. Wer stimmt für diesen Antrag? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen und die AfD. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist die FDP. Wer enthält sich? – Das sind 
die Grünen und die Linken. Mit der Mehrheit der Koali-
tion und der AfD gegen die übrigen Fraktionen ist der 
Antrag damit angenommen.

1) Anlage 12 
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Wir kommen zu Zusatzpunkt 13. Interfraktionell wird 
Überweisung der Vorlage auf Drucksache 19/15056 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. – Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich 
nicht. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD

Nachhaltige Mobilitätsforschung für die Zu-
kunft – Innovativ, technologieoffen, ressort-
übergreifend

Drucksache 19/15061

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die 
Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Kein Widerspruch, 
also ist das beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als Erste in 
dieser Debatte die Kollegin Sybille Benning für die Frak-
tion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sybille Benning (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wenn man das Jahr 2019 mit einem Wort beschreiben 
müsste, dann wäre das das Wort „historisch“. Wir feiern 
unglaublich viele erstaunliche Jubiläen, unter anderem 
die Mondlandung. Vor 50 Jahren hat die Menschheit die 
Grenzen der Mobilität verschoben.

Unser Antrag kann diesem Durchbruch in der Raum-
fahrt zwar nacheifern, wird aber auf dem Boden der Tat-
sachen bleiben. Tatsache ist: Wenn wir die Klimaschutz-
ziele erreichen wollen, brauchen wir einen deutlichen 
Wandel der Mobilität. Der Verkehrsbereich ist heute noch 
der drittgrößte Verursacher von Treibhausgasemissionen 
in Deutschland. Allein schon um dies zu ändern, müssen 
wir die Entwicklung innovativer Technologien vorantrei-
ben, die eine klimafreundliche, also emissionsarme Mo-
bilität ermöglichen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Für unsere Wirtschaft liegt darin eine Riesenchance.

Sie können im Antrag nachlesen, wie viele Förderpro-
jekte von verschiedenen Ressorts bereits das Ziel, Mobi-
lität nachhaltig zu gestalten, verfolgen. Aber eine Über-
sicht über all diese sinnvollen Aktivitäten fehlt. Das hat 
auch die Abstimmung unseres Antrages mit den Kolle-
ginnen und Kollegen aus den mitberatenden Ausschüssen 
deutlich gemacht. Ziel ist daher, dass die Bundesregie-
rung eine ressortübergreifende Strategie zur Mobilitäts-
forschung entwickelt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dann wird auch die Verzahnung mit anderen Handlungs-
feldern wie zum Beispiel der kommenden Wasserstoff-
strategie gut gelingen.

Mobilitätsforschung hat zwei Seiten, erstens natürlich 
die technische Innovation, insbesondere was emissions-
arme Antriebe von Verkehrsmitteln betrifft, und zwar für 
die individuelle Mobilität wie auch für den Güterverkehr. 
Welche Antriebsarten sich wofür langfristig durchsetzen 
werden, ist noch nicht ausgemacht. Neben der batterie-
betriebenen E-Mobilität gibt es erfolgversprechende Lö-
sungsansätze durch zum Beispiel LNG, wasserstoffba-
sierte Antriebe oder den Einsatz synthetischer 
Kraftstoffe. Darum ist für uns ganz klar: Wir fördern 
Forschung technologieoffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Durch die Möglichkeit der Digitalisierung, aber auch 
aufgrund eines sich wandelnden Verhaltens der Men-
schen, die mobil sein wollen, ist es neben der Technolo-
gieinnovation genauso wichtig, dass wir zweitens syste-
mische und transdisziplinäre Forschung fördern – für 
neue, leistungsfähige Mobilitätskonzepte.

Egal ob man in der Stadt oder auf dem Land wohnt, die 
Menschen müssen die Möglichkeit haben, wege- und 
zeitoptimiert und dabei besonders umweltverträglich 
von A nach B zu kommen. Dabei kann Forschung helfen.

Forschung kann helfen, eine Vernetzung verschiedener 
Verkehrsmittel zu schaffen, die mit digitalen Anwendun-
gen, optimal an den individuellen Bedarf angepasst, ge-
nutzt werden können, sowohl im Personen- als auch im 
Güterverkehr. Die fachlichen Stichworte hier lauten: „in-
ter- und multimodaler Verkehr“.

Forschung kann helfen, geeignete Wege zu finden, die 
Teilhabe der Betroffenen bei der Entwicklung dieser 
neuen Mobilitätskonzepte zu sichern, von den Bürgerin-
nen und Bürgern über die lokale Wirtschaft bis zu den 
Verkehrsunternehmen und den Stadtplanern. Das halte 
ich für ausgesprochen wichtig, damit die neuen Möglich-
keiten wirklich dem Bedarf vor Ort entsprechen und auch 
angenommen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Forschung kann helfen, Mobilität in der Stadt und auf 

dem Land miteinander vernetzt zu denken. Das ist unser 
erklärtes Ziel: gleichwertige Lebensverhältnisse zu ge-
währleisten. Das ist besonders wichtig. Für Jugendliche 
und ältere Menschen bedeutet es Teilhabe, wenn in dünn-
besiedelten Räumen neue Angebote individualisierten 
öffentlichen Nahverkehrs entwickelt werden. Mobilität-
sangebote können im ländlichen Raum auch ein Standort-
faktor sein, wenn es darum geht, wie Auszubildende Be-
rufsschulen und Ausbildungsbetriebe mit vertretbarem 
Aufwand erreichen können. Hier müssen sich Kommu-
nen zusammentun und Lösungen entwickeln.

Das BMBF fördert solche Ansätze bereits. Besonders 
wichtig für eine schnelle flächendeckende Verbreitung 
von neuen Ideen sind Möglichkeiten zur Erprobung in 
sogenannten Reallaboren. Meine Heimatstadt ist Teil ei-
nes solchen Reallabors mit dem Namen „Mobiles Müns-
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terland“. Hier wird beispielhaft eine echte Schnellbus-
strecke zur Verbindung des ländlichen Raums mit dem 
Oberzentrum gefördert.

Wir planen ebenso als Vernetzung zwischen den Land-
kreisen und der Stadt mehrere Velorouten. Und Radfah-
ren wird mithilfe der Digitalisierung auch über weitere 
Strecken attraktiver. Die Beleuchtung kann nach Bedarf, 
also energiesparend, geregelt werden. Vorrangschaltun-
gen für den Radverkehr können eingerichtet werden,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

und bei uns werden auch die alten Leinpfade entlang des 
Kanals zu Velorouten.

(Beifall des Abg. Stefan Gelbhaar [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

So machen wir das klimafreundliche Fahrradfahren si-
cherer, schneller und schöner.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Auch das trägt dazu bei, Pendlerverkehre und den dabei 
entstehenden Staueffekt zu verringern.

Außerdem brauchen wir noch individualisiert nutzbare 
Angebote. Diese On-Demand-Dienste, die möglichst ein-
fach zugänglich über Apps und möglichst verkehrsver-
bundüberschreitend konzipiert sein müssen, müssen in 
die Fläche gehen, damit wir in Zukunft das eigene Auto 
immer seltener gebrauchen.

Ich möchte mich zu dieser späten Stunde bei allen 
Kolleginnen und Kollegen aus den mitberatenden AGs 
mit den Fachzuständigkeiten für Verkehr, Wirtschaft, 
Umwelt, Digitales und auch Bau bedanken. Wir haben 
uns zu diesem Zukunftsthema intensiv untereinander ab-
gestimmt, und das erwarten wir auch von der Bundesre-
gierung.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner für die Fraktion der 

AfD ist der Kollege Wolfgang Wiehle.

(Beifall bei der AfD)

Wolfgang Wiehle (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! „Schlagwortalarm“ möchte man rufen, wenn man 
diesen Antrag zur sogenannten nachhaltigen Mobilitäts-
forschung liest. Beginnt man damit, im Text Begriffe wie 
„KI“, „systemische“, „transdisziplinäre“ usw. zu zählen, 
läuft der Zähler schnell heiß.

Trotz der wallenden Wortlyrik haben die Autoren aber 
schon bei der Überschrift gepatzt. Geht es hier um eine 
nachhaltige Forschung? Was wäre das eigentlich? Oder 
geht es um Forschung an nachhaltiger Mobilität? Sie kön-
nen das Wortklauberei nennen, ich sage: Wenn man die 

Wissenschaft in den Dienst nehmen möchte, sollte man 
schon ordentlich formulieren.

(Beifall bei der AfD)
Natürlich hat der Antrag einen ernsthaften Kern, aber 

auch hier versinkt er im Wünsch-dir-Was. Die kaum er-
reichbare planwirtschaftliche Vorgabe, dass der Verkehrs-
sektor bis 2030  40 oder gar 42 Prozent weniger CO2 
erzeugen soll, dient auch hier als politischer Rahmen. 
Wie könnte es anders sein!

Natürlich ist es richtig, dass der Verkehr so sicher, so 
energiesparend und so schadstoffarm wie möglich orga-
nisiert werden soll und dass dafür die Möglichkeiten aus-
gereizt werden, die neue Technologien hierfür bieten kön-
nen. Es hat aber auch mit den Naturgesetzen zu tun, dass 
man für Mobilität Energie braucht.

(René Röspel [SPD]: Ach!)
In einem Land, dessen Regierung im Alleingang 

gleichzeitig aus der Kernenergie und der Kohlenutzung 
aussteigen will, bekommt man zwangsläufig eine poli-
tisch ausgelöste Energiekrise, und diese wird auch am 
Verkehrssektor und vor allem an den E-Autos nicht vor-
beigehen. Keine Forschung der Welt wird uns in einem 
solchen Szenario vor massiven Einschränkungen bewah-
ren können.

(Beifall bei der AfD)
Der Bürger wird das nicht mehr verstehen können, vor 
allem dann nicht, wenn er weiß, dass gleichzeitig in China 
jedes Jahr eine zweistellige Zahl von Kohlekraftwerken 
neu gebaut wird

(Leni Breymaier [SPD]: Ui, ui, ui!)
und wir hier in Europa und in Deutschland zugleich Kli-
maaskese üben dürfen.

Der Bürger taucht in Ihrem Antrag an zwei Stellen auf. 
Da ist die Rede vom Menschen, der immer „im Mittel-
punkt“ stehen soll. Die AfD fordert, dass der Bürger hier 
als Handelnder, als Verkehrsteilnehmer im Mittelpunkt 
stehen soll und weniger als Gegenstand von Verhaltens-
lenkung, also Nudging – oder wie immer man das nennt.

(Beifall bei der AfD)
Außerdem ist die Rede von „partizipativen Ansätzen“ 

bei der sogenannten Mobililtätswende und von einer – so 
wörtlich – „sinnvollen Einbindung entsprechender Ak-
teure in Gesellschaft und Wirtschaft“. Unter „sinnvoll“ 
verstehe ich nicht zuletzt den Respekt auch vor abweich-
enden Ansichten. Wir von der AfD werden das mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgen.

(Beifall bei der AfD)
Laut dem weiteren Text soll der Deutsche Bundestag 

rund 20 bereits laufende Forschungsvorhaben begrüßen 
und von der Bundesregierung 17 Maßnahmen fordern. 
Die lesen sich zum Teil so, als wären es Planungen, die 
längst in der Schublade liegen, und zum anderen Teil 
beinahe lyrisch-wolkig. Wären wir im Ressort „Ernäh-
rung und Landwirtschaft“, könnte das wohl auch so be-
schrieben sein: Die Forschung an Nutztieren soll so opti-
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miert werden, dass sie ein Ergebnis bringt, das nahrhafte 
ovale Delikatessen liefert, eine Fellqualität aufweist, so-
dass aus den Fasern wärmende Kleidungsstücke herstell-
bar sind,

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Was soll der 
Quatsch?)

Flüssignahrung in einer auch für Säuglinge nutzbaren 
Konsistenz abgibt

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wovon reden Sie?)

und außerdem zu Schnitzeln, Haxen und Kassler ver-
arbeitet werden kann,

(Andreas Steier [CDU/CSU]: Was haben Sie da 
überhaupt gelesen?)

mit anderen Worten: eine eierlegende Wollmilchsau.

(Beifall bei der AfD – Andreas Steier [CDU/ 
CSU]: Falschen Antrag gelesen! – Weiterer Zu-
ruf: Wenn es nicht so traurig wäre, könnte man 
jetzt darüber lachen!)

Das Ganze soll natürlich – ich zitiere mit Erlaubnis des 
Präsidenten – „im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel“ geschehen. Auf Deutsch: Mehr Geld 
gibt es dafür aber nicht.

Zwischen Klein-Klein und Wortwolken könnte man 
ganz konkrete Ansätze ergänzen, wenn man nur wollte 
und daran dächte, zum Beispiel die Erforschung der neu-
esten Generation sicherer Kernreaktoren als Energielie-
feranten und das Ausnutzen der Digitalisierung zur Ver-
kehrsvermeidung.

Ich würde ja hoffen, dass es bei der Diskussion des 
Antrags in den Ausschüssen gelingt, aus der ganzen war-
men Luft voller Schlagworte noch etwas Handfestes zu 
machen.

(Andreas Steier [CDU/CSU]: Haben Sie den 
Antrag überhaupt gelesen?)

Es wäre – siehe Ziffer 3 – wirklich wichtig, mithilfe re-
alistischer Maßnahmen den Industriestandort Deutsch-
land zu stärken. Davon sind Sie, meine Damen und Her-
ren von der Koalition, mit diesem Antrag aber noch 
meilenweit entfernt.

(Beifall bei der AfD – Dr. Stefan Kaufmann 
[CDU/CSU]: Schlechter als mit so einer Rede 
kann man gar nicht anfangen!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Dr. Manja Schüle für die SPD, Mario 

Brandenburg für die FDP und Ralph Lenkert für die Lin-
ke geben ihre Reden zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Nächster Redner ist der Kollege Stefan Gelbhaar für 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber beim Lesen des 

Antragstitels „Nachhaltige Mobilitätsforschung …“ hatte 
ich ein kurzes Déjà-vu. Vor ungefähr einem Monat wurde 
hier – genau an dieser Stelle – der Antrag meiner Fraktion 
zu exakt demselben Thema von der Großen Koalition 
gemeinsam mit den Stimmen von FDP und AfD abge-
lehnt. Nun, offensichtlich hatte unser Antrag doch eine 
Wirkung.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Qualität zählt!)

Sie listen in Ihrem Antrag jedoch vor allem das auf, 
was Sie aus Ihrer Sicht schon alles Tolles gemacht haben. 
Mir fallen vor allem drei Dinge auf:

Punkt 1: Geschwurbel. Ich lese viel von Aktionsplä-
nen, Strategien, Leitlinien und Agenden. Ob und was jetzt 
wirklich schon konkret umgesetzt wird, steht da nicht – 
im Zweifel nämlich nichts.

Punkt 2: Mobilität oder Motor? Sie schreiben in Ihrem 
Antrag, dass es der wachsende Verkehr ist, der Menschen 
und Umwelt belastet. Das stimmt. Die Mehrzahl der auf-
gelisteten Forschungsvorhaben dreht sich jedoch einzig 
und allein um das Thema „Antrieb und Kraftstoffe“. Nur: 
Die Antriebswende löst unsere Verkehrsprobleme nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen Forschung für mehr Verkehrseffizienz und 
Verkehrsvermeidung. Gerade einmal 2 der 20 Projekte 
beschäftigen sich mit diesem Thema.

Beim Punkt „Forschung im Bereich des automatisier-
ten und vernetzten Fahrens“ hatte ich kurz noch einmal 
Hoffnung. Aber leider auch hier: Sie fördern fast aus-
schließlich Autoforschung und nicht den öffentlichen 
Verkehr, obwohl genau hier unglaubliches Potenzial liegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Andreas Steier [CDU/CSU]: Wo wohnen Sie 
denn?)

Punkt 3: Nachhaltigkeit. Im Antragstitel steht „Nach-
haltige Mobilitätsforschung“. Dabei denke ich an nach-
haltige Fortbewegungsmittel, wie Bus und Bahn, das 
Fahrrad oder auch den Fußverkehr.

(Andreas Steier [CDU/CSU]: Womit werden 
die angetrieben? – Kay Gottschalk [AfD]: Tret-
roller!)

In Ihrer Liste steht sage und schreibe nur ein einziges 
Bahnforschungsprojekt. Das zeigt ganz klar die Haltung 
dieser Bundesregierung und eben auch dieses Antrages.

In den vergangenen zehn Jahren wurde für knapp 5 000 
Auto- und Straßenforschungsprojekte der enorme Betrag 
von über 2 Milliarden Euro durch die Bundesregierung 
ausgegeben. Das ist ein riesiger Batzen Geld, und vor 
diesem Hintergrund ist es geradezu absurd, dass sich Ver-
kehrsminister Scheuer für drei Radverkehrsprofessuren 
abfeiert. Dazu könnte der Antrag ja mal Stellung nehmen.1) Anlage 13 
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Mautminister!)

Bei den Forderungen an Ihre eigene Regierung ist be-
sonders der Punkt 6 bemerkenswert. Sie wollen die „For-
schung zu Mobilitätskonzepten für ländliche Räume“ er-
weitern. Neben dem öffentlichen Verkehr sollen hier in 
Zukunft auch neue Mobilitätskonzepte wie On-Demand- 
Angebote und Pooling sowie Sharing-Modelle erforscht 
werden. Das klingt nicht verkehrt, sondern das klingt 
sogar richtig gut.

(Beifall des Abg. Martin Patzelt [CDU/CSU] – 
Martin Rabanus [SPD]: Super!)

Die Mittel sollen aber nicht erhöht werden, und das, ob-
wohl das Forschungsgebiet erweitert wird. Das heißt in 
der Konsequenz: weniger Geld für die Erforschung von 
Bus und Bahn.

Und obendrauf: Dieses Geld würde dann wo landen? 
Bei den Automobilherstellern, die zunehmend genau die-
se Mobilitätsdienste anbieten wollen! Genau dieses Geld 
fehlt dann wiederum wo? Genau, bei den öffentlichen 
Verkehrsunternehmen!

(Andreas Steier [CDU/CSU]: Das muss man 
erforschen!)

So ist das eben der falsche Weg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Fehlinterpre-
tation! – Dr. Stefan Kaufmann [CDU/CSU]: 
Argumentationsgirlanden!)

Wir brauchen endlich Städte und Regionen, die Expe-
rimentierräume werden können. Das Zusammenspiel 
zwischen den Verkehrsmitteln muss perfektioniert wer-
den. Und, ja, das kostet Geld, aber nur so bekommen wir 
eben die Innovationen schneller auf die Schiene, auf die 
Radwege und auf die Straße. Es reicht eben einfach nicht, 
nur den Antrieb von Autos zum zehnten und fünfzehnten 
Mal zu erforschen.

Meine Damen und Herren, der Antrag der Koalition ist 
deswegen nicht grundlegend falsch. Der Antrag ist eher 
so was wie ein schlaffer, kraftloser Händedruck; Sie wis-
sen, welches Gefühl ich beschreibe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Kay Gottschalk [AfD]: Nein!)

– Wissen Sie nicht? Bei der AfD gibt es wahrscheinlich 
nur diesen Händedruck; deswegen kennen Sie das Gefühl 
vielleicht nicht.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Kay Gottschalk 
[AfD]: Vor allem ist das eigentlich ein Hand-
schlag!)

Dieser Antrag fokussiert allein auf das Auto, und ich 
würde mir wünschen, dass wir für eine echte Mobilitäts-
forschung und auch für eine Aufstockung der Mittel strei-
ten. Lassen Sie uns ernsthaft für die Mobilitätswende 
arbeiten!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Andreas Steier, CDU/CSU, und René 

Röspel, SPD, geben ihre Reden zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor, und ich 
schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/15061 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. – Weitere Überwei-
sungsvorschläge gibt es nicht. Dann verfahren wir wie 
vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 24 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Kai 
Gehring, Katja Dörner, Margarete Bause, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

30 Jahre UN-Kinderrechtskonvention – Kin-
derrechte weltweit schützen und verwirkli-
chen sowie internationales Engagement ver-
stärken

Drucksache 19/13553

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Für die Aussprache sind 38 Minuten vorgesehen. – Da-
zu gibt es keinen Widerspruch. Dann haben wir das so 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Kai Gehring, Bündnis 90/Die Grünen, 
das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

feiern in diesen Tagen ein großartiges Jubiläum. Vor 
30 Jahren wurde von den Vereinten Nationen die Kinder-
rechtskonvention beschlossen. Sie umfasst 54 Artikel, in 
denen die Rechte von Kindern weltweit festgeschrieben 
sind. Egal woher sie kommen und wo sie leben, egal 
welchen familiären, ethnischen oder kulturellen Hinter-
grund sie haben: Alle Kinder sind gleich und gleich an 
Rechten. Das ist der Kern der Kinderrechtskonvention.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deutschland hat die Konvention 1992 ratifiziert und 
2010 endlich den Auslegungsvorbehalt zurückgenom-
men. Die Kinderrechtskonvention hat damit den Status 

1) Anlage 13 
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eines einfachen Bundesgesetzes, und das kann uns allen 
miteinander doch nicht reichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kinderrechte gehören endlich ins Grundgesetz, nicht 
als symbolpolitische Lyrik, sondern mit Substanz und 
mit einer starken, bindenden Formulierung, damit das 
Kindeswohl ein höheres Gewicht erhält.

(Beatrix von Storch [AfD]: Als das Eltern-
recht!)

Wir hoffen, dass die Justizministerin hier einen anständi-
gen Entwurf vorlegt; denn wenn wir als Deutschland Kin-
derrechte in der Welt besser schützen wollen, dann müs-
sen wir vor der eigenen Haustür kehren und ein wirklich 
kindgerechtes Land werden, ohne Kinderarmut und mit 
Chancen für alle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN und der 
Abg. Susann Rüthrich [SPD])

In 30 Jahren gab es international Fortschritte für Kin-
der, aber die weltweiten Verstöße gegen Kinderrechte 
sind hochdramatisch. 385 Millionen Kinder leben in ext-
remer Armut, 150 Millionen Kinder sind chronisch unter-
ernährt, 420 Millionen Kinder sind von Kriegen und Kon-
flikten betroffen, jeder vierte Todesfall in einem Alter von 
unter fünf Jahren ist laut WHO auf Umweltverschmut-
zung zurückzuführen. Diese Liste ließe sich fortsetzen. 
Das sind skandalös hohe, unfassbar brutale Zahlen, hinter 
denen einzelne konkrete Schicksale stecken, Zahlen, die 
nicht nur traurig machen, sondern die uns allen miteinan-
der auch Ansporn sein müssen, sich viel stärker zu enga-
gieren und Kinder in den Mittelpunkt internationaler Po-
litik zu rücken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
LINKEN)

Deshalb müssen wir jetzt endlich vom Bekenntnis zum 
Handeln kommen; denn Deutschland hat 2020 eine 
exponierte Rolle. Wir werden weiterhin dem UN-Sicher-
heitsrat und ab nächstem Jahr auch wieder dem UN-Men-
schenrechtsrat angehören, zudem wird die Bundesregie-
rung die EU-Ratspräsidentschaft übernehmen. Diesen 
Dreiklang muss die Regierung nutzen, um Kinderrechte 
weltweit zu verbessern. Deutschland braucht eine men-
schenrechtsbasierte und endlich auch kindgerechte Au-
ßenpolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Forderungskatalog des grünen Antrags ist lang: 
Schluss machen mit Ausbeutung und Versklavung, glei-
che Chancen für Mädchen und Jungen verwirklichen, 
Klima- und Umweltschutz verstärken, bessere Gesund-
heitsvorsorge und Bildungszugänge, Einsatz gegen Kin-
derarbeit und Kinderprostitution, Schluss mit der lebens-
langen Haft von und dem Handel mit Kindern und vieles 
mehr.

Unser Antrag ließe sich eigentlich auch gut fraktions-
übergreifend beschließen. Machen Sie also gerne mit!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Kinder und Jugendliche selbst sind auch Menschen-
rechtsaktivistinnen und -aktivisten, und Autokraten in al-
ler Welt sehen engagierte junge Menschen als Gefahr. 
Friedensnobelpreisträgerin Malala wäre wegen ihres 
Kampfs für Mädchenrechte fast ermordet worden, Greta 
ist für viele eine Ikone des Klimaschutzes, für manche 
eine Reizfigur.

Wir wollen auf jeden Fall, dass alle Kinder ihre Rechte 
kennen und sich einbringen können – und das überall –; 
denn auch Partizipation, Beteiligung, ist Fundament ge-
lebter Kinderrechte hierzulande und weltweit.

Die Verabschiedung der Kinderrechtskonvention vor 
30 Jahren war fraglos ein großer Schritt. Nach 30 Jahren 
sollten wir es endlich schaffen, Kinderrechte in Deutsch-
land und weltweit tatsächlich umzusetzen; denn kein 
Kind kann etwas dafür, wo es zur Welt kommt. Die Wür-
de jedes Kindes muss unantastbar sein – überall und tag-
täglich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht der Kollege Jürgen 

Braun für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Jürgen Braun (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Kinder brauchen Eltern, Kinder 
brauchen den geschützten Raum der Familie. Das ist un-
verzichtbar. Dieser Schutz ist garantiert in Artikel 6 un-
seres Grundgesetzes. Doch die Familie gerät zunehmend 
in Gefahr.

Die Grünen wollen Familien spalten, wollen Kinder 
und Eltern gegeneinander aufbringen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und die Erde ist eine Scheibe!)

Das aber ist das typische Kennzeichen von totalitären 
Diktaturen auch und gerade in Deutschland.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Eine 
Frechheit! – Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Rechts außen!)

Zwei deutsche Diktaturen haben Kinder gegen Eltern auf-
gebracht.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So jemand wie Sie sitzt im Menschenrechtsaus-
schuss des Deutschen Bundestages!)

Zwei deutsche Diktaturen haben Kinder politisch miss-
braucht. Die totalitäre grüne Weltuntergangssekte treibt 
dieses schreckliche Spiel weiter.

(Beifall bei der AfD – Martin Rabanus [SPD]: 
Was für ein Unsinn!)
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Sie machen Kindern Angst vor dem Weltuntergang. Das 
ist Ihr finsteres Geschäft.

(Martin Rabanus [SPD]: Quatsch! Es geht um 
die Kinder!)

Worum geht es eigentlich in diesem Antrag? Der Staat 
soll sich immer stärker in funktionierende Familien ein-
mischen. Das ist das Ziel der Grünen. Den geschützten 
Raum für die Entwicklung des Kindes wollen die Antrag-
steller nicht.

Auch im Internationalen Pakt über bürgerliche und po-
litische Rechte – also geltendes Völkerrecht – hat die 
Familie nach Artikel 23 einen Anspruch auf besonderen 
Schutz, und zwar durch die Gesellschaft wie durch den 
Staat.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Und 
zwar jede Familie!)

Ich zitiere: „Die Familie ist die natürliche Kernzelle der 
Gesellschaft …“ – Das ist bindendes internationales 
Recht und in über 170 Staaten ratifiziert.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Defi-
niere Familie!)

Dieser Antrag der Grünen ist außerdem grund-
gesetzwidrig.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Falsch!)

Nach Artikel 6 Grundgesetz sind die Rechte der Kinder 
durch die Rechte der Familien geschützt.

(Beifall bei der AfD – Katja Dörner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: So ein Bullshit! – 
Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ein Unsinn!)

Neue Kinderrechte würden dieses Grundrecht im We-
sensgehalt verändern. Eine solche Änderung ist jedoch 
nach Artikel 19 Grundgesetz nicht erlaubt. Wörtlich steht 
dort:

In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem We-
sensgehalt angetastet werden.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Mann-
omann! In welcher Zeitschleife sind Sie hängen 
geblieben?)

Es bleibt dabei: Die besten Kinderrechte sind Familien-
rechte. Das berüchtigte Zitat von Olaf Scholz – heute 
Finanzminister und eventuell bald SPD-Vorsitzender – 
schon vor Jahren lautet: „Wir wollen die Lufthoheit über 
den Kinderbetten erobern.“ Sozialisten unter sich!

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: 
Schämt euch!)

Die Grünen erwähnen zu Recht die Genitalverstümme-
lung als ein schreckliches Verbrechen an Mädchen. 
Gleichzeitig verharmlosen Sie diese Verbrechen, wenn 
Sie sie nur in einem Atemzug mit Homosexualität benen-
nen.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was? Was erzählen Sie hier für einen 

Unsinn! Das ist eine Frechheit! – Dr. Martin 
Rosemann [SPD]: So ein faschistischer 
Quatsch!)

Natürlich gibt es erschreckende Fälle von Missbrauch, 
natürlich sterben Väter und Mütter und hinterlassen min-
derjährige Kinder. In diesen Fällen muss geholfen wer-
den. Hier ist auch der Staat gefragt.

Natürlich müssen Mädchen und Jungen dieselben 
Chancen haben. Hierzulande ist das eine Selbstverständ-
lichkeit, in islamischen Ländern allerdings nicht. Das ver-
schweigen die Grünen.

(Beifall bei der AfD)
Die sozialistische Ideologie zerstört die Familien, die 

die Kinder so dringend brauchen.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Was 
wissen Sie denn vom Sozialismus?)

Ob nun Eigentum enteignet wird oder mit radikaler Ge-
nderpolitik Kinderseelen gestört oder sogar zerstört wer-
den: Der Sozialismus hat viele Gesichter, und alle sind 
hässlich.

(Beifall bei der AfD – Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind braun, Herr 
Braun!)

Anstatt die Lufthoheit über den Kinderbetten zu for-
dern, sollten sich die Grünen lieber zu ihrem eigenen 
Antisemitismus äußern. In dieser Woche analysierte die 
wichtigste israelische Zeitung, die „Jerusalem Post“ – ich 
übersetze –: Wie die deutschen Grünen den iranischen 
Antisemitismus salonfähig gemacht haben.

(René Röspel [SPD]: Aber die Israelis wollen 
keine Einmischung!)

Claudia Roth mit Kopftuch geduckt unter den Bildern 
von Ajatollah Chomeini und anderen radikalen 
Judenhassern!

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zum Thema, bitte, Herr Kollege! Was 
reden Sie da?)

Eilfertig und unterwürfig begrüßte sie einen der 
schlimmsten Feinde Israels, Laridschani.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Faschistische Hetze ist das!)

Genau dieser Laridschani leugnete auf der Münchner Si-
cherheitskonferenz den Holocaust ganz ungeniert.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Seien Sie vorsichtig, und reden Sie 
zum Thema!)

Die Grünen: die Partei der ganz, ganz großen Heuchler.

(Beifall bei der AfD – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nichts als 
Hetze! Sonst können Sie nichts!)

Alle Parteien hier im Hohen Hause – außer der AfD – 
sind in Koalitionen Partner dieser grünen Partei des Anti-
semitismus.
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(Beifall bei der AfD – Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Faschistischer Het-
zer! – Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nichts als Hetze!)

Grüne wie Claudia Roth gehören zum parlamentarischen 
Arm der internationalen Feinde Israels. Eine Schande für 
dieses Parlament.

(Beifall bei der AfD – Unruhe)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Herr Braun, es kommt selten vor, aber ich muss Sie zur 

Sache rufen. Sie schweifen ab.

(Beifall bei der SPD)

Jürgen Braun (AfD):
Wenn unliebsame Ausschussvorsitzende für Petitessen 

abgewählt werden können,

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Das ist doch ein 
Blödsinn! – Michael Brand [Fulda] [CDU/ 
CSU]: Das sind keine Petitessen!)

wenn nach Ihrer Ansicht das Grundgesetz so eine Willkür 
erlaubt, dann ist die sofortige Abwahl der Abgeordneten 
Roth als Vizepräsidentin nicht nur möglich, sondern 
zwingend.

(Beifall bei der AfD – Christian Petry [SPD]: 
Elender Faschist! – Stefan Gelbhaar [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wegen Ihnen dürfen 
wir nicht mehr nach Israel fahren! – Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist eine Frechheit heute! – Weiterer Zuruf: Eine 
lächerliche Figur!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Drei weitere Redner haben ihre Reden zu Protokoll 

gegeben.1) – Bevor ich die Rednerliste schließe, hat der 
Kollege Frank Heinrich für die Fraktion der CDU/CSU 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Jetzt geht es endlich um 
die Sache!)

Frank Heinrich (Chemnitz) (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Auch wenn ich nicht Fan 

davon bin, um diese Uhrzeit zu reden: Das wollte ich in 
dieser Debatte doch nicht als letztes Wort hier stehen 
lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten der FDP 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! Sehr geehrte 
Herren! Kinderrechte sind Menschenrechte – Herr Kolle-
ge Braun, an der Stelle sind Sie übrigens gar nicht auf den 
Antrag eingegangen, sondern nur auf eine Zeile, die in 
dem Antrag der Grünen steht –,

(Timon Gremmels [SPD]: Zu mehr reicht es 
halt nicht!)

sie gelten immer und überall und für jedes Kind, und 
alle Kinder haben die gleichen Rechte auf Schutz und 
Fürsorge, eine Identität sowie ein Recht auf Bildung. 
Sie haben das Recht, ein erfülltes und angemessenes Le-
ben zu führen.

In Deutschland ist es selbstverständlich, dass Kinder 
zur Schule gehen. In vielen Ländern dieser Welt haben sie 
oft keine Möglichkeit dazu, weil sie unter anderem tag-
ein, tagaus arbeiten müssen. In diesem Zusammenhang 
wünsche ich mir, dass wir über unsere Grenze gucken.

Ich denke an den Friedensnobelpreisträger Dr. Mukwe-
ge aus dem Kongo und daran, dass seine Kinder und 
Enkelkinder die gleichen Chancen bekommen sollen 
wie meine Kinder und Enkelkinder. Und auch die Kinder 
und Enkelkinder der Frauen, die er als Doktor wegen der 
Kriegszustände in seinem Land zusammenflicken muss, 
wofür er eben den Friedensnobelpreis bekommen hat, 
sollen die gleichen Chancen erhalten!

Ich kann mich erinnern, dass ich in dieser Region – im 
Kongo – war und bei einem Gespräch ein Kind mit starren 
Augen auf dem Schoß einer Frau gesehen habe, die sich 
später als Tante dieses jungen Kindes herausstellte. Ich 
habe 20 Minuten lang versucht – ich habe vier Kinder und 
drei Enkel und liebe das Umfeld –, dem Kind eine Ge-
fühlsregung abzuringen. Es war nicht möglich.

Das Mädchen war traumatisiert, unter anderem deswe-
gen, wie ich später hörte, weil sie mit ihrer Mutter ange-
schossen wurde. Die Mutter starb und wurde zusammen 
mit dem Kind, weil man es auch für tot hielt, und mit 
mehreren anderen Menschen in ein Grab geschmissen. 
Die Oma hat sie dann unter den anderen Toten wieder 
herausgeholt. Traumatisiert! Nicht die gleichen Rechte 
wie wir!

Ich danke den Grünen, dass sie diesen Antrag einge-
bracht und sich Mühe gemacht haben, und ich danke für 
viele der Forderungen, die in diesem Antrag stehen. Er 
passt sehr gut zu dem Antrag mit dem Titel „Kinder welt-
weit schützen – Ausbeuterische Kinderarbeit verhin-
dern“, den wir als Koalition vor, ich glaube, drei Stunden 
hier eingebracht haben.

Wenn sich der Beschluss der UN-Kinderrechtskonven-
tion nächste Woche zum 30. Mal jährt, dann ist es gut, 
einen Blick zurück, einen Blick in die Gegenwart und 
einen Blick in die Zukunft zu werfen. Dabei sollten wir 
vielleicht auch über unsere Grenzen hinausschauen, was 
ich gerade sehr vermisst habe.

Der Blick in die Vergangenheit ist schon sehr schwie-
rig. Da gibt es nicht nur dieses Bild von traumatisierten 
Kindern. Manchmal wirkt der Blick in die Gegenwart 
schon sehr deprimierend, trotzdem hat sich in den letzten 
30 Jahren eine Menge getan: Die Sklaverei und Ausbeu-
tung – auch unter Kindern; teilweise sogar bis in europä-
ische Länder hinein – waren weitaus stärker verbreitet als 
heute. Die Selbstverständlichkeit, eine Schule zu besu-
chen, war damals absolut nicht gegeben – ganz besonders 
für Mädchen nicht. Und beim Thema Gesundheit? Der 
Prozentsatz der Menschen, die Zugang zur Gesundheits-1) Anlage 14 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 127. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2019                           15988 

Jürgen Braun 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

juris Lex QS
19052024 ()



versorgung haben, hat sich vervielfacht. Die Kindersterb-
lichkeit war riesig und ist jetzt selbst in sehr schwachen 
Ländern viel geringer.

Aber selbst wenn man jetzt in die Gegenwart guckt, 
muss man vorsichtig sein, dass man nicht noch eine Men-
ge an Frust kassiert. Nach Schätzungen der Internationa-
len Arbeitsorganisation müssen zurzeit weltweit immer 
noch 152 Millionen Kinder arbeiten, 73 Millionen davon 
unter ausbeuterischen Umständen – in Subsahara-Afrika 
jedes dritte Kind im Alter zwischen 5 und 14 Jahren.

Die Arbeit ist sehr unterschiedlich. Es ist gibt Kinder – 
wie in der Region, von der ich gerade sprach, im Kongo –, 
die in die Bergwerke und Minen gehen müssen, die aus 
Sparsamkeitsgründen eben einfach für kleinere Men-
schen gebaut sind, um dort Coltan oder Lithium heraus-
zuholen, die sich in manchen unserer Geräte befinden, 
sodass wir uns diese Dinge hier vielleicht billiger besor-
gen können. Es können auch Arbeiten im Haushalt oder 
Reinigungsarbeiten sein, es kann die Betreuung kleiner 
Kinder oder eine Arbeit bei der Produktion von Textilien, 
Schuhen oder Teppichen oder eine Arbeit in Minen sein. 
Die Zahlen hat der Kollege Gehring gerade genannt: 
385 Millionen Kinder leben in extremer Armut, 36 Millio-
nen Kinder können keine Schule besuchen.

Um Kinderarbeit wirksam zu verhindern, müssen Ar-
mut bekämpft, existenzsichernde Löhne für Erwachsene 
gezahlt sowie ein verbesserter Bildungszugang erreicht 
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Natürlich tragen auch die steigende Anzahl an Flucht-
gründen und die irreguläre Migration dazu bei, die Gefahr 
der Ausbeutung von Kindern zu erhöhen. Das UNHCR 
sagte letztes Jahr im Juni, dass sich 36 Millionen Kinder 
auf der Flucht befinden.

Dann habe ich wieder Achmed vor mir, der schon meh-
rere Monate in einem Flüchtlingslager in Jordanien leben 
muss, weil er aus Syrien, aus einem Kriegsgebiet, ver-
trieben wurde. Er ist 15 oder 16 Jahre alt, und bei dem 
Gedanken, dass die da drüben sein Haus und seine Kin-
dergartenfreunde zerschießen, sagte er in unserer Runde: 
Ich brauche auch ein Gewehr; ich will sofort da rüber. – 
Was mich am meisten geschockt hat, war, dass seine Mut-
ter keinen Einspruch erhoben hat.

Das geht bis in unseren Alltag hinein. Wir haben heute 
eine Veranstaltung zum Grünen Knopf gehabt. Das ist 
das, was von uns in der Politik als Reaktion kommen 
muss! Ich bin dankbar für das Heute. Der Grüne Knopf 
besagt ausdrücklich, dass Kinderarbeit bei der Verarbei-
tung von Textilien ausgeschlossen werden muss. Und ja: 
Im Hinblick auf den Aktionsplan „Agents of Change“ – 
so nennen Sie ihn auch in Ihrem Antrag – können wir 
darüber nachdenken, das Monitoring zu verbessern. Das 
BMZ möchte dabei der besonderen Rolle von Kindern 
und Jugendlichen Rechnung tragen. Kinder sind wichtige 
Akteure beim Wandel.

Bei der Unterstützung für das Forum Nachhaltiger Ka-
kao e. V. geht es um die Verbesserung der Einkommens-
situation in diesem Sektor.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sehr gute 
Maßnahme!)

Das kann man Sektor für Sektor, Branche für Branche 
machen. Da sind wir allerdings auf alle, nicht nur auf 
die Politik, sondern auch auf die Wirtschaft und auf den 
Konsumenten, angewiesen, Agents of Change zu sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und dann ist dieser Tage von einem unserer großen 
Discounter – einer derer, die den Nachhaltigkeitsfaktor 
verkörpern müssen –, zu hören: „Dann erhören wir die 
Jugendlichen von Fridays for Future, und dann verändern 
wir unsere Sortimente“ – und es verändert sich im Regal 
noch nichts, kaum bemerkbar.

Auch wenn die Grünen als Antragsteller das anders 
deuten werden: Ich glaube, die Bundesregierung hat ei-
niges aufgesetzt. Ein Blick in die Zukunft zeigt: Wir sind 
leider noch nicht am Ziel. Bei der Feststellung der Ziel-
richtung und der Größe der Herausforderung sind wir mit 
Ihnen vollkommen einig. Ich wünsche mir aber, dass wir 
noch besser hingucken, zum Beispiel wenn Organisatio-
nen für Hauttransplantationen bei uns auf Kinder in Nepal 
zurückgreifen oder wenn Straftaten in sozialen Netzwer-
ken – für Dienstleistungen, die bei uns von der Couch aus 
in Anspruch genommen werden – an Kindern auf den 
Philippinen vollbracht werden, verbrochen werden. Ich 
wünsche mir, dass wir das unterbinden,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

dass wir diese Rechte nicht nur für Kinder bei uns ein-
fordern, sondern für alle Kinder. Wir müssen diese Fi-
nanzströme besser regeln. Es bleibt noch eine Menge zu 
tun.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Das war Ihr Schlusswort.

Frank Heinrich (Chemnitz) (CDU/CSU):
Nochmals danke fürs Einbringen. Lassen Sie uns ge-

meinsam an dieser Herkulesaufgabe arbeiten!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/13553 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. – Weitere Vorschläge 
für Überweisungen gibt es nicht. Dann ist das so be-
schlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 21 auf, unseren letz-
ten:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Kultur und Medien 
(22. Ausschuss) zu dem Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD
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Bundesprogramm „Jugend erinnert“ – Wis-
sensvermittlung über Wirkung und Folgen 
von Diktatur und Gewaltherrschaft stärken

Drucksachen 19/8942, 19/14501

27 Minuten Debattenzeit sind vorgesehen. – Ich höre 
keinen Widerspruch. Das ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Johannes Selle für die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU und der Abg. Saskia 
Esken [SPD])

Johannes Selle (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es kommt nicht oft vor, dass der Titel eines 
Tagesordnungspunktes so kurz und prägnant ausdrückt, 
was wir erreichen wollen. Ja, wir wollen, dass die Jugend 
informiert gedenken und sich vergewissern kann, was in 
der Vergangenheit vorgefallen ist und wie es begonnen 
hat. Wir halten es für wichtig, dass schon zunächst kleine 
Abweichungen von den Menschenrechten zu einem 
Warnsignal werden können.

Mit dem Titel „Jugend erinnert“ richten wir uns ganz 
gezielt an die jungen Menschen, die selbst keine Erfah-
rungen mit Unrechtsregimen haben. Darüber freuen wir 
uns, und das soll auch so bleiben. Um Anzeichen einer 
Fehlentwicklung zu erkennen, muss man informiert sein 
und sich informieren können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Für mich ist es schockierend, dass die systematische 
Judenvernichtung der deutschen Geschichte geleugnet 
wird. Mein Vater als Zeitzeuge war fassungslos darüber, 
dass heutzutage solche Äußerungen öffentlich möglich 
sind. Es ist eine Schande, dass Juden, die eine Kippa 
tragen, in der Öffentlichkeit Anfeindungen ausgesetzt 
sind und sich nicht sicher fühlen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der AfD, der FDP und der LINKEN)

Das sind die Anfänge, denen man entschieden entgegen-
treten muss.

Sehr viel besser sieht es bei der Debatte, ob die DDR 
ein Unrechtsstaat war, auch nicht aus. Wer da Zweifel hat, 
den kann man zum Beispiel in das Museum in der „Run-
den Ecke“ in Leipzig schicken. In diesem ehemaligen 
Stasibunker kann man Anklageschriften sehen, an die 
die Parteiführung handschriftlich das Urteil geschrieben 
hat. So wurde dann von den Richtern geurteilt, so wurden 
Menschen enteignet und innerhalb von Stunden zwangs-
umgesiedelt. Ich weiß nicht, wie noch Zweifel daran auf-
kommen können, dass das ein Unrechtsstaat gewesen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der AfD und der FDP)

Mit zeitlichem Abstand zu den Ereignissen verblasst 
der Schrecken. Das machen sich die Kräfte zunutze, die 
ein Interesse am Fortbestand der Ideologie haben. Des-

halb müssen die Gedenkorte wie das Museum in der 
„Runden Ecke“ erhalten bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb müssen wissenschaftlich zweifelsfreie Doku-
mentationen der Geschehnisse hergestellt und Entstehung 
und Wirkungsweise der Diktaturen beschrieben werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir brauchen darüber hinaus eine zeitgemäße Anspra-

che der jungen Leute auf den Kanälen, die junge Leute 
nutzen. Deshalb brauchen wir Begegnungsmöglichkeiten 
mit der Geschichte und den wenigen Zeitzeugen, und wir 
brauchen Bildungsreisen an die Gedenkorte.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Point 
Alpha!)

Zunehmend werden wir als aktive Inklusion auch die Ver-
mittlung an Menschen mit einem anderen kulturellen 
Hintergrund brauchen.

Das alles kann man in unserem Antrag entdecken. Des-
halb ist es gut, diesem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Im Haushalt 2019 sind 7 Millionen Euro für die Arbeit 

mit Jugendlichen bereits bereitgestellt worden, und zu-
sätzlich für pädagogische Arbeit in den Gedenkstätten 
1,6 Millionen Euro und 20 Personalstellen. Ermutigend 
ist doch, dass im Ergebnis diese Angebote mit wachs-
endem Interesse angenommen werden. Die Jugend lehnt 
es nicht ab. Laut forsa-Umfrage, die von der Körber-Stif-
tung in Auftrag gegeben wurde, geben 56 Prozent der 
Schüler an, dass sie ein großes Interesse an Geschichte 
haben, und über 80 Prozent schätzen den Geschichtsun-
terricht als wichtig ein. Das Interesse ist vorhanden.

Ich empfinde es als unsere Pflicht, der Verharmlosung 
und Verklärung der Vergangenheit mit nüchternen Fakten 
entgegenzutreten und diese Fakten den jungen Menschen 
zeitgemäß zur Verfügung zu stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die jungen Menschen haben ein Recht darauf, informiert 
zu werden, um Fehler zu vermeiden.

Wenn Überlegungen angestellt werden, was man in der 
Schule vermitteln sollte, um das Rüstzeug für ein gelin-
gendes Leben zu haben, dann gehören die Wahrheiten 
über die Diktaturen des 20. Jahrhunderts und deren Ent-
stehung dazu. Und da darf kein Unterschied zwischen Ost 
und West gemacht werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Das Programm „Jugend erinnert“ ist mehrjährig ange-
legt. Wir sammeln damit Erfahrungen, geben den Ge-
denkstätten und den Vereinen Planungssicherheit. Für 
mich ist klar, dass wir das Recht der jungen Menschen 
auf objektive Information dauerhaft erfüllen müssen.

Erinnerungskultur heißt, die Geschichte mit Abstand 
zu betrachten und sachlich und korrekt zu vermitteln. 
Das ist der richtige Umgang mit dem Vermächtnis der 
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Opfer, denen wir es schuldig sind, dass diese Schrecken 
nicht wieder aufleben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

So festigen wir das Vertrauen in Demokratie.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Letzter Redner in der Debatte ist der 

Kollege Dr. Götz Frömming für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Danke schön. – Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege 
Selle, vieles an Ihrer Rede würde ich loben – er hört noch 
nicht zu, aber vielleicht gleich –, und vieles an diesem 
Antrag ist durchaus auch zu loben, vieles können wir 
unterschreiben. Insbesondere gefällt uns, dass hier erst-
mals neben der NS-Diktatur auch die SED-Diktatur in 
den Mittelpunkt gerückt und auch klar benannt wird. Es 
gab ja in letzter Zeit einige Unklarheiten, insbesondere in 
der SPD, dass die DDR ein Unrechtsstaat war. Das steht 
hier ausdrücklich drin. Wir begrüßen das und finden das 
sehr gut.

Ebenfalls gut gefällt mir der Satz in Ihrer Einleitung:

Jeder Relativierung der Verbrechen des Nationalso-
zialismus muss entschieden entgegengetreten wer-
den.

Ich hoffe, meine Damen und Herren, Sie erinnern sich 
daran auch, wenn das nächste Mal wieder jemand in Ver-
suchung geraten sollte, die AfD auch nur in die Nähe der 
NSDAP zu rücken.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: Das 
machen Sie selber! – Zuruf von der FDP: Vo-
gelschiss!)

Denn das wäre genau das: eine Relativierung der Verbre-
chen des Nationalsozialismus.

Meine Damen und Herren, neben vielem, was zu loben 
ist, gibt es aber doch etwas zu kritisieren, was uns letztlich 
dazu bringt, diesem Antrag nicht zustimmen zu können:

Erstens ein formaler Einwand: Erneut erleben wir hier 
einen Eingriff und auch einen Übergriff des Bundes auf 
die Kulturhoheit der Länder. Das ist insofern besonders 
interessant, da gerade die Kulturhoheit der Länder im 
Grundgesetz besonders fest verankert ist und übrigens 
auch ein Bollwerk sein sollte gegen jegliches Wiederer-
starken einer zentralistischen Diktatur. Der Antrag wider-
spricht sich hier ein Stück weit sogar selbst.

Zweitens. Sie wollen Bezüge zu aktuellen Fragen her-
stellen; das klang auch in Ihrer Rede eben an, sehr ver-
ehrter Herr Kollege. Auch da läuten bei uns die Alarm-
glocken.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, das glaube ich sogar!)

Geschichte ist nicht dafür da, sie für tagespolitische Zwe-
cke zu instrumentalisieren.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aus Geschichte muss man lernen! – 
Weiterer Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Das sollten Sie erst mal Ihrer Fraktion 
erklären!)

Das möchten wir bitte schön verhindert wissen. Ge-
schichte soll um ihrer selbst willen betrachtet werden. 
Wie es der große Leopold von Ranke so schön ausge-
drückt hat: Geschichtsschreibung heißt erst einmal, hin-
zugucken, wie es denn eigentlich gewesen ist, und das 
andere kommt dann später.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das soll-
ten Sie mal machen! – Zuruf von der SPD: Das 
von der AfD! – Gegenruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD]: Ihr von der SPD kennt doch 
gar keine Geschichte! – Gegenruf von der SPD: 
Ruhig, Brauner! – Gegenruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD]: Bitte?)

Drittens. Wir haben hier wieder mal einen Antrag vor 
uns, meine Damen und Herren, der eine rein negative 
Sicht auf die deutsche Geschichte beinhaltet. Insbesonde-
re wenn es Ihnen darum geht – wie Sie das eben ja auch 
sagten –, auch jüngere Menschen, insbesondere neu zu 
uns gekommene Menschen, für Deutschland zu begeis-
tern, dann brauchen wir doch endlich mal ein Programm, 
um die positiven Seiten der deutschen Geschichte darzu-
stellen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Davon finden wir leider in diesem Programm nichts und 
auch nicht in den Programmen der Länder, die ja weiß 
Gott schon viel in dieser Richtung machen. Es ist ja nicht 
so, dass man nun auf den Bund hätte warten müssen, 
damit es Kulturfahrten oder Fahrten zu Erinnerungsstät-
ten gäbe. Aber es fehlt hier wirklich der Blick auf eine 
positiv-identitätsstiftende Geschichtsbetrachtung. Die 
haben wir in unserem Programm gefordert als AfD. Wir 
hoffen, dass Sie sich vielleicht auch mal dazu durchringen 
können, Programme zu entwickeln, in denen wirklich das 
Gute und Schöne der deutschen Geschichte auch mal in 
den Mittelpunkt gerückt werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Die letzten fünf Redner geben ihre 

Rede zu Protokoll.1) Ich schließe deshalb die Ausspra-
che.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Kultur und Medien zu dem Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD mit dem Titel „Bundesprogramm 
‚Jugend erinnertʼ – Wissensvermittlung über Wirkung 
und Folgen von Diktatur und Gewaltherrschaft stärken“. 
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 

1) Anlage 15 
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auf Drucksache 19/14501, den Antrag der Fraktionen 
CDU/CSU und SPD auf Drucksache 19/8942 anzuneh-
men. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das 
sind Grüne, CDU/CSU und SPD. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist die AfD. Und wer enthält sich? – Das sind FDP 
und Linke. Damit ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.

Wir sind am Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf heute, 9 Uhr, ein.

Kommen Sie gut nach Hause! Die Sitzung ist geschlos-
sen.

(Schluss: 0.40 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht 

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Annen, Niels SPD

Brugger, Agnieszka BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Busen, Karlheinz FDP

Christmann, Dr. Anna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

De Ridder, Dr. Daniela SPD

Espendiller, Dr. Michael AfD

Föst, Daniel FDP

Freihold, Brigitte DIE LINKE

Gerdes, Michael SPD

Gnodtke, Eckhard CDU/CSU

Gottberg, Wilhelm von AfD

Herbrand, Markus FDP

Heßenkemper, Dr. Heiko AfD

Hocker, Dr. Gero Clemens FDP

Jensen, Gyde* FDP

Kamann, Uwe fraktionslos

Komning, Enrico AfD

Marks, Caren SPD

Marschall, Matern von CDU/CSU

Marwitz, Hans-Georg von der CDU/CSU

Michelbach, Dr. h. c. Hans CDU/CSU

Neumann, Christoph AfD

Petry, Dr. Frauke fraktionslos

Poschmann, Sabine SPD

Remmers, Ingrid DIE LINKE

Roth (Heringen), Michael SPD

Rottmann, Dr. Manuela BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Sarrazin, Manuel BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schneider (Erfurt), Carsten SPD

Abgeordnete(r)

Schneidewind-Hartnagel, 
Charlotte

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schnieder, Patrick CDU/CSU

Schulz, Jimmy FDP

Schwartze, Stefan SPD

Weber, Gabi SPD

Weyel, Dr. Harald AfD

Witt, Uwe AfD

*aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes

Anlage 2 

Erklärungen nach § 31 GO

zu der namentlichen Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Rückführung des Solidaritätszu-
schlags 1995

(Tagesordnungspunkt 8 a)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf fällt der Solidaritätszuschlag künftig 
vollständig weg für rund 90 Prozent derer, die ihn heute 
zahlen. Für weitere rund 6,5 Prozent entfällt der Zuschlag 
zumindest in Teilen. Im Ergebnis werden damit rund 
96,5 Prozent der heutigen Soli-Zahlenden bessergestellt.

Der Gesetzentwurf spricht an mehreren Stellen explizit 
davon, dass es sich bei dem nun zu beschließenden Abbau 
um einen ersten Entlastungsschritt handelt. Das Ziel ist 
für mich klar ein vollständiger Soli-Abbau.

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Ich unterstütze das Vorhaben, den Solidaritätszu-
schlag vollständig abzuschaffen. Der Gesetzentwurf be-
deutet eine deutliche Entlastung von 90 Prozent der be-
troffenen Steuerzahler und stellt einen Einstieg in die 
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags dar.

Nicht einverstanden bin ich damit, dass in dem Gesetz-
entwurf die weiteren Schritte zur endgültigen Abschaf-
fung des Solidaritätszuschlags nicht festgeschrieben wer-
den und wegen der Einführung einer Freigrenze statt 
eines Freibetrages nicht alle Steuerzahler in die Entlas-
tung einbezogen werden. Ebenso bin ich nicht damit ein-
verstanden damit, dass alle Kapitalgesellschaften auch 
künftig zum Solidaritätszuschlag herangezogen werden. 
Dieses wird dazu führen, dass gleich hohe Gewinne von 
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Personen- und Kapitalgesellschaften unterschiedlich be-
steuert werden. Diese Ungleichbehandlung betrifft ins-
besondere mittelständische Betriebe. In allen drei vorge-
nannten Punkten habe ich verfassungsrechtliche 
Bedenken, die nicht ausgeräumt sind.

In Abwägung meiner Überlegungen stimme ich dem 
vorliegenden Gesetzentwurf gleichwohl zu. Die deutliche 
steuerliche Entlastung einer großen Bevölkerungsgruppe 
ist zu wichtig, als dass sie wegen anderer Bedenken nicht 
umgesetzt wird. Die verfassungsrechtlichen Bedenken 
müssen schlussendlich an anderer Stelle geklärt werden.

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) zu der namentlichen Abstimmung über 
die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zu 
dem Antrag der Abgeordneten Christian Dürr, 
Grigorios Aggelidis, Renata Alt, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der FDP: Erhalt und Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft durch eine moderne Unternehmensbe-
steuerung

(Tagesordnungspunkt 9)

Ich habe versehentlich mit Enthaltung gestimmt. Mein 
Votum lautet Ja.

Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Dr. Irene Mihalic, Margarete 
Bause, Dr. Danyal Bayaz, Dr. Franziska Brantner, 
Katharina Dröge, Kai Gehring, Erhard Grundl, 
Dieter Janecek, Maria Klein-Schmeink, Christian 
Kühn (Tübingen), Sven Lehmann, Dr. Tobias 
Lindner, Dr. Konstantin von Notz, Cem Özdemir, 
Stefan Schmidt, Kordula Schulz-Asche, Daniela 
Wagner und Beate Walter-Rosenheimer (alle 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zu der namentlichen 
Abstimmung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes für den 
Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfprä-
vention (Masernschutzgesetz)

(Tagesordnungspunkt 10 a)

Masern sind eine immer noch unterschätzte Infektions-
krankheit. Sie können in schweren Fällen zu erheblichen 
bleibenden Schäden oder gar zum Tode führen. Stabil 
hohe Impfquoten bei Kindern und Erwachsenen sind da-
her ein zentrales Instrument, um alle Menschen gleicher-
maßen zu schützen. Auf diese gelebte Solidarität sind 
besonders diejenigen Menschen angewiesen, die aus me-
dizinischen Gründen nicht geimpft werden können, wie 
beispielsweise Säuglinge bis zu einem Jahr oder Men-

schen mit Immunerkrankungen. Gerade in Einrichtungen 
der Kindertagesbetreuung und in bestimmten Gesund-
heitseinrichtungen werden auch Kinder betreut, die noch 
nicht das für die Masernimpfungen erforderliche Alter 
erreicht haben oder aufgrund von Erkrankungen nicht 
geimpft werden können. Es ist daher angemessen, wenn 
zu deren Schutz die Impfung von anderen Kindern und 
des gesamten Personals zur Voraussetzung für den Zu-
gang zu diesen Einrichtungen gemacht wird.

Nach wie vor gibt es in Deutschland sowohl bei ein-
zelnen Bevölkerungsgruppen als auch in manchen Regio-
nen erhebliche Impflücken, das heißt, die Impfquote ist 
nicht hoch genug, um einen sicheren Schutz der Men-
schen vor Masern zu gewährleisten. Gesundheitsminister 
Jens Spahn hat nun einen Gesetzentwurf zu einer verbind-
lichen Masernimpfung für Kinder und Beschäftigte in 
Kitas und Schulen vorgelegt. Diese Verpflichtung in Ki-
tas und Schulen ist zu begrüßen.

Zum größten Problem, den sehr bedenklichen Impflü-
cken bei Erwachsenen, hat die Bundesregierung jedoch 
kein gezieltes Konzept vorgelegt. Es sind nämlich knapp 
97 Prozent der Kinder einmal gegen Masern geimpft, und 
knapp 93 Prozent haben auch die notwendige zweite Ma-
sernimpfung. Aber bei den über 30-Jährigen liegen die 
Impfquoten unter 50 Prozent. Hier fehlt es an Regelun-
gen, die dazu beitragen, auch die Impflücken bei Erwach-
senen maßgeblich zu reduzieren. Deshalb haben wir uns 
bei der Abstimmung enthalten.

Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Kathrin Vogler, Michel Brandt, 
Christine Buchholz, Andrej Hunko, Ulla Jelpke, 
Dr. Achim Kessler, Sabine Leidig, Cornelia 
Möhring, Norbert Müller (Potsdam), Tobias 
Pflüger, Harald Weinberg und Hubertus Zdebel (al-
le DIE LINKE) zu der namentlichen Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes für den Schutz vor Masern 
und zur Stärkung der Impfprävention (Masern-
schutzgesetz)

(Tagesordnungspunkt 10 a)

Wir lehnen das von Gesundheitsminister Spahn vorge-
legte Masernschutzgesetz ab, weil wir es nicht für geeig-
net halten, das Problem unzureichender Impfquoten ge-
gen Masern zu lösen. Wir bezweifeln, dass der damit 
vorgenommene Eingriff in die Grundrechte angemessen 
ist. Zudem ist die Androhung von Geldstrafen bis zu 
2 500 Euro unsozial. Während sich Wohlhabende frei-
kaufen können, trifft eine solche Geldbuße finanziell be-
nachteiligte Familien unverhältnismäßig schwer.

Die von der WHO angestrebte Elimination von Masern 
und Röteln ist möglich, wenn wirkungsvolle strukturelle 
Maßnahmen zur Erhöhung der Impfquoten ergriffen wer-
den. Das ist nicht nur notwendig, um die Ausbreitung 
dieser und anderer Infektionskrankheiten zu verhindern, 
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sondern auch, um Menschen zu schützen, die aus medi-
zinischen Gründen nicht geimpft werden können. Gegne-
rinnen und Gegner von Impfungen sind eine zwar laut-
starke, aber sehr kleine Gruppe. Die großen Impflücken 
entstehen nicht vor allem durch Ablehnung der Impfung, 
sondern durch fehlende niedrigschwellige Angebote, feh-
lende Organisation und unzureichende Anreize für Ärz-
tinnen und Ärzte. Der Öffentliche Gesundheitsdienst ist 
finanziell und personell kaum mehr in der Lage, dieses 
wichtige Anliegen voranzutreiben.

Konzertierte Impfaktionen etwa in Schulen oder Be-
trieben finden meist nicht mehr statt. Viele Menschen 
kennen ihren Impfstatus oder die Masernimpfempfehlung 
auch für Erwachsene nicht. Entsprechend sind teils ekla-
tante Impflücken bei Erwachsenen ab dem Geburtsjahr 
1970 zu finden, und in dieser Altersgruppe finden die 
meisten Erkrankungen statt. Während die Quoten der 
Erstimpfung bei Kindern hoch sind, fallen sie bei der 
Zweitimpfung deutlich ab. Das macht deutlich, dass or-
ganisatorische Mängel die Hauptursache für Impflücken 
sind.

Die Akzeptanz von Präventionsmaßnahmen wie Imp-
fungen steht und fällt mit der Partizipation der Menschen. 
Eine positive Einstellung dazu staatlicherseits erzwingen 
zu wollen, etwa durch Drohung mit Geldbußen, halten 
wir für kontraproduktiv. In Ländern mit Impfpflicht ist 
die Zustimmung der Bevölkerung zu Impfungen teilweise 
geringer als heute in Deutschland. Untersuchungen legen 
auch nahe, dass bei einer Impfpflicht gegen bestimmte 
Erkrankungen die Inanspruchnahme von anderen Imp-
fungen sinkt.

Vor diesem Hintergrund halten wir den Grund-
rechtseingriff durch das vorgelegte Gesetz für nicht ver-
hältnismäßig, weil eine Reihe anderer, milderer Maßnah-
men zur Erreichung desselben Ziels nicht ergriffen 
werden.

Sowohl aus epidemiologischer als auch aus ethischer 
und patientenrechtlicher Sicht haben wir erhebliche 
Zweifel, dass eine allgemeine Impfpflicht gegenwärtig 
effektiv und verhältnismäßig ist. Auch der Gesundheits-
ausschuss des Bundesrats hat verfassungsrechtliche Be-
denken gegen den von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf vorgebracht. Diese Bedenken teilen wir 
und lehnen den Gesetzentwurf daher ab.

Anlage 6 

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Jan Korte, Fabio De Masi, 
Dr. Diether Dehm und Sören Pellmann (alle DIE 
LINKE) zu der namentlichen Abstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes für den Schutz vor Masern 
und zur Stärkung der Impfprävention (Masern-
schutzgesetz)

(Tagesordnungspunkt 10 a)

Wir stimmen der Einführung einer Masernimpfpflicht 
zu. Laut Statistischem Bundesamt gibt es jedes Jahr durch 
Masern verursachte Todesfälle. Masern können zudem 
schwere körperliche Schäden verursachen, mit zum Teil 
Auswirkungen auf das ganze Leben. Kinder haben ein 
Recht darauf, dass ihnen der Schutz einer Impfung nicht 
vorenthalten wird. Kinder und Erwachsene, die aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht geimpft werden können 
oder bei denen die Impfung nicht wirkt, sind außerdem 
darauf angewiesen, dass ein möglichst großer Anteil der 
Bevölkerung geimpft ist. Die Impfung ist nach unserer 
Auffassung deshalb nicht nur verhältnismäßig, sondern 
sollte für alle ohnehin eine Selbstverständlichkeit sein.

Aus diesen Gründen stimmen wir dem Gesetzentwurf 
zu, obwohl die Sanktionierung mit einem Bußgeld bis zu 
2 500 Euro pauschal nicht durchdacht ist und sie es wohl-
habenden Impfgegnerinnen und Impfgegnern ermöglicht, 
sich von der Impfpflicht freizukaufen. Zudem hätten wir 
uns mehr flankierende Maßnahmen zur Erhöhung der 
Impfakzeptanz gewünscht, zum Beispiel die Stärkung 
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes und die Befähi-
gung dazu, in Gemeinschaftseinrichtungen wie Kinderta-
gesstätten, Schulen, Kinderheimen, Pflegeheimen und 
Wohnstätten für Menschen mit Behinderungen alle von 
der Ständigen Impfkommission empfohlenen Impfungen 
regelmäßig als Reihenimpfungen anzubieten.

Anlage 7 

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Zaklin Nastic und Dr. Alexander 
S. Neu (beide DIE LINKE) zu der namentlichen 
Abstimmung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes für den 
Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfprä-
vention (Masernschutzgesetz)

(Tagesordnungspunkt 10 a)

Wir stimmen der Einführung einer Masernimpfpflicht 
zu. Laut Statistischem Bundesamt gibt es jedes Jahr durch 
Masern verursachte Todesfälle. Masern können zudem 
schwere körperliche Schäden verursachen, mit zum Teil 
Auswirkungen auf das ganze Leben. Kinder haben ein 
Recht darauf, dass ihnen der Schutz einer Impfung nicht 
vorenthalten wird. Kinder und Erwachsene, die aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht geimpft werden können 
oder bei denen die Impfung nicht wirkt, sind außerdem 
darauf angewiesen, dass ein möglichst großer Anteil der 
Bevölkerung geimpft ist. Die Impfung ist nach unserer 
Auffassung deshalb nicht nur verhältnismäßig, sondern 
sollte für alle ohnehin eine Selbstverständlichkeit sein.

Aus diesen Gründen enthalten wir uns in der Abstim-
mung über den vorliegenden Gesetzentwurf, weil die 
Sanktionierung mit einem Bußgeld bis zu 2 500 Euro 
pauschal nicht durchdacht ist und sie es wohlhabenden 
lmpfgegnerinnen und lmpfgegnern ermöglicht, sich von 
der Impfpflicht freizukaufen. Zudem hätten wir uns mehr 
flankierende Maßnahmen zur Erhöhung der Impfakzep-
tanz gewünscht, zum Beispiel die Stärkung des Öffent-
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lichen Gesundheitsdienstes und die Befähigung dazu, in 
Gemeinschaftseinrichtungen wie Kindertagesstätten, 
Schulen, Kinderheimen, Pflegeheimen und Wohnstätten 
für Menschen mit Behinderungen alle von der Ständigen 
Impfkommission empfohlenen Impfungen regelmäßig 
als Reihenimpfungen anzubieten.

Anlage 8 

Erklärungen nach § 31 GO

zu der namentlichen Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes für den Schutz vor Masern und zur Stärkung 
der Impfprävention (Masernschutzgesetz)

(Tagesordnungspunkt 10 a)

Heike Hänsel (DIE LINKE): Ich unterstütze die Ein-
führung einer Masernimpfpflicht. Aber in der Abstim-
mung über den vorliegenden Gesetzentwurf enthalte ich 
mich, weil die Sanktionierung mit einem Bußgeld bis zu 
2 500 Euro pauschal nicht durchdacht ist und sie es wohl-
habenden Impfgegnerinnen und Impfgegnern ermöglicht, 
sich von der Impfpflicht freizukaufen. Zudem hätten wir 
uns mehr flankierende Maßnahmen zur Erhöhung der 
Impfakzeptanz gewünscht, zum Beispiel die Stärkung 
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes und die Befähi-
gung dazu, in Gemeinschaftseinrichtungen wie Kinderta-
gesstätten, Schulen, Kinderheimen, Pflegeheimen und 
Wohnstätten für Menschen mit Behinderungen alle von 
der Ständigen Impfkommission empfohlenen Impfungen 
regelmäßig als Reihenimpfungen anzubieten.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Ich stimme dem Ge-
setz zwar zu, habe aber Bedenken hinsichtlich der Ver-
fassungsmäßigkeit.

Außerdem sollte es eine genaue Evaluierung darüber 
geben, ob das Gesetz letztlich wirklich zu mehr Impfun-
gen führt.

Impfgegner dürfen nicht stigmatisiert werden. Es geht 
darum, die Akzeptanz fürs Impfen insgesamt zu steigern.

Es muss eine genaue Registrierung von Masernausbrü-
chen geben, genauso wie mögliche Impfschäden genau 
erfasst werden müssen, aber auch stärker hinsichtlich der 
Vermeidung von Impfschäden geforscht werden muss.

Emmi Zeulner (CDU/CSU): Ich werde heute dem Ge-
setz für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der 
Impfprävention (Masernschutzgesetz), Drucksache 19/ 
13452 nicht zustimmen.

Die Bedenken, die mich zu dieser Entscheidung be-
wegt haben, möchte ich in dieser persönlichen Erklärung 
darlegen.

Ich stimme mit dem Ziel des Gesetzes, die Impfquote 
zu erhöhen und somit den Gemeinschaftsschutz über die 
sogenannte Herdenimmunität zu erreichen, überein. Al-
lem voran möchte ich sehr deutlich sagen, dass ich keine 
Impfgegnerin bin und die grundsätzliche Notwendigkeit 

von Impfungen vertrete. Ich stehe hinter der Aussage des 
Präsidenten des Robert-Koch-Instituts, der betont hat, 
dass es auf die einzelnen Maßnahmen ankäme, um einen 
Gemeinschaftsschutz zu erwirken und der das Ergreifen 
dieser Maßnahme ohne eine zwingende Einführung einer 
Pflicht als Möglichkeit angeführt hat. Genau solche Maß-
nahmen sind in dem Gesetz angelegt und sie sind in groß-
en Teilen richtig und werden zum gewünschten Ziel füh-
ren. Vor allem die angelegten Zugangserleichterungen zu 
der Impfung und der Abbau der Abrechnungshindernisse 
bei den Ärzten werden die Impfquote weiter erhöhen. Für 
mich steht vorab fest: Die angelegten Maßnahmen des 
Gesetzes sind in großen Teilen für sich alleine unterstüt-
zenswert, und ich danke den Kollegen und dem Bundes-
gesundheitsministerium für die gute und umfassende Ar-
beit an diesem Gesetz.

Doch ich sehe das grundlegende Mittel, die Impf-
pflicht, die durch Sanktionen durchgesetzt wird, nicht 
als verhältnismäßig an. Ich sehe den legitimen gesetzge-
berischen Zweck und heiße das Ziel auch gut. Das Mittel 
der Impfpflicht ist auch geeignet, um dieses Ziel zu erfül-
len. Doch bei der Erforderlichkeit sehe ich erste Proble-
me, die sich schließlich in der Angemessenheit noch deut-
licher für mich darstellen.

Meiner Meinung nach hätte es mildere und niedrig-
schwelligere Möglichkeiten gegeben, die vor einer 
Pflicht ergriffen werden hätten sollen. Denn eine staatlich 
auferlegte Pflicht, die bei den Menschen als Zwang an-
kommt, muss Ultima Ratio bleiben und steht für mich 
vorliegend außer Verhältnis.

Auch wenn man hier argumentieren kann, dass es sich 
nur um eine Impfnachweispflicht handelt und kein un-
mittelbarer Zwang ausgeübt wird, so bleibt für mich auch 
entscheidend, wie es bei den Menschen vor Ort ankommt. 
Und hier wird deutlich: Es wird als Impfpflicht und staat-
licher Zwang empfunden. Diese Intention kann man dem 
Gesetz nicht absprechen, da die Sanktionen, sei es die 
Ausschlussmöglichkeit aus den Einrichtungen oder die 
Bußgeldtatbestände selbstverständlich als eine Art 
Zwang – resultierend aus der Nichtbefolgung der Pflicht – 
beim Einzelnen ankommen.

In Gesprächen wird sehr deutlich, dass den Menschen 
vor Ort die Sensibilität für das Thema nicht etwa fehlt und 
nur ein sehr geringer Teil wirklich sogenannte Impfgeg-
ner sind. Es wird aber auch deutlich, dass die Art und 
Weise, das Problem über eine staatliche Pflicht zu regeln, 
eine Gegenwehr hervorruft, die dem Ziel der Impfpflicht 
leider entgegensteht. Wir schaffen uns hier teilweise 
selbst Impfgegner, die vorher keine waren. Der Präsident 
des Robert-Koch-Instituts hat ebenfalls auf die Möglich-
keit dieser konterproduktiven Folge einer Impfpflicht 
hingewiesen und davor gewarnt. Wir müssen die Men-
schen mit ihren Bedenken ernst nehmen.

Meine Ablehnung beruht daher im Kern darauf, dass 
ich die Pflicht gerade nicht angemessen finde. Ich stelle 
hier die Grundrechte der Einzelnen, seien es die der Kin-
der oder aber auch der Eltern, höher als das Wächteramt 
des Staates, das einen solchen Eingriff rechtfertigen 
könnte. Ich möchte die Gefahren einer Masernerkran-
kung nicht herunterspielen, und ich bin mir der Risiken 
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bewusst. Doch wenn wir den Vergleich zur Pockeninfek-
tion ziehen, bei der das Bundesverwaltungsgericht 1959 
die staatliche Schutzpflicht über die individuellen Grund-
rechte gestellt und eine verfassungsrechtliche Rechtfer-
tigung einer derartigen Impfpflicht bejaht hat, so wird das 
Missverhältnis der Pflicht für mich sehr deutlich. Denn 
der Entscheidung lag zugrunde, dass die Pockeninfektion 
eine Sterblichkeitsrate von 30 Prozent hatte – und ja, bei 
dieser Zahl ist eine Pflicht ohne Frage zu bejahen. Zu 
keiner Zeit möchte ich die möglichen Folgen einer Ma-
sernerkrankung herunterspielen, doch für einen verfas-
sungsrechtlich gerechtfertigten Eingriff in die Grund-
rechte der Betroffenen bedarf es aus meiner Sicht als 
Parlamentarierin mehr.

Dazu kommt, dass wir mit dem Willen in den Gesetz-
gebungsprozess gegangen sind, einen Schutz gegen Ma-
sern durch vermehrte Impfungen sicherzustellen. Am En-
de sind wir jetzt aber bei einer Dreifachimpfung gegen 
Masern, Mumps und Röteln, zu der wir die Menschen 
verpflichten. Dies verstärkt den Widerstand bei vielen 
noch weiter und wird als Vielfachimpfung durch die Hin-
tertür empfunden.

Über dieses Missverhältnis des Ziels und des Mittels 
der Pflicht komme ich in meiner persönlichen Entschei-
dung nicht hinweg, sodass die Gründe in der Gesamtheit 
keine Einführung einer solchen Impfpflicht für mich 
rechtfertigen.

Anlage 9 

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Jan Korte (DIE LINKE) zu der 
Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 19/15168

(Tagesordnungspunkt 10 a)

Ich erkläre für die Fraktion Die Linke, dass unser Vo-
tum Ablehnung lautet.

Anlage 10 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD: Kinder weltweit schützen – Ausbeu-
terische Kinderarbeit verhindern

(Tagesordnungspunkt 17)

Helin Evrim Sommer (DIE LINKE): Selten sind wir 
uns im Ziel so einig. Die ausbeuterische Kinderarbeit 
muss beseitigt werden. Niemand hier möchte, dass Zehn-
jährige in den Billigfabriken Pakistans schuften, in den 
Steinbrüchen Indiens – oder in den Minen des Kongos.

Dem Antrag der Bundesregierung können wir keines-
falls zustimmen. Die Große Koalition will zwar ausbeu-
terische Kinderarbeit verhindern, aber mit freiwilligen 

Selbstverpflichtungen von Unternehmen. Das ist so, als 
wenn Sie von Autofahrern verlangen würden, die Stra-
ßenverkehrsregeln freiwillig zu befolgen, und zwar ohne 
diese Regeln überhaupt festzulegen.

Dazu passt auch, dass Ihr Textilbündnis total versagt. 
Massenweise treten Unternehmen aus, weil das Freiwil-
ligkeitsprinzip einfach, entschuldigen Sie, Schwachsinn 
ist. Denn ohne gesetzliche Regeln setzt sich die Profitgier 
durch. Und die Schwächsten der Gesellschaft, ausgerech-
net die Kinder, müssen darunter leiden. Für die Linke ist 
klar: Bei der Verletzung von Kinderrechten muss gelten: 
Null Toleranz!

Ihre Anträge sind beliebig – „Wasch mir den Pelz, aber 
mach mich nicht nass!“ Die Bundesregierung hatte doch 
alle Zeit der Welt, um das Problem der weltweiten Kin-
derarbeit anzupacken. Was haben Sie bislang geleistet? 
Nichts!

Dabei ist der Druck auf die Kinder riesig: Sie werden 
zur Sklavenarbeit in Steinbrüchen gezwungen oder für 
die Prostitution missbraucht. Viele werden auch als Dro-
genkuriere eingesetzt. Oder die Kinder werden von be-
waffneten Organisationen rekrutiert. Bei all dem sind Sie 
als GroKo bislang weitgehend untätig geblieben und 
klopfen sich dennoch auf die Schultern. Geht’s noch? 
Liebe Fraktionen der Großen Koalition, Sie schreiben 
wohlklingende Anträge. Aber zu guten Anträgen gehören 
vor allem konkrete Forderungen – Forderungen, denen 
auch Sie sich stellen müssen.

Ich habe ein paar Vorschläge für Sie: lernen, lernen und 
nochmals lernen, also Schulen bauen, auch in Lagern von 
Geflüchteten, dazu Berufsschulen, Universitäten, Fach-
hochschulen – und Unterstützung von Gewerkschaften.

Vor allem brauchen wir ein nationales Gesetz zum Ver-
bot von ausbeuterischer Kinderarbeit statt freiwilliger Re-
geln für Unternehmen, an die sich sowieso keiner hält. 
Ein solches Gesetz muss für die gesamte Lieferkette gel-
ten. Und wir brauchen ein Unternehmensstrafrecht, das 
Verstöße ahndet. Wir brauchen klare Regeln sowie ange-
messene Strafen für diejenigen, die diese Regeln nicht 
einhalten. Wer Kinder vor wirtschaftlicher Ausbeutung 
wirklich schützen will, kommt daran nicht vorbei. Den 
versklavten Kindern helfen keine Absichtserklärungen 
oder Ankündigungen. Auch wenn wir uns hier einig sind, 
dass ausbeuterische Kinderarbeit verwerflich ist: Ihren 
Schaufensterantrag lehnen wir Linke ab.

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir 
diskutieren heute über ein wichtiges Thema – meine Vor-
rednerinnen und Vorredner haben die Dimension der 
Problematik ja bereits dargelegt –: Kinder gehören auf 
die Schulbank, nicht in den Sweatshop, nicht in die Stein-
brüche oder Kakaoplantagen. Kinder haben ein Recht auf 
Kindheit!

So begrüßenswert es ist, dass Sie ausnahmsweise mal 
keine Politik für alte weiße Männer machen, so leicht-
fertig gehen Sie mit diesem wichtigen Thema um. Sie 
zementieren den Status quo der Untätigkeit, anstatt dieses 
himmelschreiende Unrecht wirksam zu bekämpfen. Aus-
beuterische Kinderarbeit gehört verboten. Und für ein 
Verbot braucht es ein Gesetz! Denn das Prinzip der Frei-
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willigkeit ist gescheitert. Ohne gesetzlichen Rahmen wer-
den Unternehmen nicht ausreichend tätig.

Da liegt das Problem. Sie kennen die Herausforderun-
gen. Sie wissen, dass die bisherige Politik beim Kampf 
gegen Kinderarbeit versagt. Sie trauen sich trotzdem 
nicht, die naheliegenden und bekannten Lösungsansätze 
zu benennen. Dabei ist völlig klar: Wir brauchen ein Lie-
ferkettengesetz – und zwar schnell.

Selbstverständlich muss auch die öffentliche Beschaf-
fung endlich ökologisch und fair ausgerichtet werden. 
Die öffentliche Hand hat hier ganz klar eine Vorbildfunk-
tion. Schaufensteranträge, die mit seitenweiser Lobhude-
lei versuchen, die Verantwortung der Bundesregierung zu 
kaschieren, helfen hingegen nicht weiter. Denn ihr 
Schleiertanz beim Thema Menschenrechtsschutz in den 
globalen Lieferketten wird immer peinlicher. Erst der 
lachhafte NAP, dann das Theater um das Monitoring, 
bei dem erheblich nachgeholfen werden musste, um den 
Prozess über die statistische Ziellinie zu retten. Und jetzt 
die Sabotage der deutschen Wirtschaft.

Erst vorgestern erschien eine Studie, die zeigte, dass 
die Wirtschaftslobby in elf Treffen mit dem BMWi gegen 
eine gesetzliche Regelung mobil machte und dass die 
Wirtschaftsverbände den Wirtschaftsminister in dieser 
Sache beraten. Hier wird der Bock nicht nur zum Gärtner, 
sondern gleich zum Parkwächter gemacht. Dabei würde 
eine gesetzliche Regelung auch Rechtssicherheit für Un-
ternehmen schaffen und dafür sorgen, dass Menschen-
rechtsverletzungen kein Wettbewerbsvorteil mehr sind.

Die Herausforderungen sind enorm! Umweltzerstö-
rung, Ausbeutung, Vertreibungen und eben Kinderarbeit 
dürfen nicht weiter hingenommen werden. Denn jedes 
arbeitende Kind ist eines zu viel! Packen wir es an. Die 
Zeit ist reif für ein Gesetz!  

Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Cornelia Möhring, Doris Achelwilm, Gökay 
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE: Gewalt an Frauen und Mädchen sys-
tematisch bekämpfen – Grundlagen zur erfolgrei-
chen Umsetzung der Istanbul-Konvention schaffen

(Tagesordnungspunkt 22)

Dr. Silke Launert (CDU/CSU): „Du bist doch selbst 
schuld.“ – „Du hast es nicht besser verdient.“ – „Dir wird 
doch eh keiner glauben.“ – „Egal, wohin du gehst, ich 
werde dich finden.“ – Sätze, die unzählige Frauen in 
Deutschland jeden Tag hören müssen. Sätze, die Angst 
auslösen sollen und dies auch tun. Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen, meine Damen und Herren, ist kein Rand-
thema. Sie ist traurige Realität und Bestandteil unserer 
Gesellschaft. Physisch oder psychisch, im öffentlichen 

Raum oder hinter der verschlossenen Haustür, Gewalt 
gegen Frauen hat viele verschiedene Gesichter und klei-
det sich in die unterschiedlichsten Gewänder.

Die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen ist Auf-
gabe des Staates. Nicht nur aufgrund des verfassungs-
rechtlich verankerten Schutzauftrages, auch aus unserer 
ethisch-moralischen Grundhaltung heraus sind wir dazu 
verpflichtet, uns schützend vor die Schutzlosen zu stellen.

Unzweifelhaft gibt es für uns noch einiges zu tun: Für 
die noch vor uns liegende Wegstrecke kann es uns aber 
durchaus Mut machen, wenn wir uns anschauen, was wir 
bislang schon für gewaltbetroffene Frauen und Mädchen 
erreicht haben:

– Ende der 1990er-Jahre wurde die Vergewaltigung in 
der Ehe eine Straftat. Dass bis zu diesem Zeitpunkt 
sexualisierte Gewalt in der Ehe lediglich als „schwere 
Nötigung“ oder „Körperverletzung“ zur Anzeige ge-
bracht werden konnte, erscheint uns heute kaum mehr 
vorstellbar. Vollkommen zu Recht wird dieses Ereignis 
daher als „Meilenstein“ bezeichnet.

– Anfang der 2000er-Jahre wurde das 
Gewaltschutzgesetz eingeführt. „Wer schlägt, muss ge-
hen – das Opfer bleibt in der Wohnung“ lautet der 
Kerngedanke dieses wegweisenden Gesetzes.

– Seit Ende 2016 gilt im Deutschen Strafrecht der 
Grundsatz „Nein heißt Nein“. Danach macht sich nicht 
nur strafbar, wer sexuelle Handlungen mit Gewalt oder 
Gewaltandrohung erzwingt – es reicht aus, wenn sich 
der Täter über den „erkennbaren Willen“ des Opfers 
hinwegsetzt.

– Auch das „Grapschen“ und Angriffe aus Gruppen sind 
nun als strafbares Verhalten zu qualifizieren.

– Besonders erwähnen möchte ich zudem die Einrich-
tung des bundesweiten Hilfetelefons „Gewalt gegen 
Frauen“. Unter der Rufnummer 08000 116 016 erhal-
ten von Gewalt betroffene Frauen rund um die Uhr, 
kostenlos und anonym in 17 Sprachen Hilfe.

– Einen weiteren Meilenstein haben wir auch im Bereich 
des „Stalkings“ erreicht: Opfer werden nun deutlich 
besser geschützt: Es ist nicht mehr erforderlich, dass 
das Opfer auch tatsächlich umzieht oder vergleichbar 
auf das Stalking reagiert. Ausreichend ist nunmehr, 
dass die Handlungen des Täters objektiv dazu geeignet 
sind, die Lebensgestaltung des Opfers schwerwiegend 
zu beeinträchtigen.

In dieser Legislaturperiode legen wir einen besonderen 
Fokus auf die Förderung von Frauenhäusern: Wir haben 
dementsprechend ein Aktionsprogramm zur Prävention 
und Unterstützung von Gewalt betroffener Frauen und 
ihrer Kinder und zur Verbesserung der Hilfestrukturen 
aufgelegt.

Das Bundesförderprogramm „Gemeinsam gegen Ge-
walt an Frauen“, welches einen zentralen Bestandteil des 
Aktionsprogrammes bildet, besteht seinerseits sowohl 
aus einem Investitionsprogramm zur Förderung von Bau-
vorhaben als auch aus einem Innovationsprogramm.
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Bereits Anfang kommenden Jahres soll das Bundes-
investitionsprogramm anlaufen – vorbehaltlich der Ent-
scheidung des Bundeshaushaltsgesetzgebers –, und zwar 
mit 30 Millionen Euro allein in 2020.

Aus-, Um- und Neubau: All das kostet Geld, und genau 
hierfür soll auch Geld da sein. Gefördert werden soll unter 
anderem die Schaffung von Barrierefreiheit in Frauen-
häusern, aber auch innovative Wohnformen – insbeson-
dere solche mit Angeboten für Frauen mit Kindern – sol-
len Gelder erhalten. Denn nicht selten sind betroffene 
Frauen auch Mütter und fragen sich: Was passiert mit 
meinen Kindern, wenn ich meinen Partner verlasse und 
aus dem gemeinsamen Zuhause ausziehe? – Diese Grup-
pe von betroffenen Frauen werden wir mit dem Förder-
programm ganz besonders in den Blick nehmen.

Sie sehen, meine Damen und Herren, die Stärkung von 
Frauenhäusern ist uns ein wirkliches Herzensanliegen, 
und das vollkommen zu Recht.

Aber nicht nur die Frauenhäuser, auch die ambulanten 
Hilfs- und Betreuungseinrichtungen sind unverzichtbar, 
wenn wir den Kampf gegen Gewalt an Frauen gewinnen 
wollen. Mit ihrem niedrigschwelligen Angebot erreichen 
sie auch diejenigen Frauen, für die der Gang in ein 
Frauenhaus zunächst nicht denkbar erscheint. Denn oft-
mals ist gerade der „erste Schritt“ in das Hilfesystem für 
die Frauen besonders schwer. Unter anderem an diesen 
Punkt knüpft das Bundesinvestitionsprogramm an. Hier-
für haben wir 6 Millionen Euro in 2019 zur Verfügung 
gestellt. Das Programm ist dieses Jahr angelaufen und 
fördert zum Beispiel innovative Ansätze, die den Weg 
in das Hilfesystem erleichtern sollen.

Mit dem Projekt „Schutz und Hilfe bei häuslicher Ge-
walt“ unterstützt der Bund darüber hinaus die Entwick-
lung eines interdisziplinären Online-Kurses für alle Fach-
kräfte, die mit gewaltbetroffenen Frauen in Kontakt 
kommen.

Aber auch damit nicht genug: Bereits Ende dieses Mo-
nats werden wir ein weiteres wichtiges Zeichen setzen: 
Am 25. November startet eine bundesweite Kampagne, 
welche das Thema „Gewalt gegen Frauen“ stärker in den 
Fokus der Öffentlichkeit rücken soll. Bestehende Hilfs-
angebote sollen hierdurch bekannter werden. Jedem Ein-
zelnen sollen die erforderlichen Grundkenntnisse vermit-
telt werden, um Gewalt gegen Frauen zu erkennen und 
entsprechende Hilfe leisten zu können.

Sie sehen, wir ruhen uns auf dem bereits Geleisteten 
nicht aus, sondern kämpfen unermüdlich weiter.

Lassen Sie uns jetzt aber noch einmal gemeinsam einen 
genaueren Blick auf den Antrag werfen, den wir hier 
heute vorliegen haben. In diesem Antrag fordern die Kol-
leginnen und Kollegen von der Fraktion Die Linke unter 
anderem eine externe und unabhängige Forschungsstelle 
zur Erfassung von Daten zu Gewalt an Frauen und Mäd-
chen.

Wenn Sie sich jedoch die Polizeiliche Kriminalstatistik 
anschauen, so muss Ihnen auffallen, dass bereits eine 
umfassende Datenerhebung existiert. Nicht nur verschie-
denen Gewaltdelikte werden einzeln aufgeführt, auch ei-
ne Darstellung der Opfer nach Geschlecht und Alter wie 

auch eine Darstellung der Täter-Opfer-Beziehung lassen 
sich dort finden: Wurde das jeweilige Delikt in einer Ehe, 
Partnerschaft oder Familie begangen? Handelte es sich 
um eine informelle soziale Beziehung zwischen Täter 
und Opfer oder aber um eine formelle soziale Beziehung 
in einer Institution? Alle diese Fragen werden in der PKS 
bereits beantwortet (PKS-Jahrbuch 2018, Band 2, Sei-
te 26).

Zum Schluss, meine Damen und Herren, möchte ich 
noch einen Punkt hervorheben: Um erfolgreich zu sein, 
ist es unverzichtbar, dass wirklich alle mitziehen: Der 
Bund, aber auch die Länder und die Kommunen. Nur 
wenn jeder seinen Teil der Hausaufgaben erledigt, kön-
nen wir am Ende ein gutes Resultat erzielen. An dieser 
Stelle spreche ich auch als stellvertretendes Mitglied des 
Haushaltsausschusses sowie als Mitglied des Rechnungs-
prüfungsausschusses: Der Bund kann nicht immer in die 
Bresche springen. Auch wenn es nicht angenehm sein 
mag: Auf diesen Punkt hinzuweisen, gehört nun einmal 
ebenfalls zu unseren Aufgaben als Bundestagsabgeord-
nete.

Wenn nun aber tatsächlich alle mitziehen, bin ich sehr 
zuversichtlich, dass wir die Situation von gewaltbetroffe-
nen Frauen und Mädchen weiter verbessern werden und 
dafür sorgen können, dass sie Aussagen wie etwa „Du bist 
doch selbst schuld“ nicht mehr schweigend hinnehmen.

Josephine Ortleb (SPD): Der Antrag der Linken trägt 
den Titel „Gewalt an Frauen und Mädchen systematisch 
bekämpfen“. Wenn Sie mich fragen, hätte ich einen 
besseren Titel: „Das System der Gewalt an Frauen und 
Mädchen aufbrechen“. Die Istanbul-Konvention macht 
unmissverständlich klar: Die Staaten sind in der Verant-
wortung, die Gewalt an Frauen und Mädchen zu verhin-
dern – vom Bund bis in die Kommune. Deswegen bin ich 
froh, dass meine Kollegin Gülistan Yüksel schon ganz 
konkret dargestellt hat, was wir als Fraktion tun, was 
die Bundesregierung tut, um der Verantwortung, Gewalt 
an Frauen zu bekämpfen, gerecht zu werden. Diese Ge-
walt hat Ursachen und Wirkung.

Wer das System der Gewalt durchbrechen will, der 
muss die Ursachen bekämpfen, nämlich ein System, das 
an vielen Stellen noch immer sagt: Sei männlich oder sei 
ausgeschlossen, sei männlich oder sei fremdbestimmt, sei 
männlich oder sei Betroffene. Dieses System der Gewalt 
ist Ausdruck von maskulinen Normierungsprozessen, 
von Prozessen, die Ergebnis einer tradierten patriarchalen 
Ordnung sind und die eine sexistische Hierarchie auf-
rechterhalten. So weit die Theorie.

Lassen Sie es mich das an besonders krassen Fällen 
von Gewalt an Frauen erklären: Der Tötung der Frau 
durch ihren Partner oder ihren Ex-Partner. Ob aus Eifer-
sucht, verletztem Ego oder gefühlter Abwertung – solche 
Femizide finden jährlich 113-mal allein in Deutschland 
statt, also alle 2 bis 3 Tage. Taten, die häufig nicht als 
Mord, sondern als Totschlag gewertet werden. Das zeigt 
das patriarchale Verständnis von Partnerschaft, das sich 
durch solche Urteile ausdrückt. Dieses Verständnis hat 
zwei Wirkrichtungen: Einerseits verkennt dies die kon-
krete Gewalttat und die Motivlage des Täters und damit 
das spezifische Unrecht der Tat. Andererseits – und das ist 
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noch viel wichtiger – geht von dieser rechtlichen Einord-
nung auch eine fehlende Ächtung sexistischer Straftaten 
aus und damit eine Verfestigung eines falschen Frauen-
bildes: ein Frauenbild, das Ausdruck eines männlichen 
Besitzdenkens und einer Fehlvorstellung über weibliche 
Selbstbestimmung ist. Denn eine Trennung kann Aus-
druck von Emanzipation sein, eine Tötung aus Eifersucht 
ist Mord, und eine Frau ist kein Gegenstand, der einem 
Mann gehört.

Gewalt hat Ursachen, und mit der Istanbul-Konvention 
haben wir begonnen, international diese Ursachen zu be-
kämpfen. Staatliche Institutionen sind dazu verpflichtet, 
sich mit dem Begriff der strukturellen Gewalt auseinan-
derzusetzen und aktiv Mechanismen zu entwickeln, die 
Frauen vor allen Formen von Gewalt schützen. Wir sind 
auf dem Weg; das haben meine Kolleginnen und Kolle-
gen hier bereits dargestellt. Wir haben aber noch Luft 
nach oben: Die Schaffung einer unabhängigen Monito-
ringstelle und einer bundesweiten Koordinierungsstelle 
haben daher für uns eine hohe Wichtigkeit. Hier sind auch 
die Länder und die Kommunen gefragt; denn die Verhin-
derung von Gewalt an Frauen und Mädchen ist Aufgabe 
einer gesamten Gesellschaft und muss auf jeder Ebene 
unseres Handelns zur Selbstverständlichkeit werden.

Das System der Gewalt an Frauen und Mädchen kann 
und muss aufgebrochen werden. Dazu braucht es neben 
der vollständigen Umsetzung der Istanbul-Konvention 
auch ein völliges Umdenken unserer Gesellschaft. Weg 
von dem Denken über den angeblich „starken Mann“ und 
der „schwachen Frau“ hin zu einem gleichberechtigten 
Leben in einer postpatriarchalen Gesellschaft. Denn nur 
wenn wir maskuline Hierarchien hinter uns lassen, öko-
nomische Machtstrukturen verändern und sexistische 
Normierungsprozesse bekämpfen, schaffen wir es, die 
systematische Gewalt an Frauen und Mädchen nachhaltig 
zu verhindern.

Anlage 12 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung

– des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD: ESA-Ministerratskonferenz 2019 – Satel-
litengestützte Erdbeobachtung intensivieren, 
Europas Rolle im All stärken, nationales Raum-
fahrtprogramm aufwerten

– des Antrags der Abgeordneten Reinhard 
Houben, Michael Theurer, Thomas L. 
Kemmerich, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP: Horizonte erweitern – Tem-
po für die Raumfahrt

(Tagesordnungspunkt 14 und Zusatzpunkt 13)

Nezahat Baradari (SPD): Aus welchem Stoff werden 
Träume gemacht? Es ist die Raumfahrt und die damit 
verbundenen Erwartungen in Forschung, Innovation 
und Technik.

Die internationale Raumfahrtstation, die ISS, ist das 
größte menschliche außerirdische Bauwerk. Sie ist ein 
internationales Gemeinschaftswerk im Geiste der Völker-
verständigung. Sie und Satellitennavigationssysteme er-
wecken weitere Hoffnungen in Zukunftstechnologien, die 
die menschliche Spezies voranbringen. In jedem Naviga-
tionsgerät – dazu gehört auch Ihr Smartphone – steckt ein 
Teil jahrzehntelanger Weltraumforschung. Die Mensch-
heit profitiert von diesem wissenschaftlichen Fortschritt, 
welcher ohne die bemannte Raumfahrt nicht möglich ge-
wesen wäre.

Die Bundesrepublik Deutschland als Wirtschaftsstand-
ort nimmt dabei eine starke und wichtige Rolle ein. Jede 
europäische Ariane-Trägerrakete startet mit wichtigen 
Technologien und Baugruppen, die in Deutschland her-
gestellt wurden. Davon konnte ich mich im Oktober die-
ses Jahres bei einem Besuch der Firma Otto Fuchs in 
Meinerzhagen selbst überzeugen. Diese Firma, beheima-
tet in meinem Wahlkreis, produziert unter anderem die 
notwendigen Triebwerks- und Brennkammerteile für die 
Ariane-Trägerrakete. Hochspezialisierte Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer leisten dort ihren wichtigen 
Beitrag für die Herstellung und technische Überwachung 
hochkomplexer Materialien.

Um zukünftig in der hochdynamischen Raumfahrt-
branche mithalten zu können, braucht es aber verbesserter 
Rechts- und Organisationsrahmen, die wir gemeinsam 
schaffen müssen. Dazu zählen unter anderem ein nationa-
les Weltraumgesetz, die Erhöhung der Satellitenzahl für 
Klimamonitoring, Präzisionslandwirtschaft, Wald- und 
Forstwirtschaft und hoheitliche Anwendungen wie Kata-
strophenhilfe usw. Für diese Technologien sind die lang-
fristige Absicherung der nationalen Haushaltsmittel für 
die Raumfahrt und die Umsetzung der im Koalitionsver-
trag vereinbarten Projekte notwendig.

Der unabhängige europäische Zugang zum All ist die 
strategisch entscheidende Grundvoraussetzung für die 
Souveränität europäischer Staaten, und dies kann nur ge-
meinschaftlich realisiert werden. Dafür reicht es nicht, 
nur einen dreistelligen Millionenbetrag bereitzustellen. 
Die Kooperation mit anderen Europäern zum Beispiel 
über die Europäische Weltraumorganisation ist von ent-
scheidender Bedeutung. Auch die deutsch-französischen 
Vereinbarungen im Rahmen des Vertrags von Aachen 
sind dafür ein wichtiger Schritt. Die Markteinführung 
der Ariane 6 wird dazu ebenso einen entscheidenden Bei-
trag leisten.

Ich würde zwar nicht so weit gehen, dass Raumfahrt 
ein Stück Religion darstellt, allerdings ist die immense 
Bedeutung für die gesamte Menschheit nicht von der 
Hand zu weisen.

Klaus Ernst (DIE LINKE): Als bekennender Bayer 
freue ich mich besonders, heute hier zu sprechen. Denn 
mein Bundesland ist das einzige, das eine eigene Welt-
raumstrategie hat. Für die Menschen in unserem Land ist 
besonders interessant, was von dem, was wir im Welt-
raum tun, auf der Erde ankommt.

Positiv sind zum Beispiel das Satellitennavigationssys-
tem Galileo oder das Erdbeobachtungssystem Coperni-
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cus. Der Nutzen liegt auf der Hand: Satellitentechnik zur 
Navigation sowie Erdbeobachtung etwa zur Wettervor-
hersage oder zur Katastrophenfrühwarnung.

Moderne Kommunikation ohne Satellitentechnik ist 
nicht mehr denkbar. Viele Technologien, die wir heute 
einsetzen, kommen aus der Raumfahrt – etwa in der Ro-
botik, bei Werkstoffen, in der Medizin oder auch die So-
larzelle oder die Wasserstofftechnologie.

Ja, wir brauchen einen unabhängigen Zugang ins All. 
Deshalb ist es richtig, die Trägerrakete Ariane zu bauen. 
Die finanziellen Aufwendungen machen allerdings nur 
Sinn, wenn die Ariane 6 bei künftigen deutschen und 
europäischen institutionellen Raumfahrtmissionen auch 
benutzt wird.

Das Geld für Raumfahrt ist gut angelegt: Laut ESA- 
Chef Wörner bringt jeder in die Raumfahrt investierte 
Euro mindestens sechs Euro zurück. Aber es gibt auch 
Risiken und Fehlentwicklungen. Wir beobachten derzeit 
eine besondere Dynamik – auch unter New Space be-
kannt. Private Akteure drängen in den Weltraum. Der 
Weltraum ist zum Markt geworden: Der jährliche Umsatz 
wird derzeit auf 400 Milliarden Dollar geschätzt.

Und neue Länder treten auf den Plan. Kurz: Es hat ein 
regelrechter Wettlauf um das All begonnen. Ob auch die 
zunehmende zwischenstaatliche Konkurrenz ein guter 
Weg ist, ist fraglich. Ich möchte an den Erfolg der Inter-
nationalen Raumstation ISS erinnern. Raumfahrt muss 
international organisiert sein.

Der Weltraumvertrag von 1967 ist völkerrechtlich bin-
dend und ein Schlüsseldokument für die friedliche Nut-
zung und die Rüstungskontrolle im Weltraum. – Übri-
gens: Die Militarisierung des Weltraums, die verhindert 
werden muss, fehlt im Antrag der Koalitionsfraktionen 
vollkommen. – In Artikel II des Weltraumvertrages ist 
vom Gemeingut der Menschheit die Rede. Allerdings 
richtet er sich nur an Staaten.

Nun haben USA und Luxemburg gesetzlich den Welt-
raumbergbau durch private Unternehmen ermöglicht. 
Diese privaten Gewinninteressen decken sich nicht mit 
den Interessen der Menschheit. Die Bundesregierung 
sollte hier dringend für internationale Lösungen streiten.

Der Schwerpunkt muss außerdem auf Themen wie Ver-
meidung und Beseitigung von Weltraumschrott, auf Da-
tenschutz und die Erkennung von Gefahren aus dem 
Weltall gelegt werden.

Eine letzte Bemerkung: Die Idee, andere Planeten zu 
besiedeln – vielleicht weil die Erde unbewohnbar gewor-
den ist –, wirft sofort die Frage auf: Wer darf mit, wenn es 
so weit ist? Etwa alle? Ich glaube nicht, dass von uns einer 
dabei wäre.

Diese Ideen führen eher dazu, dass Menschen die 
Raumfahrt als Spinnerei betrachten. Deshalb möchte ich 
dem Antrag der FDP deutlich widersprechen. Dort heißt 
es: „Die Zukunft der Menschheit liegt auch im Welt-
raum.“ Nein! Die Zukunft der Menschheit liegt auf der 
Erde. Gerade deshalb müssen wir besonders auf sie ach-
ten.

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
freut mich, dass wir heute diese Debatte führen. Raum-
fahrtpolitik steht nicht oft im Scheinwerferlicht der Öf-
fentlichkeit.

Wobei, mit Ihrem Antrag, werte Kolleginnen und Kol-
legen der Großen Koalition, haben Sie ja durchaus 
Schlagzeilen gemacht. „Berlin will der ESA weniger Geld 
zahlen“: Der BDI sprach von einem Alarmsignal. Das 
Ministerium hat inzwischen klargestellt, dass es keine 
Kürzungen geben soll. Gut so. Wir müssen also keine 
Sorge über mangelnde Aufmerksamkeit für unsere De-
batte haben.

Liebe Kolleginnen von Union und SPD, Sie haben ei-
nen ausführlichen und auch fundierten Antrag vorgelegt. 
Das kann man auch als Opposition einmal sagen.

Dennoch, mehrere Punkte kommen mir zu kurz:

Die Orientierung an Gemeinwohl und Nachhaltigkeit 
taucht zwar auf – ganz am Ende des Antrags –, das müsste 
aber der zentrale Leitgedanke sein.

Sie erwähnen die existierenden Programme der Erd- 
und Klimabeobachtung. Diese stehen aber nicht im Zent-
rum.

Und es bleibt ein Grundproblem: Erkenntnis ist ja be-
kanntlich die Basis für die menschliche Fähigkeit, Dinge 
besser zu machen. Aber wir sind eigentlich schon jetzt 
Weltmeister darin, die komplexen Zusammenhänge der 
Klimakrise zu verstehen – ohne im Handeln umzusteuern.

Zu kurz kommen auch die Gefahren, die durch Welt-
raumschrott entstehen. Rund 130 Millionen Objekte krei-
sen um die Erde, mehr als 30 000 Teile, die größer als 
10 Zentimeter sind. Wir fordern seit Jahren, dass dieses 
Problem, das für viele Missionen auch zunehmend zum 
finanziellen Risiko wird, endlich auch in Deutschland in 
einem Weltraumgesetz adressiert wird. Hier braucht es 
klare Haftungsregelungen, die für Rechtssicherheit sor-
gen.

Ob die – sehr wichtige – Hera-Mission für das Welt-
raumschrottproblem der richtige Hebel ist, bleibt abzu-
warten. Hier wird nach meiner Einschätzung die für 2023 
anvisierte „e.Deorbit“-Mission relevanter sein.

Das Thema Weltraumbergbau haben Sie in Ihrem An-
trag nur angerissen. Dass Sie sich gegen nationale Allein-
gänge aussprechen, unterstützen wir ausdrücklich. Wir 
sind gespannt auf das Weltraumgesetz, das Minister 
Altmaier – so der letzte Informationsstand – dieses Jahr 
noch vorlegen will.

Den Weltraumbergbau, den sehen wir nicht – nicht auf 
Jahrzehnte. Gerade mit Blick auf den enormen physikali-
schen Aufwand, der nötig wäre, meine ich, sollten wir erst 
einmal mit einer echten Kreislaufwirtschaft auf der Erde 
beginnen – anstatt über Rohstoffförderung auf Asteroiden 
nachzudenken!

Es ist schön, dass die Große Koalition endlich mit dem 
Begriff „NewSpace“ etwas anfangen kann. Eine stärkere 
Berücksichtigung von KMU und von Unternehmen, die 
die Prozesse der Raumfahrt neu denken, ist überfällig und 
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kann davor bewahren, über etablierte Muster in eine ge-
wisse Schwerfälligkeit zu verfallen.

Wir möchten die Bundesregierung, das DLR sowie 
weitere etablierten Akteure der Raumfahrtbranche sehr 
dazu ermutigen, in dieser Richtung auch neue Koopera-
tionen zu suchen.

Elf Deutsche waren bislang im All. Zuletzt Alexander 
Gerst, der uns – und ich glaube, viele Menschen im Land – 
mit seiner Art mitgerissen und neu für Raumfahrt begeis-
tert hat.

Matthias Maurer – der ja auch einen beeindruckenden 
Lebenslauf vorzuweisen hat – wird der zwölfte Deutsche 
im All sein. Der zwölfte deutsche Mann.

Nimmt man alle Weltraumnationen zusammen, waren 
inzwischen mehr als 60 Astronautinnen im Weltall. Erst 
Anfang November absolvierten die beiden US-Astronau-
tinnen Christina Koch und Jessica Meir gemeinsam einen 
Außeneinsatz auf der ISS. Ich finde, es wird auch einmal 
Zeit für die erste deutsche Astronautin!

Danke an die Kolleginnen und Kollegen von der FDP, 
die diesen Punkt in ihren Antrag aufgenommen haben!

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Anlage 13 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD: Nachhaltige Mobilitätsforschung 
für die Zukunft – Innovativ, technologieoffen, res-
sortübergreifend

(Tagesordnungspunkt 15)

Andreas Steier (CDU/CSU): Mobilität ist ein wider-
sprüchliches Thema – wir diskutieren zum Teil sehr un-
terschiedlich darüber. Mobilität ermöglicht Konsum, den 
Weg zur Arbeit und zur Schule. Sie bedeutet individuelle 
Freiheit. Diese Freiheit ist das Recht eines jeden Men-
schen in unserem Land! Diese individuelle Mobilität wol-
len wir erhalten. Sie ist die wesentliche Voraussetzung für 
ein selbstbestimmtes Leben. Darum darf Mobilität nicht 
zur sozialen Frage werden. Dazu gehört auch die freie 
Wahl des Verkehrsmittels.

Aber: Die Mobilität der Zukunft müssen wir so aus-
richten, dass wir die Emissionen deutlich reduzieren und 
so einen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Das funktio-
niert durch richtige politische Weichenstellungen und das 
Setzen von Anreizen. Denn wachsender Verkehr kann die 
Umwelt und auch uns Menschen belasten. Kurzum: Un-
sere Ansprüche an Mobilität werden immer komplexer:

– Sie soll die Grenzen einzelner Verkehrsmittel überwin-
den,

– sie soll in Stadt und Land gut funktionieren,

– für alle heutigen und für künftige Generationen,

– sie soll weg- und zeitoptimal sein.

– Konkret gesprochen: Mobilität soll genau auf unsere 
individuellen Bedürfnisse passen.

Wichtig ist aber auch: Immer mehr Menschen wollen 
auch sauber mobil sein, ohne die Umwelt zu belasten. Das 
alles klingt nach einem recht unlösbaren Problem. Zum 
Glück ist es das aber nicht. Die Antwort heißt: Forschung 
und Innovation. Genau darauf zielen wir mit unserem 
Antrag ab.

Deutschland ist in der Weltspitze, wenn es um For-
schung und Entwicklung geht. Und wir glauben an inno-
vative, zukunftsorientierte Lösungen mit einer klaren 
Ausrichtung auf den Klimaschutz. Diese Ausrichtung be-
stimmt die Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft und unseres Industriestandortes maßgeblich. 
Eine technologieoffene und marktwirtschaftliche Mobili-
tätsoffensive ist eine große Chance für uns. Deutschland 
als führendes Industrie- und Mobilitätsland in Europa hat 
hier auch Vorbildfunktion.

Wir sind hier also in einer sehr guten Position:

1. Wir sind ein starker, internationaler Forschungsstand-
ort.

2. Wir haben innovative Unternehmen, vor allem im Mit-
telstand.

3. Die Bundesregierung hat die Notwendigkeiten bereits 
erkannt.

Es gibt zahlreiche Forschungsprojekte und innovative 
Programme, die die Förderung einer sauberen, marktwirt-
schaftlichen Mobilität zum Ziel haben: Das Programm 
„mFund“ des BMVI, die Forschungsagenda „Nachhaltige 
urbane Mobilität“ des BMBF, den Aktionsplan „For-
schung für autonomes Fahren“ oder die Wasserstoffstra-
tegie der Bundesregierung – um nur einige zu nennen.

Die vielen guten Projekte weisen aber auch auf einen 
der Kernpunkte unseres Antrags hin: eine bessere Ver-
netzung der Maßnahmen. Darum fordern wir eine ressort-
übergreifende Strategie Mobilitätsforschung. Das heißt: 
Die Dinge, die schon laufen – die gut laufen –, in einer 
gemeinsamen Strategie bündeln. Das schafft die Mög-
lichkeit, neue Mobilitätskonzepte zu formen und schnell 
umzusetzen.

Ein weiteres Kernanliegen unseres Antrags: Technolo-
gieoffenheit. Sie ist eine wichtige Bedingung für beides: 
Klimaschutz und Ertragskraft. Damit meine ich konkret: 
keine einseitige Fokussierung auf eine Technologie wie 
die E-Mobilität. Elektromobilität gilt bei vielen als Kö-
nigsweg zur Verringerung des CO2-Ausstoßes. Das ist 
allerdings ein Irrweg. Elektrische Antriebe mit Batterien 
sind zwar im Auto selbst emissionsfrei, insgesamt aber 
abhängig vom realen Strommix und einer vernünftigen 
Ladeinfrastruktur. Von den teils fragwürdig abgebauten 
Rohstoffen ganz zu schweigen. Die Chinesen beispiels-
weise fahren die Förderung von E-Mobilität wieder zu-
rück und setzen verstärkt auf Wasserstofftechnologie.

Stattdessen müssen Politik und Industrie technolo-
gieoffen sein, um eine „Mobilitätswende“ hin zu Fahr-
zeugen mit geringerem CO2-Ausstoß zu bewerkstelligen. 
Das ist unabdingbar für den Klimaschutz.
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Dabei müssen wir die gesamte Wertschöpfungskette 
betrachten – von der Gewinnung der Rohstoffe bis hin 
zur Entsorgung. Wir müssen alle Antriebssysteme in der 
Forschung (weiter) fördern. Der Auftrag an die For-
schung kann beispielsweise lauten: Wo ist welches Sys-
tem am effizientesten? Dabei müssen wir alles in Betracht 
ziehen: E-Mobilität, Wasserstoff, Erdgas, synthetische 
Kraftstoffe, hybride Systeme und natürlich den klassi-
schen Verbrennungsmotor.

Hier können unterschiedliche Anwendungsfelder zu 
unterschiedlichen Lösungen führen. Das E-Auto mag in 
der Stadt, für kurze Entfernungen mit langen Standzeiten, 
effizient sein. Für den Lieferverkehr mit großen Lasten 
und langen Fahrtstrecken funktioniert sie nicht. Darum 
brauchen wir Forschung, um effiziente und optimale Lö-
sungen für die verschiedenen Fälle zu finden.

Dabei sollten wir auch Parallel-Hybride oder serielle 
Hybride nicht außer Acht lassen. Das ist Zukunftsfor-
schung: unterschiedliche Forschungsansätze so verbin-
den, dass Mobilität als großes System gedacht und be-
arbeitet wird. Und soziale Marktwirtschaft und 
Klimaschutz als Leitmotive.

Ein weiterer wichtiger Punkt in unserem Antrag: Wir 
brauchen Mobilitätskonzepte, die multimodal sind. Und 
wir müssen sie gut vernetzen. Denn, so ehrlich müssen 
wir sein: Wir können einen ÖPNV in der Fläche nicht 
garantieren, so wie die Menschen ihn brauchen. Wenn 
ein Vater oder eine Mutter nach einem langen Arbeitstag 
mit dem Auto 20 Minuten schneller bei den Kindern ist 
als mit der Bahn, dann wird sie wahrscheinlich das Auto 
nutzen. Und wer könnte es ihr verübeln. Darum brauchen 
wir eine kluge Vernetzung von Individualverkehr und 
ÖPNV im ländlichen Raum.

Wir wollen eine Mobilität, die für die Menschen funk-
tioniert. Das heißt, lebenspraktisch, kostengünstig und 
zugleich umwelt- und klimaschonend. Wir haben eine 
Forschungslandschaft, die zu diesem Ziel entscheidend 
beitragen kann.

Wir wollen unseren Kindern eine intakte Umwelt und 
eine funktionierende Mobilität hinterlassen. Die Leitli-
nien dafür sind Innovationen und Technologieoffenheit 
statt Verboten und Verzicht. Mit diesem Antrag stellen 
wir Chancen und nicht Einschränkungen in den Mittel-
punkt.

René Röspel (SPD): Bei der Mobilität der Zukunft 
gilt es, Antworten zu finden auf die Fragen nach der 
Möglichkeit, alternative Mobilität zur Verfügung zu stel-
len. Wie schaffen wir es, umweltschonendere Transport-
mittel oder Kraftstoffe als die jetzigen zu entwickeln und 
flächendeckend zur Verfügung zu stellen? Wie kann es 
gelingen, diese möglichst ressourceneffizient herzustel-
len? Wie können die Einbindung von KI und Digitalisie-
rung zu effizienterer Mobilität führen? All diese und noch 
viel mehr Fragen zu innovativer alternativer Mobilität 
werden mit diesem umfassenden Antrag aufgegriffen, 
und das ist sehr gut so.

Wenn ich aber von alternativer Mobilität spreche, geht 
es nicht unbedingt nur um Fortbewegungsmittel und 
Technologien, die heute noch nicht existieren, sondern 

auch um Alternativen, die bereits existieren, aber dem 
Betreffenden nicht – oder nur sehr unzureichend – zur 
Verfügung stehen. Wenn es keine Ladesäulen gibt, dann 
wird das Fahren eines Elektroautos nicht nur erschwert, 
sondern unmöglich gemacht. Wo schon am späten Nach-
mittag kein Bus mehr fährt, ist der öffentliche Nahverkehr 
natürlich keine Alternative. Umgekehrt gedacht: Wo es 
eine gute, geschützte, sichere Fahrradwege-Infrastruktur 
gibt, wird das Auto eventuell öfter stehen gelassen bzw. 
gar nicht erst angeschafft. Bei schlecht ausgebauten Rad-
wegen, die ich sowohl im ländlichen Raum als auch in 
den Städten immer wieder sehe und die ein sicheres Fah-
ren unmöglich machen, ist es kein Wunder, wenn die 
Menschen ungerne aufs Rad steigen. Es reicht also nicht, 
die heute auf den Straßen fahrenden Verbrenner durch 
Elektroautos „auszutauschen“. Vielmehr müssen wir un-
sere gesamte Mobilität zukunftsfähig machen und hierbei 
alle Arten von Mobilität mitdenken. Es ist deshalb auch 
gut, dass das Klimaschutzprogramm der Großen Koali-
tion auch dazu Maßnahmen enthält.

Zu einem solchen zukunftsfähigen Mobilitätskonzept 
gehört aus meiner Sicht aber auch, sich mit der Notwen-
digkeit zur Mobilität zu befassen. Warum müssen manche 
Menschen mobil sein? Das wird bislang eher vernachläs-
sigt. Es gilt eben auch, Wege zu finden, wie Mobilität 
vermieden werden kann. Wenn der nächste Supermarkt – 
in meiner Kindheit gab es Tante-Emma-Läden in jeder 
zweiten Straße –, die nächste Arztpraxis oder die Schule 
in der Nähe sind, bedarf es womöglich lediglich der klas-
sischsten Form menschlicher Mobilität: Gehen. Oder 
vielleicht eines interessanten Geschäftsmodells: Bringen-
lassen.

Da Politik und Gesellschaft in der Vergangenheit leider 
vor allem auf das Auto als Fortbewegungsmittel gesetzt 
haben, wurden Städte und ländliche Räume in erster Linie 
„autogerecht“ gestaltet. Diese Entwicklung hat dazu ge-
führt, dass in vielen Regionen die Nahversorgung kaum 
noch ohne Auto stattfinden kann. Deswegen haben wir in 
unseren Antrag auch die Forderung nach Projekten zur 
effizienteren Nutzung von Mobilitätsangeboten, wie zum 
Beispiel durch Stadtplanung und wohnortnahe Versor-
gung, aufgenommen. Auch hier zeigt sich noch mal 
deutlich: Wenn wir über die Mobilität der Zukunft nach-
denken, reicht es nicht, einzelne Aspekte und Mobilitäts-
formen separat zu betrachten und fortzuentwickeln. Nur 
mit dem Blick auf alle Mobilitätsformen – im Zusammen-
spiel miteinander – werden wir unsere Klima- und Um-
weltziele erreichen und ein gleichberechtigtes Miteinan-
der aller Verkehrsteilnehmerinnen ermöglichen.

Forschung wird uns hierbei helfen.

Dr. Manja Schüle (SPD): Ich empfehle eine Reise in 
die Energieregion Lausitz. Mobilität meint Beweglich-
keit. Der dort angestrebte Strukturwandel ist kein Projekt, 
sondern die vollständige Umgestaltung der bisher be-
kannten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Struktur. 
Das begreift jedoch erst, wer zu einem Perspektivwechsel 
tatsächlich bereit ist. Das fällt vielen zunehmend schwer. 
Wir leben mittlerweile in einem Land, in dem mit Fingern 
aufeinander gezeigt wird. Wir beobachten, wie wir unsere 
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Gemeinsamkeiten verlieren. Viele denken stets nur an das 
eigene Publikum. Das muss sich ändern!

Diskutieren wir über Mobilität, denken wir an Ver-
kehrskonzepte, an den öffentlichen oder den individuel-
len Nahverkehr, an Verbrennungsmotoren oder Elektro-
mobilität, an Stadt oder Land, an Autonomie oder 
Autarkie, an Tempolimits oder Freiheit, an Straße oder 
Schiene. Die Liste würde sich beliebig weiter verlängern 
lassen. Und doch eint diese Aufzählung das kleine Wört-
chen „oder“. Verbrennung oder Elektro, Stadt oder Land. 
Dieses unscheinbar daherkommende Wort „oder“ be-
stimmt leider seit Jahren unsere politische Debatte, unse-
ren Diskurs.

Heute gehen wir mal einen anderen Weg. Wir unter-
nehmen nichts Geringeres als den Versuch, die vermeint-
lich unverbundenen oder sogar in Konkurrenz stehenden 
Begriffspaare zusammenzudenken. Und warum tun wir 
das? Damit die Menschen und Regionen beieinanderge-
halten werden. Die Stärke unseres Landes liegt nicht al-
lein in den Städten, sie lag schon immer in der Fläche.

Erst vor wenigen Wochen warnte Angela Merkel in 
ihrer Regierungserklärung. vor einer Art Arroganz der 
Städter gegenüber denjenigen, die auf dem Land leben. 
Sie hatte den langen Streit um die Genehmigungsverfah-
ren von Windkraftanlagen im Sinn. Ich musste jedoch an 
meinen nur wenige Minuten entfernten S-Bahnhof den-
ken. Es lässt sich leicht über Mobilität reden, wenn in der 
unmittelbaren Nähe die Bahn oder der Bus regelmäßig 
fahren, während anderswo schon seit Längerem nichts 
mehr fährt.

In Deutschland sind seit 1990 fast 6 500 Kilometer 
Bahnstrecken stillgelegt worden, davon knapp 40 Prozent 
in Ostdeutschland. Nur zum Vergleich: Dieser Verlust 
entspricht dem gesamten Schienennetz der Niederlande. 
(Quelle: MDR vom 10. Juni 2019). Gleichzeitig nimmt 
der Verkehr in Großstädten rasant zu, und die Umwelt-
probleme werden größer.

Neue Technologien verändern unser aller Sicht auf die 
eigene Mobilität. Egal ob ich in der Stadt oder auf dem 
Land lebe. Eins steht immer fest: Mobilität bedeutet Frei-
heit und ist entscheidend für gleiche Lebensverhältnisse.

Jetzt lassen wir die Fläche ungeordnet mit E-Rollern 
vollstellen und glauben, das wäre die Mobilität der Zu-
kunft. Doch der Markt wird in dieser Frage nichts regeln 
oder besser machen. Es geht nicht darum, ob im Dorfbus 
nur eine Person sitzt – der Bus muss fahren! Darum geht 
es mir. Wie wir das organisieren, dabei kann auch syste-
mische und transdisziplinäre Forschung helfen.

Der heute zu diskutierende Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD ist unter Mitwirkung von Um-
welt-, Verkehrs- und Bildungsexperten entstanden. Unser 
Anspruch lautet: Wir wollen nicht die Teilaspekte be-
trachten, sondern den gesamten Bereich von Mobilität.

Also nehmen wir in diesem Antrag die gesamte Wert-
schöpfungskette in den Blick, von der Gewinnung von 
Rohstoffen bis hin zur Wiedergewinnung von Fahrzeug-
bestandteilen. Forschung kann diese neuen Kreislaufsys-
teme ermöglichen.

Wir weiten den Blick und setzen uns im vorliegenden 
Antrag für eine echte, eine ressortübergreifende Strategie 
für die Mobilität von morgen ein. Ziel ist es, die Unter-
schiede zwischen städtischem und ländlichem Raum auf-
zuheben. Dazu zählen insbesondere Projekte zur effizien-
ten Nutzung von Mobilitätsangeboten, wie sie durch eine 
intelligente Stadtplanung und die wohnortnahe Versor-
gung entstehen können. Wir wollen uns nicht einseitig 
auf Batterien beschränken, sondern auch Forschungspro-
jekte fördern, die sich dem Wasserstoffantrieb widmen. 
Selbstverständlich soll die angedachte Strategie so aus-
gestaltet werden, dass die daraus abzuleitenden Konzepte 
für Bürger und Kommunen finanziell vertretbar sind. Al-
les andere wäre unseriös.

Wenig seriös waren in der Vergangenheit die 
Schummeleien von Autokonzernen, die meinten, man 
könne sich die umweltbewusste Mobilität der Zukunft 
ertricksen. Es ist gut, zu sehen, dass in Teilen ein Umden-
ken stattgefunden hat. Der Industriestandort Deutschland 
ist auf gute Politik, aber auch auf ehrliches und verant-
wortungsvolles Handeln der deutschen Mobilitätsunter-
nehmen angewiesen. Eine nachhaltige Forschungsagenda 
des Bundes kann dabei unterstützend wirken.

Ich werbe um Unterstützung für den gemeinsamen For-
schungsantrag von CDU/CSU und SPD. Oder, wie es 
mein alter Lehrer formulierte: Wissen, ohne allzu viel 
zu denken, ist besser, als viel zu denken, ohne zu wissen.

Mario Brandenburg (Südpfalz) (FDP): „Straßen? Wo 
wir hingehen, brauchen wir keine Straßen“, hieß es 1989 
in dem Filmklassiker „Zurück in die Zukunft“. Gemeint 
war, dass der DeLorean – die Zeitmaschine – sich in der 
Luft fortbewegen würde, nicht mehr auf gepflasterten 
Straßen. Steven Spielbergs Film spielt übrigens im Jahr 
2015.

Doch während wir in deutschen Städten noch immer 
mit Münzen unsere Parkschuld an mechanischen Be-
zahlstationen entrichten, ist andernorts die Mobilität im 
städtischen Luftraum keine ferne Zukunftsmusik mehr.

So werden in Dubai längst autonome Senkrechtstarter, 
sogenannte Flugtaxis, getestet. Und auch deutsche Fir-
men sind bei der Entwicklung vorne mit dabei. Leider 
werden wir Deutschen selbst lange nicht viel davon ha-
ben. Die Jungfernflüge fanden bereits in Dubai statt, wo 
bis 2030 ein Viertel der Fortbewegung autonom stattfin-
den soll.

Ein anderes schönes Beispiel ist der Hyperloop. Das ist 
ein Hochgeschwindigkeitstransportsystem – in einer Va-
kuumkammer. Auch hier gibt es ambitionierte und teils 
visionär klingende Pläne in Deutschland: Stuttgart– 
Frankfurt in 15 Minuten oder Berlin–Hamburg in 20 Mi-
nuten. Aber es werden Pläne bleiben, weil Sie Innovatio-
nen vermutlich wieder zögerlich und ängstlich ins Aus-
land vertreiben.

Es mangelt uns nicht an Ideen und Innovationsfähig-
keit, nicht an klugen Köpfen und starken Forschungss-
tandorten. Was bei uns nicht funktioniert, ist die Zulas-
sung bzw. der Markttransfer.
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Aber in Ihrem Antrag stehen auch richtige Dinge. Und 
wir wollen Ihren Weg zur Besserung natürlich unterstüt-
zen.

Ich zitiere: „Die Technologieoffenheit für verschiedene 
Antriebssysteme ist elementar für eine zukunftsweisende 
Mobilitätsforschung“. Das ist korrekt. Unterschiedliche 
Technologien dürfen eben nicht vom Staat gegeneinander 
ausgespielt werden. Sie müssen fair und neutral erforscht 
und gefördert werden. Fakt ist: Um die Herausforderung 
des Klimawandels bewältigen zu können, braucht es nicht 
nur einen Mix an unterschiedlichen Antriebstechnolo-
gien, sondern auch einen Mix an verschiedenen Energie-
trägern und Speichertechnologien.

Aber die aktuellen Förder- und Forschungsprogramme 
der Bundesregierung spiegeln eine einseitige Konzentra-
tion auf Elektromobilität wider. In den letzten zehn Jahren 
hat die Bundesregierung über 1 Milliarde Euro an Bun-
desmitteln für Forschungs- und Entwicklungsprojekte im 
Bereich Pkw aufgewendet. Nahezu 80 Prozent dieser 
Bundesmittel flossen in den Bereich Elektromobilität.

Eine weitere Ungerechtigkeit: Fahrzeuge, die durch 
Gas angetrieben werden, werden bei der Dienstwagenbe-
steuerung nicht berücksichtigt, obwohl sie bereits jetzt 
klimafreundlicher als herkömmliche Diesel- oder Ben-
zinverbrennungsmotoren sind. Diese Diskriminierung 
zieht sich übrigens durch bis in die EU.

Sie brauchen also hier nicht über Forschung zu philo-
sophieren, sondern Sie können direkt loslegen. Stellen Sie 
die genannten Diskriminierungen ab!

Und zum Schluss noch ein positives Beispiel: In Wörth 
in der Südpfalz – ich habe übrigens gehört, da soll es sehr 
schön sein – forscht beispielsweise Daimler an Lösungen 
für den autonomen Fernverkehr – und das mit voller Rü-
ckendeckung des innovationsoffenen Wirtschafts- und 
Verkehrsministeriums. Und wie dieses Ministerium wer-
den auch wir von der FDP-Bundestagsfraktion uns bun-
desweit weiter für echte Technologieoffenheit in der Mo-
bilitätsforschung und Wissenschaft starkmachen.

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Als Maschinenbautech-
niker freut es mich, dass die Koalitionsabgeordneten im 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung wenigstens wissen, dass Mobilität mehr ist als 
Elektroroller, E-Pkw, Ladestationen und Lufttaxis. Das 
unterscheidet Sie vom Verkehrsminister Scheuer.

Nun wollen Sie laut Antrag zu Verkehrsvermeidung 
forschen. Aber die notwendigen Maßnahmen zur Ver-
kehrsvermeidung sind bekannt: Wir brauchen mehr öf-
fentlichen Verkehr, Schiene statt Straße, regionale Kreis-
läufe und zum Beispiel ein Postauto, das 20 Pakete in 
einer Straße ausliefert, statt 20 Lieferdienstautos, die zu-
sammen auch 20 Pakete in die Straße liefern.

Und dann haben Sie noch die Idee von Digitalisierung 
und Verkehr 4.0. Fahrzeuge sollen zukünftig mithilfe des 
5G-Netzes autonom fahren. Das ist überlegenswert. Aber 
warum haben Sie Ihre Forschungsideen nicht mit Wirt-
schaftsminister Altmaier abgestimmt? Der hat gerade die 
5G-Lizenzen versteigert, aber nur 98 Prozent der Haus-
halte müssen vom Funknetz erreicht werden. Dann fahren 

die autonomen Autos über Autobahnen und Bundesstra-
ßen, kommen auf die Landstraße, und – zack – da geraten 
sie ins Funkloch: Das autonome Auto bleibt liegen. – So 
kann man Verkehrsvermeidung auch machen!

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, Sie 
wissen doch, dass deutsche Autokonzerne die Entwick-
lung von E-Autos verschlafen haben. Das Know-how für 
Lithium-Ionen-Batterien haben ostasiatische Firmen und 
Tesla. Ganz ohne Fördermittel des Bundes baut die chi-
nesische Firma CATL für 1,3 Milliarden Euro eine Li-
thiumbatteriefabrik in meiner Heimat Thüringen. Dort 
werden zukünftig für BMW Batterien produziert. Diese 
Woche wurde bekannt, dass Tesla ein Fahrzeugwerk mit 
Batteriefertigung in Brandenburg bauen wird.

Wie steht Deutschland bei der Entwicklung von Li-
thiumbatterien im weltweiten Vergleich da? Die chinesi-
sche Firma Sunwoda hat fünf Forschungszentren in 
Shenzhen, schon eines hat 17 000 Testplätze für Batterie-
forschung. Das größte deutsche Labor in Münster hat 
1 500. Der chinesische Weltmarktführer für Lithiumfahr-
zeugbatterien BYD hat über 10 000 Wissenschaftlerinnen 
in Forschung und Entwicklung. In Münster sollen einige 
100 Wissenschaftlerinnen den Rückstand aufholen. Das 
ist aussichtslos, fürchte ich.

Aber Deutschland hat noch die Forschungsführung bei 
polymerbasierten Redox-Flow-Batterien. Redox-Flow- 
Batterien speichern Strom in einer Flüssigkeit. Stellen 
Sie sich vor: Sie fahren an die Tankstelle, die entladene 
Flüssigkeit wird abgesaugt, die geladene Flüssigkeit ge-
tankt. Sie tanken wie heute, bezahlen und weiter geht’s – 
elektrisch. Das wäre innovative E-Mobilität.

Thüringen und die EU haben diese Batterieentwick-
lung gefördert – vom Bundesforschungsministerium 
gab es keine Förderung. Als ich nachfragte, warum nicht, 
kam die Begründung: Die Bundesregierung fördert lieber 
Lithiumbatterien. – Kollegen und Kolleginnen der Union, 
das ist Inkompetenz in Wirtschaftsfragen. Für Nutzfahr-
zeuge, Züge, Landmaschinen und Busse sind Batteriesys-
teme ungeeignet. Batterien sind zu schwer. Brennstoff-
zellen für Wasserstoff sind eine Lösung.

Die Linke fordert, Forschungen zu effizienter Wasser-
stoffproduktion, zu Wasserstoffspeicherung unter Nut-
zung von fluktuierendem, erneuerbarem Strom massiv 
voranzutreiben. Aber das eigentliche Problem für den 
Einsatz von Brennstoffzellen sind fehlende Wasserstoff-
infrastrukturen.

Der Stromnetzbetreiber MITNETZ startet in Sachsen- 
Anhalt im Chemiepark Bitterfeld-Wolfen mit dem For-
schungsprojekt „HYPOS: H2-Netz“ die Erprobung einer 
solchen Wasserstoffinfrastruktur, und auch hier könnten 
massive Bundeszuschüsse effizient helfen. Der Industrie-
standort, der weltweit als Erstes eine flächendeckende 
Wasserstoffinfrastruktur installiert hat, ist ganz vorn da-
bei. Und ganz nebenbei könnten mit dieser Wasserstoff-
infrastruktur die CO2-Emissionen für Mobilität gegen 
null gehen.

Kolleginnen und Kollegen der Koalition: Lenken wir 
die Forschungsförderung für Mobilität gemeinsam um. 
Kopieren Sie einfach unsere Vorschläge.
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Anlage 14 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Antrags der Abgeordneten Kai 
Gehring, Katja Dörner, Margarete Bause, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 30 Jahre UN-Kinderrechtskonvention – 
Kinderrechte weltweit schützen und verwirklichen 
sowie internationales Engagement verstärken

(Tagesordnungspunkt 24)

Katrin Staffler (CDU/CSU): Ja, Sie haben Recht! Sie 
haben Recht, wenn Sie in Ihrem Antrag schreiben, dass 
die UN-Kinderrechtskonvention das wichtigste interna-
tionale Menschrechtsinstrument für Kinder ist. 196 Staa-
ten haben die Konvention unterschrieben, so viele wie 
keine andere. Das zeigt den besonderen Stellenwert der 
Konvention. Kinder sind unser schützenwertestes Gut 
und leider auch das schwächste Glied in unserer Gesell-
schaft. Aber genau das hat auch die Bundesregierung 
erkannt, allen voran unser Bundesentwicklungsminister 
Gerd Müller. Achtung, Schutz und die Gewährleistung 
der Menschenrechte – und damit auch die der Kinder 
und Jugendlichen – sind Leitprinzipien der deutschen 
Entwicklungspolitik. Das, was Sie in Ihrem Antrag for-
dern, ist selbstverständlich und auch bereits Teil der deut-
schen Entwicklungspolitik.

Dennoch bekommt man angesichts des Leids, welches 
uns tagtäglich über die Nachrichten erreicht, das Gefühl, 
dass wir viel mehr tun müssen, damit alle Kinder gut 
aufwachsen und später ein selbstbestimmtes Leben füh-
ren können. Denn j ährlich sterben über 5 Millionen Kin-
der unter fünf Jahren. Ein Kind, das heute in Syrien seinen 
neunten Geburtstag feiert, kennt nur Krieg. Jedes fünfte 
Kind auf dieser Welt lebt in einem Kriegs- oder Konflikt-
gebiet. Im Jemen brauchen 12 Millionen Kinder humani-
täre Hilfe. 35 Millionen Kinder sind auf der Flucht.

Um den Kindern weltweit ein besseres Leben ermög-
lichen zu können, ist meiner Meinung nach Bildung die 
wichtigste Voraussetzung. Traurigerweise besuchen welt-
weit 260 Millionen Kinder keine Schule. Die Gründe da-
für sind vielseitig: Entweder können sich die Eltern den 
Schulbesuch nicht leisten oder die Kinder leben in 
Kriegs- und Konfliktgebieten. Viel zu viele Kinder müs-
sen stattdessen arbeiten – 150 Millionen Kinder weltweit. 
Viele davon unter ausbeuterischen Bedingungen. Sicher 
stimmen Sie mir zu, wenn ich der Ansicht bin, dass im 
30. Jahr seit der Verabschiedung der UN-Kinderrechts-
konvention Kinderarbeit längst der Vergangenheit ange-
hören sollte.

Und wir wissen alle hier, dass Kinderarbeit auch Teil 
unseres Lebens in Deutschland ist. Denken wir da an die 
Kakaoplantagen in Afrika oder die Koltanminen im Kon-
go. Ein Mittel, um die Kinder von diesem Leben zu be-
freien, sind faire Lieferketten. Damit könnten wir den 
Kindern ein Leben ohne Hunger und Not ermöglichen, 
und dann wäre auch ein Schulbesuch eine echte Option. 
Wir sollten allerdings nicht ausschließlich darauf achten, 
ob Kinder zur Schule gehen können, sondern dürfen auch 
die Qualität des Unterrichts nicht außer Acht lassen. Der 

Schulbesuch ist die Voraussetzung, die Qualität des Un-
terrichts der Schlüssel für eine bessere Zukunft.

Armut und Bildungsarmut sind eng miteinander ver-
knüpft. Denn mangelnde Bildung ist eine der Hauptur-
sachen für materielle Verarmung und Ursache für Kinder-
arbeit. Ohne Bildung wird Armut häufig von einer 
Generation auf die nächste übertragen. Um dem entge-
genzuwirken wurde im November 2015 der globale Ak-
tionsrahmen „Bildung 2030“ verabschiedet. Er sieht un-
ter anderem vor, dass alle Kinder und Jugendlichen 
Zugang zu mindestens einem Jahr kostenloser Vorschul-
bildung und zwölf Jahren kostenloser, öffentlich finan-
zierter, inklusiver und chancengerechter hochwertiger 
Grund- und Sekundarschulbildung erhalten. Die Schul-
pflicht soll mindestens neun Jahre betragen.

Auch die „Education For All“-Bewegung hat wichtige 
Fortschritte erzielt: Die Zahl der Kinder, die keine Schule 
besuchten, hatte stark abgenommen. Mehr Kinder konn-
ten nach der Grundschule auf eine weiterführende Schule 
wechseln. Und auch die Bildungschancen von Mädchen 
hatten sich in vielen Ländern verbessert.

Das lässt mich doch positiver in die Zukunft blicken 
und auch, dass unser Entwicklungsminister Gerd Müller 
und viele Verbraucher, Unternehmen und große Teile der 
Zivilgesellschaft das Problem Kinderarbeit erkannt haben 
und sich immer stärker mit der Frage auseinandersetzen, 
wo und unter welchen Bedingungen ihre Produkte herge-
stellt wurden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielleicht wissen Sie 
es noch nicht, aber das Entwicklungsministerium macht 
den Kampf gegen Kinderarbeit in diesem Jahr zu ihrem 
Schwerpunkt. Zudem wurden die Mittel für Bildung seit 
2013 mehr als verdoppelt. In Zukunft soll in Bildung ein 
Viertel des Entwicklungsetats fließen.

Und auch wir haben heute einen Antrag eingebracht, 
der das Ziel verfolgt, weltweit zum Schutz der Rechte von 
Kindern beizutragen. In diesem Antrag begrüßen wir die 
bisherigen Anstrengungen der Bundesregierung im 
Kampf gegen Kinderarbeit und Initiativen wie zum Bei-
spiel den „Grünen Knopf“, die auf die Durchsetzung so-
zialer und ökologischer Mindeststandards in der Produk-
tion und in Lieferketten hinwirken. Zudem fordert der 
Antrag die Bundesregierung zum weiteren Einsatz gegen 
Kinderarbeit auf, unter anderem über Aufklärungskam-
pagnen, Siegel, gegebenenfalls gesetzliche Maßnahmen 
als Konsequenz der aktuell laufenden Überprüfung von 
Unternehmensstandards im Rahmen des Nationalen Ak-
tionsplans Wirtschaft und Menschenrechte, NAP, sowie 
über entsprechende Initiativen auf EU-Ebene.

Wie Sie also bemerken, gehen unsere Bemühungen 
und die des Bundesministers schon in die richtige Rich-
tung. Wir dürfen jetzt aber nicht anhalten in unseren Be-
mühungen und müssen diese sogar noch intensivieren. 
Wir müssen in das Wohlergehen und die Grund-
versorgung der Kinder weltweit investieren und ihre For-
derungen ernst nehmen. Wir müssen dafür sorgen, dass 
Kinder in die Zukunft schauen können und dabei eine 
bessere Welt, Chancen und auch Hoffnung sehen. Wenn 
wir das erreichen, dann haben wir die Welt zu einem 
besseren Ort gemacht.
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Vielen Dank.

Susann Rüthrich (SPD): In diesen Tagen gedenken 
wir bei uns und in der Welt nicht nur des 30-jährigen 
Jubiläums des Mauerfalls. Auch die Kinderrechtskonven-
tion feiert ihren 30. Geburtstag. Seitdem ist viel getan 
worden für die Kinder bei uns und in der Welt. Genug? 
Nein, das wohl nicht. Den Kindern zu ihren Rechten zu 
verhelfen, bleibt eine tägliche Aufgabe an allen Orten, 
auch bei uns.

Ein wichtiger Meilenstein wird es sein, dass wir die 
Kinderrechte nun endlich – nach 30 Jahren – in unser 
Grundgesetz aufnehmen. Nach innen verbinden sich da-
mit individuelle Rechte, und zwar für alle Kinder. Nach 
außen setzen wir das Signal, dass die Kinder und deren 
Wohl in all unserer Politik beachtet wird. Man fasst das 
Grundgesetz nicht allzu oft an. Die Kinder sind es uns 
aber wert.

Es wird nun darum gehen, worin genau diese Änderun-
gen bestehen sollen. Jedem Kind Schutz zu gewähren ist 
wohl selbstverständlich, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Auf das Kindeswohl zu achten und das Kind bestmöglich 
zu fördern wohl sicher auch, damit ein jedes Kind sich zu 
der Persönlichkeit entwickeln kann, als die es sich sieht.

Diese Rechte können allerdings nur dann wirklich 
wirksam werden, wenn die Kinder auch dem Alter ent-
sprechend an den sie betreffenden Entscheidungen betei-
ligt werden. Wer sonst kann denn sagen, was die best-
mögliche Förderung ist, wenn nicht das Kind, also die- 
oder derjenige, um deren bzw. dessen Leben und Persön-
lichkeit es geht.

Auch Schutz kann nur wirksam sein, wenn Kinder es 
gelernt und erlebt haben, sich zu beteiligen. Ein Kind 
wird sich im schlimmsten Fall der Fälle, nämlich dass 
es Schutz vor Übergriffen, vor Gewalt oder Vernachläs-
sigung sucht, nur dann vertrauensvoll an andere Erwach-
sene wenden, wenn es darauf vertrauen kann, dass sich 
mit seiner Aussage auch wirksam etwas verändert für sein 
Leben. Vertrauen aber lernt man nicht mit dem Kopf, 
sondern mit dem Herzen, mit Erfahrung im eigenen Le-
ben. Ein Kind ist dann gut geschützt, wenn es von ganz 
klein auf gewohnt ist, dass seine Meinung einen Unter-
schied macht, also eine Wirkung hat. Wie man das lernen 
kann? Nun, indem es in ganz alltäglichen Situationen ge-
fragt und beteiligt wird, sei es über eine geeignete Form, 
das Mittagessen im Kindergarten mit auszuwählen oder 
den Tagesablauf mit zu beeinflussen. Wenn dort die Stim-
me des Kindes gehört wird, kann es darauf vertrauen, dass 
seine Stimme auch im schlimmsten Fall der Fälle gehört 
werden wird.

Schutz, Kindeswohlorientierung, Förderung gehören 
also unmittelbar zusammen mit Beteiligung. Wer, bitte 
schön, soll denn die gestärkten Rechte gerade von sehr 
jungen Kindern wahrnehmen und einfordern, wenn nicht 
deren Eltern? Was, bitte schön, können denn Eltern dage-
gen haben, wenn ihren Kindern Schutz, Förderung und 
Beteiligung von uns allen garantiert werden? Das ist doch 
genau das, was sich Eltern für ihre Kinder wünschen, 
nämlich nur das Beste, und das wollen wir auch. Hier in 
Deutschland wollen wir also dafür sorgen, dass alle Kin-

der – alle Kinder – ihre Rechte auch tatsächliche realisie-
ren können.

Aber wir sind ja nicht allein auf der Welt. Grundlegen-
de Bedürfnisse wie sauberes Wasser, genug zu essen, 
keine Angst in der Schule haben müssen, überhaupt in 
die Schule gehen können, statt im Bergwerk arbeiten 
müssen, unverstümmelt an Leib und Seele bleiben, keine 
Waffe in die Hand nehmen müssen, gemeinsam mit seiner 
Familie leben können, auf der ganzen Welt liegen solche 
Rechte für viel zu viele Kinder in weiter Ferne. Wir alle 
sind dafür verantwortlich, dass das nicht so bleibt. Das ist 
unsere gemeinsame Verantwortung, zu der wir uns in der 
Kinderrechtskonvention verpflichtet haben.

In dem Sinne: Herzlichen Glückwunsch, liebe Kinder-
rechtskonvention. Zum Geburtstag versprechen wir dir, 
dass du uns weiter ein Leitstern sein wirst und wir auf 
deine vollständige Umsetzung hinarbeiten.

Frank Schwabe (SPD): Vor 30 Jahren verabschiede-
ten die Vereinten Nationen ihre Kinderrechtskonvention. 
Fast alle Staaten haben die Konvention ratifiziert, es gibt 
weltweit Einvernehmen darüber, dass Kinder einen ganz 
besonderen Schutz brauchen. Es gibt Einvernehmen da-
rüber, dass Kinder ein Recht auf eine sorglose Kindheit 
haben. Es gibt Einvernehmen darüber, dass sie ein Recht 
auf körperliche und seelische Unversehrtheit haben und 
auf eine fundierte schulische Bildung.

Doch auch 30 Jahre nach Verabschiedung der Konven-
tion ist offensichtlich, dass noch viel passieren muss, um 
die Ziele der Konvention umzusetzen, auch in Deutsch-
land. Obwohl unser Land zu einer der reichsten Industrie-
nationen zählt, gibt es zu viele Kinder, die in Armut auf-
wachsen müssen. Jedes fünfte Kind in Deutschland gilt 
als armutsgefährdet. In den Familien muss im Zweifel am 
Ende des Monats entschieden werden, ob Winterstiefel 
oder Unterrichtsmaterialen gekauft werden, ob das Ge-
burtstagsgeschenk für die beste Freundin bezahlt werden 
kann oder der Besuch im Puppentheater. Das ist sowohl 
für die Eltern als auch für die Kinder schmerzhaft. Ich 
kann bis heute nicht verstehen, warum immer noch so 
viele Kinder in ständiger Sorge um den Geldbeutel ihrer 
Eltern aufwachsen müssen.

Wir haben bisher einiges unternommen, um die Situa-
tion der Kinder und Familien in Deutschland zu verbes-
sern: das Starke-Familien-Gesetz inklusive eines erhöh-
ten Kinderzuschlags; das Gute-KiTa-Gesetz mit mehr 
Qualität und weniger Gebühren; Elterngeld und Eltern-
geld Plus; Unterhaltsvorschuss; Brückenteilzeit usw.

Doch das Bisherige reicht nicht aus. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion kämpft schon lange für eine Kindergrundsi-
cherung, bei der das Kind und sein Wohlergehen im Fo-
kus stehen. Wir kämpfen dafür, dass Familien eine solche 
Kindergrundsicherung unbürokratisch und ohne Hemm-
schwellen beantragen können. Eine Grundsicherung für 
Kinder muss die Regel sein, sie muss planbar und ver-
lässlich sein. Wir müssen dafür sorgen, dass alle Kinder 
eine Chance auf umfassende Beteiligung am gesellschaft-
lichen Leben haben: einen Sportverein besuchen können, 
ein Instrument lernen können und ohne unangenehme 
Anträge beim Förderverein der Schule auf Klassenfahrt 
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gehen können. Auch das gehört zu einer unbeschwerten 
Kindheit dazu. Darauf muss jedes Kind ein Recht haben.

Unsere Vorstellungen sind aktuell nicht immer kom-
plett umsetzbar. Das große Oberthema hier ist aber eben 
auch die Einführung einer Kindergrundsicherung, die da-
für Sorge trägt, dass Kinder sich frei entfalten und ent-
wickeln können, ohne sich einschränken zu müssen. 
Darüber hinaus müssen wir die Kinder aber auch gesamt-
politisch stärken. Aber auch hier haben wir hin und wie-
der mit Widerständen zu kämpfen. Kinderrechte sind 
Grundrechte und Menschenrechte. Diese Rechte müssen 
gesondert aufgeführt oder zumindest speziell im Grund-
gesetz benannt, erklärt, definiert und in Folge geschützt 
werden.

Die Bund-Länder-Koordinierungsrunde beschäftigt 
sich seit Monaten mit dem Thema „Kinderrechte ins 
Grundgesetz“. Wenn es nach uns gehen würde, wäre 
der Idealzustand: Wir fügen einen neuen Grund-
rechteartikel ein, in dem wir Kinderrechte niederschrei-
ben und neben den anderen Grundrechten als höchstes 
Gut schützen. Für die SPD-Fraktion gilt: Der Staat und 
die Länder haben die Pflicht, Kinder zu bilden und ihre 
Rechte zu fördern, damit sie freie, eigenverantwortliche 
Menschen werden. Kinder und ihre Rechte müssen ge-
achtet und geschützt werden. Wir müssen uns von dem 
Gedanken verabschieden, dass Kinder das Eigentum ihrer 
Eltern sind, ohne Meinung, ohne Beteiligungsrechte. 
Kinder haben Meinungen und diese müssen berücksich-
tigt werden.

Auch das Deutsche Institut für Menschenrechte als 
Monitoringstelle der Umsetzung der UN-Kinderrechts-
konvention plädiert für die Aufnahme der Kinderrechte 
ins Grundgesetz. Das Institut sieht Nachholbedarf im Be-
reich des Gewaltschutzes, der inklusiven Bildung, beim 
Schutz geflüchteter Kinder sowie bei der Kinderarmut, 
Mitbestimmungsrechten und gesellschaftlicher Teilhabe. 
Wir sehen: Durch eine Verankerung der Kinderrechte im 
Grundgesetz würden wir als Vertragsstaat unserer Pflicht 
nachkommen.

Wir müssen in Zukunft die Rechte von Kindern in allen 
Politikfeldern mitdenken, nicht nur im Bereich Familie. 
Wenn wir schauen, mit welchen Ländern wir weltweit 
zusammenarbeiten, dann sollte es in Zukunft sehr wohl 
eine Rolle spielen, was einzelne Regierungen im Kampf 
gegen den Einsatz von Kindersoldaten tun. Es ist drama-
tisch: Weltweit werden – geschätzt – bis zu 250 000 Kin-
der und Jugendliche zu Gewalt gegen andere gezwungen 
bzw. rekrutiert. UNICEF hat gezählt: In 20 Ländern 
kämpfen Kinder in bewaffneten Konflikten, sind dadurch 
auch von Misshandlungen durch nationale Sicherheits-
kräfte bzw. durch die anderen Konfliktparteien betroffen.

Jedes Jahr am 12. Februar erinnert der Red Hand Day 
daran, dass Kinder ihrer Kindheit beraubt werden. Um die 
Rechte der Kinder auf körperliche Unversehrtheit, eine 
unbeschwerte Kindheit und auf schulische Bildung zu 
wahren, dürfen wir nicht nur einmal im Jahr den Kampf 
gegen Kindersoldaten führen, sondern müssen auch lang-
fristig, im Rahmen unserer Außen- und Entwicklungspo-
litik, unser Möglichstes tun. Ich werde mich jedenfalls 
auch zukünftig dafür einsetzen, dass das geschieht.

Darüber hinaus müssen wir als Koalition bitte auch 
noch einmal selbstkritisch auf die Asylregelungen 
schauen, die wir in den letzten Jahren beschlossen haben. 
Der zeitweise ausgesetzte Familiennachzug, der ausge-
setzte Nachzug von Geschwistern und auch die Abschie-
bung ganzer Familien – ich bin mir leider nicht sicher, ob 
wir an der einen oder anderen Stelle immer im Sinne der 
Kinderrechtskonvention handeln. Zukünftig muss das 
Wohl des Kindes auch in der Migrations- und Asylpolitik 
stärker in den Fokus unserer politischen Entscheidungen 
gerückt werden. Es ist absolut inakzeptabel, dass viele 
minderjährige Geflüchtete momentan in der Türkei, in 
Griechenland und Libyen – um nur einige wenige Bei-
spiele zu nennen – unter schlimmsten Bedingungen ihr 
Dasein fristen. Gerade Kinder auf der Flucht brauchen 
unseren besonderen Schutz. Ich habe meine Zweifel, ob 
wir in den letzten Jahren immer alles getan haben, damit 
Kinder diesen besonderen Schutz auch wirklich erhalten.

Vor 30 Jahren haben wir eine ganz wunderbare Kon-
vention zum Schutz der Kinder verabschiedet. Heute se-
hen wir, dass es bei der Umsetzung dieser Konvention 
Licht und Schatten gibt. Lassen Sie uns gemeinsam dafür 
kämpfen, dass wir in fünf Jahren eine deutlich bessere 
Situation der Rechte für Kinder haben werden.

Peter Heidt (FDP): In der letzten Sitzungswoche war 
Syrien eines der Top-Themen. Der Außenminister wurde 
richtigerweise von meiner Fraktion scharf kritisiert. Auch 
und gerade an dieser Stelle, der Debatte um 30 Jahre 
Kinderrechtskonvention, muss die Kritik wiederholt wer-
den: Man hört zu wenig von unserem Außenminister.

– Unser Außenminister zeigt keine Initiative, sich mit 
unseren Europäischen Partnern zusammenzutun, um 
so mit geballter Kraft in Krisenregionen intervenieren 
zu können.

– Vorschläge der Verteidigungsministerin fegt der Au-
ßenminister aus verletzter Eitelkeit unter Bloßstellung 
der Ministerin vom Tisch.

Was hat dies alles mit dem Übereinkommen der Rechte 
des Kindes zu tun? Kinder sind die am meisten Leidtra-
genden in kriegerischen Auseinandersetzungen und dies, 
obwohl nicht sie es sind, die bewaffnete Konflikte anzet-
teln oder Möglichkeiten hätten, diese zu verhindern.

Der Kinderrechtskonvention sind mehr Staaten beige-
treten als jeder anderen UN-Konvention. Selbst Nicht-
mitgliedstaaten wie der Vatikan haben die Konvention, 
die Standards zum Schutz der Kinder weltweit festlegt, 
ratifiziert.

Sicherlich hat es in den letzten 30 Jahren positive Ent-
wicklungen gegeben. Aber nach wie vor leben Millionen 
von Kindern weit unter diesen Mindeststandards.

Als Parlamentarier des Deutschen Bundestages haben 
wir eine besondere Verantwortung für zukünftige Gene-
rationen. Dies bedeutet gerade auch, dass wir dafür sor-
gen müssen, dass die festgelegten nachhaltigen Entwick-
lungsziele erreicht werden und eine umfassende 
Verbesserung der Lebensverhältnisse junger Menschen 
geschaffen wird. Und zwar: weltweit und vor der eigenen 
Haustüre.
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Das größte Armutsrisiko in Deutschland haben nicht 
Rentner, wie viele glauben, sondern Kinder von allein-
erziehenden Müttern oder Vätern. Hier ist dringend Ab-
hilfe zu schaffen.

Wir müssen zum Beispiel mit besseren Ganztagsbil-
dungseinrichtungen dafür sorgen, dass Eltern ihre Kinder 
gut aufgehoben wissen und sie so sorglos einer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen können. Bildungschancen insgesamt 
sind selbst bei uns noch eine zu große Baustelle.

Wir fordern schon lange, der Bildungserfolg darf nicht 
vom Willen und Geldbeutel der Eltern abhängen. Die 
Vorschläge der Freien Demokraten hierzu liegen auf 
dem Tisch.

In Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
den Grünen, schlagen Sie Maßnahmen zur Verbesserung 
der Situation von Kindern in Deutschland vor. Viele die-
ser Punkte können die meisten von uns hier im Bundestag 
wohl unterschreiben. Uns Freien Demokraten fehlen 
aber, über die allgemeinen Forderungen in Ihrem Antrag 
hinaus, konkrete Vorschläge, wie man die Ziele erreichen 
kann.

Nehmen wir direkt den ersten Punkt Ihres Antrages als 
Beispiel. Ich zitiere wörtlich: Kinder sollen „hierzulande 
und weltweit breiter über ihre Rechte“ informiert werden. 
Ja, stimmt. Kinder müssen aber auch die Chance bekom-
men, diese Rechte zu verstehen und dann durchsetzen zu 
können.

Dazu bedarf es Menschen, die dies den Kindern ver-
mitteln, und gerade die Kinder, denen ebendiese Rechte 
nicht hinreichend gewährt werden, sind da auf Erziehe-
rinnen und Erzieher und Lehrerinnen und Lehrer ange-
wiesen.

Wir Freien Demokraten fordern deshalb schon lange, 
dass die Lehreraus- und -fortbildung modernisiert und 
verbessert werden muss und Lehrerinnen und Lehrer 
durch digitale Lernmethoden entlastet werden, um mehr 
Zeit für jeden einzelnen Schüler zu haben.

Wir kritisieren ebenso wie Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von den Grünen, die Bundesregierung dafür, 
dass die Bundesregierung zu wenig gegen Menschenhan-
del macht und die Opfer zu wenig beschützt werden.

In unserem Positionspapier zu Prostitution haben wir 
die niedrigen Zahlen der Verurteilungen, das Fehlen von 
Opferschutzprogrammen – insbesondere für Kinder – so-
wie das Fehlen einer proaktiven Strategie zur Bekämp-
fung des Menschenhandels und der Regeln zur Abschöp-
fung der „entsprechenden Gewinne“ kritisiert und 
konkrete Maßnahmen gefordert.

Lassen Sie mich zum Schluss noch auf einen Punkt 
eingehen. Ja, es ist wichtig, bei der Entwicklungspolitik 
den Fokus weitaus mehr noch als jetzt auf Mädchen zu 
richten. Da haben Sie unsere volle Zustimmung. Hier wie 
auch in der Flüchtlingspolitik gilt: Wir müssen aber mul-
tilateral handeln.

Beim Familiennachzug in der Flüchtlingspolitik müs-
sen wir europäische Lösungen finden, sonst werden es 
keine nachhaltigen sein.

Viele NGOs beklagen die Strategie des Entwicklungs-
ministers, die Gelder für multilaterale Projekte zurückzu-
schrauben. Auch ich habe dafür kein Verständnis. Wie 
soll Deutschland alleine auf den vielfältigen Problemfel-
dern weltweit etwas bewirken können?

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, aber 
auch den anderen Fraktionen, wir haben noch viel vor 
uns. Lassen Sie uns über die Konzepte diskutieren, strei-
ten, aber vor allem zusammen daran arbeiten, dass wir 
den Kindern in Deutschland und weltweit ein Leben in 
Würde und Sicherheit ermöglichen.

Zaklin Nastic (DIE LINKE): Die UN-Kinderrechts-
konvention stellt in ihrer Präambel fest, dass ein Kind 
zur vollen und harmonischen Entfaltung seiner Persön-
lichkeit in einer Familie umgeben von Glück, Liebe und 
Verständnis aufwachsen sollte und, meine Damen und 
Herren – so hält es die Kinderrechtskonvention fest – 
„unabhängig vom Vermögen“ der Eltern.

Auch 30 Jahre nach Beschluss der UN-Kinderrechts-
konvention bestimmt immer noch der Geldbeutel der El-
tern die Bildung, Ausbildung und damit auch die Zukunft 
eines Kindes in Deutschland.

Artikel 26 schreibt das Recht eines jeden Kindes auf 
soziale Sicherheit fest. Doch die Bundesregierung miss-
achtet dieses Recht und kürzt sogar bei den schon viel zu 
niedrigen und künstlich kleingerechneten Hartz-IV-Re-
gelsätzen auch Kindern das Existenzminimum. Das ist 
nicht hinnehmbar! In Deutschland sind laut Bundesar-
beitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe etwa 54 000 Min-
derjährige wohnungslos. Ihre Sanktionen verursachen 
Wohnungslosigkeit, auch bei Kindern. Es muss Schluss 
sein mit dieser staatlich organisierten Armut per Gesetz!

Die Linke ist gegen Sanktionen, erst recht bei Familien 
und Minderjährigen. Das fordert im Übrigen auch das 
Kinderhilfswerk. Eine Kindergrundsicherung und die 
Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz, dafür ist 
es höchste Zeit.

Während jedes vierte Kind auf der Erde als chronisch 
unterernährt gilt, werden in Deutschland jährlich etwa 
13 Millionen Tonnen Lebensmittel weggeworfen. Und 
während man die Menschheit zweimal ernähren könnte, 
verhungert alle zehn Sekunden ein Kind. Das, meine Da-
men und Herren von der Bundesregierung, sind keine 
Naturgegebenheiten, sondern Ergebnisse der Verteilungs-
ungerechtigkeit Ihrer Politik. Dass Deutschland mit sei-
nen billigen Agrarexporten in die Länder des Südens die 
lokalen Märkte der kleinen Bauern zerstört, ist Ihnen be-
kannt. Allein der deutsche Konzern Bayer-Monsanto, der 
mit genmanipuliertem Saatgut und Glyphosat Mitverur-
sacher von Missernten und Selbstmorden bei Kleinbauern 
ist, hat im vergangenen Jahr einen Gewinn von 9,5 Mil-
liarden erwirtschaftet.

Was tut die Bundesregierung für eine bessere Besteue-
rung von großen Konzernen, die die Ausbeuter und Plün-
derer der armen Regionen dieser Welt sind? Sie blockiert 
ein EU-weites Steuertransparenzgesetz, um diese weiter 
unbehelligt zu lassen. Sorgen Sie endlich für eine Politik 
der Verteilungsgerechtigkeit, stoppen Sie Lebensmittel-
spekulanten wie Bayer-Monsanto, die Deutsche Bank 
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und die Allianz. Wer diese Konzerne gewähren lässt, 
macht sich mitschuldig am Hunger von Millionen Kin-
dern dieser Welt.

Jedes sechste Kind wächst in einem Krisengebiet auf, 
das sind 75 Prozent mehr Kinder als zu Beginn der 90er- 
Jahre. Allein im Jemen sind laut Save the Children seit 
Beginn des von Saudi-Arabien angeführten Krieges mehr 
als 85 000 Kinder verhungert. Herr Außenminister Maas 
hat am 16. September Angriffe auf zwei Raffinerien in 
Saudi-Arabien zwar verurteilt, Deutschland, Frankreich 
und Großbritannien haben jedoch nach dem Ölfelder-
brand in einer gemeinsamen Erklärung ihre „uneinge-
schränkte Solidarität“ mit dem Königreich Saudi-Arabien 
erklärt. Aber wenn täglich im Jemen Kinder verhungern, 
schweigen Sie, ja Sie beliefern und befeuern mit Rüs-
tungsexporten sogar den Krieg im Jemen. Das ist doppel-
züngig.

Wir Linken erklären unsere uneingeschränkte Solida-
rität mit den hungernden Kindern im Jemen und nicht mit 
der saudischen Kopf-ab-Diktatur.

Wenn Ihnen Kinderrechte etwas wert sind, dann been-
den Sie die Rüstungsexporte an die Militärkoalition und 
setzen Sie sich für Kinderrechte in Saudi-Arabien ein. 
Dort wurden allein im letzten Jahr mindestens sechs Kin-
der hingerichtet. Kinderrechte sind Menschenrechte und 
diese müssen verteidigt werden – gegen Diktaturen wie 
die saudische sowie gegen deutsche Spekulanten wie 
Bayer-Monsanto.

Anlage 15 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Kultur und Medien zu 
dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD: Bundesprogramm „Jugend erinnert“ – Wis-
sensvermittlung über Wirkung und Folgen von 
Diktatur und Gewaltherrschaft stärken

(Tagesordnungspunkt 21)

Christoph Bernstiel (CDU/CSU): Mit dem Bundes-
programm „Jugend erinnert“ wollen wir die Wissensver-
mittlung über die NS-Terrorherrschaft und die SED-Dik-
tatur stärken. Dafür sind im Bundeshaushalt 2019 bereits 
insgesamt 7 Millionen Euro eingestellt. Beteiligt sind 
hierbei das Auswärtige Amt, die Beauftragte der Bundes-
regierung für Kultur und Medien und das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.

Das Programm „Jugend erinnert“ hilft uns dabei, die 
notwendige Wissensvermittlung für junge Menschen zu 
verstärken. Das tun wir dabei bewusst im In- und Aus-
land. Die Umsetzung des Programms ist eine Folge des in 
Deutschland noch zu gering ausgeprägten zeitgeschicht-
lichen Interesses bei Jugendlichen. Fehlendes Grund-
wissen im Bereich des Nationalsozialismus, der DDR 
und auch der Bundesrepublik sind leider zu häufig an 
der Tagesordnung.

Mit dem Programm verfolgen wir das Ziel, den Trä-
gern die Vernetzung mit neuen Kooperationspartnern zu 
ermöglichen und nachhaltig wirkende Bildungsformate 
für junge Menschen zu erschaffen und weiterzuent-
wickeln.

In diesem Jahr haben bereits 29 Projekte einen Zu-
schlag erhalten. Die Projekte werden dabei mit insgesamt 
6 Millionen Euro gefördert. In der ersten Förderkonzep-
tion wurden Projekte berücksichtigt, die sich mit der Ge-
schichte des Nationalsozialismus auseinandergesetzt ha-
ben. Im zweiten Schritt muss jetzt schnellstmöglich eine 
Förderrichtlinie für Projekte aus dem Bereich SED-Un-
recht erarbeitet werden, um so einen umfänglichen För-
derschwerpunkt auf beide deutsche Diktaturen zu legen.

Eine der wichtigsten Aufgaben ist es, die Gedanken 
und Erlebnisse auch für kommende Generationen erleb-
bar zu machen. An dieser Stelle möchte ich nochmals 
betonen, wie wichtig die Arbeit mit Zeitzeugen für die 
Aufarbeitung und auch Prävention sind. Sie stellen ein 
sehr wichtiges Mittel dar; denn nichts berührt und bewegt 
einen Menschen mehr, als die Erlebnisse und Geschichten 
von einem Menschen zu hören, der selbst Unrecht und 
Repression erfahren hat. Dieser Einblick kann durch 
nichts ersetzt werden. Daher bedarf es einer ausreichen-
den Förderung, um zukünftige Projekte auch ausreichend 
zu finanzieren und auszustatten.

Bei der Arbeit mit Zeitzeugen tritt leider ein natürli-
ches Phänomen auf; denn Zeitzeugen sind nicht für im-
mer auf dieser Welt, um über ihre Geschichte zu berich-
ten. Aus diesem Grund müssen wir das Gesagte und die 
Erinnerungen bewahren. Mithilfe der Digitalisierung von 
Zeitzeugengesprächen können wir das ermöglichen. Erst 
kürzlich habe ich von einem Projekt der Aufnahme von 
Zeitzeugengesprächen erfahren. Anita Lasker-Wallfisch, 
die mir noch sehr gut durch Ihre sehr bewegende Rede am 
Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus 
in Erinnerung geblieben ist, wurde dort portraitiert. Die 
USC Shoah Foundation und die Stiftung „Erinnerung, 
Verantwortung und Zukunft“, EVZ, starten demnächst 
den gemeinsamen deutschsprachigen Betatest von Di-
mensions in Testimony. Vor Kurzem gaben die Stiftungen 
bekannt, dass das Programm 2020 an zwei ausgewählten 
Standorten in Deutschland in die Testphase geht.

Auch in meiner Heimatstadt Halle (Saale) bietet die 
„Luther virtuell“-App die Möglichkeit, auf den Spuren 
des Reformators digital zu wandeln. Mit dem virtuellen 
Rundgang können die Standorte erlebbar werden und da-
mit auch für jüngeres Publikum attraktiver gemacht wer-
den.

Dass wir Bildung und Ansprache brauchen, zeigen uns 
auch die leider immer wiederkehrenden Beleidigungen, 
Angriffe und Schmähungen gegenüber Juden. Die anti-
semitischen Straftaten beruhen auch auf Vorurteilen und 
falschen Wertevermittlungen. Umso wichtiger sind daher 
Programme, die für Zusammenhalt und Verständnis ste-
hen. Können Jugendliche aufgrund ihrer fehlenden 
Kenntnisse nicht zwischen Diktatur und Demokratie un-
terscheiden, führt dies zu fehlerhaften Annahmen und 
Fehleinschätzungen aktueller politischer Situationen 
und in der Bewertung von Systemen.
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Auch heute ist Demokratie nicht selbstverständlich. 
Eine Demokratie muss einiges aushalten; das kann kurz-
fristig auch zur Belastungsprobe werden. Die Stärken der 
Demokratie müssen uns aber Grund genug sein, sie zu 
bewahren und zu verteidigen. Die Entwicklungen der 
letzten Jahre und die damit verbundene Ausgrenzung 
und Polarisierung zeigen uns mehr denn je, wie wichtig 
Demokratie und Demokratiebewusstsein sind.

Marianne Schieder (SPD): Ich freue mich, dass wir 
heute noch einmal die Gelegenheit haben, über den Koa-
litionsantrag zu „Jugend erinnert“ zu sprechen. Wie Sie 
wissen, handelt es sich um ein neues Förderinstrument, 
das Gedenkstätten und Initiativen bei der Aufarbeitung 
des NS-Terrors sowie der SED-Diktatur unterstützt. Ziel 
ist es, eine kritische Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte zu fördern und Antisemitismus sowie Antiziga-
nismus entgegenzuwirken. Die jüngsten Ereignisse in 
Halle verdeutlichen uns noch einmal, wie wichtig es ist, 
dass wir hierfür staatliche Hilfe bereitstellen. Auf viel-
fältige Art und Weise unterstützen wir darum Jugendbil-
dungsmaßnahmen im Inland ebenso wie im internationa-
len Austausch.

Lassen Sie mich auf den letzten Punkt gleich eingehen: 
Das Auswärtige Amt, das einen Teil von „Jugend erin-
nert“ durchführt, hat hier bereits viele Projekte angesto-
ßen. Das liegt nicht zuletzt daran, dass sich sowohl Bun-
desaußenminister Heiko Maas als auch Staatsministerin 
Michelle Müntefering sehr für das neue Bundespro-
gramm einsetzen. Dafür möchte ich ihnen bei dieser Ge-
legenheit auch meinen herzlichen Dank aussprechen!

So ist der Wettbewerb „Erinnern für die Gegenwart“ 
der persönlichen Initiative von Außenminister Maas zu 
verdanken, der auch die Schirmherrschaft dafür über-
nommen hat. Dabei werden die 140 Deutschen Auslands-
schulen ermutigt, sich kritisch mit ihrer eigenen und der 
Erinnerungskultur der Gastländer auseinanderzusetzen.

Darüber hinaus werden vom Auswärtigen Amt Schü-
leraustauschprojekte gefördert, wie zum Beispiel bei 
„menschen gedenken – jugend macht zukunft“. Hier be-
schäftigen sich Jugendliche mit Einzelschicksalen von 
Opfern deutscher Kriegsverbrechen in Polen und von Op-
fern des Holocausts.

Weiterhin gibt es bi- und trinationale Begegnungen 
junger Menschen aus Deutschland, Israel und Europa in 
Gedenkstätten mit intensiver Projektarbeit.

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend baut darüber hinaus auch die außerschuli-
schen Gedenkstättenfahrten aus. 2019 und 2020 wollen 
wir auf 500 Fahrten über 10 000 Jugendliche erreichen. 
5 Millionen Euro stehen im Haushalt des Auswärtigen 
Amtes 2019 für Projekte der beiden Häuser zur Verfü-
gung.

Sie sehen, im internationalen Bereich und beim Ju-
gendaustausch gibt es einen ganz bunten Strauß an tollen 
Maßnahmen, die wir fördern. Besonders freut mich aber, 
dass „Jugend erinnert“ auch im Inland bereits im ersten 
Jahr gut angenommen wird und in der Breite bei den 
Einrichtungen ankommt. Dieser Bereich fällt in die Zu-
ständigkeit der Staatsministerin für Kultur und Medien. 

Dort werden große und bekannte Namen der Gedenkstät-
tenszene gefördert, ebenso wie kleine Initiativen in ganz 
Deutschland. Lassen Sie mich einige Beispiele nennen:

Als Oberpfälzerin liegt mir natürlich die KZ-Gedenk-
stätte in Flossenbürg besonders am Herzen: Dort entde-
cken Jugendliche eigenständig die Geschichte und ver-
arbeiten sie in Theaterstücken. In der KZ-Gedenkstätte 
Dachau werden neue Seminarkonzepte für Soldatinnen 
und Soldaten entwickelt. Ähnliches findet im Haus der 
Wannseekonferenz für Justiz-, Notar- und Rechtsanwalts-
fachangestellte statt. Im ehemaligen Frauen-KZ in Ra-
vensbrück verarbeiten Jugendliche die Geschichte ge-
meinsam mit den letzten Überlebenden im Projekt 
„Sound in the Silence“ auf musikalische Weise. Die Ge-
denkstätte Ahrensbök will die Vernetzung junger Men-
schen bei der Vermittlung der NS-Zeit in Schleswig-Hol-
stein unterstützen.

Allein an diesen wenigen Beispielen zeigt sich, dass 
wir mit „Jugend erinnert“, das erreichen, was wir schaffen 
wollten: Wir fördern Einrichtungen deutschlandweit, von 
groß bis klein und mit den unterschiedlichsten Projekten.

Wie von uns erwartet, gibt es an den Gedenkstätten 
viele tolle Ideen für die Arbeit mit jungen Menschen. 
Diese warten oft nur darauf, durch ein Programm wie 
„Jugend erinnert“ angeschoben und umgesetzt zu wer-
den.

Außerdem erreichen wir neue Zielgruppen, allen voran 
Menschen im öffentlichen Dienst, die verantwortungs-
volle Aufgaben im Staat wahrnehmen.

Zudem setzen wir Impulse für neue Konzepte in einer 
Zeit, in der es keine Zeitzeuginnen und Zeitzeugen mehr 
geben wird.

Zumal das Programm gut anläuft, wurde im Haushalts-
entwurf für den Bereich der Beauftragten für Kultur und 
Medien bereits ein Aufwuchs der Mittel von 2 auf 5 Mil-
lionen Euro vorgesehen.

Zum einen zeigt sich, dass der Bedarf und die guten 
Ideen vorhanden sind. Zum anderen fordern wir in unse-
rem Antrag auch Staatsministerin Grütters dazu auf, eine 
weitere Förderrichtlinie zur Aufarbeitung der SED-Dik-
tatur vorzulegen. Selbstverständlich sollen beide Stränge 
nicht in Konkurrenz zueinander stehen. Eine Aufteilung 
in zwei Förderrichtlinien ist daher und auch aus fachli-
chen Gründen richtig.

Ich freue mich, dass immerhin Bündnis 90/Die Grünen 
dem Koalitionsantrag im Ausschuss zustimmen konnten. 
Umso schöner wäre es natürlich, wenn auch die FDP und 
die Linke sich dem anschließen könnten. Dass dagegen 
die AfD nicht zustimmen kann, dürfte klar sein.

Dafür zitiere ich die Ausführungen von Kollegen 
Dr. Jongen, die auch in der Beschlussempfehlung nach-
zulesen sind: Leider liege der Schwerpunkt von „Jugend 
erinnert“ aber auf den NS-Verbrechen, zu denen ein Ge-
genwartsbezug hergestellt werde, der problematisch sei.

Sehr geehrter Herr Dr. Jongen, die Aufarbeitung der 
Geschichte kann kein reiner Selbstzweck sein. Selbstver-
ständlich müssen wir unsere Lehren aus ihr ziehen, um 
alte Fehler nicht zu wiederholen. Dass Sie es ablehnen, 
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einen Gegenwartsbezug herzustellen, wundert mich gar 
nicht. Zum Schluss käme noch jemand auf den Gedanken, 
Vergleiche mit dem Auftreten prominenter Vertreter Ihrer 
Partei anzustellen.

Sie sehen, die Erinnerung an Gewaltherrschaft darf 
nicht enden. Sie ist heute wichtiger denn je. Daher werbe 
ich für Ihre Zustimmung zu unserem Antrag.

Thomas Hacker (FDP): Deutschland ist ein Land 
reich an Geschichte, Geschichte voller guter und bitterer 
Tage, mit schmerzvollen Erinnerungen und solchen voller 
Freude, Mut und Hoffnung. Wir dürfen nichts verschwei-
gen. Zwei Deutsche Diktaturen in einem Jahrhundert sind 
Bürde und Verpflichtung zugleich. Wir sind es allen Ge-
nerationen schuldig – denen unserer Eltern und Groß-
eltern, aber auch den Generationen unserer Kinder und 
Enkelkinder –, die Erinnerung, das Gedenken, aber auch 
die Aufarbeitung am Leben zu erhalten.

Wie wollen wir die Zukunft des Erinnerns ausgestal-
ten? Die Zeitzeugen werden weniger, Erinnerungen ver-
blassen. Wie wollen wir diesen Schatz der persönlichen 
Erfahrungen, des Erleidens und Erlebens für die zukünf-
tigen Generationen bewahren? Das geht mit Dokumenta-
tion und Forschung, aber wir brauchen vor allem moderne 
Vermittlungsmethoden, neue pädagogische Konzepte und 
eine zielgruppenorientierte Ansprache aller Generatio-
nen.

Wir brauchen keine Erinnerungskultur, die träge und 
verstaubt ist. Wir wollen ein Erinnern, das den Blick nach 
vorne nicht scheut, gleichzeitig lebendig ist und die Men-
schen für tagtägliche Gefährdungen ihrer Freiheit und 
Rechte sensibilisiert. Eine lebendige Erinnerungskultur 
muss das Ziel aller Demokraten sein, sie erreicht Herz 
und Verstand.

Das Programm „Jugend erinnert“ könnte dazu ein guter 
Beitrag sein. Aber leider bleibt es hier beim Konjunktiv – 
wie so oft bei dieser Großen Koalition. Viele – zugegeben 
gute – Ideen in ein Sonderprojekt zu gießen und mit ei-
nem schmissigen Titel zu versehen, verkennt unserer 
Meinung nach die bestehenden Grundprobleme. Unser 
Ziel muss es doch sein, dass unsere Gedenkstätten ihr 
Vermittlungsangebot verbessern können, es lebendiger 
und verständlicher gestalten. Und hier müssen wir auch 
ehrlich bleiben, insbesondere gegenüber den Forschern 
und den Gedenkstätten. Wir knausern mit jedem einzel-
nen Euro, erwarten aber großes Engagement und beste 
Ergebnisse. Das passt nicht zusammen! Deshalb sehen 
wir die Haushaltsmittel besser in den bestehenden Projek-
ten aufgehoben. Es geht darum, die Regelförderung zu 
verbessern. Die Freien Demokraten haben daher Ände-
rungsanträge zum Haushalt eingebracht, um Forschern 
und Gedenkstätten den Respekt auszusprechen, den sie 
verdienen.

Also: Unterstützen wir die Gedenkstätten, aber eben 
auch Wissenschaft und Forschung. Investieren wir in 
das Wie des Vermittelns: zeitgemäß, alle technischen 
Möglichkeiten der digitalen Welt nutzend, um die Erinne-
rungen auch zu den jungen Menschen zu bringen, auf-
bereitet für die Medien, die die Jugend auch nutzt!

Wir brauchen ein Programm „Jugend erinnert“, aber 
uns demokratischen Kräften in diesem Haus muss klar 
sein, dass dieses Programm nur Erfolg haben kann, wenn 
es auf verbindlichen, verlässlichen und stabilen Grund-
lagen steht, das heißt, weg von den Projekten, hin zu einer 
Dauerfinanzierung.

Solange es Wirrköpfe gibt, die das Holocaustmahnmal 
als Mahnmal der Schande verunglimpfen oder die die 
menschenverachtende Diktatur der Nationalsozialisten 
als Vogelschiss der Geschichte bezeichnen oder sich 
weigern, die DDR als Unrechtsstaat anzusehen, sind In-
vestitionen ins Erinnern und Gedenken notwendiger denn 
je. Es sind Investitionen, die unsere Demokratie stärken, 
es sind Investitionen in unsere Gesellschaft, in unsere 
Freiheit.

Brigitte Freihold (DIE LINKE): Seit der Wiederver-
einigung wurden mindestens 198 Menschen durch rechte 
Gewalt getötet. Die Amadeu-Antonio-Stiftung beklagt 
seit Jahren, dass die Bundesregierung lediglich 85 Tö-
tungsdelikte davon anerkannt hat. Rechtsextreme bei Po-
lizei, Bundeswehr, Justiz und Verfassungsschutz und die 
verweigerte Auflösung des NSU-Komplexes belegen ein-
drücklich eine unheilvolle Toleranz und Tradition der 
Verharmlosung des Ausmaßes neonazistischer Gewalt. 
Der antisemitische, islamfeindliche, aber auch frauenver-
achtende Anschlag von Halle, gespeist unter anderem von 
der sogenannten Incel-Ideologie, stellt keinen Bruch dar, 
sondern drückt die Kontinuität gesellschaftlicher Ent-
wicklungen aus, die seit mindestens 30 Jahren als Einzel-
fälle relativiert werden.

Es ist deshalb zu begrüßen, dass die Bundesregierung 
mit ihrem Antrag die dezentrale Erinnerungskultur im In- 
und Ausland stärken will. Mit dem Programm „Jugend 
erinnert“ müssen viel stärkere Bezüge zur Gegenwart her-
gestellt werden, um auf aktuelle Fragen von Minderhei-
tenrechten, Menschenfeindlichkeit und Rassismus einzu-
gehen. Glaubwürdig wird dies jedoch erst, wenn Sie den 
Gedenkstätten und zivilgesellschaftlichen Projekten aus-
kömmliche Mittel bereitstellen. Dazu gehört auch die 
Präzisierung des Gemeinnützigkeitsrechtes und die För-
derung antifaschistischer Vereine, soziokultureller Zent-
ren und Initiativen, denen aktuell von Finanzämtern rück-
wirkend die Gemeinnützigkeit entzogen wird, anstatt 
diese nachhaltig und institutionell mit einem Demokra-
tiefördergesetz zu unterstützen.

Statt die Gedenkstätten mit vernünftigen Regelmitteln 
und -stellen auszustatten, sind diese genötigt, ihre Res-
sourcen in Projektanträge und Projektverwaltung zu ver-
schwenden. Ausschreibungskriterien gehen vielfach an 
inhaltlichen Notwendigkeiten der Gedenkstätten vorbei. 
Das ist nicht nachhaltig. Hochwertige pädagogische Ar-
beit in den Gedenkstätten verdient mehr als TV-L-9-Stel-
len und prekäre Beschäftigung von hochqualifizierten 
Honorarkräften, welche die meisten Führungen in den 
Gedenkstätten zu schultern haben. Die Gedenkstätten 
sind grundsätzlich strukturell unterfinanziert. Ursachen 
dieser Defizite wollen Sie nicht analysieren. Erneut wird 
dagegen in dem Antrag der Koalition das Thema Erinne-
rung und Gedenken an die Opfer des NS durch partei-
politischen Opportunismus definiert.
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Die Aufarbeitung der Verbrechen des Stalinismus und 
der Stasi in der DDR muss gesamtgesellschaftlich ge-
währleistet werden. Jedoch gerade nicht auf Kosten der 
Auseinandersetzung mit der Shoah! Deshalb müssen bei-
de Themenkomplexe in getrennten Bildungsprogrammen 
aufgearbeitet werden und nicht die Träger gegeneinander 
um knappe Mittel konkurrieren.

Für den NS-Bereich ist darüber hinaus eine eigenstän-
dige Stiftung mit entsprechender finanzieller Ausstattung 
notwendig. Es ist nicht vertretbar, dass lediglich die Auf-
arbeitung der SED-Diktatur eine eigenständige Stiftung 
zur Aufarbeitung zur Seite gestellt bekommt.

Die Regierungskoalition schafft es mit vielen Verren-
kungen, die Relativierung der deutschen Naziverbrechen 
zu kritisieren und zugleich die Naziverbrechen auf eine 
Stufe mit den Repressionen in der DDR zu stellen. Die 
erinnerungspolitische Wende der AfD ist auch eine Folge 
solcher Relativierungen. Diese Relativierungen und die-
ser Geschichtsrevisionismus sind Legitimation für jene, 
die den Holocaust als „Vogelschiss der Geschichte“ be-
zeichnen.

Sie heben hervor, dass bis Anfang 1950 insgesamt 10 
sowjetische Speziallager in der SBZ bestanden. Das ist 
nur die halbe Wahrheit. Vergessen wir nicht, dass zwi-
schen 1945 und 1950 auch 37 Speziallager in der US- 
amerikanischen Besatzungszone mit fast 170 000 Gefan-
genen in ehemaligen deutschen KZs eingerichtet wurden 
und weitere 9 in der britischen und 12 Lager in der fran-
zösischen Besatzungszone notwendig waren, um die Ent-
nazifizierung der deutschen Gesellschaft und die Nürn-
berger Prozesse vorzubereiten. Wenn dabei Fehler 
begangen wurden, benennen Sie diese konkret, anstatt 
pauschal aus Tätern Opfer zu machen!

Zur ganzen Wahrheit gehört auch die Aufgabe, so wie 
es die Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Ge-
schichte und Folgen der SED-Diktatur“ bereits 1994 für 
die CDU und FDP gefordert hat, „durch den Zusammen-
schluss mit den ehemaligen Blockparteien …, ihre jewei-
lige Parteigeschichte ebenso kritisch wie verantwortungs-
bewusst aufzuarbeiten“. Dazu verlieren Sie in Ihrem 
Antrag kein Wort. Stattdessen versuchen Sie erneut, die 
Tradition des Antifaschismus zu verklären und zu diffa-
mieren.

Damit kann die andere Tradition der beiden deutschen 
Staaten, die der Integration der Gestapo-Beamten in den 
öffentlichen Dienst in der Bundesrepublik, der Globkes 
und die Rehabilitierung der sogenannten 131er in der 
Bundesrepublik Deutschland, also die Anerkennung der 
Wiedereinstellungsansprüche ehemaliger Nazis, nicht 
ungeschehen gemacht werden. Dieser historische Oppor-
tunismus führte dazu, dass ehemalige SS-Schergen bis 
heute eine Altersrente erhalten. Wenn es einen Konsens 
geben kann in der Beurteilung der Gewaltherrschaft der 
deutschen Nazis in Europa, dann nur über einen pluralen 
Antifaschismus.

Sie konstatieren zu Recht die unterschiedlichen Erfah-
rungen der Erinnerung in Europa. Doch Sie ignorieren 
gerade ihre Heterogenität, indem Sie die unterschiedli-
chen Verfolgungsschicksale und die unterschiedlichen 
Motive des politischen, religiösen oder nationalen Wider-

stands gegen den deutschen Faschismus, namentlich von 
Juden, Sinti und Roma, den Beitrag der Anti-Hitler-Koa-
lition und zugleich die vielfache Kollaboration im Anti-
semitismus in den besetzten Gebieten, durch eine ver-
meintliche Geschichtsgemeinschaft verklären wollen.

Wenn Sie die Erinnerung an den Holocaust in der aus-
wärtigen Kulturpolitik fördern wollen, dann blockieren 
Sie nicht länger unsere Haushaltsanträge zur auskömm-
lichen Ausstattung der polnischen Gedenkstätten der 
deutschen Vernichtungslager der „Aktion Reinhardt“ in 
Treblinka und Belzec. Erst aufgrund jahrelangen Drucks 
gaben Sie jüngst Fördermittel für die Ausstattung der Ge-
denkstätte Sobibor frei.

Anstatt zu beklagen, dass die hochbetagten Überleb-
enden des Nazismus weniger werden, entschädigen Sie 
doch die noch Lebenden! Stellen Sie sich nicht nur der 
moralischen, sondern vor allem der rechtlichen Verant-
wortung für die deutschen Verbrechen: Zahlen Sie end-
lich Renten für während des NS zwangsgermanisierte 
polnische Bürger! Machen Sie den Weg frei für Repara-
tionen des deutschen Unrechts in Polen und Griechen-
land!

Kommen Sie zur Vernunft und lassen Sie angesichts 
der Bedrohungen unserer Gesellschaft und Demokratie 
die Parteipolitik aus den NS-Gedenkstätten heraus! Der 
instrumentelle Umgang mit der konkreten Geschichte 
verschleiert die jeweilige Ideologie und deren Konse-
quenzen. Die Gleichsetzung wird beiden Themen nicht 
gerecht. Und nehmen Sie endlich zur Kenntnis, dass das 
Gegenteil von Diktatur nicht gleich Demokratie bedeutet. 
Hierfür braucht es vielmehr aktive zivilgesellschaftliche 
und staatliche Anstrengungen.

Erhard Grundl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wer 
wird uns künftig eindringlich schildern, wie ihnen 1933 
als Teenager plötzlich der Besuch von Schwimmbädern 
und Kinos verboten waren, wie später die Telefonan-
schlüsse gekappt wurden und sie mit nächtlicher Aus-
gangssperre belegt wurden, wie sie bespuckt wurden, 
weil sie den Stern trugen, wie sie die Kälte und Brutalität 
von KZ und Arbeitslager erlitten haben? Wer wird uns 
mit der Autorität seiner eigenen Erfahrung an die unfass-
baren Verbrechen der Nationalsozialisten und ihrer 
Spießgesellen erinnern, wie Professor Ruth Klüger und 
Anita Lasker Wallfisch das hier im Bundestag getan ha-
ben?

Das Bundesprogramm „Jugend erinnert“, so wie Sie es 
vorlegen, hat zweifellos Mängel. Erklärungsbedürftig ist, 
warum bisher nur sechs von 28 befürworteten Projekten 
aus ostdeutschen Bundesländern kommen oder ob es aus-
reicht, die geplanten Personalstellen nur als Projektstellen 
einzurichten. Wir brauchen hier unbedingt einen Zwi-
schenbericht vor dem Evaluationsbericht in drei Jahren.

Aber grundsätzlich ist jeder Cent für dieses Programm 
bitter nötig. Die Jugendorganisation der Altherrenrechten 
hier im Parlament etwa, hätte großen Bedarf an Wissens-
vermittlung in Gedenkstätten und Dokumentations-
zentren. Stattdessen fordert diese sogenannte „Junge Al-
ternative“ schon mal eine pauschale nächtliche 
Ausgangssperre für Geflüchtete – ab 20 Uhr! Der Ver-
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fassungsschutz nennt das eine „Bestrebung gegen die Ga-
rantie der Menschenwürde als Kernelement der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung“. Genau darum 
geht es in dem Programm: um die Verteidigung der Men-
schenwürde.

Meine Damen und Herren, unsere Geschichte gibt es 
nur als Ganzes. Wir können uns nicht aussuchen, was uns 
daran gefällt, und das andere verdrängen. Die Verbrechen 
des Nationalsozialismus zu verdrängen, schützt nur die 
Täter. Es schützt die geistigen Erben der Täter, die die 
Shoah relativieren und bagatellisieren – selbst hier im 
Bundestag. Umso wichtiger ist es, dass wir den Staffel-
stab der Erinnerung, wie es Paul Spiegel ausdrückte, an 
die kommenden Generationen weiterreichen.

„Jetzt, in diesen Tagen, verschwinden die letzten Zeu-
gen“ –, erinnert der Schriftsteller Lukas Bärfuss in seiner 
wunderbaren Büchner-Preis-Rede. Wir werden ohne 
Ruth Klüger und Anita Lasker-Wallfisch auskommen 
müssen. Das löst Trauer aus und Beunruhigung. Mit 
dem Verlust der Erinnerung geht für Bärfuss der Verlust 
der Orientierung einher. Er sieht es als Aufgabe und Ver-
antwortung seiner Generation an, die Erinnerung leben-
dig zu halten. Denn, so Bärfuss: „Wer den letzten Krieg 
vergisst, bereitet schon den nächsten vor.“ Ich hoffe, dass 
das Programm „Jugend erinnert“ trotz der Mängel im 
Detail dazu den Weg weist und uns Orientierung gibt.
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